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Bonn, den 2. Januar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Überschrift "Kurskorrektur in der Innenpolitik" schreibt

der stellvertretende Vorsitzende der CDU Deutschlands, Dr. Alfred

O Dregger, MdB, heute im "Deutschland-Union-Dienst":

Der Freiheit auch in Zukunft eine Chance zu geben: Das ist eine der

großen politischen Herausforderungen der 80er Jahre. Die Politik

muß die‘ Voraussetzungen für die freie Entfaltung des einzelnen und

das solidarische Zusammenwirken aller in der Gemeinschaft sichern.

Heute wird die Initiative des einzelnen durch staatliche Eingriffe im-

mer mehr eingeengt. Eine der Hauptaufgaben der Innnenpolitik des

nächsten Jahrzehnts wird es daher sein, die staatliche Durchdringung

immer weiterer Lebensbereiche zu stoppen und die Staatsquote, die

unter der SPD /FDP-Regierung eine nie gekannte Höhe erreicht hat,

0 wieder auf ein Normalmaß zurückzuführen.

Für Sozialisten ist Bürokratisierung ein Mittel zur lautlosen System-

veränderung. Sozialisten wollen alles und jedes durch staatliche Büro-

kratie steuern. Im Sozialismus ersetzt die Bürokratie die Selbständig-

keit und die Eigenverantwortung des einzelnen. Heute braucht der So-

zialismus keine Revolution, er braucht ebenso wenig demokratische

Mehrheiten. Er entsteht durch die allumfassende Bürokratisierung

gleichsam wie von selbst.

Immer mehr Bürgern wird diese Gefahr bewußt. Die CDU hat sichdie-

ses Themas als erste Partei politisch angenommen. Sie hat umfassen-

de Vorschläge zur Entbürokratisierung vorgelegt. An erster Stelle un-

serer Vorschläge steht die Forderung: bei allen vom Staat wahrgenom-

menen Aufgaben zu prüfen, ob sie verzichtbar sindpder ob eine Über-
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tragung auf Private und nichtstaatliche Einrichtungen möglich ist. An

diesem Punkt wird ganz deutlich: Ohne Mithilfe der Bürger kann die

Bürokratisierung nicht gebremst werden. Die alten und bewährten Bür-

gertugenden wie Gemeinsinn, Risikobereitschaft und Verantwortung für

das Ganze müssen zu neuem Leben erweckt werden.

Ich teile nicht die Meinung der Skeptiker, die sagen: Die meisten Men-

schen wollen heute weniger Staat. außer wo sie selbst davon betroffen

O werden. "Wir müssen wieder dahin kommen", wie kürzlich eine große

deutsche Wochenzeitung schrieb, "die Vorstellung im öffentlichen Be-

wußtsein festzusetzen, daß eine Regierung möglicherweise desto besser

ist, je weniger sie tut", das heißt, je weniger sie reglementierendcin

menschliche Lebensverhältnisse eingreift.

Schutz der Privatsphäre gegenüber den immer perfekter werdenden In-

formationsspeichern und Rechenzentren der großen Bürokratien ist

eine weitere Aufgabe. Zu diesem Zweck hat die CDU erneut Vorschläge

zur Neufassung des Bundesdatenschutzgesetzes vorgelegt. Ich for-

dere SPD und FDP auf, es nicht bei Lippenbekenntnissen zu belassen

und mit dafür zu sorgen, daß noch in dieser Legislaturperiode der

0 Datenschutz verbessert wird. Die Orwel1‘sche Vision des gläsernen

Menschen darf nicht Wirklichkeit werden.

Im großen Bereich der Inneren Sicherheit stehen zwei Themen im Vor-

dergrund: das beängstigende Anwachsen der Kinder- und Jugendkrimi-

nalität und die erschreckend zunehmende Rauschgiftsucht. Hierzu nur

zwei Zahlen: Im Zeitraum von 1968 bis 197B stieg die Kinder- und Jugend- i

kriminalität um fast 50 Prozent; die Zahl der erfaßten Herointoten stieg ‘

von 29 im Jahre 1970 auf rund 600 im Jahre 1979. Zu den Erscheinungs-

formen dieses "Aussteigens aus der Gesellschaft" gehören weiter: stei- l

gender Jugendalkoholismus, wachsende Selbstmordbereitschaft, Einord-

nung in Sekten oder Geheimbünde neuer Jugendreligionen, schließlich
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Bildung politisch-sektiererhafter und terroristischer Gruppierungen.

Angesichts dieser Fakten stellt sich unausweichbar die Frage nach

den Ursachen, Die geistige Situation, in der heute junge Menschen

aufwachsen, ist geprägt durch Zweifel an überkommenen Wertvor-

stellungen, Auflösung von Familien und einem Verlust an Religiosi“

tät. Wie kam es dazu?

Allzu lange wurde von Gesellschaftskritikern, von Politikern und Publi-

zisten die Bereitschaft zu persönlicher Leistung, zum Dienst, zum

O Opfer, zum Verzicht, das Vertrauen in unsere Verfassung und ihre

Institutionen in Frage gestellt. Im Blick auf eine sozialistische Zu-

kunftsutopie ist jungen Menschen eingeredet worden, ihr Streben nach

Glück sei solange sinnlos, bis eine grundlegende Systemveränderung

bessere Voraussetzungen geschaffen habe. Die Träume dieser soziali-

stischen Utopisten sind längst zerplatzt. Zurück blieb aber die Verun-

sicherung, das Mißtrauen in die Zukunft unserer freiheitlichen Ge-

sellschaftsordnung.

Hier gilt es, eine Kurskorrektur herbe izuführen. Wir müssen für eine

wertorientierte Politik eintreten. Wir müssen klarmachen, daß Leistung

O überhaupt nichts mit Egoismus, Strebertum und Ellenbogen-Mentalität

zu tun hat. Der Wunsch, seine individuellen Fähigkeiten zu Vervollkomm-

nen, ist Grundlage der Selbstachtung und des persönlichen Glücks. Lei-

tung ist zugleich Voraussetzung der Hilfe für den Leistungsschwachen.

Individualität und Solidarität widersprechen sich nicht, sie müssen in

ein ausgewogenes Verhältnis gebracht werden. Beide stehen unter dem

Schutz des Staates und seiner Rechtsordnung, die Sicherheit gewährlei-

sten und damit Freiheit ermöglichen.

Zu den wichtigsten Problemen der Inneren Sicherheit gehört nach wie

vor der Terrorismus. In einer Phase relativer Ruhe vor Terroranschlä-

gen seit dem Herbst 1977 in der Bundesrepublik Deutschland - dieser Zu-

stand kann sich von einem Tag zum anderen ändern - erleben wir bereits
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wieder die Versuche von führenden SPD- und FDP-Politikern, die

wenigen von der Regierungsmehrheit beschlossenen Ami-Terrorge-

setze wieder abzuschaffen. Leider ist auch der derzeitige Innenmini-

ster daran beteiligt. Herr Baum fühlt sich seiner linksliberalen Wähler-

klientel mehr verpflichtet als den Notwendigkeiten seines Amtes. Das

hat auch die Enthüllungskampagne gezeigt, die sich gegen die ihm unter-

stellten Sicherheitsdienste — Bundeskriminalamt, Bundesverfassungs-

O schutzamt, Bundesgrenzschutz « richtete. Diese Politik gefährdet Hand-

lungsfähigkeit und Einsatzbereitschaft der Sicherheitsdienste, damit

aber letztlich auch Freiheit und Sicherheit unserer Mitbürger.

In anderen Bereichen der Innenpolitik wurden Probleme entweder nicht

angepackt oder verdrängt. Das gilt zum Beispiel für die Medienpolitik,

für weitere Bereiche des Umweltschutzes, für die Zivilverteidigung, ‘

insbesondere für den Zivilen Bevölkerungsschutz und eine sachgerechte

I Regelung des Asylrechts, die den Schutz der politisch Verfolgten garan-

tiert und den Mißbrauch des Asylrechts durch andere verhindert. Auch

in der Innenpolitik haben nach 10 Jahren SPD /FDP-Regierung Versäum-

nisse und Fehlentwicklungen ein schlimmes Ausmaß erreicht. Es ist l

0 Zeit zum Wechsel, damit ein neuer Anfang möglich wird. ä

l
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Überschrift "Regierung Rau gefährdet Energieversorgung"

schreibt der stellvertretende Vorsitzende der CDU Deutschlands,

Heinrich Köppler, MdL‚ heute im "Deutschland-Union-Dienst":

. Von besonderer Bedeutung nicht nur für die wirtschaftliche Zukunft

des Landes Nordrhein-Westfalen, sondern der gesamten Bundes-

republik Deutschland, sind eine ausgewogene Wirtschaftsstruktur

und diekLösung der besonderen strukturellen Probleme des Ruhr-

gebietes. Das eine steht nicht im Widerspruch zum anderen. Bei-

des ist möglich und notwendig. Wenn die Menschen in allen Teilen

des Landes vergleichbare Lebenschancen haben sollen, muß auch

die wirtschaftliche Struktur ausgewogen sein. Umgekehrt liegt eine

wirtschaftliche Gesundung des Ruhrgebietes nicht nur im Interesse

des Reviers selbst, sondern im Interesse von Land und Bund. Ein

gesundes Revier bedeutet eine gesunde und leistungsfähige Wirt-

0 schaft in Nordrhein-Westfalen und darüber hinaus in der Bundes-

republik Deutschland.

Es ist nicht die Schuld der Menschen, die im Revier leben, daß

trotz des Fleißes der Bevölkerung, ihrer Kenntnisse und Fähig-

keiten ein wirtschaftlicher Neubeginn im Revier bisher nicht statt-

gefunden hat. Nicht die fehlende Bereitschaft der Bürger des Re-

viers ist Grund für die Stagnation, sondern die Unfähigkeit der

Regierung Rau. Nicht die Folgen einer industriellen Monostruk-

tur, sondern die "politische Monostruktur" des Reviere, mit ih-

rer Mittelmäßigkeit, mit ihrer Vetternwirtschaft und ihrer Ideen-

armut haben die Entwicklung der nordrhein-westfälischen Industrie—

landschaft behindert.
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Die zur Verbesserung der Lebensbedingungen nötige Entflechtung

von Wohn- und lndustriegebieten wurde nie systematisch in Angriff

genommen; die Ansiedlung neuer Betriebe wurde zu spät forciert;

jahrelang konnte der ehemalige Ministerpräsident Kühn die Region ‘

mit Almosen, statt mit einem umfassenden Förderungskonzept ab-

finden. Jahrelang konnte die Koalition die strukturellen Probleme

leugnen und verniedlichen.

Erst die entschiedene Aufklärungsarbeit der Union in Nordrhein-

Westfalen, erst unsere Ruhrgebietskonferenzen haben die Koali- i

O tion gezwungen, sich den neuen Aufgaben zu stellen.

Den Herausforderungen ist die Koalition jedoch nicht gewachsen.

Ihr Programm ist im Ansatz verfehlt. Es kuriert primär an Symp- ‘

tomen. Es ist nicht geeignet, das Entwicklungspotential des Ruhr- ;

gebietes zu mobilisieren. Es verfolgt eine wahlpolitisch motivier-

te Subventionspolitik, die mit Milliardenbeträgen die eigenen Kräf-

te des Reviers eher schwächt und zwangsläufig den Widerstand an- ‘

derer Regionen und anderer Bundesländer hervorrufen muß. Es „

ist ungeeignet, den Nutzen einer wirksamen Ruhrgebietspolitik l

für die ganze Bundesrepublik deutlich zu machen. 1

0 Erfolg aber hat eine Politik für das Revier nur dann, wenn sie ziel-

und ursachengerecht gestaltet und deshalb nicht verschwenderisch

ist. Die Probleme sind nicht in erster Linie mit zusätzlichen öffent-

lichen Geldern zu lösen. Sie sind vorwiegend durch administrative

Hindernisse, regionale Bürokratien und ihre Verfilzung, unkalku-

lierbare Rechtsunsicherheit und unrealistische Normen, also durch

schlechte, unsachgemäße Politik entstanden.

Jeder Versuch einer Lösung der Ruhrgebietsfrage bleibt aussichts-

los, Vollbeschäftigung und wirtschaftliches Wachstum bleiben uner-

reichbar, wenn es nicht gelingt, die Grundlage unserer Wirtschaft,

ihre Versorgung mit Energie zu sichern.

_ 3 -
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Die Sicherung der Energieversorgung, der Abbau der Abhängigkeit ‘

vom Öl, ist zur politischen Überlebensfrage geworden: Für das Re-

vier, für Nordrhein-Westfalen, für die Bundesrepublik Deutschland.

Das ausländische Öl durch inländische Energien zu ersetzen: Darin ‘

liegt die größte Herausforderung unserer Zeit. Dies ist die Meinung

‚der Bundesregierung, dies ist auch die Überzeugung der CDU in

Nordrhein-Westfalen.

Die Antwort auf diese Herausforderung ist der Verbund von Kohle

und Kernenergie. Beides, die heimische Kohle und die Kernenergie

O sind für die Zukunft des Reviers‚ für die Sicherheit der Energiever-

sorgung und für die Erhaltung unseres Wohlstandes unverzichtbar.

Wir brauchen jede Tonne Kohle, die wir fördern können. Der An—

teil der Steinkohle am Primärenergieverbrauch ist knapp 20 Pro— l

zent, der des Mineralöls rund 50 Prozent. Wir werden deshalb die 1

Steigerung der Kohleförderung unterstützen. Maßnahmen, die die-

ser Aufgabe dienen, haben Vorrang vor anderen wirtschaftspoliti- ‘

schen Aufgaben des Staates. 1

Wir werden die heimische Kohle nicht nur verbrennen können. Wir

O müssen sie auch veredeln. Kohlevergasung und Kohleverüssigung

sind technologische Aufgaben, die vor allem dem Revier gestellt ‘

sind. Ohne Kernkraft, ohne den Hochtemperaturreaktor sind sie ‘

nicht zu lösen. Die Kohle braucht die Kernkraft.

Nur „der kann deshalb unsere Energieversorgung sichern, der den

Verbund von Kohle und Kernkraft sichert. Das energiepolitische

Programm der Bundesregierung will diesen Verbund. Die Union

unterstützt dieses energiepolitische Programm. Die Koalition in

Düsseldorf lehnt es ab.

Die SPD will keine Kernkraft in Nordrhein-Westfalen. Sie hält wei-

tere Kernkraftwerke für überflüssig. Sie gefährdet damit die Sicher-

heit der Energieversorgung. Sie bedroht mit ihrer Politik Vollbe-

g
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schäftigung und wirtschaftlichen Wohlstand. Sie behindert die Entwick-

lungschancen des Revier-s. Denn die Zukunft des Reviers liegt in den

neuen Technologien.

Die CDU in Nordrhein-Westfalen wird den Verbund von Kohle und

Kernenergie verwirklichen. Wir werden die neuen Technologien an-

nehmen: Als Herausforderung und Chance, als Auftrag des Reviers

und des Landes Nordrhein-Westfalen. Als eine Aufgabe, die dem

Revier, seiner Entwicklung, seiner industriellen Ausstattung ent-

0 spricht: Das Ruhrgebiet muß die Kraftwerkschmiede Europas wer-

den. Dort muß der Verbund von Kohle und Kernkraft nicht nur ent-

wickelt und angewendet, von dort muß er auch in alle Welt expor-

tiert werden.

\

O
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Bonn, den 3. Januar 1980

undfrei

Die Pressestelle der CDU teilt miti

Bundesfachausschuß Entwicklun s olitik der CDU le t Thesen

zur Nord-Süd-Politik vor.

Der gundesfachausschuss Entwicklungspolitik der CDU hat dem

Prasidium der CDU nord—sud-politische Thesen zur Beschluss-

fassung vorgelegt. Dazu erläuterte der Vorsitzende des Bundes-

äachausschusses‚ Dr. Jurgen Gerhard Todenhöferl MdB‚ heute in

onn:

. Das Nord—Süd-Problem wird in den kommenden Jahrzehnten eine

der wichtigsten Fragen der internationalen Politik sein. Ohne

ein realitätsbezogenes Konzept in der Nordesüd-Politik werden

wir die Zukunft nicht meistern.

Hunger und Armut,

geringes Wirtschaftswachstum und steigende Bevölkerungszahlen‚

die Ernergie- und Ölkrise und der Zugriff der Sowjetunion auf

die Rohstoffversorgungswege des Westens,

Krieg und Vertreibung, i

menschenverachtende Gewaltregierungen und terroristische

"Befreiungsbewegungen"‚

das Versagen sozialistischer Entwicklungsmodelle und die

0 Forderung nach einer soz ial i stischen Weltwirtschaftsordnung ‚

sind nur einige Stichpunkte der immer bedrohlicher werdenden

Nord-Süd—Problematik. Der Bundesregierung ist es bisher nicht

gelungen, auf diese Herausforderungen an unsere Entwicklungs-

po1itik‚ unsere Aussenpolitik‚ unsere Sicherheitspolitik,

unsere Aussenwirtschaftspolitik und unsere auswärtige Kultur-

politik mit einem überzeugenden Gesamtkonzept zu antworten.

Das Präsidium der CDU hat im Juli 1976 eine "Entwicklungspoli—

tische Konzeption" beschlossen. Sie geht von einer "Strategie

der zwei Wege" aus. Auf der einen Seite muss unsere Entwicklungs-

hilfe die ärmsten Bevölkerungsschichten und Länder in der 3.Welt

2
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besonders berücksichtigen. Auf der anderen Seite müssen

wir den berechtigten eigenen Interessen unseres Landes

auch in der Nord—Süd—Politik gerecht werden. Diese Kon—

zeption hat sich bewährt. Sie gilt daher weiter.

Ergänzend zu dieser Entwicklungspolitischen Konzeption

hat der Bundesfachausschuss Entwicklungspolitik der CDU

im Auftrag der Parteiführung nord—süd—politische Thesen

erarbeitet und am 10.12.1979 einstimmig beschlossen.

Sie sollen die Grundsatz ositionen der CDU zu den wich-

tigsten Fragen der Nord—äud—Po11t1k darlegen. Sie sind

in diesen Tagen der Parteiführung zur Diskussion und

Beschlussfassung vorgelegt wordenn



Bundesfachausschuss

Entwicklungspolitik

V der CDU

l

Die Entwicklungsgolitik im Kräftefeld der

auswärtigen Beziehungen

1. Interessenlagen im Nord-Süd-Verhältnis

a) Das Verhältnis der westlichen Industrienationen

0 zu den Ländern der Dritten Welt wird durch viel-

fältige Machtfaktoren und unterschiedliche Inte-

ressen bestimmt. Die Länder der Dritten Welt

sehen sich durch die augenblicklichen Machtver-

hältnisse auf der Welt gegenüber den Industrie-

ländern benachteiligt. Sie beklagen den geringen

Einfluss auf Entscheidungen, die sie selbst be-

treffen. Um die nach ihrer Auffassung ungerechte

Weltordnung zu beseitigen und durch eine neue

Weltordnung zu ersetzen, in der die politische ‘

und wirtschaftliche Macht "gerechter" als bis-

her verteilt ist, haben sich die Entwicklungs-

länder zu einem nach aussen demonstrativ einheit-

0 _ lichen, politischen Zweckverband zusammengeschlos-

sen. Trotz dieser Geschlossenheit nach aussen

stellen die Länder der Dritten Welt intern jedoch

weder wirtschaftlich noch kulturell noch politisch

eine Einheit dar. Ihre jeweiligen Interessen reichen

. von der reinen Machterhaltung bis zur revolutionären

Veränderung des eigenen gesellschaftlichen Systems.

Allen Entwicklungsländern gemeinsam ist jedoch ihr

politischer Selbsterhaltungswille‚ ihr Wunsch nach

Erlangung und Förderung nationaler und kultureller

Identität sowie nach politischer und wirtschaftlicher

Unabhängigkeit. Diese Faktoren haben für die poli-

2



2

tische Führung der Entwicklungsländer häufig

einen höheren Stellenwert als das Ziel der

"Entwicklung" ihres Landes. Dennoch klammert

die internationale Diskussion diese macht-

politischen Faktoren der Politik der einzel-

nen Entwicklungsländer weitgehend aus. Das

Ergebnis sind häufig wirklichkeitsfremde

Entwicklungsstrategien. Sie sind zum Schei-

tern verurteilt, weil sie die Rangfolge der

Interessen der Entwicklungsländer verkennen.

O

b) Entwicklungsländer und westliche Industrie-

" länder haben neben der Vielzahl unterschied-

" licher Interessen auch eine grosse Anzahl ge-

meinsamer Interessen. Sie reichen von dem

Wunsch nach Erhaltung des Weltfriedens‚ nach

internationaler Währungsstabilität und mög-

lichst ungehindertem Zugang zu den Märkten

anderer Länder, bis zu dem Verlangen nach

störungsfreier Versorgung mit Rohstoffen und

Energie. Eine Reihe von Problemen, wie die

gesamte Umweltproblematik sind ohne eine

konstruktive Mitwirkung der Entwicklungslän- 0

der nicht mehr lösbar. Dennoch gilt auch für

die gemeinsamen Interessen von westlichen

Industrieländern und Entwicklungsländern,

dass das Handeln jedes einzelnen Landes

_ letztlich von seinen Eigeninteressen bestimmt

wird. Eine realistische Entwicklungspolitik

muss dies in Rechnung stellen.

3
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C) In den vergangenen Jahren hat der Ost-West-

Konflikt zunehmend den Nord-Süd-Kcnflikt

überlagert. Der Interessenausgleich zwischen

’ ’ Nord und Süd ist dadurch erheblich erschwert; _ __ _ _ ‚

worden. Die Sowjetunion hat durch die Schaf- ‚_ ___

fung oder Ausnutzung politischer Konflikte

und Krisen in der Dritten Welt mit Hilfe

sogenannter Stellvertreterkriege und pro- .

sowjetischer "Befreiungsbewegungen" ihre ;my—;;——;—'_

' ' strategische Lage gegenüber dem Westen erheb- ‚

0 lich verbessert. Ziel der Sowjetunion ist ‚

dabei vor allem die Kontrolle der Energie-

und Rohstoffversorgungswege zwischen dem

_ Westen und der Dritten Welt. Der Westen muss

dieser geopolitischezxoffensive der Sowjetunion

in der Dritten Welt sowohl Sicherheitspoli-

tisch als auch entwicklungspolitisch Rechnung

tragen. Für den Bereich der Entwicklungspoli-

tik erfordert dies vor allem eine engere zu-

, sammenarbeit mit prowestlichen Entwicklungs- ‘

ländern und hierbei besonders mit jenen, die

regionale Führungsfähigkeiten und -möglichkeiten

0 haben. Erforderlich ist ferner die Beendigung

der undifferenzierten Unterstützung jener ‚Ent-

wicklungsländer, die sich in die aggressive ‚

Globalstrategie der Sowjetunion eingeordnet ‚

_ ’ haben.

4  
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2. Von der Konfrontation zum Ausgleich der Interessen

Eine erfolgreiche Nord-Süd-Politik setzt ein Klima

gegenseitigen Vertrauens voraus. Die lautstarke

Konfrontation auf internationalen Konferenzen muss

daher einem konstruktiven D i a l o g Platz

machen. Die bisherige Politik der Maximalforde-

rungen der Entwicklungsländer ist ebensowenig

'
erfolgversprechend wie die Politik ungehaltener ‚_

Versprechen oder ordnungspolitisch gefährlicher

Zugeständnisse der Industrieländer. An die Stell

dieser Politik müssen partnerschaftliche Bemühunän

um politisch durchsetzbare‚ vernünftige Lösungen

- der Probleme treten. Die Vereinten Nationen als

das umfassende internationale Forum sind bisher

ihrer wichtigen Aufgabe, die Interessen und An-

liegen der verschiedenen Ländergruppen in einem

gerechten Verhältnis zum Tragen zu bringen, nicht

-
gerecht geworden. Das Ausspielen des zahlenmäs-

sigen Übergewichts der Entwicklungsländer zur

Durchsetzung einseitiger Positionen führt nicht

weiter.

Der Dialog zwischen Industrieländern und Entwico

„ lungsländern muss in konkrete K o o p e r a -

t i o n münden, die sich an der gegenseitigen

x
Abhängigkeit ausrichtet. Völlige Unabhängigkeit,

wie sie von den Entwicklungsländern häufig ge-

' fordert wird, kann es für kein Land geben. Es

geht vielmehr darum, die vorhandenen Abhängig-

.
keiten aller Länder partnerschaftlich zu gestal-

ten ‚ um einen für Nord und Süd akzeptablen

I n t e r e s s e n a u s g l e i c h zu er-

reichen. Dieser Interessenausgleich erfordert

x

x
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Verbesserungen im binnen- und aussenwirtschaftlichen

Bereich. Die Industrieländer müssen darüber hinaus

_ aus politischen, wirtschaftlichen und humanitären

Gründen weiter zu erheblichen Anstrengungen im

_ Bereich der Entwicklungshilfe bereit sein.

v‚_ 3. Aufbau und Stärkung freiheitlicher Systeme '

_ 7 Ein wesentliches Ziel unserer Nord-Süd-Politik :

' V ’ ist der Aufbau und die Stärkung freiheitlicher '

0 Systeme in der Dritten Welt, die den g e s e 1 l -

s c h a f t l i c h e n P 1 u r a l i s m u s

sowie eine eigenverantwortliche
Lebensgestaltung

' des Einzelnen und der sozialen Gruppen begün-

stigen.

Unter Achtung und Anerkennung gewachsener gesell-

schaftlicher Formen in den Entwicklungsländern

entspricht für den wichtigen Bereich der nationalen

Wirtschaftsordnung eine s o 2 i a l vle r -

i p f l i c h t e t e M a r k t w i r t s c h a f t

V am besten diesen Grundsätzen. Auch im Bereich der

O ' internationalen Wirtschaftsordnung würden Plan-

wirtschaft und Dirigismus die Lösung der Probleme

der Entwicklungsländer nicht erleichtern, sondern

erschweren. Verbesserungen für die Entwicklungslän-‚

der müssen daher über eine Weiterentwicklung der

bestehenden freien weltwirtschaftsordnung erreicht

' werden. Gleichzeitig muss die soziale Komponente

des internationalen Wirtschaftssystems stärker

' ‘ ausgebaut werden. Eine I n t e r n a t i o n a l e

S o z i a 1 e M a r k t w i r t s c h a f t muss

6
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V _ den Ländern der Dritten Welt eine angemessene

Beteiligung am wirtschaftlichen Fortschritt

sichern.

Auch die von den Entwicklungsländern geforder-

ten "Neuen Weltordnungen" im Informationswesen‚

im Bereich des Sports und in anderen Bereichen

. müssen an dem Ziel der Stärkung freiheitlicher

. . Systeme ausgerichtet werden. Die Lösung der Nord-

Süd-Probleme darf auch hier nicht auf Kosten der

Grundfreiheiten, etwa der Presse- und Informa- O

tionsfreiheit gehen.

. 4. Gerechtigkeit, Selbstverantwortung und Menschenrechte

a) Wir treten weltweit für G e r e c h t i g k e i t

ein. wir fordern für alle Menschen das Recht auf

freie Entfaltung und die Chance auf aktive Betei-

ligung an den Fortschritten der Menschheit. Inter-

nationale Gerechtigkeit kann allerdings nicht

allein als Verteilungsprinzip verstanden werden.

Sie muss vielmehr auch als Leistungsgerechtigkeit 0

zum Ausdruck kommen. Die S e l b s t v e r a n t -

w o r t u n g der Entwicklungsländer für ihre Ent-

wicklung muss in Zukunft stärker betont werden.

Das gilt auch für den sozialen Ausgleich inner-

halb der Entwicklungsländer. Hier sind besonders

die politische Führung der Entwicklungsländer und

die ihr verbundenen privilegierten Gesellschafts-

schichten gefordert.

1
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b) wir treten mit Nachdruck für die weltweite

Respektierung der M e n s c h e n r e c h t e

ein. Allerdings stossen wir auch hier an Gren-

zen; Demokratie zum Beispiel ist nur möglich,

wenn ein Mindestmaß an Übereinstimmung über

gesellschaftliche Werte und Grundregeln besteht.

Dies ist in vielen Entwicklungsländern nicht

.‚.„‚. oder nur unzureichend der Fall, da radikale

_ 7 Gruppen verschiedenster politischer
Schattierungen«vAmNW*-

‘l V einen solchen Konsens ablehnen und durch gewalt— ”1 ' ’

0 sames Vorgehen unmöglich machen. Daher hat für

viele Regierungen der Dritten Welt der Machter-

halt Vorrang gegenüber der Verwirklichung von

Demokratie und Menschenrechten. Dies darf uns

jedoch nicht davon abhalten, auch dort mit Ent-

schiedenheit für die Wahrung der fundamentalen

individuellen Menschenrechte einzutreten.

C) wir erkennen grundsätzlich unter bestimmten, stren-

gen Voraussetzungen ein W i d e r s t a n d s -

r e c h t gegen ungerechte Regierungen an. Die

Aktivitäten der meisten von der UNO anerkannten

0
sogenannten Befreiungsbewegungen sind jedoch nicht

legitim. Das Recht zum "widerstand" beinhaltet vor

allem nicht das Recht zur "revolutionären" Durch-

setzung bestimmter gesellschaftspolitischer Vor-

stellungen. Das Widerstandsrecht kann ferner nie-

»- ‚ mals gezielte Gewalt gegen die Zivilbevölkerung

rechtfertigen. Darüber hinaus ist eine Unterstützung

Gewalt anwendender “Befreiungsbewegungen" von aussen

mit dem aussenpolitischen Grundsatz des Gewaltver-

zichts unseres Landes unvereinbar.

8
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S. Partnerschaft und Solidarität

Partnerschaft und Solidarität als Grundlage

jeder lebenswerten Gemeinschaft sind auch

die Basis für unsere Zusammenarbeit mit den

Ländern der Dritten Welt. Partnerschaft und

Solidarität müssen ihre Tragfähigkeit auf

v beiden Seiten beweisen. Sie können keine

'— - Einbahnstrasse sein; vielmehr bringen sie

Rechte und Pflichten für alle Länder mit >

sich. So muss beispielsweise der finanziellen

Unterstützung der Entwicklungsländer durch die 0

Industrieländer die Sicherung der Rohstoff-

versorgung oder der Privatinvestitionen in

umgekehrter Richtung entsprechen.

Partnerschaft und Solidarität lassen sich nicht

nur auf Teilbereiche wie den wirtschaftlichen

oder den sozialen Bereich beschränken. Sie um-

fassen die Gesamtheit der Beziehungen, bei-

spielsweise auch die Haltung von Entwicklungs-

ländern auf internationalen Konferenzen, die

Bekämpfung des Terrorismus und andere Bereiche.

‚ Partnerschaft und Solidarität sind damit ein ‘

dauernder Auftrag an alle Beteiligten, ihre

berechtigten Eigeninteressen und die Interessen

der Gesamtheit der Völkergemeinschaft soweit

wie möglich in Einklang zu bringen.

Partnerschaft erfordert auch die Achtung und

Förderung der kulturellen Eigenständigkeit

der Entwicklungsländer. Ausgangspunkt dabei

muss eine Grundhaltung sein, die den Rang

w
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fremder Kulturen anerkennt. Die kulturelle

Zusammenarbeit stellt auch deshalb einen un— i

ver:ichtbaren Bestandteil unserer Nord—Süd—

Politik dar. Sie muss gleichgewichtig und

harmonisch in die Gesamtpolitik eingebaut

sein.

. __ _ 6. Sicherung des Friedens >

. a) Die Überwindung des weltweiten Rüstungswett-

laufe ist eine vordringliche‚ gemeinsame Auf-

gabe aller Länder. Trotz des zunehmenden Ex-

. ports konventioneller Waffen in die Dritte

Welt ist das Thema der Beschränkung von Waf-

fenlieferungen für die Entwicklungsländer

wenig attraktiv. Wer jedoch Nord-Süd-Politik

als Friedenspolitik begreift, muss auch in

diesem Bereich um die Verbesserung der Chancen

für Frieden und Sicherheit bemüht sein. bie

Verpflichtung zur Abrüstung, besonders auf

seiten der Sowjetunion und ihrer Verbündeten,

0 muss hierbei unablässig deutlich gemacht werden.

Abrüstung, die nicht ausgewogen und kontrollier-

bar ist, macht den Frieden nicht sicherer, sie

gefährdet ihn.

‘f _‘ T, A b) Für die Politik der Entwicklungsländer sind in -

' zunehmendem Maße regionale Machtverhältnisse

ausschlaggebend. Der Aufstieg neuer Mittelmächte

in der Dritten Welt führt zur Einbindung vieler

Entwicklungsländer in regionale Gruppierungen,

l0
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zur Regionalisierung des internationalen 7'

Systems und damit zur Verstärkung der Multi-

polarität. Die steigende Zahl regionaler

politischer und wirtschaftlicher Zusammen-

schlüsse und ihre zunehmende Bedeutung sind

deutliche Beweise dafür. Damit bekommt die

Aufgabe, im Interesse einer friedlichen und

freiheitlichen Entwicklung der Dritten Welt L _ _

V >_' regionale machtpolitische Gleichgewichte 7; ‚V

A‘ herzustellen und zu stabilisieren und zur V 7 7 7 2

Lösung regionaler Probleme aktiv beizutra- ‘

gen, grosses Gewicht. 0

7. Der Rang der Entwicklungsgolitik im Rahmen

der auswärtigen Gesamtgolitik

Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität und Frie-

den für die Dritte Welt und damit auch für uns,

‚' sind nur durch eine engere Koordination von Ent-

wick1ungspolitik‚ Aussenpolitik‚ Sicherheits-

politik, Aussenwirtschaftspolitik und der aus-

wärtigen Kulturpolitik langfristig zu erreichen. 0

Koordination bedeutet nicht Unterordnung der

Entwicklungspolitik. Ihr spezifischer Beitrag

zu Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität und

Frieden auf der Welt besteht darin, den Menschen .

in den Entwicklungsländern zu helfen, ihre Grund-

' bedürfnisse zu decken, eine menschenwürdige Existenz

aufzubauen und eine eigenständige "Entwicklung"

jedes Entwicklungslandes zu ermöglichen. "Entwicklung"

in diesem Sinne ist nicht nur ein wirtschaftlicher

11
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Vorgang, sondern ein Prozeß‚ der politische,

soziale, religiöse, kulturelle, geschicht-

liche, geographische und andere Faktoren

umfasst. Dies setzt gleichzeitig jeder

staatlichen
Entwicklungshilfe von aussen

gewisse Grenzen. wir können den Entwicklungs-

ländern ihren Entwicklungsprozeß im einzelnen

nicht vorschreiben. Wir können nur mithelfen.

die Rahmenbedingungen für eine freie Entwick- _

lung zu verbessern und Hilfe zur Selbsthilfe ""*“‘"—” "

O 7 leisten.

Eine Entwicklungspolitik, die sich die Ermög-

lichung einer eigenständigen Entwicklung der
ä

Entwicklungsländer zum Ziel setzt, kann nicht

gleichzeitig internationale Gleichheit anstre- 1

ben. Eine Strategie, die internationale Gleich-

heit durch Beseitigung der sogenannten Kluft
1

zwischen den Industrieländern und der Dritten ‚

Welt will, ist nicht nur utopisch, sondern

wegen der unterschiedlichen
Voraussetzungen

und der zum Teil bewusst unterschiedlichen

Entwicklungswege der Länder dieser Welt letzt-

. lich auch freiheitsfeindlich.

8. Für eine Strategie der zwei Wege

' Bei der Vergabe von Entwicklungshilfe verfolgt

_ die Union eine Strategie der zwei Wege

'
1) Die ärmsten und am wenigsten entwickelten

‘

Entwicklungsländer sind besonders zu berück-
1

sichtigen.

‘

l
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2) Besondere Bedeutung bei der Vergabe

unserer Entwicklungshilfe haben ferner

Länder‚mit denen eine enge Zusammen-

arbeit im Bereich von Energie und V

'
Rohstoffen besteht oder angestrebt

wird,

V '
Länder, mit denen wegen ihrer wich- H ’

'
tigen Stellung in den internationalen

q
Beziehungen und wegen ihrer dem Westen

gegenüber kooperationsbereiten poli- 0

tischen Haltung in wichtigen Fragen

wie der weltwirtschaftsordnung, der

Nichtverbreitungspolitik und anderen

lebenswichtigen Bereichen eine breit— V

angelegte politische und wirtschaft- 7

liche Zusammenarbeit im beiderseitigen

. Interesse ist

‘ Länder, die im Hinblick auf den Ost- _

West-Konflikt für den Westen eine _

besondere strategische und wirtschaft-

liche Bedeutung haben sowie 0

‚
Länder, die im Hinblick auf regional-

‚ . — politische Konstellationen für die

‚
internationale Stabilität Bedeutung V . _

' haben. Die verstärkte Zusammenarbeit _ ‚

muss hier dem Ziel dienen, regionale

‚ Gleichgewichte durch die Erweiterung ‚

des aussenpolitischen Handlungsspiel-

raumes dieser Länder zu fördern.

l

x

l
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Pressemitteilung _ U

sicher

lllsozial _

undfnel

Bonn, den 4. Januar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Überschrift "Regierung versagt bei Energiesicherung"

schreibt der stellvertretende Vorsitzende der CDU, Minister-

präsident Dr. Gerhard Stoltenberg, heute im "Deutschland-Union-

Dienst":

O
Der nach heftigen Auseinandersetzungen auf dem Berliner Par-

teitag verabschiedete Beschluß der SPD zur Energiepolitik ist

vieldeutig und in keiner Weise geeignet, eine erfolgreiche Po- 1

litik für eine sichere Energieversorgung zu noch tragbaren

Preisen einzuleiten.

Die SPD hat in Berlin eine Entscheidung getroffen, die keine

ist. Sie ist in alle Richtungen auslegbar und zeigt keinen Lö-

sungsansatz auf. Damit hat sie sich vor einer verantwortungs-

bewußten Entscheidung gedrückt. Die SPD hat sich selbst als

0 regierungsunfahig entlarvt, Denn: Die Sicherung der Energie-

versorgung zu noch tragbaren Preisen, das heißt‚ohne soziale x

Erschütterungen in unserem Lande, ist zu einer Überlebens- l

frage geworden, die in ihrem Rang nur noch mit den Grund-

problemen der äußeren Sicherheit der Bundesrepublik Deutsch- l

‚ land vergleichbar ist. Es gibt Anzeichen dafür, daß die OPEC l

entschlossen ist, die Preise ständig massiv zu erhöhen, sogar

bis an die Grenzen der Belastbarkeit unserer Sozialsysteme,

daß sie zum anderen aber auch in der Lage ist, die Versor-

gungssicherheit in Frage zu stellen. Der Prozeß der inneren

Radikalisierung in wichtigen OPEC-Ländern verstärkt die Sorge

noch.

Natürlich stehen die Entscheidungen im Bereich der nationalen
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Energiepolitik heute in einem stärkeren Spannungsfeld als

noch vor einigen Jahren, besonders angesichts der bedeuten-

den ökologischen Bewegung für den Umweltschutz. Auf der

anderen Seite aber steht fest, da13 die Nachfrage der Bürger

und Betriebe nach Energie ständig wächst, wie auch die Sar-

gen derjenigen größer werden, die auf Umweltbelastungen durch

Kernkraftwerke und Kohlekraftwerke hinweisen. Und gerade

weil beide- Komponenten ernst genommen werden müssen, ist

uns mit Entscheidungen, die jedem nach dem Munde reden,

0 nicht gedient. Wir müssen statt dessen ehrliche Antworten

geben, zukunftsweisende Entscheidungen fordern und treffen.

‚ Die sozialliberale Regierung in Bonn ist dazu nicht in der g

Lage. Ihre politische Perspektive verkürzt sich zunehmend

auf die Gegenwart.

Wir müssen in unserer heutigen Situation befürchten, daß es l

durch energiepolitische Versäumnisse und Blockaden dieser

Jahre zu einer dramatischen Krise kommen kann; denn seit

Jahren können kaum noch Kraftwerke in Betrieb gehen. Dann

gäbe es nur eine Konsequenz: In einer energiepolitischen Not-

O standssituanon müßten sich die politischen Kräfte dieses Lan»

des jedenfalls ganz überwiegend für ein Notstandsprogramm zu-

sammenfinden, Arbeitnehmer, deren Arbeitsplätze bedroht

sind, aber auch Betriebe, die in einer solchen Notstandssitua-

tion zusammenbrechen könnten. Ein solches Energieprogramm

‘ unter extremem Zeitdruck, eine Art Crash-Programm, müßte

natürlich ökologische Gesichtspunkte einschneidend gegenüber

dem vernachlässigen, was wir heute sichern und leisten können.

Und wahrscheinlich würde ein solches Programm zudem zu wirt-

schaftlich untragbar kostspieligen Lösungen führen. Weil wir

eine solche Situation nicht haben wollen, verlangen wir Hand-

lungsfähigkeit und zukunftsträchtige Entscheidungen in der

Energieversorgung, vor allem im Kraftwerksbau. Das ist

v.
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nicht nur wirtschaftlich sinnvoll, sondern auch ökologisch rich-

tig und verantwortbar.

Die führenden Industrienationen in Ost und West haben fast ohne

Ausnahme eine klare Antwort auf die energiepolitischen Heraus-

forderungen gefunden. Sie haben sich überwiegend dafür ent-

schieden, den Ausbau der Kernenergie als Kernstück der Poli-

tik "Weg vom Öl" zu bejahen und voranzutreiben. Ich nenne als

Beispiel unseren Nachbarn Frankreich, wo dieses Konzept von

O allen Parteien, von den Gaullisten bis hin zu den Kommunisten,

getragen wird. Es ist schon bemerkenswert, wenn der franzö-

- sische Staatspräsident öffentlich seinerBeunruhigung über Fehl-

entwicklungen in der Bundesrepublik Deutschland Ausdruck gibt.

Große Gruppierungen innerhalb der SPD und der FDP sind bis

heute nicht bereit, die jüngsten Entwicklungen der ernsthaften

Umweltdiskussion zur Kenntnis zu nehmen. International führen-

de Klimaforscher und Meteorologen weisen seit einigen Jahren

mit wachsender Eindringlichkeit auf die unkalkulierbaren Risiken

der einseitigen Nutzung fossiler Brennstoffe, also Kohle und Öl,

hin. Jahr für Jahr werden Milliarden Tonnen Kohlendioxyd in

O die Atmosphäre ausgestoßen, die schon in zwei Generationen

drastische Klimaveränderungen bewirken können. Die Folgen

können nach den Worten von Kar1—Friedrich von Weizsäcker,

einer überparteilich anerkannten Autorität, schlimmer sein

i als die eines großen Krieges.

Bei der Energiesicherung gibt es keinen Weg ohne Risiken. Risi-

ken müssen anerkannt, in ihrer Eigenart und ihren Größen-

ordnungen verglichen und dann begrenzt werden. Kann man

ernsthaft annehmen, die politischen Gefahren - vor allem aus

dem Nahen Osten - für unsere Energieversorgung seien gerin-

ger als die Risiken der Kernenergie?

_ 4 .
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Seit Beendigung der Rezession steigt der Energiebedarf wieder

deutlich an. Es steigt der Bedarf an Strom und Öl. Trotz aller

Bemühungen um Energieeinsparung müssen wir für die achtzi-

ger Jahre von einer ständig steigenden Stromnachfrage ausgehen.

Wie immer man die Varianten beim Wachstum und bei der Ener-

gieeinsparung setzen mag: Auch bei optimistischen Annahmen

für sparsamere Energienutzung kommen wir nicht um einen

Neubau von Kraftwerken herum. Wir können nämlich nicht daran

vorbeigehen, daß nach den ernsthaftesten Sachverständigenprog-

0 nosen bereits 1985 rund 5. 000 Megawatt gegenüber einem mög-

lichen Spitzenbedarf fehlen. Die unionsregierten Bundesländer

sind bereit, ihren Beitrag zur Lösung dieser großen Probleme

zu leisten. Das setzt aber auch eine klare, jederzeit verläßli-

che und berechenbare Politik in Bonn voraus.

i

l
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Pressemitteilung _ u_

sicher

Bonn, den 7. Januar 1980 l

l

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu den Wirtschaftssanktionen der USA schreibt der Vorsitzende

des Bundesfachausschusses Wirtschaftspolitik der CDU, Elmar l

Pieroth, MdB‚ heute im "Deutschland-Union-Dienst": ‘

1
Angesichts der Krisen in Afghanistan und im Iran ist von

‘ der Bundesrepublik Deutschland aktive Bündnistreue gefor- l

dert. Die USA können jetzt nicht nur laue Rhetorik, sondern

handfeste Unterstützung erwarten. Wirtschaftssanktionen ‘

greifen nur, wenn sie international mitgetragen werden.

Die Bundesrepublik Deutschland braucht sich nicht vorzu-

drängen. Aber sie muß deutlich machen, daß Solidarität

keine Einbahnstraße von Washington nach Bonn ist. i

Es wäre falsch, wenn sich die Wirtschaftspolitik aus falsch

verstandmem kurzfristign Ressortinteresse generell sper-

ren würde. Für die Bundesrepublik wäre es angesichts

O einer großen Zahl von Handelsproblemen auch zu den USA

verheerend, wenn die USA uns eines ’i‘ages zu zaghafte

Bündnistreue vorwerfen könnten. Die Bundesregierung ist

aufgefordert, die Bevölkerung auf die Krisenlage ein-zustel-

len. Darüber hinaus sind unbürokratische befristete Hilfen

für einzelbetriebliche Härtefälle vorzubereiten, wo Unter-

nehmen im Interesse der Allgemeinheit besondere Sonder—

Opfer auferlegt werden.

°°"’E:.:7::?:5:;:1::::':gz‘::’7:::?;:%22?;:::;:rsä?2::7:;matt:2??:1:::;:?„::":t::::“°**°°"am""*-



Pressemitteilung _ u ___

sicher„M3, _
undfrei

Bonn, den 8. Januar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu dem heute von der SPD—Grundwertekommission in Bonn vor-

gestellten Diskussionspapier "Zur politischen Kultur in der

Demokratie" erklärt der stellvertretende Sprecher der CDU,

. Christoph Müllerleile:

Es ist zu begrüßen, daß sich die SPD rechtzeitig vor der

Bundestagswahl mit Fehlentwicklungen in den eigenen Reihen

im Verhältnis zwischen Partei und Öffentlichkeit und der Par-

teimitglieder untereinander auseinandersetzt. Die nun vor-

liegende Analyse sollte als Aufforderung führender SPD—Mit-

glieder an die eigene Adresse verstanden werden, den Appellen

der CDU zu mehr Fairness und Sachlichkeit im politischen A11-

tag zu folgen. Ein erster Schritt "politische Kultur" zu ver-

wirklichen, könnte die Unterzeichnung eines Wahlkampfabkommens

zwischen den im Bundestag vertretenen Parteien sein, wie es

die CDU mit der Vorlage für eine solche Vereinbarung bereits

O Ende November vergangenen Jahres vorges chlagen hat .
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Pressemitteilung _ u_
sicher l

lllsozial _ ‘

Bonn, s. Januar 1930 undfre/

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Überschrift "Im Osten nichts Neues? - Die

doppelte Moral der Linken“ schreibt der Sprecher der

CDU, Günther Henrich‚ heute im "Deutschland-Union—Dienst":

Die Empörung über den sowjetischen Einmarsch in Afghanistan

ist umfassend und weltweit. Auch in der Bundesrepublik

. Deutschland zeigt man sich einig in der Verurteilung die-

ses Aggressionsaktes. Sollte man meinen. Wer sich jedoch

ein gutes Gedächtnis bewahrt hat, kommt zu erstaunlichen

Vergleichen mit früheren Vorgängen dieser Art.

welch ein Gewimmel von Tribuna1s‚ Demonstrationen, Wand-

parolen und Protestgesängen zur Zeit des Vietnamkrieges.

Unzählige spitze Finger zeigten auch auf Argentinien und

auf die dortigen politischen Verhältnisse, als sich Buenos

Aires anschickte‚ die Fußballweltmeisterschaft auszurich-

ten. Judos und Jusos trugen zusammen mit anderen Linksgrup-

pen ihre Empörung lautstark auf die Straßen und in die Hör-

0 säle . Und jetzt? Betretenes Schweigen a1 lersei ts .

Die Protestierer von linkswegen haben ihre Transparente weg-

gelegt und streichen sich verlegen über die Marxbärte. wie

schwer sind doch die Bleigewichte an den Füßen, wenn es sich

um Vorgänge im Ostblock handelt, die‚mit Verlaub‚zumindest

eine Protestdemonstration wert wären.

i

Man könnte mit einem Schulterzucken darüberhinweggehen‚ wenn \

hier nicht wieder die üble doppelte Moral zum Vorschein kommen

würde. Jusos‚und Judos drücken sich still an der Wand entlang.

Das Megaphon bleibt ausgeschaltet.

Im Os ten ni chts Neues! - Wirkli ch ni cht?
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undffef ä

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter dem Motto "Freiheit durch Sicherheit - Unsere Verant-

wortung für die Zukunft" veranstaltet die CDU am Freitag/ i

Samstag, 11./12. Januar 1980 im Konrad-Adenauer-Haus in 1

Bonn einen Sicherheitspolitischen Kongreß. Hauptthemen der 1

Veranstaltung sind
i

0 - die Bundeswehr in den 80er Jahren
,

- die Sicherung der Freiheit.

Der Kongreß wird am Freitag, 11. Januar, von CDU-Generalse-

kretär Dr. Heiner Geißler mit einer Rede zum Thema "Im Dienst

des Friedens" eröffnet. Anschließend spricht der Vorsitzende

des Bundesfachausschusses Sicherheitspolitik der CDU, Dr. Man-

fred wörner, MdB‚ über "Die Zukunft unserer Sicherheit". Der

stellvertretende CDU-Vorsitzende Dr. Alfred Dregger, MdB,

schließt sich an mit einem Referat über "Europäische Sicherheits-

politik - ideologisch, ökonomisch, militärisch".

0 Um "Die Bundeswehr in den 80er Jahren" geht es bei den nach-

folgenden Vorträgen von Generalmajor a.D. Ulrich Hantel über ‘

"Territoriale Verteidigung und Reservistenkonzeption" von ‘

Dr. Paul Wilhelm Kolp, Präsident des Bundesamtes für Zivil-

schutz, über "Zivilverteidigung heute und morgen", von Willi

Weiskirch MdB über "Wehrgerechtigkeit und Kriegsdienstverwei-

qerung" und von Peter-Kurt Würzbach‚ MdB, über "Bildung und

Ausbildung in den Streitkräften".

Nach den Referaten ist jeweils die Möglichkeit zu ausführlicher

Diskussion gegeben. Diskussionsleiter am 1. Veranstaltungstag

sind Hans-Adolf de Terra, Mdß, Leo Ernesti, MdB‚ und Markus

Berger‚ MdB.
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"Die Sicherung der Freiheit" ist Hauptthema des zweiten

Veranstaltungstages am Samstag, 12. Januar. Der US-Senator

William S. Cohen behandelt "Die Zukunft des atlantischen

Bündnisses"; Dr. Alois Mertes‚ MdB‚ spricht über "Abrüstung

und Rüstungskontrolle in Europa". Die Diskussion im Anschluß

an die Referate leitet Carl Damm, MdB.

Die Schlußrede hält der Kanzlerkandidat der Union, Franz-Josef

Strauß, zum Thema "Die Ziele deutscher Sicherheitspolitik".

Der Sicherheitspolitische Kongreß der CDU hat vor allem bei O

Angehörigen der Bundeswehr ein überragendes Interesse gefunden.

Die Zahl der Anmeldungen üherstieg die Aufnahmekapazität der

Säle im Konrad-Adenauer-Haus bei weitem. Rund 900 Teilnehmer

werden Einlaß finden.

O

\
‘ \
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Bonn, den 9. Januar 1980 undel

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Das "Deutsche Allgemeine Sonntagsblatt" veröffentlicht in

seiner neuesten Ausgabe nachfolgenden Beitrag des stell- 1

vertretenden CDU-Vorsitzenden, Ministerpräsidentä ‘

Gerhard Stoltenberg, der die Grundgedanken des im Septem-

0 ber 1979 vom Bundesausschuß ("Kleiner Parteitag") der CDU ‘

verabschiedeten wirtschaftspolitischen Programms der l

Partei darlegt:

Die großen wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Auf-

gaben der Achtziger Jahre machen eine Neubesinnung auf

mehr Ordnungspolitik erforderlich. Das ist der Leitgedanke

des wirtschaftspolitischen Programms der CDU.

Jahrelang hat der Glaube an die exakte Steuerbarkeit von

wirtschaftlichen Entwicklungen zu einer Überbetonung der

0 Prozeßpolitik geführt und die Ordnungspolitik zurückgedrängt.

Der Staat bot bei allen strukturellen Anpassungsprozessen

seine Problemlösungen an. Die Kette von Interventionen hat

letztlich nicht zu besseren ökonomischen Ergebnissen, son-

dern nur zu neuerlicbem staatlichem Eingriffsbedarf und

einem Abbau an Eigenverantwortlichkeit geführt. Deswegen

ist der Weg, den die SPD - so der Leitantrag des Parteivor-

standes für den Berliner Parteitag - mit einer vorausschauen-

den Strukturpolitik beschreiten will, falsch. Nicht die markt-

wirtschaftlichen Regeln haben versagt, sondern diejenigen,

die in den letzten Jahren dauernd die Marktmechanismen ein-

geschränkt und außer Kraft gesetzt haben.

u
_ 2 —
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Mit ihrem wirtschaftspolitischen Programm will die CDU der i

Ordnungskonzeption der Sozialen Marktwirtschaft wieder zur

neuen Geltung verhelfen. Denn nur ein wettbewerblich organi-

siertes System dezentraler Planung garantiert dem einzelnen

Bürger in seinem gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens- l

bereich Freiheitsspielräume, die er nach eigenen Wertvorstellun- l

gen für seine Daseinsgestaltung nutzen kann. Die Interdependenz l

von gesellschaftlichem und wirtschaftlichem Ordnungssystem l

0 führt dazu, daß nur ein marktwirtschaftliches System mit der 3

freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik i

kompatibel ist. ‘

Die Bewältigung des Strukturwandels, die Schaffung von Millio- l

nen international wettbewerbsfähigen Arbeitsplätzen, der enorme

Investitionsbedarf in der Energieversorgung und beim Umwelt-

schutz, die Erzeugung eines wirtschaftlichen Wachstums, mit

dem die öffentlichen Haushalte und die Sozialversicherung kon-

solidiert werden können, all diese großen Aufgaben des nächsten

Jahrzehnts setzen voraus, daß dem einzelnen wieder größere l

Freiräume zur eigenverantwortlichen Gestaltung geöffnet wer-

O den. Das Ordnungssystem der Sozialen Marktwirtschaft ist i

hierzu am besten geeignet, weil es Humanität und Produktivi-

. tät wie keine andere Wirtschaftsordnung miteinander in Einklang l

bringt. Jede Gruppe muß wieder in ihrem Bereich Verantwortung ‘

tragen. Die Risikobereitschaft ist vorhanden, der Staat muß sie

nur ermutigen, Der Staat muß aufhören, alles selber regeln zu

wollen, er muß sich wieder stärker auf seine ureigentlichen Auf-

gaben konzentrieren.

Ein Verzicht auf ein angemessenes Wachstum, das den gewan-

delten qualitativen Anforderungen der Achtziger Jahre Rechnung

trägt, ist schlichtweg unmöglich, wenn wir nicht eine smbstan-

- tielle Verschlechterung unserer Lebensbedingungen, Instabilität

unserer Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung sowie eine Ver-

- 3 _
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Schärfung der internationalen Konflikte - besonders im Nord-

Süd-Verhältnis - in Kauf nehmen wollen. Dabei sollte allen

klar sein, daß Wirtschaftswachstum kein Selbstzweck ist, son-

dern der Schaffung einer ausreichenden Anzahl von Arbeits-

und Ausbildungsplätzen dient. Wohlstand, Vollbeschäftigung und

soziale Sicherung stehen in den Erwartungen der meisten Men-

schen weiterhin oben an. So ergibt sich bei jenen politischen

Gruppen ein bisher nicht gelöster Widerspruch, die auf der einen

Seite Besitzstandsgarantien abgeben und neue weitgreifende For-

derungen erheben, auf der anderen Seite aber Wirtschaftswachs-

0 tum und Technik äußerst kritisch gegenüberstehen. Bei der enormen

Vorbelastung in den kommenden Jahren, die aufgrund der Über-

forderung der wirtschaftlichen Ressourcen durch die öffentli-

chen Hände entstanden ist‚ gibt es gar keine andere Lösung, als

wieder auf einen stabilen Wachstumspfad zurückzukehren.

Die Sozialausgaben je Einwohner konnter nur deshalb von

333 Mark 1950 auf 6. 591 Mark 1978 gesteigert werden, weil die

Produktivität und damit das Wirtschaftswachstum ständig zunah-

men. Zins- und Tilgungsleistungen von 38 Milliarden Mark allein

1980 — mit steigender Tendenz - können nur in einer wachsen-

. den Wirtschaft aufgebracht werden. Voraussetzung für die Schaf-

fung neuer Arbeitsplätze, die international wettbewerbsfähig sind,

sind im dynamischen Wirtschaftsprozß getätigte Investitionen.

Die Vorstellungen von der Qualität des Wachstums haben sich mit

fortschreitender Deckung der Existenzbedürfnisse in den letzten

Jahren verändert. Im Gegensatz zu der Betrachtung der Aufbau-

phasen bestimmen heute die Wünsche nach einer besseren Um-

welt, humaneren Arbeitsplätzen und einer gesicherten Energie-

versorgung die Richtung des Wachstums. Um so mehr ist eine

optimale, am Markt orientierte Nutzung der Produktionsfaktoren

und des Produktivitätsfortschritts nötig. Nur auf diese Weise

können wir im Rahmen veränderter Wachstumsmöglichkeiten

_ 4 .
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auch langfristig die Beschäftigung sichern und in einer ar-

beitsteiligen Weltwirtschaft den unterentwickelten Landern

eine faire Chance geben. Gerade die qualitativen Verbesse-

rungen im Umweltschutzbereich oder die Einführung energie-

sparender Techniken erfordern hohe Investitionen, deren Finan-

zierung in einer stationären Wirtschaft nicht möglich ist.

Eine angebotsfördernde, investitions— und leistungsfreundliche

Wachstumsgrundlagenpolitik steht somit im Mittelpunkt des

wirtschaftspolitischen Programms der CDU: Investitionen, i

0 Innovationen und Leistung müssen ohne staatlichen Dirigsmus l

gefördert und die Riskotragfähigkeit erhöht werden. Die Quali-

fikation und Motivation der Arbeitnehmer sowie ihr Zugang l

zum Eigentum müssen verbessert und der Weg zur Selbständig- ‘

keit erleichtert werden. ’ l

ä

Eine Grundvoraussetzung ist die Zurückführung der - in den ‘

letzten zehn Jahren von 37 auf 47 Prozent gestiegenen - Staats-

quote auf ein Niveau, das mit einem marktwirtschaftlichen System ‘

wieder verträglicher ist. Nicht mehr Staat sondern mehr Wettbewerb - l

innerhalb der staatliche gesetzten Regeln - ist das Gebot der i

. Achtziger Jahre. Wir brauchen keinen Bundesentwicklungsplan,

Strukturräte, eine Erfassung privater lnvestitionspläne und eine

stärkere Subventionslenkung und -kontrolle, wie sie der Leitantrag Q

des SPD-Parteivorstandes vorsehen. Das Gegenteil ist erforder- ä

lich: Weniger Bürokratie, mehr indirekte Förderung statt direk-

ter Subventionen und Forschungsförderung, die die Selektions-

funktion des Marktes ausschalten, die Konzentration verstärken

und Marktstrukturen verkrusten lassen. Der SPD-Ansatz, mit ‘

sektoralen Prognosen die Strukturen von morgen zu planen, ist

schlichtweg unmöglich. Es muß verhängnisvolle Konsequenzen l

haben, wenn sich alle Betriebe einer Branche oder einer Region

an möglichen Fehleinschätzungen orientieren, zumal schnelle

Korrekturen wie im Marktprozeß dann nicht möglich sind.

. 5 .
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Die wichtigste Aufgabe der Strukturpolitik ist es, die Sperren

für eine leichtere und schnellere Bewältigung des Struktur-

wandels zu beseitigen, die durch Bürokratisierung, Besitz-

standsdenken und Unbeweglichkeit erzeugt werden. Statt büro-

kratischer Projektauswahl durch staatliche Instanzen müssen

durch steuerliche Maßnahmen gerade für die kleinen und mitt-

leren Unternehmen die Innovationsbarrieren gesenkt und Inno-

vationsanreize verstärkt werden.

0 Vermehrte staatliche Eingriffe führen zu mehr Statik. Sie

schränken die Dynamik des Marktes ein, wenn die Marktteil-

nehmer nicht mehr eigenverantwortlich Chancen und Risiken

wahrnehmen. Mehr Staat wirkt der effizienteren Nutzung der

vorhandenen Ressourcen, der Suche nach Alternativen und so-

mit dem Wirtschaftswachstum entgegen. Der Wettbewerb der

Ideen, der Organisationsformen und der Produktion trägt den

Fortschritt und sichert Freiheit und Wohlstand.

Mehr Marktwirtschaft muß nach Auffassung der CDU auch im

Bereich des Umweltschutzes gewagt werden — bei genereller |

0 Anwendung des Verursacherprinzips und eindeutiger Klärung

der Verbotstatbestände, Gerade für die Nutzung der knappen

natürlichen Ressourcen und die damit verbundenen Probleme em-

pfehlen sich die Effizienz und das Innovationspotential markt-

wirtschaftlicher Prozesse. Wenn jeder die sozialen Kosten

seines Handelns selber tragen muß, ist er stärker‘ an einer

Kostenminimierung und umweltschonenden Produktionsver-

fahren interessiert als bei bürokratischen Eingriffen, die oft-

mals zu mehr Unsicherheit führen. Die CDU tritt dafür ein,

diesen Weg auch in der E nergiepolitik wieder vermehrt zu

Wählen.

Eine freie Gesellschaft lebt von dem selbständigen, eigen-

verantwortlichen Handeln ihrer Mitglieder. Für einen funk-

. - 6 -
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tionsfähigen Wettbewerb ist der freie Marktzutritt, die ständige

Neugründung selbständiger Existenzen unverzichtbar. Die CDU

mißt ileshalb der Förderung des Selbständigwerdens in ihrem Pro-

gramm mit einem geschlossenen Konzept wirtschafts-‚ finanz— l

und sozialpolitischer Instrumente große Bedeutung zu. Die Schaf- i

fung von besseren Startbedingungen für neue Existenzen allein

reicht aber nicht aus. Hinzutreten muß eine aktive Wettbewerbs-

politik‚ die auf die Erhaltung einer Vielfalt von Unternehmen i

O ausgerichtet ist, die Konzentrationstendenzen und unlauteren

Wettbewerbspraktiken entgegenwirkt. Darüber hinaus muß der

Staat wesentlich stärker als bisher die konzentrationsfördern-

den Wirkungen seines Handelns berücksichtigen und abbauen. ‘

Das gilt speziell für die Steuer—‚ Forschungs-‚ Subventione-

und Umweltschutzpolitik, aber auch für die allgemeine Ausgaben-

und Verwaltungstätigkeit. Hier ist vor allem auch die Sicherung

der Rahmenbedingungen für einen leistungsfähigen Mittelstand

zu nennen, der wesentlich zum Funktionieren des Wettbewerbs, ‘

zur Steigerung des Wirtschaftswachstums sowie zur Entfaltung

persönlicher Freiheit und Eigenverantwortlichkeit beiträgt. Die j

0 Leistungs- und Funktionsfähigkeit unserer Volkswirtschaft hängt l

entscheidend von einer wirtschaftlich gesunden, branchenmäßig

und regional breit gefächerten Mittelschicht selbständiger Unter- :

nehmen ab.

Von großer Wichtigkeit ist auch ein gesellschaftspolitisches Klima,

das Selbständigkeit wieder anerkennt und ermutigende Perspekti-

ven aufzeigt. Ein Grunderfordernis freiheitlicher und verläßlicher

Ordnungspolitik besteht in der Setzung eines Datenrahmens, der

Bestand hatmnd an dem Bürger und Betriebe ihre Entscheidungen

ausrichten können. Die CDU tritt auch im Verhältnis zu unseren

Außenhandelspartnern für die Freiheit der Märkte ein. Protek-

tionismus bringt nur immer mehr Probleme. Die stärkere Öff-

. 7 -
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' nung der Binnenmärkte liegt letztlich im Interesse aller Staaten.

Das gilt gerade für stark rohstoffabhängige Industrieländer wie

die Bundesrepublik, die auf einen freien Welthandel besonders

angewiesen sind. Nur auf diese Weise kann verhindert werden,

dal3 bei der Rohstoffversorgung die Lenkungsfunktion des Marktes

noch stärker abgebaut wird. Den Ländern der Dritten Welt muß

die Chance geboten werden, ihre Industrieprodukte in den Indu-

striestaaten abzusetzen, wenngleich das zusätzliche strukturel-

le Probleme - besonders in Bereichen mit niedriger Technolo-

gie - aufwirft.

Soziale Ordnungspolitik sorgt dafür, das Prinzip der Freiheit

auf dem Markte mit dem des sozialen Ausgleichs zu verbinden.

0 Die Untrennbarkeit von Wirtschafts- und Sozialpolitik besagt

aber auch, daß eine Sozialpolitik ohne Rücksicht auf wirtschaft-

liche Leistungsfähigkeit und wirtschaftliches Wachstum sich

selbst ihrer Einnahmequellen beraubt. Die eingeengten Wachs-

tums- und Verteilungsspielräume in den Achtziger Jahren machen

ein Umdenken in der traditionellen Verteilungspolitik erforder-

lich: Eine Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivkapital

erweist sich als soziale und ökonomische Notwendigkeit.

Wirtschaftspolitik in der Sozialen Marktwirtschaft orientiert

sich an den Wünschen der Menschen. Deshalb wird die CDU ihre

0 Bemühungen um weitere Humanisierung der Arbeit, mehr Ar-

beitsfreude, persönliche Erfolgserlebnisse aufgrund individueller

Leistungen und damit mehr Selbstverwirklichung fortsetzen.

Die CDU tritt dafür ein, das Bildungsangebot stärker als in

der Vergangenheit am Beschäftigungssystem zu orientieren. In

der modernen Gesellschaft darf nämlich das Bildungsangebot,

wenngleich es sich in erster Linie an den unterschiedlichen Nei-

gungen und Begabungen der Menschen ausrichtet, die vielschich-

tige Arbeitskräftebedarfsstruktur nicht aus dem Blickfeld ver-

lieren.

Wenn wir wieder die Freiheitsspielräume der Bürger erhöhen,

stärker auf ihre individuellen produktiven Kräfte und ihre schöpfe-

rischen Leistungen setzen, können wir die großen Probleme lö-

sen. Die CDU hat hierfür die notwendigen Rahmenbedingungen

aufgezeigt.
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Bonn, 10. Januar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu einem Gespräch über jugeudpolitische Fragen kamen am

Mittwoch, den 9. Januar, in Bonn der Bundesvorstand der

a DAG-Jugend und der Bundesfachausschuß "Jugendpolitik" der

CDU unter Vorsitz von Hermann Kro11—Schlüter, MdB, zusam-

men.

In einer engagiert geführten Diskussion wurden politische

Standorte gewerkschaftlicher Jugendarbeit erörtert, wie

sie in Anträgen dieses Jugendverbandes zum Ausdruck kommen.

Der Bundesvorstand der DAG-Jugend machte deutlich, daß

solche Anträge weniger als politische Grundentscheidung

denn als "Vehtilfunktion einer subjektiven Erfahrung von

Ohnmacht im Arbeitsprozeß" zu werten seien.

0 Hermann Kroll-Schlüter stellte heraus, daß sich Politiker,

die sich mit Jugendfragen beschäftigen, verstärkt bemühen

müssen, politische Äußerungen und Initiativen Jugendlicher

aus dem Zusammenhang ihrer heutigen Lebensbedingungen ver-

stehen zu lernen.

Es wurde vereinbart, in weiteren Gesprächen den Entwurf eines

Jugendhilfegesetzes, eine Regelung des Bildungsurlaubes und

die Vergütung für Auszubildende zu erörtern.
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Pressemitteilung _ u

Bonn, den 10. Januar 198D

undfrei

Der Sprecher der CDU teilt mit:

Der Vorsitzende der Christlich Demokratischen Union Deutschlands, i

Dr. Helmut Kohl, empfing heute in Bonn den Präsidenten des Bundes— l

Verbandes Metall, Rolf Hasenclever, zu einem Meinungsaustausch.

In dem Gespräch wurden unter anderem aktuelle Fragen der Wirt-

schaftspolitik erörtert. Die Gesprächspartner waren sich darin ‘

. einig, daß man der Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt weiterhin

besondere Aufmerksamkeit schenken müsse.

Präsident Hasenclever wies auf den akuten Facharbeitermangel l

im Metallhandwerk hin, der trotz der immer noch zu hohen ge-

nerellen Arbeitslosigkeit zu verzeichnen sei. Das Metallhandwerk

sei bemüht, durch ständig steigende Ausbildungsangebote diesem

Problem langfristig zu begegnen. ‘

Dr. Kohl sicherte Hasenclever die weitere Unterstützung der

CDU bei der Bewältigung der Aufgaben dieses Wirtschaftsbe-

reiches zu.

. .

Die CDU werde auch in Zukunft alles tun, daß eine kontinuierliche, l

positive Entwicklung unserer Wirtschaft trotz der Unsicherheiten

auf internationalem Gebiet sichergestellt wird. Das gelte insbe-

sondere unter Berücksichtigung der Tatsache, dal3 der mitteL

ständischen Wirtschaft, speziell den Metallhandwerken, eine

ständig wachsende Bedeutung für unsere Volkswirtschaft zukomme,
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Bonn, 10. Januar 1980

1
Die Pressestelle der CDU teilt mit:

‘

Zu einem Gespräch über jugendpolitische Fragen kamen am

Mittwoch, den 9. Januar, in Bonn der Bundesvorstand der

. DAGnJugend und der Bundesfachausschuß "Jugendpolitik" der

CDU unter Vorsitz von Hermann Kroll-Schlüter, MdB, zusam-

men.

In einer engagiert geführten Diskussion wurden politische ‘

Standorte gewerkschaftlicher Jugendarbeit erörtert, wie

sie in Anträgen dieses Jugendverbandes zum Ausdruck kommen.

Der Bundesvorstand der DAG—Jugend machte deutlich, daß

solche Anträge weniger als politische Grundentscheidung

denn als "Ventilfunktion einer subjektiven Erfahrung von

Ohnmacht im Arbeitsprozeß“ zu werten seien.

O n Hermann Kroll-Schlüter stellte heraus, daß sich Politiker,

die sich mit Jugendfragen beschäftigen, verstärkt bemühen

müssen, politische Äußerungen und Initiativen Jugendlicher

aus dem Zusammenhang ihrer heutigen Lebensbedingungen ver»

stehen zu lernen.

Es wurde vereinbart, in weiteren Gesprächen den Entwurf eines

Jugendhilfegesetzes, eine Regelung des Eildungsurlaubes und

die Vergütung für Auszubildende zu erörterim
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Bonn, den 14. Januar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zum Treffen der Spitzenvertreter der Wirtschaftsverbände

und Gewerkschaften bei Graf Lambsdorff erklärt der Vor-

sitzende des Bundesfachausschusses Wirtschaftspolitik der

CDU, Elmar Pieroth, MdB‚ heute im "Deutschland-Union-

. Dienst":

Es ist erfreulich, daß der Gedanke der Konzertierten Aktion

wenigstens in Mini-Format wieder praktiziert wird. Dabei

darf es jedoch nicht bleiben. Die weltwirtschaftlichen Tur-

bulenzen und die drohenden Verteilungsprobleme verlangen

eine breite Zusammenarbeit der Vernunft. Unternehmer und

Tarifpartner brauchen dringend Orientierungshilfe.

Unerläßlich ist es, daß die Bundesbank und der Sachverstän-

digenrat wieder zu den Beratungen hinzugezogen werden. Sonst

0 besteht die Gefahr, daß überparteiliche gesamtwirtschaftliche

Gesichtspunkte zu kurz kommen. Gerade in der jetzigen Situa-

tion müssen deren Stimmen deutlich Gehör finden, um dem

. Stabilitätsgebot wieder den ihm gebührenden Rang zu verschaf-

fen.
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zur Landesdelegiertenkonferenz der Jungsnzialisten in NRW am

Wochenende erklärt der stellvertretende Vorsitzende der CDU

Deutschlands, Heinrich Köppler, MdL‚ heute im "Deutschland-

Union-Dienst":

. Hätte es noch eines Beweises bedurft, wes Geistes Kind die

"SPD der 80er Jahre" in Nordrhein-Westfalen ist, so lieferte

ihn die Landesdelegiertenkonferenz der NRW-Jungsozialisten

am Wochenende in Köln. Und hatte bisher noch jemand nicht

den Glauben daran verloren, daß SPD-Landesvorsitzender

Ministerpräsident Johannes Rau in seiner Partei vielleicht

doch etwas zu sagen hätte, so wurde auch er während dieser

Konferenz eines Besseren belehrt. ‘

"Erlaubt und geboten" sollte es zwar nach Meinung von Rau

auf dieser Tagung sein, sich "kritisch" mit Parteitagsbeschlüs-

0 sen der eigenen Partei auseinanderzusetzen; aber auf keinen

Fall dürfe die Partei, die er - Johannes Rau - am 11, Mai zum

strahlenden Wahlsieg zu führen gedenke, "öffentlich bekämpft"

werden. . .

Rau bekam die Antwort des Parteinachwuchses aus dem größten

Bundesland postwendend: Das vorsichtige Berliner SPD-Jein zur

Kernenergie sei eine "der wesentlichsten Fehlentscheidungen” l

der Partei und "grundsätzlich falsch"; überdies betrieben "sozial—

demokratische Rüstungsminister" eine "forcierte Aufrüstung".

Daß Jungsnzialisten so reden und beschließen, war zu erwarten.

Auch daß sie "Grüne" und "Bunte" - wie zuvor schon die Kommu»
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nisten — nicht als Gegner, sondern nur als "Konkurrenten" betrach-

ten, dafür aber die Unionsparteien als "Feinde" sehen, paßt zum

vertrauten Bild. Daß es aber einen SPD—Landes\/orsitzenden gibt,

der es, anders als früher Heinz Kühn, nicht einmal wagt, diesem

Unfug öffentlich und mit dem gebotenen Nachdruck entgegenzutre-

ten, ist eine neue Erfahrung in der nordrhein-westfälischen Landes-

politik.

Ein Bundesland von der Bedeutung Nurdrhein-Westfalens hat jeden-

falls eine Regierung verdient, die gegenüber offenkundigem Unsinn

nicht dem Prinzip der Leisetreterei huldigt, sondern da, wo es .

geboten ist, Klartext redet, Wer nicht einmal einige Chaoten aus

den eigenen Reihen zur Räson rufen kann oder darf, gehört nicht

in ein verantwortliches Amt, das diese Demokratie zu vergeben

hat.

O

l
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Bnn‚ 14. Januar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu den Vorbereitungen der CDU auf den Bundestagswahlkampf

1980 gab der‘Bundesgeschäftsführer der CDU, Elf Fink, heute

bei einem Pressegespräch im Bonner Konrad-Adenauer-Haus

folgende Erläuterungen:

. I.Mit Sachgolitik die Wähler überzeugen

Der Überfall der Sowjetunion auf Afghanistan hat schlagartig

die Bedeutung der Sicherheitspolitik für einen Frieden in

' Freiheit deutlich gemacht.

Der Sicherheitspolitische Kongreß der CDU am vorangegangenen 5

Wochenende in Bonn hat die Bedeutung hervorgehoben, die

die CDU der Außen— und Sicherheitspolitik beimißt. 1

Der Kongreß konnte anknüpfen an den Sicherheitspolitischen

Kongreß der CDU vom Januar 1978 in Kiel und wird thematisch

in einer Außenpolitischen Fachtagung am 4. und 5. März 1980

in Bonn weitergeführt. Die Kongresse sind ein Beleg der Sach-

lichkeit, mit der sich die CDU den wichtigsten politischen

. Themen unserer Zeit widmet. Die letzten Jahre haben gezeigt,

daß die Bürger eine solche sachliche Auseinandersetzung mit

aktuellen Fragen der Politik anerkennen und der CDU in einem

Großteil von Problembereichen die größere Sachkompetenz zuer-

kennen.

Überlegenheit in der Sachkompetenz ist für eine Partei wesent-

liche Voraussetzung für gute Wahlergebnisse. Auf Dauer wenden ‘

sich die Wähler der Partei zu, der sie die größere Fähigkeit

zusprechen‚ die wichtigen politischen Aufgaben zu bewältigen.

\

Herausgeber: cDu-aunuesgescnanssceue Hedaknon: eumner Hennen, sceuvenn. cnnscopn Muueneue - 53 Bonn, Konradddenaueraus,

Tenevon Pressestelle 0222» /544-521/22 (Hennen) 544451 1/12 (MuIIerIeIIeJ » Fernschveibev- a 35304#



. _ 2 _

In einer Studie des Instituts für Demoskopie Allensbach vom

Oktober 1979 zur Kompetenz der Parteien bei der Lösung politi-

scher Probleme hat sich ergeben, daß der Union in der Summe

der abgefragten Problemfelder die größere Lösungsfähigkeit

zugetraut wird. Es ist besonders bemerkenswert, daß in vier

der fünf wichtigsten Themenbereiche die Unionsparteien einen

Kompetenzvorsprung haben: Energiesicherung, Rentensicherung‚

Inflationsbekämpfung und innere Sicherheit.

Der Kompetenzvorsprung der Union kommt nicht von ungefähr. Er

wurde durch eine beharrliche und differenzierte Sachpolitik er-

zielt. Als Beispiele sind zu nennen:

. - Energiesicherung

Mit dem Energiepolitischen Kongreß im Jahre 1977 hat die CDU

als erste Partei in einer groß angelegten Veranstaltung die

Problematik der Zukunftssicherung unserer Energieversorgung

mit Fachleuten und allen interessierten Bevölkerungskreisen

diskutiert und auf dieser Grundlage das energiepolitische

Programm erarbeitet, das der Bundesausschuß der CDU 1977 be-

schlossen hat. Darin formuliert die CDU ein ausgewogenes

Verhältnis zwischen den Anforderungen der Umwelt und der

Sicherheit der Bürger einerseits und der Notwendigkeit der

Energiebeschäffunq durch Kernkraftwerkeandererseits. Diese

Politik wurde durch eine Reihe von Initiativen der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion im Deutschen Bundestag eingebracht.

‘ - Rentensicherung

Dem Rentenbetrug der SPD/FDP anläßlich der Bundestagswahl

1976 stellte die CDU ein klares eigenes Rentenkonzept gegen-

über. In einer Aktion "Sichere Renten - gegen Wortbruch und

Willkür" hat die CDU in mehreren Großveranstaltungen den Bür-

gern verdeutlicht, wie es möglich ist, die bruttolohnbezogene

dynamische Rente zu erhalten.

- Innere Sicherheit

Die schweren Erschütterungen der inneren Sicherheit durch den 3

Terrorismus hat die CDU seit 1972 mit konkreten Vorschlägen 1

für gesetzgeberische und polizeiliche Maßnahmen begleitet.

Diese waren geeignet, den Terrorismus wirksam einzudämmen und 1

gleichzeitig die Sicherheit und damit die Freiheit der Bürger

„ ‚W „„„„ „‚_„„_„„ „‚_‚ - 3 —



. — 3 — i

i

beachteten Kongreß mit den geistigen Ursachen des Terrorismus,

um Wege zu finden, bereits die Entstehung von Terrorismus zu

verhindern. Die Erkenntnisse dieses Kongresses wurden parlamen-

tarisch umgesetzt.

- Familienpolitik, Geburtenrückgang

Mit ihrem Beschluß "Frau und Gesellschaft" auf dem Bundespartei— i

tag 1975 forderte die CDU die Einführung eines Erziehungsgeldes,

das die Wahlmöglichkeit der Frau zwischen Beruf einerseits und

Haushalt und Kinderbetreuung andererseits wesentlich erweitern

soll. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion brachte diese Forderung

als Gesetzentwurf ein. Durch vielbeachtete Studien zum Geburten- i

O rückgang und zur finanziellen Situation kinderreicher Familien

wurde das Problembewußtsein in der deutschen Öffentlichkeit ge-

schärft. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat in verschiedenen

Initiativen die SPD/FDP-Fraktionen immer wieder auf die Pflicht

des Staates hingewiesen, durch geeignete Maßnahmen den Schutz

der Familie zu gewährleisten.

Hinzukanmm Programme zu wichtigen Einzelbereichen der Politik,

wie das Wirtschaftspolitische Programm, das Umweltpolitische

Programm, die Thesen zur Entbürokratisierung von Staat und Ge-

sellschaft und das Steuerpolitische Programm. Von besonderer

Bedeutung: ist das von der CDU im Oktober 1978 beschlossene

O erste Grundsatzprogramm der Partei.

Vorrangige Themen in der Auseinandersetzung des Wahljahres 1980

sind: Die Außen-, Deutschland- und Sicherheitspolitik, die Poli-

tik zur Bewältigung der Zukunftsprobleme unter besonderer Berück-

sichtigung der Familienpolitik, der Politik für eine größere

Wahlfreiheit der Frauen, der Energiesicherung und

der konsequenten Sicherung der Sozialen Marktwirtschaft.

Ein besonderes Augenmerk wird der Umweltproblematik gelten.

l
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Nachdem der Kanzlerkandidat der Union, Franz-Josef Strauß, im „

Dezember 1979 bereits das Steuerpolitische Programm der Union ‘

veröffentlichte, werden in den nächsten Wochen der öffentlich- 1

keit noch Vorgestellt: das Programm der Union zum Schutz des 5

ungeborenen Lebens und das Familienpolitische Programm. ‘

Im Februar wird die Wahlkampfkommission das Wahlprogramm ,

der Union verabschieden und den Gremien der Unionsparteien ä

zuleiten.
‘

Der Europawahlkampf hat gezeigt, daß ein argumentativ ge-

führter Wahlkampf vom Wähler honoriert wird. Mit 49,2% er-

O reichten CDU und CSU das zweitbeste Ergebnis einer bundes-

weiten Wahl.

II. Jugend und Union

Die CDU braucht kein neues Programm für die Jugend. Sie muß

aber lernen, ihr Programm überzeugend an die junge Generation

heranzutragen.

1980 treten 6 Millionen Jungwähler an die Wahlurnen. Würden die

Jungwähler des Jahres 1980 eine eigenePartei gründen, wäre diese

doppelt so stark wie die FDP des Jahres 1976. Bei der letzten

Bundestagswahl fehlten der Union 350.000 Stimmen zur absoluten

Mehrheit. Daran erkennt man das Gewicht der jungen Wähler. Es

O wird insofern entscheidend darauf ankommen, wie die Union bei

der Jugend abschneidet.

Die heute erstmals vorgelegte Studie der Abteilung Innenpolitik

der Bundesgeschäftsstelle mit dem Titel "Jugend und Union" will

die Bedeutung der jungen Generation für die kommende Wahl mit

sorgfältig erhobenem Zahlenmaterial belegen. Zu wissen, was in

den Köpfen junger Leute vorgeht, ist über alle legitime Neugier

und pädagogische Sorge hinaus ein Gebot unserer politischen

Existenz.

In einem zweiten Teil werden Jugendverbände als Ansprech-

partner der Parteien beschrieben. Der dritte Teil der

Untersuchung gibt inhaltliche Hinweise zur Ansprache die-

ser Zielgruppe unter Berücksichtigung der besonderen Er-

fordernisse, die in der politischen Diskussion mit der

jungen Generation gegeben sind.
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111, Wahlkamgfführung

Das Konrad-Adenauer-Haus hat sich auf den Bundestagswahlkampf

1980 intensiv vorbereitet. Die grundlegenden Planungen sind

abgeschlossen und den Parteigliederungen liegt bereits ein

ausführlicher Maßnahmenplan vor. Die erste Aktionsreihe unter

dem Motto "Auftakt '80" mit Material zum Kanzlerkandidaten

Franz—Josef Strauß und dem Grundsatzprogramm wurde bereits

im Herbst 1979 durchgeführt und zum Jahresende abgeschlossen.

wir befinden uns seit Jahresbeginn in der Vorwahlkampfphase I,

die sich bis zum Bundesparteitag am 18. Mai erstreckt.

0 In dieser Phase werden drei Ziele verfolgt:

- Verdeutlichung der Hauptthemen des Wahlkampfes

- Darstellung der Union als stärkste politische Kraft

- Darstellung des Kanzlerkandidaten.

Diese Ziele sollen mit den folgenden, sich zum Teil bereits

in der Durchführung befindenden Maßnahmen erreicht werden:

An die Wähler:

In einer Einstimmungskampagne werden die politischen Grund-

lagen unseres Wahlkampfes dargestellt. Es wird nachgewiesen, daß

die CDU in der Opposition politische Sachalternativen zu Pro-

blemen entwickelt hat, die von der SPD/FDP-Regierung entweder

0 gar nicht oder falsch behandelt wurden. Gestartet wurde die

Kampagne mit einer Anzeige in überregionalen Tages— und

Wochenzeitungen anläßlich des Geburtstages von Konrad Adenauer

am 5. Januar.

Neben dieser Anzeigenkampagne wird den Wählern in einer Illu-

strierten "CDU - die große deutsche Volkspartei" die CDU und

ihre Politik vorgestellt.

An die Mitglieder und Anhänger:

In einer ersten Mobilisierungsaktion unter dem Motto "Mit

Optimismus gegen Sozialismus", gerichtet an die Mitglieder

der Partei, wird das Signal für eine aktive politische Aus-

einandersetzung gegeben. Die Mitglieder werden über einen

_ 5 _



Sonderteil in der Januarausgabe des "Deutschen Monatsblattes"

sowie über die, speziell auf die Mobilisierung ausgerichtete,

erste Ausgabe des "Union in Deutschland" (UiD) angesprochen

und erhalten Anregungen zur Wahlkampfführung sowie Inhalte

für ihre politische Argumentation.

An die Kandidaten

- Die Wahlkreiskandidaten erhalten in diesen Tagen ein erstes

Informationspaket der Bundesgeschäftsstelle. In diesem Wahl. ‚

kampf wollen wir uns ganz besonders auch um die Wahlkampf-

führung und Unterstützung der Kandidaten kümmern. Der Ein-

satz der Bundestagskandidaten zur Mobilisierung unserer Par-

O tei ist von besonderer Bedeutung.

Zu dem Kandidaten-Service, der den Kandidaten Vorschläge und

Argumente für ihren persönlichen Wahlkampf liefert, gehört

auch die Installation eines "Kandidaten-Telefons", über das

sich jeder Kandidat direkt mit seinen Fragen an die Bundes- f

geschäftsstelle wenden kann.

- Anfang Mai wird die Bundesgeschäftsstelle eine erste wahl-

kampfillustrierte zur allgemeinen Verteilung herausbringen. 1

- In speziellen Zielgruppenkampagnen werden, in Zusammenarbeit

0 mit den Vereinigungen der Partei, verschiedene Zielgruppen

wie Jugendliche, Frauen, Arbeitnehmer und Mittelstand, ange-

sprochen.

Mit diesen Kampagnen wird zum Teil bereits in dieser Vor-

wahlkampfphase I begonnen.

so wird beispielsweise mit einer zentralen Jugendveranstal-

tung am 29. März 1980 in der Essener Grugahalle ein erster

großer Akzent der Aktion Jugend gesetzt.

An die hier ausführlich dargestellte derzeitige Vorwahlkampf-

‚ phase I schließt sich die

Vorwahlkampfghase II vom 18. Mai (Bundesparteitag) bis 5. Sep-

tember an.

_ 7 _
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I

ziele sind die verstärkte Herausstellung des Kanzlerkandidaten,

die Durchsetzung der zentralen Werbelinie und die verstärkte

Mobilisierung. Dazu werden die Mobilisierungskampagne, die

Zielgruppenkampagnen und der Kandidatenservice fortgeführt.

Den Abschluß bildet die "Heiße ghgggl, der Hauptwahlkampf vom

Ende der Sommerferien bis zum Wahltag. In dieser Phase erfolgt

die zentrale Plakatierung, die Anzeigenkampagne des Hauptwahl-

kampfs. Von besonderer Bedeutung: Die Werbung durch Hör-

funk- und Fernsehspots sowie eine Endspurtkampagne.

Die "Heiße wahlkampfphase" wird von der Union am 14. September

‘ durch eine zentrale Veranstaltung in der Dortmunder Westfalen-

halle eröffnet.

IV. Fairness im Wahlkampf

Die CDU strebt an, möglichst bald ein Wahlkampfabkommen zur

Bundestagswahl 1980 zwischen den vier im Bundestag vertretenen

Parteien abzuschließen. Bereits am 20. November 1979 hatte der

Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler‚ einen entsprechen-

den Entwurf dem Bundesgeschäftsführer der SPD, Egon Bahr, sowie

den Generalsekretärerx der CSU und der FDP, Dr. Edmund Stoiber i

und Günter Verheugen‚ übermittelt. Auf Einladung von Dr. Geißler

hat am 18. Dezember 1979 ein erstes Gespräch zwischen CDU, CSU,

0 SPD und FDP stattgefunden, bei dem SPD-Bundesgeschäftsführer l

Egon-Bahr einen eigenen Entwurf der SPD für ein Wahlkampfabkom-

men zur Wahl zum 9. Deutschen Bundestag vorlegte. Am 16. Januar 1

werden unter Leitung von CDU-Bundesgeschäftsführer Ulf Fink im ‘

Bonner Konrad-Adenauer-Haus sachkundige Mitarbeiter der vier

Parteizentralen zusammenkommen, um für das nächste Gespräch

der Generalsekretärs von CDU, CSU und FDP und des SPD—Bun-

desgeschäftsführers Bahr im Februar 1980 eine gemeinsame Vor-

lage auszuarbeiten.

- 5 _
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Neben einem umfassenden Fairness-Abkommen legt die CDU — wie

Bundesvorstand und Bundesausschuß der Partei einmütig bekräftigt

haben - Wert auf eine klare zeitliche und wirksame finanzielle

Begrenzung von zentralen Werbemaßnahmen während des Bundestags-

wahlkampfes. Außerdem sollen sich Bundespresseamt und Bundes-

ministerien von der Verkündung des Wahltermins durch den Bundes-

präsidenten ab in ihrer Öffentlichkeits— und Werbearbeit strikt

auf das vom Bundesverfassungsgericht für zulässig erklärte Maß

beschränken. Ferner sollen sich alle Parteien verpflichten,

entsprechend dem Betriebsverfassungsgesetz keinerlei direkte

oder indirekte Wahlwerbung in Betrieben, etwa durch Betriebsbe-

0 suche, zu betreiben. Schließlich sollen nach Auffassung der

CDU die Partner des Wahlkampfabkommens gemeinsam an die Medien

und gesellschaftlichen Organisationen appellieren, die Wahlkampf-

führung der Parteien durch besondere Bemühungen um eine umfassende

und ausgewogene Unterrichtung sowie um eine faire Kommentierung

parteipolitischer Vorgänge zu unterstützen.

O
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Bonn, 15-. Januar 1980

Zur Vorlage des Entwurfes für ein Wahlprogramm der FDP

erklärt der Sprecher der CDU, gnther Henrich:

Das umfangreiche Wahlprogramm der FDP bewegt sich bei näherem

Hinsehen in weiten Teilen im Unverbindlichen. Dort, wo die

0 Aussagen konkreter werden, finden sich Forderungen, die bedenk-

lich stimmen. Als Beispiel sei der Bereich der inneren Sicher-

heit herausgegriffen. Wer dem Terrorismus wirksam begegnen

will, darf nicht jenes" Mindestmaß an gesetzlichen Voraus-

Setzungen zur Abwehr terroristischer Gefahren in Frage stel-

len, die bis jetzt von den demokratischen Parteien gemein-

sam getragen wurden.

Auf wichtige Zukunftsfragen bleibt der Programmentwurf der

FDP den Bürgern die Antwort schuldig. Das gilt für den Bereich

der äußeren Sicherheit ebenso wie für die Sicherstellung der

Energieversorgung, die Familienpolitik und die Politik für die

O älteren Mitbürger.

Der krampfhafte Versuch der FDP, sich mit diesem Programm als

eigenständige politische Kraft zwischen den großen Parteien zu

profilieren, muß unglaubwürdig bleiben, solange sie auf Ge-

deih und Verderb am Blockbündnis mit der SPD festhält.
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Bonn, 15. Januar 1980

0 Der "Deutschland-Union-Dienst" veröffentlichte in seiner

Ausgabe vom 14. 1. 1980 den nachfolgenden Artikel des

Bundestagsabgeordneten Dr. Alois Mertes.

Nachdruck unter Angabe des Autors honorarfrei.
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Konkrete Solidarität mit den USA

— Ein Katalog praktikabler Maßnahmen -

Dr. Alois M e r t e s (Gerolstein)‚ MdB

Mitglied des Auswärtigen Ausschusses

(DUD) Bonn, 14.1.1980

Nach Moskaus "defensiver Aggression" — um frei mit wehner zu 0

sprechen — ist auch verbale Solidarität der Bundesrepublik

Deutschland mit Amerika als Gegenposition durchaus willkommen,

wie Vertreter des Kongresses und der Regierung der USA ver-

sichern.

Aber das genügt nicht. Je konkreter Solidarität wird, um so

wirkungsvoller ist sie. Die deutsche Haltung in der Irankrise

war hilfreich für die USA. Gespannt sind die Amerikaner auf

die praktischen deutschen Freundschaftsdienste im Fall Afghani-

stan. Wir sollen und können mit folgenden Maßnahmen unsere Ver-

bundenheit mit den Amerikaner sofort bekunden:

1. Bundeskanzler Schmidt sollte die süffisante Aufzählung der

Bereiche, in denen wir die USA nicht mit parallelen Maß-

nahmen unterstützen können, auf keinen Fall mehr wiederholen.

Sie hat in Amerika befreundet. x O

2. Bundeskanzler Schmidt und Außenminister Genscher sol1texje—

denfalls in diesem Jahr nicht nach Moskau reisen. Die Ver-

schiebung ihrer Reise nur bis kurz vor den Wahlkampf wäre

ein Beweis dafür, daß SPD und FDP von den Aggressoren in

Afghanistan Schützenhilfe gegen die CDU/CSU erwarten. Für

den diplomatischen Dialog, der nicht abreißen sollte, ge-

nügen die Botschaften in Bonn und Moskau.

3. Nach dem üblen ersten Auftritt der DDR im welts1cherheits—

rat sollte Bundeskanzler Schmidt seine Reise zu SED-Chef

Honecker auf unbestimmte Zeit verschieben. Für den inner-

deutschen Dialog, der nicht abreißen darf, genügen die Stän-

digen Vertretungen in Bonn und Ost-Berlin. ‘

- 2 _
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4. Die Teilnahme des Deutschen Bundestages und anderer wirk-

licher Parlamente an der Tagung der IPU (Interparlamenta-

rische Union) in Ost-Berlin im Herbst 1980 muß überprüft

werden.

Ab sofort muß sichergestellt werden, daß innerdeutsche Rei-

sepapiere für alle Mitglieder der deutschen Bundestagsdele-

gation genügen. Die Hinnahme von Diskriminierungen der Ber-

liner Bundestagsabgeordneten wäre eine Begünstigung der ju-

ristischen Aggressionen der DDR gegen den Status Berlins

und damit der sowjetischen Deutschlandpolitik, die sich

letztlich gegen den gesamten Westen richtet.

l

5. zur Eröffnung des Moskauer Flughafens Anfang Februar 1980,

bei dessen Bau eine deutsche Firma mit Bundesbeteiligung maß-

. geblich mitwirkte, sollte kein Mitglied der Bundesregierung

reisen. Das protokollarische Maximum sollte der deutsche Bot-

schafter oder Geschäftsträger in Moskau sein.

i
6. Eine Mindestform politischer Reaktion bei den Olympischen

Spielen ist die deutsche und europäische Nichtbeteiligung am

Feierlichkeitsrummel‚ zu dessen politisch werbewirksamer Ver-

anstaltung totalitäre Systeme besonders begabt sind. Wenn es

schon zur deutschen Beteiligung an den reinen Sportwettkämpfen

kommen sollte, so spräche das konsequente Meiden des pro-

pagandistischen Brimboriums eine beredte Sprache.

7. Die Bundesrepublik Deutschland sollte der Sowjetunion weiter-

hin keine Vorzugskredite gewähren. Bei unseren europäischen

' Partnern, die solche Vorzugskredite bisher gaben, sollte die

Bundesregierung im Sinne der Solidarität eintreten. Die Zu-

0 rücknahme bisheriger Privilegien ist keine Strafaktion, son-

dern eine Selbstverständlichkeit des politischen Anstands.

8. Die Lieferung von Technologien an die Sowjetunion und ihre

Verbündeten, die direkt oder indirekt strategisch gegen den
Westen und gegen die Dritte Welt genützt werden können‚ist

Jetzt unvereinbar geworden mit der deutschen und europäischen
Bündnispflicht gegenüber Amerika. Die Bundesregierung sollte
sich im nationalen wie im europäischen Rahmen eindeutig dem-
gemäß verhalten.

9. Europäische Nahrungsmittellieferungen an die Sowjetunion soll-

ten ab sofort ostentativ an besonders notleidende Länder der

Dritten Welt umgeleitet werden; vor allem an solche, die vom
Osten keine Waffen und Ideologieexporte entgegen nahmen. Dies

entspräche auch dem richtigen Konzept, jetzt durch Wort und
Tat der Dritten Welt endgültig k1arzumachen‚ wo ihre wahren
Freunde und Gegner sitzen.
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10.Jedes Herunterspielen der sowjetischen Aggression namens ei-

ner fiktiven Entspannung, wie sie beispielsweise Bahr und

Brandt betreiben, ist nicht nur eine Beleidigung des afghani-

schen Volkes und der islamischen We1t‚ sondern auch eine

Schwächung der amerikanischen Verantwortung für einen Frie-

den der moralischen Stärke und des politisch-militärischen

Gleichgewichts.

Allerdings ist nach der Wiederentdeckung der sowjetischen Ziele

die gegenseitige Solidarität zwischen Europa und Amerika bei den

langfristigen Konsequenzen noch wichtiger als die volle Unter-

stützung Amerikas in der aktuellen Lage. Den Zick-Zack-Kurs in der

Bewertung der eindeutig erkennbaren politischen Strategie der 0

Sowjetunion seit Präsident Kennedy muß in den 80er Jahren eine

stetige, berechenbare und zielbewußte‚ im Bündnis konsultierte

Linie folgen. die nicht heute Breschnew umarmt und morgen verflucht.

Eine Wiederholung der Förderung des 1970 bis 1974 betriebenen

illusionären Entspannungskonzepts Brandt-Bahr'scher Machart durch

Washington wäre verheerend für die moralische Kraft des Westens.

Friede in Freiheit erfonxtnicht nur ein militärisches und geo-

politisches Gleichgewicht, sondern auch ein Gleichgewicht der

geschichtlichen Klarsicht‚der moralischen Energie und der poli-

tischen Zielvorstellung. Die Sowjets wollen den politischen

Sieg im atomaren Frieden. Will der Westen einen Frieden ohne

Sieg?

+ + +
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

O Unter Leitung von CDU-Bundesgeschäftsführer Ulf Fink

fand heute im Konrad-Adenauer-Haus ein Gespräch der im

Bundestag vertretenen Parteien über Fragen des Wahl-

kampfabkommens statt. Für die FDP nahm der Bundesgeschäfts-

führer Dr. Fritz Fliszar‚ für die SPD der Leiter der Abtei-

lung Öffentlichkeitsarbeit, Volker Riegger‚ und für die

CSU der Leiter der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit,

Manfred Baumgärte1‚ teil.

Das Ergebnis der Besprechung soll nunmehr den Generalsekre-

tären bzw. Bundesgeschäftsführer zugeleitet werden, die sich

im Februar in München mit dem Wahlkampfabkommen abschließend

befassen werden. Der Besprechung lagen Entwürfe der CDU und

0 der SPD für ein wahlkampfabkommen zugrunde.

Hevausgeber:cou-sunaesgeschanssieixe Redaktion" Gunther Heniich, sieuvenrcnriscopn Mülierleiie 5a Bonn, Kunvad-Adenauer-Haus,

"reieion; Presseslelle02221/544-521/22 (Hennen) 544-5||/12(MuIIeiIeiIe| Feinschieibei aaeam
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zur gegenseitigen Anerkennung von Studienleistungen in Europa

und zum Auslandsstudium gab der stellvertretende Vorsitzende

der CDU und Vizepräsident des Europäischen Parlaments, Hans Ketzer,

der Zeitschrift "Aktiv" des CV-Studentenbundes Aachen folgendes

Interview:

Aktiv: Welchen Stellenwert besitzt Ihrer Meinung nach heute ein
Studium im Ausland?

O Katzer: Unbestreitbar dürfte sein, daß sich ein Studienaufenthalt

im Ausland positiv als Horizonterweiterung auswirkt. Dies allein

sollte ausreichen, die Bereitschaft junger Menschen, für eine be-

fristete Zeit ins Ausland zu gehen, zu fördern und zu unterstützen.

Nicht Scheine, Zeugnisse, wichtige Forschungsergebnisse und —er-

kenntnisse sollten bei der Bewertung und Abwägung von Kosten und

Nutzen solcher Förderungsmaßnahmen eine Rolle spielen, sondern auch

die durch einen Auslandsaufenthalt geförderte individuelle Per-

sönlichkeitsentwicklung, neu hinzugewonnene Freundschaften und Ver-

bindungen sowie die erweiterten Sprachkenntnisse. Gerade die letzt-

genannten sind für die internationale Völkerverständigung, die

wirtschaftlichen Verflechtungen und den Frieden von überragender

Bedeutung oder, um es ganz banal zu sagen, wir müssen lernen, unsere

0 Nachbarn jenseits unserer Grenzen zu verstehen. Das Europäische

Parlament und sein Etat für den Sprachendienst sind ein beredtes Zeug-

nis dafür.

Ein anderer Aspekt des Auslandsaufenthaltes und dessen Stellenwert

betrifft den beruflichen Ein— und Aufstieg. Jeder Personalchef

sollte einen Auslandsaufenthalt als Pluspunkt verbuchen und nicht eine
dadurch bewirkte Studienverlängerung negativ vermerken.

Aktiv: Was unternimmt die Bundesregierung, um das besorgniserregende

Desinteresse der deutschen Studenten am Auslandsstudium zu verändern?

Katzer: Diese Frage müßten Sie eigentlich der Bundesregierung stellen!

Aber es ist in der Tat höchste Zeit, etwas gegen die wachsende

geistige Provinzialisierung der Bundesrepublik Deutschland zu tun.

‚ ‚ um n neIeZ 53-90 ‚Konrad-Adenauer-Haus,
Hemsqebe" °°“‘‚”;‘‚';S’f‚i‘?:‚:°s’;"::}f„"ä2?Zi"7ä'i3'.'5f|73‘5sf.f:777{2 mgfeule)u;m;chreiber:n:a6l304
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Während im Jahre 1953 noch ca. 8 % aller Studenten in einer

bestimmten Phase ihrer Ausbildung im Ausland studiert haben,

so ist der Prozentanteil im Jahre 1978 bis auf 1,5 % herab-

gesunken. Um dieser negativen Entwicklung Einhalt zu gebieten,

hat meine Fraktion Anfang dieses Jahres einen Antrag im

Deutschen Bundestag eingebracht. Darin haben wir gefordert,

den zeitlich befristeten Aufenthalt von jungen Bürgern der

Bundesrepublik Deutschland in europäischen und außereuropäischen

Ländern stärker als bisher zu fördern. Diese Maßnahmen dürfen

sich aber nicht nur auf Studenten beziehen, sondern müssen

Schüler, junge Arbeitnehmer und Wissenschaftler gleichermaßen

einbeziehen.

O Ein Weg dazu könnte beispielsweise die Novellierung des Bundes-

ausbildungsförderungsgesetzes sein, ein anderer bi- und multi-

laterale Verhandlungen mit den Regierungen anderer Staaten,

um mehr Freizügigkeit zu erreichen.

Aktiv: Wo sehen Sie die dringendsten Engpässe, die die Kommu-

nikation der Studierenden behindert?

Katzer: Das größte Problem für die gestörte Kommunikation

zwischen den Studierenden stellt meines Erachtens die wachsen-

de Tendenz der Massenuniversitäten dar.

Heute studieren ungefähr 20 % aller Studenten an nur S Uni-

O versitäten: Berlin, München, Hamburg, Münster und Bonn.

Die Bestrebungen der SPD/FDP, die Fachhochschulen, die Päda-

gogischen Hochschulen und die Universitäten zu Gesamthoch-

schulen zu integrieren, stellt einen weiteren Schritt in die

Richtung der Anonymität dar. Je größer die Universität ist,

um so mehr ist der einzelne auf sich gestellt. Wir müssen

verhindern, daß psychologische Beratungsstellen zu notwendigen

Ergänzungseinrichtungen unserer Hochschulen werden.

Aktiv: Wie könnten Ihrer Meinung nach die Kultusminister der

Bundesländer tätig werden, um schon im Schulbereich die Vorteile

eines Auslandsstudiums darzulegen?

i

Katzer: Im Bereich des Schüleraustausches wird ja zur Zeit schon

viel getan. Wichtig wäre nur, die bürokratischen Hindernisse
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abzubauen oder doch mindestens zu verringern. Gerade aus

sozialpolitischen Gründen ist diese Forderung von besonderer

Bedeutung, damit auch die Kinder sozial benachteiligter Be-

völkerungsgruppen in den Genuß solcher Förderungsmaßnahmen

kommen. Eine gründliche Information wäre dazu die Grundlage. '

l
Aktiv: Sehen Sie eine Möglichkeit, wie das EP auf die Bildungs-

politik der Mitgliederstaaten einwirken kann, um eine möglichst

große Kompatibilität der Bildungssysteme zu erzielen?

Katzer: Die Kompatibilität der Bildungssysteme ist ein Problem,

das man in den sogenannten "Äquivalenzverhandlungen" zwischen

0 den Kultus- und Wissenschaftsministerien der Europäischen Ge-

meinschaft zu lösen versucht.

Leider muß ich eingestehen, daß die deutsche Seite im Bereich

der gegenseitigen Anerkennung von Studienleistungen ein Brems-

klotz auf dem Weg zu mehr Freizügigkeit ist. So werden z. B.

in der Medizin in Deutschland erworbene Studienleistungen in

Frankreich anerkannt, aber nicht umgekehrt. Ich glaube, wir

sollten in diesem Punkt von unserem Nachbarn lernen und die

bestehenden Hindernisse nach einer sorgfältigen Analyse aus

dem Weg räumen.

Aktiv: Was wird das EP im Bereich der Hochschulpolitik in den

0 EG-Ländern unternehmen?

Katzer: Das Europäische Parlament muß nach einer längeren Phase

der Stagnation und den endlosen Debatten über die Agrarpolitik

zu wirklich politischen Entscheidungen kommen. Die 1. Direktwahl,

die im vergangenen Jahr stattgefunden hat, gibt uns die not-

wendige Legitimation dazu, d. h.‚ daß auch Hochschul- bzw. Bil-

dungspolitik zu den Diskussionsthemen dazugehört. Mögliche Ziele

sind z. B. die gegenseitige Anerkennung von Studienleistungen,

die Niederlassungsfreiheit oder die sogenannte Mindestquote‚ nach

der jedes Land soviel ausländische Studenten aufnehmen muß, wie

aus dem eigenen Land herausgehen.

Aktiv: Wo liegen Ihre persönlichen Schwerpunkte und die Ihrer

Fraktion in der ersten Legislaturperiode des Europäischen Parlaments?

- 4 _
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Katzer: Durch die erste Direktwahl hat das Europäische Parlament

eine hohe Zustimmung durch den Bürger erhalten. Dies muß für

das Parlament eine hohe Verpflichtung sein, den Erwartungen ge-

recht zu werden. Für die Arbeit meiner Fraktion bedeutet das,

zunächst einmal die Voraussetzungen für ein arbeitsfähiges

Parlament zu schaffen, um den negativen Einfluß kleiner, anti-

europäisch eingestellter Gruppen im Parlament zu verhindern.

Diese Voraussetzungen sind jetzt geschaffen worden. Es muß

weiter dafür gesorgt werden, daß das Parlament mehr Rechte er-

hält; z. B. bei den zur Zeit laufenden Haushaltsberatungen oder

dadurch, daß das Parlament selbst zu einer verfassungsgebenden

Versammlung wird. Meine Fraktion hat dazu eine tragfähige Vorlage

. erarbeitet. Insgesamt hat sich meine Fraktion vorgenommen, das

Geschehen in der Europäischen Gemeinschaft stärker auf den

einzelnen Bürger auszurichten. In diesem Sinne werde ich selbst

mich darauf konzentrieren, die Europäische Gemeinschaft auch

zu einer Sozialunion auszubauen.

1

w

. . . . . . . . . . . . . . . ..
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Mit einer zentralen Jugendveranstaltung wird die CDU am

29. März ihre bundesweite Aktion Jugendinfo '80 um die Jungwähler

einleiten. Die Gruga-Halle in Essen steht an diesem Tage

ganz im Zeichen der Information über die jugendpolitischen

Aktivitäten der Unionsparteien. Auch der Kanzlerkandidat

0 der Union, Franz-Josef Strauß, steht Rede und Antwort.

Am Anfang der Planung für das zentrale Treffen in Essen,

zu dem mehrere tausend junge Leute erwartet werden, stand

die Erkenntnis, daß die CDU zwar über genügend Programme und

zukunftsweisende Aussagen für die Jugend verfügt. Die Partei

muß sich jedoch verstärkt bemühen, die jungen Wähler für

ihre Politik zu interessieren. Bei der Bundestagswahl 1980

sind 6 Millionen Jungwähler wahlberechtigt. Die Zahl der

Jungwähler ist damit doppelt so hoch wie die Gesamtheit der

Wähler, die bei der Bundestagswahl 1976 der FDP ihre Stimme v w

gegeben haben. Bei der letzten Bundestagswahl fehlten der

Union 350.000 Stimmen zur absoluten Mehrheit. Die jungen

O Wähler können also, wenn sie zahlreich zur wahlurne gehen,

den Ausschlag geben. Es wird entscheidend darauf ankommen,

wie die Union bei der Jugend abschneidet.

Die zentrale Jugendveranstaltung in Essen ist nur ein Bau-

Stein in der umfassenden Jugendaktion, mit der sich die ‘

CDU im Wahljahr vorstellt. Die Veranstaltung beginnt um ‘

10.30 Uhr in der Gruga-Halle. Neben dem Auftritt von :

Franz-Josef Strauß ist ein umfassendes Informations- und

Unterhaltungsprogramm vorgesehen. Karten für die Veranstal-

tung sind ab Mitte Februar bei allen Kreisverbänden der

Jungen Union und bei der CDU-Bundesgeschäftsstelle kostenlos

auch der genaue Programmablauf bereit.

Hevausgebev: CDU-Bundesgeschäftsstelle n Redaktion: Günmev Henrich, Stellvertn. Christoph Mütlerüelle - 53 Bonn, Konrad-Adenauer-Haus.

Telelon. Presseslelle 022m /544-521/22 (Henrich) 544-511/12 [Müllevleilet - Fernschreiber: saesm
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Fragen an den CDU-Vorsitzenden Dr. Helmut Kohl

‘ (17. 1. 1980)

l

Frage: Die CDU hat dem System fördert wird, daß es also kei-

der integrierten Gesamtschule ne sozialen Schranken gibt.

0 eine Absage erteilt. Im Moment Auch die Kinder aus Arbeiter-

diskutiert man aber wieder über familien müssen weiterführen-

die Fortschreibung eines Bi1- de Schulen besuchen und ent-

dungsgesamtplanes‚ welche Ar— sprechende Abschlüsse erzie-

gumente nennt die CDU gegen len können.

die Gesamtschule? Besteht die Unsere derzeitige Haltung rührt

Möglichkeit einer Einführung nun aber daher: döß Vor allem

dieses Systems in naher Zu- die SPD versucht, mit Hilfe

kunft? was setzen Sie der in- der integrierten Gesamtschule

tegrierten Gesamtschule ent- ganz andere Ziele zu errei-

gegen? chen. Überall, wo die SPD die

Schulpolitik bestimmt, ist

Dr. Kohl: Die CDU war und ist die Schule zum Schlachtfeld

für eine unvoreingenommene offener und versteckter Ge-

Prüfung des Konzepts der Ge- sellschaftsveränderungen ge-

samtschule in seinen verschie- macht worden. Mit der Begrün-

denen Formen. Ich selbst habe dung einer angeblich größeren

mich als Ministerpräsident von Chancengleichheit hat man an-

Rheinland-Pfalz dafür einge- gestrebt. daß die Hälfte eines

. setzt, Schulversuche durchzu- Geburtenjahrganqs das Abitur

rühren, um herauszufinden, ob machen 5o11te_ Die Folgen für

Gesamtschulen eine verbesse— Schüler und Studenten, Arbeits-

rung unseres Schulsystems be- markt und Gesellschaft wurden

deuten. Auf diese Weise sol1- dabei "großzügig" übersehen.

ten vergleichbare Daten ge— Praktische Berufe und Ausbil-

schaffen werden, um dann ganz dungswege wurden abgewertet

nüchtern und ruhig beurteilen und als "Ausbeutung" diffe-

zu können, ob die Gesamtschu- miert.

le im Vergleich zum bisherigen

System Vorteile besitzt. Die bisherigen Untersuchungs-

ergebnisse über integrierte

Das Ziel der CDU in der Schul- Gesamtschulen Zeigern daß sie

politik ist es, daß in den in vielfacher weise proble-

Schulen der Bundesrepublik matisch sind. Trotz aller be-

Deutschland jedes Kind unge- 5°nd5ren Bedingungen: die 1h‘

achtet seiner sozialen Her- nen zugebilligt worden Sind:

kunft entsprechend seinen Fä— nämlich neue Gebäude und mo-

higkeiten und Leistungen ge— dernste Ausstattungen, Ganz-
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tagsschulformen und erhöhte werde“-

Lehrerzuweisungen‚ sind vie— Tei1ZeitVeItIäqe für junge Leh-

le Probleme auch mit diesem rer halte ich Zunächst für einen

Schultyp nicht gelöst worden, Qanqbaren W69: nach dem Studien-

uhd manche schwerwiegenden abschluß zumindest in beschränk-

probieme sind sogar hinzuge- tem Umfang in dem Berufsfeld zu

kommeh_
arbeiten, auf das hin man stu-

diert hat. Auf diese weise wird

An erster steile ist das ne_ zumindest zeitlicher Raum ge-

ziehungsios eerspiitterte schaffen, in einer sachlichen

Fachunterrichtssystem zu nen- Weise nach neuen Lösungen ZU

nen. Viele Jugendliche sind
suchen.

dem psychischen streß einer Im übrigen weise ich darauf hin,

solchen Schule auch gar nicht das die rhein13“d‘Pfä1ZiSChe

gewachseh_ Dort gibt es nKur_ Landesregierung im Doppelhaus-

se" statt K1assenqemeineenaf_ halt für die Jahre 1980/81 über

tenl "fachwissenschaftlern fünfhundert neue Lehrerstellen ;

statt Klassenlehrer, nur noch gesehaffe“ hat-

"Kursteilnehmer“ statt Schul-

kamereden_
Frage: Die CDU hat sich eindeu- ‘

In dann besiedelten Gebieten tig gegen Verfassungsfeinde und

mugten bei Einführung der in- Extremisten im öffentlichen O

tegrierten Gesamtschule die Dienst 9eWadt- Dies bedingt

Schulen fernen Zentra1schu- eine GeSiHUUn95überPrÜfun9 31‘

ien geopfert werden, was dann ler Anwärter. Wie zieht die

zu erheblich längeren wegen CDU hier die Grenzen? Sollen

fuhren würde_ nur Pädagogen und Anwärter für

Und schließlich hat noch kein flehobene und leitende Stellen

Befürworter der integrierten überPrüft Werde“: Oder fällt

Gesamtschule beantworten kön- “Eter die Prüfung auch der LOK‘

nen‚ weshalb die Schulangst fuhrer und Gärtner?

gerade bei denjenigen Schü-

lern in integrierten Gesamt- Dr. Kohl: Die CDU hält an der

schulen am höchsten liegt’ Entscheidung des Grundgesetzes

die altersmäßig den Schülern fur eine streitbare und wehr-

der heuptsehule entspreehen_ hafte Demokratie fest. Die CDU

nimmt einen Mißbrauch der Grund-

Frage, Man reuetim Zusammen- rechte zum Kampf gegen die frei-

hang mit der Situation der heitliche Ordnung nicht hin.

Lehrer immer nur von "Lehrer- Verfassungsfeinde sollen nicht

sehwemmelg Tatsächlich gibt unter Berufung auf grundrecht- o

es an den schulen aber Eng- lich gewährte Freiheiten und

Pässe’ zum Beispiel in Natur- unter deren Schutz die Verfas-

Wissenschaften’ Sport und Re_ sungsordnung oder den Bestand

ligion. Warum stellt man nicht des Staates gefährden: beein‘

genügend Lehre; ein? wie den- trächtigen oder zerstören dür-

ken Sie über die Tei1zeitver- fe"° Kein Staat kann es sich

träge für junge Lehrer? leisten, Bedienstete zu haben,

die in Wirklichkeit nicht für

Dr_ Kohl, Politiker werden ihn, sondern gegen ihn arbeiten.

gef3äe‘hier die Kunst des M59- Beamter darf also nur werden,

lichen zu praktizieren haben. wer die Gewähr dafür bietet:

Angesichts sinkender Schüler- daß er jederzeit für die frei-

zehien _ his 1935 um minde_ heitlich demokratische Grund-

stens 30 Prozent - wäre es Ordnung des Grundgesetzes ein-

politisch verantwortungs1os‚ tritt-

jetzt Lehrer einzustellen, Bei Beamten gibt es keine Un- ’

die später nicht gebraucht terschiede der Ansprüche an ‚

die Gewähr der Verfassungs-

\
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treue nach Funktionen, Laufbah- nur gewonnen werden, wenn Kol- 1

nen oder nach ihrem dienstli- legen, Vorgesetzte, Schüler ‘

chen oder außerdienstlichen oder Eltern von Schülern sein

Verhalten. Die gleichen Anfor- inner- und außerdienstliches

derungen wie an Beamte sind Verhalten überwachen. Das wür-

insbesondere auch an angestell- de zu einer unerträglichen

te Lehrer zu stellen. Das ist Schnüffelpraxis führen. wenn

in letzter Zeit mehrfach von dies aber - hoffentlich - nicht

den obersten Gerichten bekräf- gewollt ist, dann gibt die Re-

tigt worden." gelung keinen Sinn.

Für das Verfahren gelten selbst-

verständlich die rechtsstaat- Frage: Die der CDU nahestehen-

lichen Garantien. Jeder Ein- den politischen Jugendorgani- ;

zelfall muß für sich geprüft sationen, Schüler Union und l

und entschieden werden. Die Junge Union zum Beispiel‚ver-

Beteiligung der Verfassungs- zeichnen weit stärkeren Zu-

schutzbehörden ergibt sich aus lauf als deren politische Kon- ‘

deren gesetzlichem Auftrag. kurrenten. Inwieweit respek-

Eine Anfrage beim Verfassungs- tiert und unterstützt die CDU

schutz sollte allerdings erst diese Organisationen? Würden

0 dann erfolgen, wenn alle oder Sie Kandidaturen von JU-Kandi- ‚

nahezu alle sonstigen Voraus- daten auf sichern Plätzen der ;

setzungen für die Einstellung Landesliste befürworten? |

erfüllt sind. Diese Anfrage i

bedeutet also keine "Uberprü- Dr. Kohl: Als Vorsitzender der ;

fung". In diesem Zusammenhang CDU begrüße ich das starke po- x

von Gesinnungsschnüffelei zu litische Engagement von Jugend-

sprechen, ist reine Demagogie. lichen in der Schüler Union und

Bei der Entscheidung über die der Jungen Union. Daß hier ge-

Einstellung dürfen "Jugend- legentlich differierende Mei-

sünden" keine Rolle spielen. nungen diskutiert werden, liegt

Entscheidend ist allein, ob in der Natur der Sache; immer

der Bewerber zum Zeitpunkt schon haben zwischen den Genera-

seiner Einstellung die Gewähr tionen Auseinandersetzungen und

dafür bietet, jederzeit für Diskussionen stattgefunden. Das

die freiheitlich demokratische muß so sein, anders gibt es

Grundordnung einzutreten. keinen geistigen Fortschritt.

Aber ich glaube, sagen zu kön-

Der Beschluß der Bundesregie- nen, daß wir in den grundsätz-

0 rung vom Januar 1979 hingegen, lichen Fragen eine ganz brei-

daß nur die Einste1lungsbehör- te Übereinstimmung zwischen

de beim Verfassungsschutz nach- Schüler Union, Junger Union

fragen soll, wenn ihr Tatsachen und Christlich Demokratischer

bekannt sind, die Zweifel an Union haben. Unter diesem Ge-

der Verfassungstreue des Be- sichtspunkt freue ich mich,

werbers rechtfertigen, hat wenn JU-Kandidaten auf sicheren

eine Zufallsüberprüfung zur Landeslistenplätzen plaziert

Folge. Eine solche Zufallsre- werden. Allerdings müssen sie

gelung wirft starke Zweifel sich diese Kandidaturen im de-

auf, ob sie noch mit dem Gleich- mokratischen Wettbewerb selbst

heitsgrundsatz zu vereinbaren erobern.

ist. Diese Regelung führt ent-

weder zu Denunziantentum‚ oder Erage: Bei den letzten Land-

sie geht völlig ins Leere. Tat- tags- und Kommunalwahlen ergab

sächliche Erkenntnisse über sich für die CDU ein offensicht-

das Verhalten eines Beamten liches Stimmendefizit bei den

während des Vorbereitungsdien- Jungwählern. worin sehen Sie

stes und der Probezeit können mögliche Ursachen für die Ab—

_ 4 _
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lehnung beziehungsweise das Des- reit sind, ihren Teil an Mit-

interesse der Jugend? Welche Verantwortung zu tragen. Es

Schlüsse ziehen Sie daraus für kommt also in entscheidendem

den kommenden Bundestagswahl- Maße darauf an, das große Heer

kampf? Welche Themen werden der Enttäuschten‚ der passiv

Sie angehen: um die J“9end 5"’ gewordenen Jugendlichen wieder

zusprechen? neu anzusprechen. Dabei werden

wir vor allem auf die Themen-

Dr. Kohl: Sechs Millionen Jung- felder eingehen, die von Jugend-

und Erstwähler von 18 bis 24 lichen als die drängendsten

Jahren werden 1980 ein gewich- genannt werden: Fragen der Ju-

tiges, aber auch ein sehr un- gendarbeitslosigkeit, Fragen

berechenbares Wählerpotential des Umweltschutzes und der

bilden. Ein Vergleich macht Energieversorgung, Fragen der

dies am ehesten deutlich: Schul- und Bildungspolitik und

Die FDP hatte 1976 nur knapp schließlich Fragen der sozia-

drei Millionen Wähler. Bei der len Absicherung des einzelnen

letzten Bundestagswahl fehl- Bürgers. Das werden die Themen

ten der Union rund 350.000 sein, die wir im kommenden Jahr

Stimmen zur absoluten Mehrheit. besonders intensiv mit den

Daran erkennt man das Gewicht Jugendlichen diskutieren wer-

der jungen Wähler, an denen den. ‘

keine Partei vorbeigehen kann.

Es wird insofern entscheidend Frage: Nach dem Thema "Medien"

darauf ankommen, wie die Union befragt sagen CDU-Kommuna1-

bei der Jugend abschneiden wird. politiker häufig, sie hätten

Der Jugend ist in den letzten die Medien gegen sich. Berich-

10 Jahren viel von ihrer Hoff- ten ze1tungen‚ Fernsehen und

nung und ihrem Optimismus ge- Rundfunk tatsächlich regie-

nommen worden. Die Politik der rungsfreundlich? wie stehen

SPD/FDP-Koalition hat den Ju- Sie zu privaten Fernsehanstal-

gendlichen gezeigt, daß ihre ten? Welche Zukunft hat nach

Erwartungen von diesen Parteien Ihrer Meinung der "Videotext"

nicht gelöst werden können. Im und das Fernsehen als Kommu-

Zeichen der längsten Wirt- nikationssystem?

schaftskrise der Nachkriegs-

zeit steht heute die Jugend Dr. Kohl: Gern wird für die Art

vor betrogenen Hoffnungen und der Berichterstattung der "Re-

- im Berufsleben — vor ver- gierungs-Bonus" angeführt,

schlossenen Türen. Auf neue die Regierung schaffe eben fak-

Bildungsmodelle sind Schul- tisch mehr Nachrichten als die“

streß und Numerus-clausus-Psy- Opposition. Nur muß man auch

chosen gefolgt, auf Ausbil- die Regierungspolitik kritisch

dungsreformen Jugend- und Aka- "hinterfragen", wie es die Oppo-

demikerarbeitslosigkeit‚ auf sition - und das ist ihre legi-

die versprochene Zukunftspoli- time Aufgabe - seit Jahren tut.

tik der Verlust von Orientie- Die Berichterstattung darüber

rung und Vertrauen. Das hat in Rundfunk und Fernsehen ver-

bei vielen Jugendlichen dazu nißt man aber häufig. Bei der

geführt, daß sie sich aus dem Presse ist dieses Bild wesent-

politischen Geschehen zurück— lich differenzierter. Hier ver-

gezogen haben. Sie haben resig- hindern die publizistische Hal-

niert‚ sie glauben vielfach tung und das journalistische

nicht mehr daran, daß sie durch Selbstverständnis freundliche

aktives Mitgestalten in der Tendenzen. Gewiß sollte man

Politik etwas erreichen kön- sich vor pauschalen Urteilen

nen. wir müssen aber erreichen, hüten, Tendenzen einer regie-

daß diese Jugendlichen wieder rungsfreundlichen Berichter- f

neue Hoffnung fassen und be- stattung sind aber nicht weg- ‘u
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zuleugnen. Kürzlich haben Mei- Selbstbewußtsein unserer Bür-

nungsforscher des Emnid-Insti- ger mehr entspricht als die

tuts ermitteln daß die Mehr- von der SPD verfolgte Bevor- ;

heit der Bundesbürger der Ein- mundung der Bürger.

richtung privater Fernsehen-

stalten positiv gegenübersteht. In 5195€? gusammenhang hat es

Besonders junge Menschen zei- das‚Pra5ldlum äer CDU als un-

g%genu?er a“?geSchlo%Sen' Ä Bürgers, wie es in Artikel 5

Die Union tritt bereits sei des Grundgesetzes niederge-

Jahren für private Alternati— legt ist, nicht angetastet

ven im Fernsehbereich ein. werden darf. Weiter betont die

Mit der weltweiten Entwick- CDU, daß die Zuständigkeit für

lung neuer Medientechnologien‚ Rundfunk und elektronische

die unter anderem auch den bis- Medien uneingeschränkt bei den

herigen Frequenzmangel auf- Ländern bleibt und diese die

heben und der Entwicklung we- Aufgabe haben, die Ordnung der

niger kostenträchtiger Pro- Medien entsprechend dem tech-

grammformen erhält das Grund- nischen Fortschritt auszuge-

recht der Rundfunkfreiheit stalten. Ohne jeden Abstrich

eine neue Dimension. Daraus i1t ferner für die CDU der

0 erwächst das Recht auf freien greie Informationsfluß über

Zugang zu den neuen Techniken Staatsgrenzen hinweg, für Sa-

der Meinungsverbreitung und telliten genauso wie für alle

auch auf die Veranstaltung Hörfunk- und Fernsehsender.

von Rundfunk. Neben die Ansta1- ‚

ten des öffentlichen Rechts, D%e geplant? V1de?textfTeCh-

die weiter bestehen, sollen nlk’ auch B}1dsChlrmZelt?ng

nach Auffassung der CDU/CSU genannt’ bel der es um dle

konkurrierende private Veran- t::::Egkdeä s°g?nännt?" Aus_ht

stalter treten. Die Union „ C e es B1} schlrms ge '
sieht in der Ergänzung des wird besonders fur die Fresse

bisher ausschließlich öffent- Xon großer Bedeutung se%n‘ Die

lich—rechtlich organisierten Fuselnandersetzungen zw%SChen
Rundfunksystems durch priva_ ‘ernsehanstalten und Zeitungen

te Programmträger eine rea1i- lnkden letzten M°näten.hab?n _

stische Möglichkeit, die Vie1- i.‘ T“? lass?“ f“ w.“ “Ch

falt von Information, Meinung hlgt el g‚Med1en gen Vldäätext

und Unterhaltung zu vermehren. dgs äääe äädäaätäugegügosiih

O Die Führungsgremien der CDU einsetzen. Die politische Dis-

haben immer wieder unterstri- kussion über dieses neue Me-

chen, daß das Informationsan- dium ist noch nicht abgeschlos-

gebot ausgeweitet werden muß sen. Zweifellos könnte eine

- auch durch private Veran- Entscheidung gegen die Zeitun-

stalter. Die Ministerpräsiden- gen für diese existenzgefährdend

ten Dr. Stoltenberg und Dr. sein, weil unter anderem heute

Albrecht, haben mit ihren me- die Aktualisierung der Zeitung

dienpolitischen Initiativen durch mehrere Ausgaben pro Tag

deutlich gezeigt. daß der Zu- nicht mehr möglich ist. Die

gang zu den neuen Medien wie Bildschirmzeitung kann ein weg

Kabe1- und Satel1itenfernse- zur Wiederaufnahme dieser Ak-

hen, Videotext und Bi1dschirm- tualisierung sein.

Zeitung schon jetzt Soweit Das Fernsehen als einer der
zu regeln ist, daß die Wahl- . ‚ .

möglichkeit des Bürgers ver- wlchtlgsteg Eckpfeiler gnäeres

größert werden kann. Die Union ä:::änlk?tl°nssy5Eems wlr _

ist sicher, daß dies dem Prlvate KOn.“rrenZP?°
gramme eine Ausweitung seines

_ 5 _
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heutigen Wirkungsfeldes erfah- wirkungen auf die parteipoliti-

ren. Darin liegen Gefahren und sehe Landschaft haben.

Chancen zugleich. Gefahren dann, .

wenn es gewissen gesellschafts- Sääägz äm Berilh qeä äTWeäg;

verändernden Gruppierungen ge- als eiäe ltäääaivgtiäe Paiertei
lingen sollte, zusätzliche Pro- im besten Sinne des Wortes

gramme als Ideologieträger zu Umweltschutz ist eine der ab-

miBbrauChen7 Chancen jedoch solut vorran i en Auf aben un-
werden sich eröffnen, wenn ein Serer Zeit g0gStoff_gund Ener_

gemischtes öffent1ich-rechtli- ieverbrauäh Si dlun nd Ver_

Ches und privates FernsehSy- gehr und insbesoäder gdur Pro-

Stem im Rahmen unserer Verfas’ zeß der Industrialisäerän und

Sung ein normales Wechselspiel Technisierun entfalten ig ih-

V°n Information’ Meinung und rer Summe Wigkun en die nicht
Unterhaltung bietet und damit nur die Qualitätq ssndern be_

die Wahlmöglichkeiten der zu’ reits den Bestand unserer na-
schauer bei den elektronischen türlichen Lebens rundla en e_

Medien vergrößert‘ fährden. Dazu häzte es 2igegt-

Frage: Kürzlich haben sich die ääg? gar nicht erst kommen dur

Grünen getroffen, um eine Par- 0

tei zu gründen und ein gemein- Aber in den ersten 20 bis 25

sames Programm zu erarbeiten. Jahren nach dem Zweiten welt-

Sehen Sie eine Gefahr für die krieg standen - nicht nur bei

CDU durch die Kandidatur der den Parteien, sondern viel-

"Grünen“ zum Bundestag 1980? leicht stärker noch im Bewußt-

Welche Aussagen zum Bereich sein der Bürger - andere The-

Umweltschutz können Sie den men im Vordergrund: Der mate-

“Grünen" entgegenhalten? rielle Wiederaufbau, Arbeits-

plätze und Vollbeschäftigung,

Dr. Kohl: Bei den "Grünen" Soziale Sicherung.

haben sich ganz unterschied- .

liebe Gruppen zusmenqefun- 52edäZtmiiäriäfiäsgxfiiäi-
den’ Ob diese Gruppierungen rundlage der meisten Bürger
die Kraft haben werden, einen ? . ‚

inzwischen gesichert erscheint,

umfassenden Zusammenschluß findet der Gedanke des Umwelt-

durchzuführen’ ist für mich schutzes heute eine wachsen-

noch Völlig offen‘ Aber die de Zustimmun in der Bevölke-
Existenz der "Grünen" ist aus run Die megsten von den.eni_

vielen Gründen sehr beachtens- eng'die sich ‘etzt oft läi_ 0

wert‘ In Karlsruhe hat Rudolf genschaftlich für den Umwelt-

Bahro in seinen lden deutlich schutz en a ieren und der Po-

9ema°ht' das er die künätige litik undgdgn Parteien schwe-

grüne Partei als eine Links‘ re Veräumnisse vorwerfen ha-

Partei Versteht’ daß diese ben sich selbst erst relativ

also eine Neugruppierung links S ät dieser Bewe un an e_

von der SPD sein soll. Ande- sghlossen Dabeig igt eg Hun_

rerseits ist dort auch deut_ derttausende von äenschen

lich geworden’ daß Viele die— die sich als Landwirte und
se Partei als den Ersatz für Winzer als Jä er oder Natur_

die FDP Sehen‘ Bei der SPD freunde oft scgon seit Jahr-

ist unübersehbar’ daß es im zehnten in Verbänden und Ver-

linken Spektrum nicht wenige einen für die Pflege von Na-

gibt’ die sich wünschen’ m}t tur und Landschaft,für den
einem solchen Partner zu einer Schutz der Pf1anzen_ und Tier_

Koalitionsmehrheit im Deut- Welt und für die Erhaltung

sehe“ Bundestag zu korpmen‘ historischer Bau- und Natur-

Das alles kann erhebliche Aus- denkmäler eingesetzt haben.

- 7 - 1
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Die CDU hat das Anliegen die- Unser Grundsatzprogramm sagt

ser Menschen von jeher unter- aber dazu ganz klar, daß dort,

stützt und auch gefördert. Be- wo Wachstum zu einer unvertret-

reits im Jahr 1962 hat die baren Beeinträchtigung der

CDU-Regierung in Nordrhein- natürlichen Umwelt führt, not- 1

Westfalen das erste Immissions- falls auf solches Wachstum ver- ‘

schutzgesetz verabschiedet. En- zichtet werden muß_ Für die

de der 60er Jahre hat Bayern CDU sind Wachstum und Umwelt-

das erste Umweltministerium in schutz keine unüberbrückbaren 1

der Bundesrepublik eingerich- Gegensätze. Politik kann den «

tet. ’
Menschen nicht die Rückkehr

Andere Beispielesindz der si_ zu einer Biedermeieridylle des

cherheitsstandard deutscher e+“fa?heÜ Lebens Ver?rdnen'

Kernkraftwerke, der der höch- Wle wlr uPe?ha“?t meinen’ daß

ste in der Welt ist, die Reku1- Umweltpolltlk nlcht a?5 dem

tivierung von Braunkohleabbau- Gesamtrabmen dem°*r?tlsch Ver-

gebieten sowie die Aktionen antwortlicher Politik heraus-

Bundesgartenschau und "Unser gelost werden darf’

Dorf soll schöner werden". Und deshalb beschränkt sich

S . . , unser Programm auch nicht nur

‚
Mittelpunkt der umweltpoliti- an Natur‘ ““d LanaS?haftS'

sehen Diskussion stehen’ in schutz‚ sondern schließt auch

der Politik der Union oft d%e ggbautg und bebaute.UmVe1t

schon vor vielen Jahren prak- mlt el?' wir wollen denjenlf

tische und wirksame Antworten geni als nach uns kommen’ dle

gefunden haben. Aber heute naturlichen Lebensgrundlagen

wird mehr von uns Verlangt: ärhalten und eine lebenswerte

es geht um die Erhaltung der d“g““?th:1°herä: D35 aäir helt’

natürlichen Lebensgrundlagen. därnnägch 2:: Fääihgäi g;_s°n

Es gilt, uns und den nachfol- schützt, erhalten und gesichert

genden Generationen die Schön- werden muß. Wir haben deshalb

heit, den Reichtum, und die unser Programm ganz bewußt als

lebenswichtigen Funktionen eine freiheitliche Alternati-

einer unbeschädigten Natur zu ve zu ideologischen und staats-

erhalten und damit eine le- bürokratischen Konzepten der

benswerte Zukunft zu sichern. Umweltpolitik angelegt.

Dazu ist eine große Anstren-

0 gung notwendig ‚und dazu be-

darf es eines umfassend ange-

legten politischen Programms.

Dieses umweltpolitische Pro-

gramm hat die CDU im Dezem-

ber 1979 beschlossen. Wir ha-

ben es aus dem Geist unseres

Ludwigshafener Grundsatzpro-

gramms heraus entwickelt. Wir

setzen auf die Verantwortung . .

und Mitarbeit des einzelnen. (?le Fragen zu dlesem Inter_

Wir geben der Marktwirtschaft Zley Steldten R?daktePre der„

. .. .
chulerzeitung Das Pillhuhn

einen okologischen Rahmen‚und
.

.
. vom Staatlich-Neusprachlichen

wir halten Wachstum auch wei— G m . L h t . )

terhin für notwendig - gerade Y naslum a "S eln '

auch deshalb, weil wir nur so

über die notwendigen Mittel

für einen wirksamen Umwelt-

schutz verfügen werden.
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CDU ”Pressemitteilung _

sicher

lllsoziaL

Bonn, den 19. Januar 1980 undel

. SPERRFRIST: Samstag, l9. Januar 1980, 14. O0 Uhr

n

« Die Pressestelle der CDU teilt mit:

CDU-Generalsekretär Dr, Heiner Geißler spricht für die ‘

‘ Sendung "Wort zur Politik" im Südwestfunk Baden-Baden 1

den folgenden Kommentar: ‘

Der Einfall der sowjetischen Truppen im Nachbarland Afghanistan

und die daran anknüpfenden politischen Diskussionen bis hin zur 1

Bundestagsdebatte in dieser Woche veranlassen mich, einmal ‘

grundsätzliche Gedanken zur Friedenspolitik zu äußern. bieses ‚

Ereignis hat deutlich gezeigt, daß guter Wille allein noch nicht l

zum Frieden führt. 1

Bei der heutigen weltpolitischen Lage ist vielmehr eine für die ‘

O Abschreckung eines Gegners wirksame und starke militärische

Position der Länder des freien Westens für die Erhaltung des

Friedens unabdingbar. Es ist jedoch zugleich auch schon immer l

die Auffassung der Unionsparteien gewesen, daß Frieden nicht l

schon dann vorhanden ist, wenn nur die Waffen schweigen. Zu

' einem dauerhaften Frieden gehört sehr viel mehr. Ich möchte

dazu drei besonders wichtige Punkte nennen: Erstens gehört zu

einer Friedensordnung die Erziehung zum Frieden. Der Mensch ‘

muß lernen, sich frei zu entfalten, aber er muß ebenfalls lernen,

die Freiheit anderer nicht nur zu respektieren, sondern aktiv zu

ermöglichen. Der Friede lebt von Rücksichtnahme und Toleranz.

Deswegen sollten nicht Konflikttheorien, sondern die Erziehung

zum Frieden und zur Toleranz Bestandteil der Rahmenrichtlinien

. 2 _
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an unseren Schulen sein.

Zumzweiten ist Frieden nur dort möglich, wo die Menschenrechte

und die Freiheitsrechte beachtet werden. Frieden ohne Freiheit

ist ein Scheinfrieden. Der Einsatz für Menschenrechte oder das

_ Eintreten für Menschen, deren Rechte unterdrückt und verletzt

werden, ist Friedenspolitik. Dies darf nicht nur für Südafrika

und Chile, sondern das muß auch für die Menschen in der DDR

und Osteuropa gelten und auch für die in Afghanistan. Menschen-

. rechte haben einen universalen Geltungsanspruch. Wir dürfen

deshalb im Interesse des Friedens gegenüber Unrecht nicht

schweigen; unser Engagement gegen das Unrecht muß sich nach

der Schwere des Unrechts richten und nicht danach, in welchem

Land es stattfindet.

Drittens bleibt festzuhalten: Wer den internationalen Frieden dauer-

haft sichern will‚ der muß auch die internationale soziale Frage

lösen. Dies ist deshalb notwendig, weil bisher durch Armut, Hunger

und Not mehr Menschen gestorben sind als durch alle Kriege zusam-

mengenommen. Friedenspolitik ist gleichzeitig immer auch inter-

‘ nationale Sozialpolitik. Wir haben deshalb die Grundwerte und Nor-

men, die wir für uns beanspruchen und die unsere Lebensordnung

regeln, nicht exklusiv gepachtet. Wir sind Teil einer Welt, deren

Völker immer stärker voneinander abhängig werden. Menschenun-

würdige Lebensbedingungen, soziale Not, Unfreiheit und Entrech-

V tungen sind Quellen von Konflikten, die weltweit ausstrahlen, und

von denen wir nicht verschont bleiben können. Es wäre naiv zu

glauben, daß Deutschland und Europa in einer konfliktgeladenen

Welt dauerhaft eine Insel des Friedens, des Wohlstandes und der

Freiheit bleiben können. Ein fairer Interessenausgleich zwischen

Armen und Reichen in der Welt, eine gerechte Ordnung der Welt-

wirtschaft, eine Entwicklungshilfe, die Hilfe und Hilfe zur Selbst-

hilfe ist - das alles sind Voraussetzungen konfliktverhindernder,

. 3 _
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friedenssichernder Politik.

Die auf solchen Grundsätzen aufgebaute Friedens- und Sicherheits-

politik der CDU hat sich durch die jüngsten weltpolitischen Vor-

gänge als richtig und notwendig erwiesen. Die CDU hat sich im

vergangenen Jahrzehnt durch modische, ideologisch beeinflußte

g I Trends weder von ihrer Politik abbringen noch in der Beurtei- 1

‚ lung der Sowjetunion beirren lassen, sie hat dafür bezahlen müs-

sen. Sie wurde deswegen von der Bundesregierung mit der geball-

ten Macht ihrer Propaganda als eine Partei der "Kalten Krieger"

. und als "Sicherheitsrisiko" diffamiert. Die wirkliche Bedrohung

wurde heruntergespielt und nicht die Sowjetunion, sondern wir

wurden als Friedensrisiko dargestellt. Ich will nicht davon re-

den, daß diese Unterstellung uns geschadet hat; sie hat aber der

Sowjetunion Vorteile gebracht und die deutsche Position geschwächt.

Die Politik der CDU hat sich jetzt vor aller Welt als richtig be-

stätigt, weil sie realistisch ist, realistisch auch in der Analyse 1

der Sowjetunion. Churchill hat einmal gesagt, die Geschichte sei

vor allem ein Bericht über die Verbrechen, Nöte und Torheiten

der Menschheit. Was die letzten vier Jahrzehnte anbelangt, ein

O Bericht vor allem über die Torheiten führender Politiker, auch

solcher des Westens. Viele von ihnen haben offenbar nicht begrif-

fen oder wollen nicht begreifen, daß die äußere Aggression der

Sowjetunion eben nicht die Verlängerung zaristischer Politik ist,

sondern integraler Bestandteil der die Sowjetunion tragenden ldeo-

i logie. Unterdrückungspolitik nach innen und aggressive Politik

nach außen sind zwei Seiten derselben Medaille.

Grundsätzliche Fehleinschätzungen haben in der Geschichte schon

immer zu schwerwiegenden Fehlentscheidungen geführt.

Die Sicherheit der Zukunft Deutschlands macht es deshalb erfor-

derlich, sich mit der grundsätzlichen Einstellung der führenden

- 4 -
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Regierungspartei, der SPD, zur Verteidigungspolitik zu beschäf-

tigen. Wie ist es zu erklären, daß die Sozialdemokraten auf ihrem

Parteitag im Dezember nur unter großen Schwierigkeiten sich dazu

entschlossen haben, die Pläne der NATO zur Nachrüstung im Mit-

telstreckenbereich, und dies auch nur unter Vorbehalten, zu akzep-

tieren?

Wie ist es zu erklären, daß im Orientierungsrahmen '85 der SPD

Aussagen und ein Bekenntnis zur Atlantischen Allianz nicht auf-

. findbar sind? Die fortdauernde ideologische Auseinandersetzung

zwischen Ost und West, ihre Auswirkungen auf unser Land und

das geteilte Europa sind für den Orientierungsrahmen nicht exi-

stent. Stattdessen wird das verschwenderische Wettrüsten be-

klagt, ohne dabei auf die treibende Rolle der kommunistischen

Staaten hinzuweisen. Dies sind nur zwei signifikante Beispiele,

die, wie Sie zugeben werden, innerhalb der CDU undenkbar wären.

Ich spreche der SPD Friedensliebe und Friedenswillen nicht ab.

Aber ich bezweifele, ob die SPD aufgrund ihrer eigenen ideolo-

gischen Wurzeln in der Lage ist, die Bedrohung des Friedens

durch kommunistische Diktaturen vorurteilsfrei zu erkennen.

0 Die Chance des Totalitarismus ist so groß wie unser Mangel an

Würde, an Selbstbewußtsein, Festigkeit, Selbstverständnis und

an Glauben an die eigene, gerechte Sache. Die Resignation weiter

Kreise im freien Westen hängt mit der Hilosigkeit zusammen,

. sich geistig mit kommunistischen Kampfbegriffen wie Imperialis- ‘

mus, Spätkapitalismus, Berufsverbote, Neo-Kolonialismus,

offensiver auseinanderzusetzen. Vielleicht haben wir in der

Vergangenheit in der Tat zuviel Geist in Technik, Wirtschaft

und Konsum und zu wenig Geist in freiheitliche Philosophie inve-

stiert. Wir müssen aber der geistigen Auseinandersetzung mit

dem Kommunismus in der Zukunft gewachsen sein. Die Bundesrepublik

ist der freiheitlichste und demokratischste Staat, den die Deutschen

je hatten. Personale Würde, Freiheit, soziale Gerechtigkeit, Soli-

. 5 -
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darität sind Werte, für die sich junge Menschen eigentlich begei-

stern rnüßten. Wir dürfen deshalb nicht zulassen, daß unsere Demo-

kratie und diese Werte im Alltagsgeschäft der Politik versanden.

Unsere Demokratie wird dann überleben, wenn es uns gelingt, die

jungen Menschen von der Faszination und Leuchtkraft der Idee des

‘ freiheitlichen Staates und der freiheitlichen Demokratie zu über-

zeugen.

O

O
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Unter Leitung des Vorsitzenden der CDU, Dr. Helmut Kohl, hat sich das ‘

Präsidium der CDU auf seiner Sitzung am 21. 1. 80 mit der durch den i

sowjetischen Einmarsch in Afghanistan entstandenen krisenhaften Entwick- q

lung beschäftigt. Es faßte dazu folgende Entschließung: ‚

Die Fol gen dieser Aggression werden immer klarer erkennbar: V k —

V V - Die Stabilität des Mittleren Ostens ist zerbrochen. Dort ist

ein weiterer Spannungsherd der 80er Jahre entstanden. ‘

. ‚I O V
. ' . Ä

- Die Invasion ist Bestandteil einer globalen Hegemonialpplitik. --

Sie zielt ab auf die Ulquellen de; Nahen und Mittleren Ostens

und gefährdet unmittelbar die Lebensfähigkeit und Sicherheit .

der westlichen Demokratien. _ '

' . . g . .

- Die Länder der Dritten Welt sehen sich einer massiven Bedrohung

‘ ' ‘ “ausgesetzt, die auf ihre wirtschaftlichen und politischen Grund- ' 7- " V

lagen abzielt. .. ‘

- Die Glaubwürdigkeit sowjetischer Entspannungsbereitschaft und - .

V die Behauptung von dem defensiven Charakter ihrer Militärstra-

» tegie ist zusammengebrochen. Die Aggression der Sowjet—Union '

O hat den brutalen und välkerrechtswidrigen Charakter ihrer Macht-

politik enthüllt. ’ _

wer den Drohungen und Lockungen der sowjetischen Annexionspolitik nach-

_ gibt. trägt nicht zur Wiederherstellung von Stabilität bei, sondern ge-

fährdet den Frieden zusätzlich. Die Staaten der freien Welt und vor

allem die Partner des Altantischen Verteidigungsbündni sses müssen er-

kennen, daß nur eine gemeinsame, unzweideutige und entschlossene Hal-

tung des Westens der von der Sowjet-Union ausgehenden Bedrohungdes

Friedens in der Nelt entgegenwirken kann. Die Christlich Demokratische

Union Deutschlands unterstützt deshalb die Forderungen des amerikani-

' schen Präsidenten Carter nach wirksamen wirtschaftlichen und sonstigen

Maßnahmen gegen die Sowjet-Union und erwartet von der Bundesregierung,

daß sie die amerikanischen Maßnahmen mitträgt, auch wenn sie uns Opfer Q

abverlangen sollten. ’ " 2 ' '
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' ‘Die CDU fordert die Bundesregierung, die deutsche Wirtschaft, aber auch ' Ü v. "

die westlichen Bündnispartner auf, die amerikanischen Gegenmaßnahmen _ g w. {i

nicht zu unterlaufen. Die CDU, als Garant der Sozialen Marktwirtschaft V ' -

in der Bundesrepublik Deutschland, stellt ausdrücklich fest, daß ‘

eventuell notwendige wirtschaftspolitische Maßnahmen zur Unterstützung

unserer Außenpolitik, d. h. zur Sicherung unserer freiheitlichen Ordnung, _ - '

den Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft nicht zuwiderlaufen, sondern i ‚

ihnen entsprechen. Eine besondere Bedeutung mißt die CDU allen Maßnahmen _ ‘

bei, die die Verteidigungsfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland ver— '

stärken und eine wirksame Hilfe für die befreundeten Staaten im Nahen

und Mittleren Osten bedeuten. »

Die CDU bekräftigt die energiepolitische Notwendigkeit, alle Maßnahmen V »

a zu beschleunigen, die dazu dienen, die Abhängigkeit der Bundesrepublik 5

Deutschland in der Energieversorgung vom Erdöl zu verringern. _ i l

wir treten für eine wirkliche und dauerhafte Entspannung ein; sie ist

jedoch nur möglich, wenn die Ursachen der Spannüng beseitigt werden. ‘ V

Das heißt: Um die Voraussetzungen für eine Entspannungspolitik wieder

' herzustellen, muß die Sowjetunion ihre Truppen sofort aus Afghanistan ' ’

abziehen, zu Rüstungskontrollverhandlungen ohne Vorbedingungen bereit

sein und verbindlich und tatsächlich auf Gewalt und auf Androhung von

Gewalt verzichten. Es geht nicht darum, zerstörte Entspannungsillusionen

zu retten, sondern darum, den Frieden in Freiheit zu sichern. wichtiger

als beabsichtigte Gespräche mit der DDR-Führung und der sowjetischen V

e. Regierung ist angesichts dieser Situation die nahtlose Abstimmung

zwischen den Verbündeten und vor allem der enge Dialog mit den Vereinigten '

Staaten. s

Solange sowjetische Truppen Afghanistan in ihrer Hand halten, ist der

Friede in der welt bedroht. Eine Teilnahme an den Olympischen Spielen

in Moskau würde dem Geist der Olympischen Spiele selbst widersprechen.

i Deshalb unterstützt die CDU die Haltung des amerikanischen Präsidenten '

und bittet die zuständigen Gremien des deutschen Sports, auf die Teil-

" nahme an der Olympiade in Moskau dann zu verzichten, falls die Sowjeb

Union ihre Truppen nicht aus Afghanistan zurückzieht. So schmerzlich

dieser Verzicht ist, jede andere Haltung würden die sowjetischen Macht-

haber als Hinnahme ihrer Aggression und als Beweis westlicher Ohnmacht

und Hilflosigkeit verstehen. wenn die sowjetische Führung Friedens-

tauben während der Moskauer Olympiade aufsteigen läßt und gleichzeitig ‚u

ein weht-loses Land mit Waffengewalt im Besitz halten kann, verhöhnt '

dies den Geist der Olympischen Spiele. '°
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Bonn, den 22, Januar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Überschrift "Konfliktstrategie gegen die Kinder" veröffent-

licht der stellvertretende Vorsitzende der CDU Deutschlands,

Köpgler, MdL‚ heute im "Deutschland—Union-Dienst" folgenden Bei-

trag:

O

Bundesbildungsminister Jürgen Schmude (SPD) hat es für richtig ge-

halten, den Unionsparteien vorzuwerien, sie benutzten die Bildungs—

politik im Wahljahr 1980 als "Testfall für ihre Konfliktstrategie".

Er will die Öffentlichkeit erkennen lassen, "wer den Konflikt er-

zwungen hat, um die Sorgen der Schüler, Auszubildenden und Eltern

im Wahlkampf zu nutzen".

Schmude beweist damit einmal mehr, mit welcher Impertinenz sich

führende Koalitionspolitiker an der Wahrheit vorbeimogeln, wenn's

ihnen in den Kram zu passen scheint; denn wer den Konikt ausge-

0 löst hat, liegt auf der Hand: in Hamburg verordneten Sozialdemokra—

ten gegen den erbitterten Widerstand der Elternschaft die Einführung

der Gesamtschule als Regelschule, in Nordrhein-Westfalen soll in

Kürze die Gesamtschule flächendeckend ebenfalls zur Regelschule

gemacht werden - obwohl gerade die SPD Nordrhein-Westfalens

. den Bürgerwillen, der sich im Koop-Schul-Debakel manifestierte,

noch gut im Gedächtnis haben dürfte.

Die Behauptungen Schmudes sind um so unverschämter als die nord—

rhein-westfälische Öffentlichkeit gerade in diesen Tagen Kenntnis

von einer Stellungnahme renommierter Wissenschaftler der Bochumer

Ruhr-Universität erhielt. Zu dem vom Kultusministerium Nordrhein-

. 2 ..
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Westfalens vorgelegten Gutachten über den nordrhein-westfälischen

Gesamtschulversuch - das von den Regierungspropagandisten zur

Zeit als Stimmungsmacher für die Gesamtschule mißbraucht wird -

merkten die Professoren Heckhausen und Wottawa an, daß die von

den PR-Beratern der Koalition verbreitete Zusammenfassung in

"oifenbarem Widerspruch zur Befugnisbasis in den Originalarbeiten"

bestehe. Es gebe "einen Widerspruch zwischen Abschlußbericht und

Originalarbeiten", der für die gefundenen Unterschiede und ihre

. Interpretationen "von einiger Tragweite" sei‘

Die Wissenschaftler formulieren außerdem: "Die Schlußfolgerung,

die der Abschlußbericht (der Landesregierung) zur Chancengleich-

heit zieht, stellen die tatsächlich gefundenen Ergebnisse größten-

teils auf den Kopf. Das gilt für verschiedene Sozialschichten und

Schülermerkmale. " Insbesondere zur Frage der Hochschulreife ,

weise der Regierungsbericht nicht deutlich darauf hin, "dal1 die

Versagerquote in den Sekundarstufe 2 an Gesamtschulen doppelt

so hoch ist wie an Gymnasien".

Fazit der Professoren: "Das vorgelegte Material berechtigt nicht, 5

. von einer Gleichwertigkeit oder gar einer Überlegenheit der gegen-

wärtigen Gesamtschulen gegenüber dem üblichen Schulsystem zu

sprechen. . . Das traditionelle Schulsystem in seiner gegenwärtigen ä

Form erzielt generell einen besseren Chancenausgleich - insbeson-

dere bei Unterschicht-Kindern und leistungsschwachen Schülern

V hinsichtlich der Schulleistungen. “
Ä

Wenn Schmude — und mit ihm die SPD - den Konflikt haben will, so l

kann er ihn haben. Der Konflikt wird aber nicht um bessere oder ‘

schlechtere Wahlchancen geführt - er wird geführt für unsere Kin-

der, die nicht hilf- und schutzlos den Ideologen des sozialistischen

Lagers ausgeliefert werden dürfen.
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Überschrift "Nicht weiterhin mit Geisterzahlen operieren"

schreibt der Vorsitzende des Bundesfachausschusses Wirtschaftspoli-

tik der CDU, Elmar Pieroth, MdB‚ heute im "Deutschland-Union-

Dienst":

. Angesichts des Ausmaßes der Benzinpreissteigerungen darf nicht

weiterhin mit Geisterzahlen über die Gewinne der Mineralölkon-

zerne operiert werden. Insbesondere Finanzminister Matthöfer i

ist jetzt gefordert:

- Er sollte davon ablassen, allgemeines Unbehagen zu artikulieren.

Stattdessen sollte er im maßgeblich von seinem Haus mitgeführ-

ten Konzern VEBA für eine beispielhafte Offenlegung der Preis-

gestaltung der ARAL sorgen.

- Im Rahmen der EG sollte er dafür eintreten, daß auch die euro-

päischen Kollegen bei ihren Staatsfirmen - etwa BP oder AGIP -

0 ‘ gleichermaßen handeln.

Auch Wirtschaftsminister Graf Lambsdorff kann mehr tun:

- Er sollte in der Öffentlichkeit klarstellen, daß auf dem Mineral»

_ ölsektor bereits etwa die Hälfte der Preisgestaltung staatlich be-

einflußt ist - Verstaatlichungen oder Vergesellschaftungen also

für den Verbraucher nichts bringen würden.

- Er sollte der Öffentlichkeit die ihm vorliegenden Erkenntnisse

über die Gewinne der Konzerne in Deutschland pro Liter Benzin

nach Steuern bekanntgeben.

°°“'?ä.l?fi°ääi'ääiil'ägiäfflläiälZäfisiäti;iäfßi?7ßliiigäiii"äsääää“’“e"°"°"”’""
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Bonn„ den 23. Januar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu den von der FDP vorgelegten Thesen "Weiterentwicklung des

Betriebsverfassungsrechtes" erklärt der Vorsitzende des Bundes-

fachausschusses Sozialpolitik der CDU, iolf Müller (Remscheid),

MdB:

0 Wenn man sich die FDP-Thesen zur Weiterentwicklung des Betriebs»

verfassungsrechtes ansieht, stellt man mit Verwunderung fest, daß

diese Thesen weitgehend mit dem übereinstimmen, was die CDU/

CSU bereits 197l in ihrem Gesetzentwurf zur Neuregelung der Be-

triebsverfassung vorgeschlagen hat (Bundestagsdrucksache VI/lßoö).

Ich erinnere nur an unsere damaligen Forderungen

- Einzelrechte des Arbeitnehmers

- Arbeitsgruppensprecher

- Minderheitenschutz

o — Wahlvorschriften.

Die FDP hätte bereits damals Gelegenheit gehabt, mit uns die

meisten der vorgeschlagenen Regelungen durchzusetzen. Die Tat-

sache, daß sie es nicht getan hat, und der jetzt gewählte Zeitpunkt

für die Vorlage der Thesen, entlarvt ihre heutigen Vorschläge als

reine Propagandaanträge vor den Wahlen. Diese Vorschläge der

FDP beweisen einmal mehr, daß die sachpolitischen Gemeinsam-

keiten zwischen FDP und CDU Viel größer sind als zwischen FDP

und SPD. Wir werden nach der Wahl in der Frage "Betriebsven

fassungsgesetz" die Probe aufs Exempel machen und die FDP hier

zu einem Offenbarungseid zwingen.
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Überschrift "Moskaus Unterdrückungspolitik" schreibt

der Generalsekretär der CDU Deutschlands, Dr. Heiner Geißler,

heute im "Deutschland-Union-Dienst":

Mit der Deportation Sacharows und anderer Kritiker und Intellek-

tueller aus Moskau zeigt sich erneut, daß Unterdrückungspolitik

O nach innen und aggressive Politik nach außen in der Sowjetunion

zwei Seiten derselben totalitären Plakette sind.

Sacharow und andere russische Bürger, die für Meinungsfreiheit

und Menschenrechte eintreten, sollen durch ihre Deportation von

jeder Kommunikation mit dem freien Westen abgeschnitten und

so zum Schweigen gebracht werden.

Die Christlich Demokratische Union ist deshalb der Auffassung,

dal3 wir für Sacharow und seine Gesinnungsfreunde sprechen und

handeln müssen, entsprechend Sacharows Aufforderung an uns:

"Die Gedankenfreiheit bedarf der Verteidigung durch alle denken-

‘ den und aufrichtigen Menschen. " i

Darüber hinaus ist die Deportation Sacharows ein neuer Verstoß

gegen den olympischen Geist und ein weiterer Schlag der Sowjet-

i union gegen die Olympischen Spiele. Wir sind für die Olympischen

Spiele, für ein Treffen der Jugend der Welt — aber wir sind dage-

gen, daß diese Olympischen Spiele in einem Land stattfinden, das

Afghanistan gewaltsam unterdrückt und gleichzeitig Andersdenkende

im eigenen Land verfolgt. Unter diesen Umständen ist die Teilnahme

an den Olympischen Spielen in Moskau eine politische Entscheidung

mit tiefgreifenden politischen Wirkungen; die Teilnahme würde den

Anschein legitimieren, als 0b die sowjetische Führung eine fried-

liebende und dem Geist der Völkerfreundschaft verpflichtete Regie‘

rung sei.
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Bonn, den 24. Januar 1980

Der Sprecher der CDU, Günther Henrich, teilt mit:

Unter Leitung des Parteivorsitzenden Dr. Helmut Kohl tritt am

Montag, 28. Januar 1980, 10, (J0 Uhr der erweiterte Bundesvor-

0 stand der CDU im Bonner Konrad—Adenauer—Haus zusammen.

An der Sitzung nehmen auch die Ministerpräsidenten der von der

CDU regierten Bundesländer, die Vorsitzenden der Landesverbän-

de sowie die Bundesvorsitzenden der Vereinigungen der Partei

teil.

Nach einem Bericht des CDU-Vorsitzenden über die innen- und

außenpolitische Lage und einer nachfolgenden Diskussion soll

über die Vorbereitung der Bundestagswahl 1980 sowie über die

Wahlkampfsituation in Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen

0 sowie im Saarland gesprochen werden.
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Bonn, 24. 1. 1980

CDU-Eundesgeschäftsführer Ulf Fink teilt mit:

In einer bundesweiten Flugblattaktion "Olympia ist wichtig,

aber wichtiger sind Frieden und Freiheit", die heute an- ‘

läuft, erläutert die CDU ihren Präsidiumsbeschluß vom

O Wochenanfang, auf eine Teilnahme der Bundesrepublik an

den Olympischen Spielen in Moskau zu verzichten, solange

die Sowjetunion mit Waffengewalt das afghanische Volk

unterdrückt und dadurch den Frieden der Welt bedroht.

Das Flugblatt ist allen Kreisverbänden zur Verfügung ge—

stellt worden und soll bei Canvassing- und anderen Infor-

mationsveranstaltungen eingesetzt werden.

Das Flugblatt ist als Anlage beigefügt.
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Die olympische Idee Damm unterstützt die CDU die Haltung

Wir alle freuen uns auf die olympischen des amerikanischen Präsidenten Darum bittet

Wettkämpfe. Olympische Spiele sind aber sie die zuständigen Gremien des deutschen

mehr als ‚nur‘ ein sportliches Ereignis. Leit- Sports, auf die Teilnahme an der Olympiade in

{danke der olympischen Idee sind Völker- Moskau zu verzichten, wenn die Sowjetunion ,

rständigimg und Freundschaft zwischen ihre Truppen aus Afghanistan nicht zurückzieht

Menschen unterschiedlicher Rassen,

Religionen und Nationen Unser Opfer für Frieden und Freiheit

Die Sowjetunion fordert mit der Besetzung

Olympiade verdient Förderung durch die Afghanistans die Völker der freien Welt '

Politik heraus. Die freien Völker müssen antworten

Das Ziel der Völkerverständigimg ist Nachdem die Sowjetunion die Aufforderung

fester Bestandteil der CDU-Politik Deshalb der Vereinten Nationen die Truppen zurück-

haben wir immer wieder Initiativen ergriffen zuziehen, mißachtet hat, sind andere Maß- ,‘

deutschen Sportlern die Vorbereitung auf die nahmen notwendig. Präsident Carter hat Vor- _

Olympischen Spiele zu erleichtern und ihnen schlage unterbreitet; so wirtschaftliche

dadurch eine Teilnahme zu ermöglichen Sanktionen, so einen Verzicht auf die

Die CDUhot, daß auch in diesem Jahr Olympischen Spiele. Die Bundesrepublik J

Olympische Spiele stattfinden können, sei es in Deutschland darf den amerikanischen

Moskau, sei es in einer anderen Stadt. Präsidenten nicht im Stich lassen

Reiner Klimke, Olympiasieger im Dressur-

Nieht nach Moskau, wenn sowjetische reiten, hat es au! die richtige Formel gebracht:

‘ggnnion anhält „Es geht hier um die Solidarität mit Freunden."

Bereits im Altertum galt: Während der Ein Verzicht auf die Teilnahme an

Olympischen Spiele ruhen die Waffen Deshalb den Olympischen Spielen ist ein Opfer: für die

widersprechen Olympische Spiele in Moskau Sportler, für den deutschen Sport, für die 1

dem Geist der Olympischen Idee: Millionen Anhänger der olympischen Idee in ,

Osolange die Sowjetunion mit Waffengewalt Deutschland Aber dieses Opfer hat einen Sinn, j

das afghanische Volk unterdrückt, es ist ein Opfer für Frieden und Freiheit. i

Osolange die Sowjetunion dadurch den ;

Frieden der Welt bedroht D1: Heiner Geißler, Generalsekretär der CDU:

Es ist ein unerträglicher Gedanke: „Wenn die sowjetische Führung Prledens- l

während im Olympiastadion in Moskau die tauben während der Moskauer Olympiade

Jugend der Welt um Medaillen kämpft, kämpft aufsteigen läßt und gleichzeitig ein wehr- i

die afghanischejugend gegen die sowjetischen loses Land mit Waengewalt besetzt hält, i

Besatzer um ihr Leben verhöhnt dies Sinn und Zielsetzung der ’

Olympiade." l
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zur Fortführung ihrer Expertengespräche trafen am Donners-

tag, dem 24. 1. 1980 die leitenden Mitarbeiter der CDU-Bundes-

geschäftsstelle mit den Vorstandssekretären und Abteilungs-

k leitern beim DGB-Bundesvorstand in Düsseldorf zusammen.

. Im Mittelpunkt des Gespräches der beiden Delegationen, die

vom leitenden Vorstandssekretär des DGB, Willi Zimmermann,

und vom Bundesgeschäftsführer der CDU, Ulf Fink, geführt

wurden, standen die wirtschafts- und sozialpolitischen Aussagen

des Entwurfes des DGB-Grundsatzprogramms, nachdem die

Präambel des Entwurfes schon in einem gemeinsamen Gespräch

am 8. 11. 1979 erörtert werden war.

Bei der Gegenüberstellung des Entwurfes des DGB-Grundsatz-

programms mit dem CDU-Grundsatzprogramm zeigten sich eine

Reihe übereinstimmender Forderungen, insbesondere im Be-

. reich der Sozialpolitik, aber auch gegensätzliche Auffassungen,

zum Beispiel im Bereich des wirtschaftspolitischen Instrumen-

tariums.

Die Gesprächsteilnehmer vereinbarten die Fortsetzung des Sach-

dialoges.
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VEREHRTE GÄSTE,

MEINE LIEBEN FREUNDE IN DER HEssIscHEN CDU!

ADLAUF EINER VoRsTANDs—WAHLPERIoDE UND NEUBESTELLUNG l

EINEs POLITISCHEN FÜHRUNGSORGANS SIND ANLAss zu RÜCK-

BLICK UND AUsBLIcK. ‚

I.
1. ERsTEREs soLL KURZ GESCHEHEN. wEIL wIR ALLE wIssEN‚ 5

. wAs sIcH EREIGNET HAT, wAs GELINGEN UND wAs NICHT I

GELINGEN KONNTE. Ä

IHNEN ALLEN DANKE 1cH NOCH EINMAL FÜR DIE RIEsEN-

ANSTRENGUNG ZUR LANDTAGSWAHL. SIE HAT DENIRKT, DASS

WIR ZUM zwEITEN MAL ALs ERSTE DURCHS ZIEL GEGANGEN

f SIND, MIT UNVERÄNDERTER MANDATszAHL. WIR HABEN DA-

MIT UNSERE HESSISCHE SPITzENPosITIoN KONSOLIDIERT,

DIE WIR - AUSGEHEND VON 26 SZ — IN ZWEI GEWALTIGEN

-. SPRÜNGEN ERREICHT HATTEN. DAs WAR UND IST IN HEssEN‚

DEM ALTEN STAMMLAND DER SozIALIsTEN UND DER FDP zu-

GLEICH, EINE HERAUSRAGENDE LEISTUNG. AUF DIESE LEI-

STUNG KÖNNEN wIR UNEINGESCHRÄNKT STOLZ SEIN, MEINE

FREUNDE, SIE UND ICH UND DIE VIELEN TAUsEND ENGA-

GIERTEN UND SELBSTLOSEN WAHLKÄMPFER DRAUSSEN IM LAND.
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2. DAS WUNDER DER ABSOLUTEN MEHRHEIT - so HABE ICH Es

scHoN VOR DER WAHL GENANNT - HABEN NIR NICHT ERREICHT.

IST ES AUS DER ÜPPOSITION HERAUS UNERREICHBAR? ICH

ANTNDRTE DARAUF: DAS HÄNGT voN UNS SELBST, voN DER

PARTEIENKDNSTELLATIDN UND VON DER GRDSSNETTERLAGE AM

WAHLTAGE AB. IM MÄRZ 1977 NAREN DIE RAHMENBEDINGUNGEN

FÜR UNS BESONDERS GÜNSTlG‚ NAS UNS BEI DER KoMMUNAL-

WAHL IN ZAHLREICHEN GEMEINDEN UND KREISEN ERSTMALS

. ABSOLUTE MEHRHEITEN ERMÖGLICHTE. IM HERBST 1978 WAR

DIE GRDSSNETTERLAGE NENIGER GÜNSTIG. DIESE SCHLUG .

AUF HESSEN DIREKT DURCH, NEIL UNSERE GEGNER DIE

LANDTAGSNAHL ZUR ERSATZ-BUNDESTAGSNAHL UMFUNKTIONIEREN

KONNTEN. ANGEBLICH GING ES JA NICHT UM HESSEN, Es

GING UM DEN LIEBEN HERRN SCHEEL‚ DER BUNDESPRÄSIDENT

BLEIBEN SOLLTE. Es GING UM DIE RETTUNG DER FDP NACH

IHREN TOTALEN NIEDERLAGEN IN HAMBURG UND NIEDER-

SACHSEN. Es GING UM DEN ANGEBLICH DROHENDEN STURz

DER BUNDESREGIERUNG BEI EINER VON HESSEN BEWIRKTEN

ZNEI-DRITTEL-MEHRHEIT DER UNIoN IM BUNDESRAT. DAs .

NAR DIE LAGE l978‚ DIE BEI DER NÄCHSTEN WAHL GEWISS

ANDERS SEIN wIRD. ICH FOLGERE DARAUS: TRoTz DER UN-

GUNST DES VERHÄLTNISWAHL- UND DES ERSTARRTEN DREI-

PARTEIEN-SYSTEMS IST AUCH IN HESSEN NocH MEHR ERREICH-

BAR. ZUR RESIGNATION BESTEHT NICHT DER GERINGSTE ANLASS.

5. MEIN BESONDERER DANK SoLL HEUTE MEINEM STELLVERTRETER I

DR. CHRISTIAN SCHNARZ-SCHILLING GELTEN‚ DEN DER _‘

LANDEsvoRSTAND AUF SEINEN EIGENEN wuNscH HIN NACH DER

LANDTAGSNAHL

_ 3 _
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VON SEINER BESONDEREN VERANTWORTUNG ALS GENERAL-

SEKRETÄR ENTLASTET HAT. GLÜCK AUF, LIEBER FREUND

ScHwARz-SCHILLING, FÜR IHRE VIELFÄLTIGEN AUFGABEN

ALS MEDIENFOLITISCHER SPRECHER DER BUNDEsFARTEI‚

ALS FÜHRENDER UNIONSPÖLITIKER IN MITTELsTANDs— UND

WIRTSCHAFTSFRAGEN AUF DEUTSCHER UND EUROPÄISCHER

‚ EBENE UND NICHT ZULETZT ALS HESSISCHER MITSTREITER —

. IN DER ZUKUNFT so WICHTIG NIE BISHER.

H. NACH DER LANDTAGSWAHL KONNTEN NIR UNS SOFORT wIEDER

ENG ZUSAMMENSCHLIESSEN UND ALLE KRAFT AUF DIE KoMMU-

NALPOLITIK UND DIE FRAKTIONSARBEIT IM LANDTAG RICHTEN.

VIEL KLEINARBEIT IsT DA zu TUN. NICHT ALLES IST

GLANzvoLL‚ SCHAUFENSTERAKROBATIK IST NICHT GEFRAGT‚

WEDER AN DER KOMMUNALEN FRONT NOCH IN DER ARBEIT ;

EINER ÜPPOSITIONSFRAKTION. ABER WIR KÖNNEN UNS DE—

WÄHREN IN DEN AUFGABEN, DIE UNS GESTELLT SIND. \

O

A) WAS DIE CDU UNTER DER FÜHRUNG UNSERES FREUNDES Q

WALTER WALLMANN IN FRANKFURT ALS BRENNPUNKT

HESSISCHER KOMMUNALPOLITIK LEIsTET‚ IST BEISPIEL-

HAFT. Es IST INZWISCHEN zu EINEM POLITIKUM VON

HEssIscHER‚ JA BUNDESDEUTSCHER BEDEUTUNG GEWORDEN.

_ 4 _
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IN FRANKFURT IST EINE CHANCE, DIE UNS DER sRoss—

ARTIGE KOMMUNALWAHLSIEG VOM MÄRZ 1977 GEBOTEN HAT,

voLL GENUTZT woRDEN. LIEBER WALTER WALLMANN‚ DIE

HESSISCHE CDU GRATULIERT IHNEN UND IHREN FRANK-

FURTER MITSTREITERN zu DIESER HERAUSRAGENDEN

POLITISCHEN LEISTUNG.

B) DAss UNSERE FREUNDE AN LAHN UND DILL IM HÖHEPUNKT

DES FüHRUNesHIcKHAcKs UM DIE KANZLERKANDIDATUR .

UNSERE DORT ZUM GROSSEN TEIL ERsTMALs 1977 ER-

RUNGENE KOMMUNALPOLITISCHE VERANTWORTUNG BE-

HAUPTEN KoNNTEN‚ DAS ERFÜLLT UNS EBENFALLS MIT

FREUDE UND MIT ZUKUNETsoPTIMIsMUs. HERZLICHEN GLÜCK-

wUNscH LIEBER FREUND GÖRNERT ZUR ABSOLUTEN MEHR-

HEIT IN GIEssEN. HERZLICHN GLÜCKWUNSCH ABER AUCH

IHNEN LIEBER FREUND REHRMANN‚UND IHNEN. LIEBER

FREUND HERZoe‚ UND ALLEN‚ DIE SIE AN LAHN UND DILL

FÜHREND UND MITKÄMPFEND BETEILIGT WAREN ZU IHREN

WAHLEReEBNIssEN UND ZU DEN ABsPRAcHEN MIT IHREN .

PARTNERN. AN LAHN UND DILL IsT BENIESEN woRDEN‚

DAss WIR 1977 NICHT Aus ZUEALL‚ SONDERN ALS

HESSISCHE CDU, ALs KÄMPFER‚ ALS ÜBERZEUGENDE

REPRÄSENTANTEN EINER GUTEN SACHE GENONNEN HABEN.

DAs woLLEN WIR wIEnERHoLEN‚ IN EINEM JAHR. IN DER

NÄCHSTEN LANDEsHEITEIHEssIscHEN KoMMUNALwAHL.

- 5 _
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E; VIEL ARBEIT KONNTE SCHON AUF DEM WEG DORTHIN GE-

LEIsTET wERDEN‚ AUCH voN DER LANDEsPARTEI. DIE ALLER-

DINGS NUR HELFEN KANN; LANDRÄTEKoNFERENzEN‚ BÜRGER-

MEIsTERKoNFERENzEN‚ ZUSAMMENKÜNFTE VON STADTvERoRD-

NETENVORSTEHERN UND FINANzPoLITIscHEN SFREcHERN‚ ER-

FAHRUNGsAUsTAUscH‚ ABSTIMMUNG SCHULPOLITISCHER UND

ANDERER AKTIONEN, DIES ALLEs SIND WICHTIGE FoLITI-

scHE AUFGABEN, BEI DENEN LANDESPARTEI UND FREUNDE

‘‚ VOR ORT ZUSAMMENWIRKEN. IcH MÖCHTE HIER EINMAL DEM

FRANKFURTER STADTKÄMMERER GERHARDT ALS VoRsITzENDEM

DER KPV UND MoToR DIEsER BEMÜHUNGEN SEHR HERZLICH N

DANKEN. IN DER HESSISCHEN CDU GIBT Es VIELE MÄNNER I

UND FRAUEN NIE IHN, DIE sIcH NICHT IN IHREN SEssELN g

ZURÜCKRÄKELN UND DIE PARTEI EINEN GUTEN oDER AUCH I

LÄSTIGEN MANN sEIN LAssEN‚ WENN sIE IHR PERSÖNLICHES

ZIEL ERREICHT HABEN. IHRE ARBEIT GIBT UNS DEN NoT- I

WENDIGEN VORLAUF FÜR 1981, DEN NIR BRAUCHEN. Ä

O 1

J9. ALs ERFoLGsscHARNIER UNSERES ”HEssIscHEN MoDELLs" 1

BLEIBT UNVERÄNDERT zu LoBEN‚ DAss LANDESPARTEI UND

LANDTAGSFRAKTION MIT IHREM KLEINEN} ABER QUALIFI-

ZIERTEN MITARBEITERSTAB so ENG ZUSAMMENWIRKEN. I

DAs VERDANKEN WIR VOR ALLEM DEM MITEINANDER UNSERER I

FREUNDE MILDE UND KANTHER‚ DENEN ICH MEIN KOMPLIMENT I

MACHEN_MQQHIEJ4MJ__LHRE IMPULSE, IHRE ANsTössE‚ ‘
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IHRE KREATIVITÄT. Es IST NIcHT sELBsTvERsTÄNDLIcH,

DAss ÜPPOSITIONSFRAKTIONEN so LANGE JAHRE uNvERDRossEN

IN FREUNDSCHAFT ZUSAMMENLEBEN‚ KÄMPFEN, FLEIssIG

sIND UND NICHT IN RGUTINE AUSLAUGEN. DAs MUSS so BLEIBEN.

5. So ZUFRIEDEN wIR MIT MANCHEM SEIN KÖNNEN. WIR DÜRFEN

NIcHT STEHEN BLEIBEN. WIR MÜSSEN UNS IMMER WIEDER

ERNEUERN. WOLLEN DAs ALLE? Es SOLL LEUTE GEBEN, DIE

KONKURRENZ BEFÜRCHTEN. IcH ABER SAGE IHNEN, NUR DER- .

JENIGE IST EIN GUTER VoRsITzENDER‚ DER TALENTE NICHT

ABwEHRT, SONDERN ENTDECKT UND sIE NEBEN SICH SELB-

sTÄNDIG UND EIGENvERANTwoRTLIcH ARBEITEN UND GELTEN

LÄSST.

PoLITIscHE TALENTE KANN MAN NUR SELTEN DRAUSSEN ENT-

DECKEN. SIE MÜSSEN SICH INNERHALB DER PARTEI ENTFALTEN.

AUCH DESHALB RUFE ICH SIE AUF ALLES zu TUN, UM IM

RAHMEN DER VORBEREITUNG DER BUNDEsTAGswAHL UND DER

KoMMuNALwAHL TAUsENDE NEUE MITGLIEDER FÜR DIE HEssI- C

scHE CDU zu GEWINNEN.

VoR ALLEM GEHÖREN DIE JUNGEN DAZU, DENEN WIR POLI-

TISCHE HEIMAT BIETEN, DENEN wIR CHANCEN EINRÄUMEN

MüssEN, DENEN wIR NICHT VON OBEN HER IM VoLLBEsITz

UNsERER ERFAHRUNGEN BEGEGNEN DÜRFEN. JUNGE LEUTE BE-

KLAGEN DIE UNÜBERSICHTLICHKEIT DER POLITISCHEN ABLÄUFE.

.
_ 7 _ -
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UND NICHT NUR DAs. VIELE POLITIKER ERSCHEINEN

IHNEN VOM TYP HER, IN DER MIMIK‚ IN IHRER PHRAsEoLoeIE

— ZUM TEIL MEDIENBEDINGT — ALs ZUM VERwEcHsELN ÄHN—

LIcH. SIE ERSCHEINEN IHNEN zu TAKTISCH‚ zu UNBESTIMMT‚

zu SCHLAU. -

DER AUToRITÄTsvERLUsT DES STAATEs‚ DEN WIR BEKLAGEN‚

FOLGT NICHT NUR AUS DREISSIG JAHREN LINKER ”PoLIT-

C PÄDAGDGIK", SONDERN AUCH AUS EIGENBEITRÄGEN voN 5

PARTEIEN UND POLITIKERN. DEM MÜSSEN wIR ALLE ENTäEGEN—

WIRKEN DURCH 0FFENHEIT‚ UNMITTELBARKEIT UND KLARHEIT.

BESONDERS WICHTIG IsT DAS VERHALTEN DERJENIGEN‚ DIE IN

DER JUNGEN UNIoN‚ IN DER ScHüLER—UNIoN‚ IM RCDS UND

. IN DER JUNGEN ARBEITNEHMERSCHAFT FÜR DIE PARTEI ARBEI-

TEN. IHNEN MÖCHTE ICH SAGEN, KOPIERT KEINE SCHLECHTEN

BEISPIELE, LÖST EUcH voM POLITISCHEN GERANGEL‚ NEHMT

DIE FRAGEN AUF, DIE EURE ALTERSGENOSSEN sTELLEN‚ BE-

. ANTWORTET SIE FRISCH, AUCH WENN IHR MAL DANEBENHAUT, ,

DENKT NICHT AN DIE KARRIERE. WERFT DIE AKTENKOFFER WEG,

SEID JUNG.

i

_ 8 - i
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6. ALs HESSISCHE CDU HABEN WIR IMMER DEN ANsPRUcH

ERHoBEN‚ AVANTGARDE DER UNION IM DENKEN UND HANDELN

zu SEIN. WIR HABEN GEKÄMPFT ALS ANDERE SICH DEN

ZEITLÄUETEN ANZUPASSEN BEGANNEN. WIR sIND AUCH JETZT

GERUFEN‚ "EIN NEUES FAss AUFZUMACHEN".

FREuNDE‚ Es 1sT EINE LUsT‚ AM WANDEL DER POLITIK

TEILZUHABEN. ALLERDINGs "WER DEN HANDEL NICHT ER-

KENNT: wIRD KEINE ZExcHEN HINTERLAssEN". DESHALB .

MÜSSEN wIR UNS AUCH IMMER ZUERST AN DIE EIGENE BRUsT

KLOPFEN UND DÜRFEN NIE uNKRITIscH SEIN, WENN UNS

ETwAs MIssLINGT. NICHT wEIL Es IM EINZELEALL ÄRGER-

LIcH IsT‚ SONDERN HEIL WIR ALLEs BEKÄMPFEN MüssEN‚

wAs AM EIGENEN BILD FÜR DAS NEUE ScHAUEENsTER UNGE-

EIGNET IsT‚ DAS ICH AUFSTOSSEN MöcHTE FÜR DIE DEUT-

SCHE POLITIK DER NÄCHSTEN ZEHN JAHRE. DESHALD NDGH

EINIGE kRIT1scHE WDRTE AN DIE EIGENE ADREssE.

A) IcH HABE BEI DEN EINGEHENDEN MELDUNGEN voN VOR- .

sTANDswAHLEN AUF DER STADT- UND GEMEINDEvERBANDs—

EBENE UND BEI DER WAHL DER BUNDESTAGSKANDI-

DATEN IN DEN WAHLKREISEN NICHT sELTEN BEOBACHTET‚

DAss AUCH UNBESTREITBAR TÜCHTIGE LEUTE. SELBST

WENN sIE OHNE GEGENKANDIDAT ANTRATEN‚ SOGENANNTE

"DENKZETTEL" VERPASST BEKAMEN. DAs FINDE ICH

NICHT GUT. IcH RUFE DAZU AUE, POLITISCHE ODER

PERSÖNLICHE KRITIK LAUT UND OFFEN zu SAGEN. .

_ g -
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WARUM NICHT? KEINER DARF KRITIKFREI sEIN. SELBST

wo KRITIK UNBEGRÜNDET IsT UND NUR VON EINEM

ZEHNTEL DER ÜELEGIERTEN GETEILT wIRD‚ IST Es

TAUSENFACH BESSER, SIE OFFEN AUszusPREcHEN‚ ALs

IM STILLEN KÄMMERLEIN GEHEIME DENKZETTEL zu VER-

PASSEN. WER MIT EINEM REPRÄSENTANTEN UNSERER PARTEI

UNZUFRIEDEN IsT‚ MUSS IHN OFFEN KRITISlEREN UND IHM

GEGEBENENFALLS EINEN GEGENKANDIDATEN ENTGEGEN-

. sTELLEN. WENN DIEs NICHT GESCHIEHT, VERSTEHT sIcH

DER EINZIGE KANDIDAT MIT RECHT ALS DER GEEIGNETSTE.

DANN ABER HAT ER ANsPRucH AUF SOLIDARITÄT STATT GE-

HEIMER FINGERHAKELEI.

B) EIN OFFENES WoR#:%Ü MIssvERsTANDENER GEwIssENs—

FREIHEIT: DABEI MEINE ICH GAR NICHT EINIGE BEDAU-

ERLICHE WAHLVORGÄNGE IN WIESBADEN. PoLITIscHE VER-

RATSFÄLLE SIND NIE AUszuscHLIEssEN‚ LEIDER. IcH

MEINE ETwAs ANDEREs. WENN ZUM BEIsPIEL DREI VON

. DREISSIG STADTvERoRDNETEN EINEN ANDEREN MANN ALs

DEN VON DER MEHRHEIT AUSGEWÄHLTEN FÜR DEN BESSEREN

STADTBAURAT ODER BURGERMEISTER HALTEN‚ DANN IST

Es NICHT IHRE GEwIssENsPELIcHT‚ DAS MIT DEM STIMM-

ZETTEL ZUM AUsDRUcK zu BRINGEN. HIER IsT ETwAs GANZ

ANDERES GEFRAGT, NÄMLICH SoLIDARITÄT UND LOYALITÄT.

WIR WERDEN IN HESSEN IN LAND UND GEMEINDEN NUR

AUsNAHMsNEIsE JENE BAYERIscH—PARADIEsIscHEN ZUsTÄNDE

ERREIcHEN‚ wo MIT 68 ZIGER MEHRHEIT Es NICHT DARAUF ‘

ANKOMMT‚ OB ALLE MITZIEHEN. WIR BRAUCHEN MEISTENS

____‚__ - 10 -
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ALLE. JEDER HAT EINEN ANsPRUcH DARAUF‚ DASS ER BEI

DER VoRAuswAHL DER KANDIDATEN MIT sEINEN VoRscHLÄ—

GEN: sEINER KRITIK UND SEINEN BEDENKEN GEHÖRT WIRD.

ABER wENN INTERN ENTscHIEDEN IsT‚ DANN MUSS DAS

GELTEN. NIEMAND HAT EINEN ANsPRUcH DARAUF‚ DASS

DIE MEHRHEIT DER ANDEREN sIcH NACH IHM RIcHTET.

c) EINE LETZTE KRITISCHE ANMERKUNG AN DIE EIGENE

_ ADREssE: NIEMAND DARF DEN UNTERscHIED zwIscHEN .

REGIERHNGS- UND ÜPPOSITIONSROLLE ÜBERSEHEN. GRoss

GEwoRDEN SIND WIR IN DER ÜPPOSITION. AUssAGE UND

METHoDE MUSSTEN DAHER DEM ROLLENVERSTÄNDNIS DER

KÄMPFERISCHEN ÜPPOSITION ENTSPRECHENI DIE wIR AUF

LANDESEBENE AUCH NEITERHIN sEIN MüssEN. ABER DoRT‚

wo wIR öRTLIcHE ODER REGIONALE REGIERUNG sIND,

MÜSSEN wIR ANDERs AUFTRETEN. ÜPPOSITION Muss LAUT

UND ENTSCHLOSSEN UM DIE MACHT KÄMPFEN‚ HANDELN KANN

“ sIE NICHT. REGIERUNG Muss SICH sITUATIoNsGEREcHT -

DAs KANN HÄUFIG NIcHT LAUT sEIN - AN ALLE WENDEN. .

DAFÜR KANN sIE AUF DAs NIRKEN DER VON IHR GEsETzTEN

' FAKTEN UND AUF DIE PERSÖNLICHE AUssTRAHLUNG IHRER

AMTsTRÄGER VERTRAUEN. DAs sIND zwEI PAAR vERscHIE-

DENE SCHUHE. REGIEREN IM ÜPPOSITIONSSTIL IST EBENSO

ABSURD WIE OPPONIEREN IM REGIERUNGssTIL‚ wAs ICH HIN

UND WIEDER IN BONN zu KRITISIEREN HATTE.

— 11 — . 3
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B.

UND NUN VON UNs NEG ZUR WELT UM uNs HERUM:

EIN NEUES JAHRZEHNT IsT ANGEBROCHEN. DIE WELTPOLITIK

BEFINDET SICH IM UMBRUCH. SIE ALLE KENNEN MEINE LEI-

DENSCHAFT FÜR AussEN- UND SIcHERHEITsPoLITIK. IcH wIDER-

sTEHE DER VERsUcHUNG‚ sIE HIER ZUM HAUPTTHEMA zu MAcHEN.

lcH VERNEISE DAZU AUF DAs MANUsKRIPT MEINEs VoRTRAGEs AUF

. DEM SIcHERHEITsPoLITIscHEN KoNGREss DER CDU voM ll.

JANUAR IN BoNN‚ DAs IHNEN voRLIEGT. HEUTE GEHT Es MIR UM

ETwAs ANDEREs. MIR LIEGT nARAN‚ DAss DIE HEssIscHE CDU

INSGESAMT BEGREIFT‚ DAss HERAUSFORDERUNGEN AUF UNs zu-

KoMMEN‚ DIE DIE BISHERIGEN MASSTÄBE SPRENGEN. DIE

BIPOLARITÄT DER WELT zwIscHEN AMERIKANERN UND SONJETS

IsT LÄNGST GESCHICHTE. NEUE ZENTREN BILDEN s1cH‚ IN

DER IsLAMIscHEN WELT ZWISCHEN MARoKKo UND INDoNEsIEN‚

IM NAHEN UND MITTLEREN 0sTEN‚ IN 0sTAsIEN UND AFRIKA.

. DER WEGTEN, EUROPA, wIR SELBST GEBEN ZUM TEIL GAR KEINE

ANTwoRTEN MEHR. DIE SOWJETS GEBEN IMPERnLIsTIscHE UND

zUGLEIcH WELTREVOLUTIONÄRE ANTWORTEN. ZULETZT IN AE-

GHANISTAN.

ABER NICHT NUR SIE FORDERN UNS HERAUs. MoNoRoLIsIERUNG‚

KARTELLIERUNG UND POLITISCHE NUTZUNG DER RoHsToEE- UND

ENERGIEGUELLEN. ARMUT UND GEEURTENExPLosIoN IN DER ENT-

wIcKLUNGswELT UND DIE BISHER VÖLLIG PASSIVE UND '

PERSPEKTIVLOSE ROLLE WESTEUROPAS 1N DIESEM DRAMATISCHEN

KoNzERT KENNZEXCHNEN DIE LAGE. EUROPA TREIBT MEHR UND MEHR

_ 12 _
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Aus DER SCHÖNNETTERZDNE HERAUS.ÜPFER WERDEN NICHT

AUSBLEIBEN. HOCHGEZÜCHTETE ERNARTUNGEN WERDEN ZURÜCK-

TRETEN MÜSSEN.

FÜR UNS IsT DAS KEIN GRUND ZUR RESIGNATION. IM GEeEN—

TEIL. WIR WOLLEN DIESE NEUE WELTsITUATIoN MEISTERN

HELFEN. WIR WOLLEN DURCH KLUGES UND ENTscHLossENEs

HANDELN ERREICHEN, DASS UNSER VoLK IN EINER GEFÄHRLI-

CHEN WELT UND IN EINER GEFÄHRLICHEN ZEIT 61.‘ FRIEDEN .

ÜBERLEBT. WIR woLLEN‚ EASS Es sEINE FREIHEIT UND

EINEN ANGEMESSENEN WOHLSTAND BEWAHREN KANN. DAs VER-

LANGT EINE ANDERE POLITIK. NICHT UNüBERLEGTE‚ UNSERE

REssoURcEN vERscHwENDENDE UND UNSERE LAGE vERsCHLECH-

TERNDE SOGENANNTE REFoRMEN‚ SONDERN FRIEDENssICHERUNe‚

FREIHE1TssICHERUNs‚ ENERGlESICHERUNG‚ RoHsToFFsICHERUNe‚

ZUKUNFTSSICHERUNG UND DAZU REALIsTIsCHE ANALYSEN UND

PRAGMATISCHE AKTIONEN, DAs sIND DIE AUFGABEN DER ZUKUNFT.

DAs IsTNICHTs FÜR LINKE IDEoLoeEN. DAs IST NICHTS FÜR

DIE PARTEI HELMUT ScHMIDTs. DAs IsT UNSERE SACHE. DA- .

zu BRAUCHEN WIR DEN SIEG IN DER BUNDESTAGSWAHL. WIE

IST ER zu ERREICHEN?

1. ICH NENNE ZUNÄCHST EINIGE FALSCHE ANsATzFUNKTE‚

DIE wIR VERMEIDEN soLLTEN.

A) NACH ZWANZIG ERFOLGREICHEN REGIERUNGSJAHREN IST DIE

CDU 1969 IN DER REGIERUNG ABGELÖST WORDEN. Es HAT > 5

KEINEN SINN, DAS zu BEKLAGEN. Es IST GESCHICHTE‚ 1

- 13 —



PUNKT. INzwIscHEN IST EINE NEUE GENERATION AN

DIE NAHLURNEN GETRETEN‚ FÜR DIE ADENAUER UND

ERHARD so TOT SIND WIE BIsMARcK UND STRESEMANN. .

DIE ERINNERUNG AN UNSERE ERFOLGE NACH DEM KRIEG

WIRD IMMER BLASSER. DARAUF KÖNNEN WIR FÜR DIE Zu-

KUNFT NICHT BAUEN.

1

D) EIN zwEITEs: ICH HALTE ES FÜR FALscH‚ OBWOHL DIE

WELTLAGE DAZU ANLAss G1BT‚ FÜR DEN NÄCHSTEN WAHL—

. GANG EIN BILD SCHWARZ IN SCHWARZ zu MALEN. DAs

DEUTSCHE VOLK WÄHLT SICH 1980 NICHT DEN "BESTEN 3

NosTANDsvERwALTER"‚ soNDERN soLIDE‚ sAcHLIcHE‚ NOT- l

FALLS AUCH STRENGE FÜHRUNG, DIE EINE EINIGERMASSEN

SICHERE UND LETZLICH OPTIMISTISCHE ZUKUNFT VER-

HEIssT. ICH SELBST GLAUBE DARAN‚ DASS ÜPITMISMUS ‘

MÖGLICH IsT, wENN ER sIcH MIT REALIsMUs PAART.

DIE ZUKUNFT WAR NIE ROSENROT A LA WILLY BRANDT -

DAS WAR EINE FAUSTDICKE LÜGE. ABER WIR WOLLEN

Q AUCH NIcHT.— UND DAs zu vERHINDERN IsT SINN UNSE-

RER PDLITIK -‚ DASS sIE sIcH NUN ALS BILD MIT

TRAUERRAND DARSTELLT.

c) VEReANeENEs‚ DAS NICHT UNTERMAUERT WERDEN KANN

MIT FAKTEN, DIE VIELEN PRÄSENT UND EINSICHTIG

sIND - ICH DENKE AN DIE SCHON Aus DIESEM GRUNDE

IM ANsATz VERFEHLTE DIsKUssIoN UM SozIALIsMUs

_ 14 _
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UND NATIoNALsozIALIsMUs - IST ALs WAHLKAMPF-

THEMA EBENFALLS UNGEEIGNET.

2. WEDER ABSTRAKTE THEMEN AUS DER VERGANGENHEIT

NOCH SCHWARZE ZUKuNFTsBILDER‚ FÜR DIE DEM POLI-

TISCHEN NORMALVERDRAUCHER WIssEN‚ ANTENNE UND

URTEIL FEHLEN‚ SIND WAHLKAMPFKNÜLLER. WIR SOLLTEN

DAVON AUsGEHEN‚ DASS ES ÜBERHAUPT KEINE wAHLKAMFF-

KNÜLLER GEBEN wIRD. GEwÄHLT NIRD, WER DAS GLAUBHAFTERE.

UND vERsTÄNDLIcHERE‚ SOLIDERE UND Aus VIELEN DE-

TAILs zUsAMMENGEsETzTE ZUKUNFTSBILD AN DIE MEN-

SCHEN VERMITTELN KANN.

DIE zwEITE ENTscHEIDENDE KOMFONENTE IsT‚ DAss DIES

DURCH DEN RICHTIGEN MANN IN DAS BEwUssTsEIN VON

MILLIONEN WÄHLERN "ÜBERSETZT" WERDEN KANN, DIE SICH

NUR AM RANDE FÜR POLITIK INTERESSIEREN.

O

DEN wIcHTIGsTEN UND RICHTIGSTEN MANN AN DER

SPITZE HABEN wIR.STRAUss. AN DIEsEM MANN KANN GE-

zEIGT wERDEN‚ DASS sEINE IN DER VERGANGENHEIT ER-

wIEsENE LEISTUNGSFÄHIGKEIT AUCH IN ZUKUNFT FÜHRUNG

UND ERFOLG IN scHwIERIGER ZEIT VERSPRICHT. ALs DER

ERSTE MINIsTER FÜR DIE FRIEDLICHE NUTZUNG DER KERN-

ENERGIE, ALS DER MITDEGRUNDER UND GEsTALTER EINER

LEISTUNGSFÄHIGEN BUNDEswEHR IN DER AUFBAuRHAsE‚ _

- 15 -
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ALs soLIDER CHEF DER BUNDEsFINANzEN‚ DIE ER SEINEM

NACHFOLGER PRAKTISCH SCHULDENFREI ÜBERGAB‚ STEHT

STRAUss DA FÜR ”ETwAs KÖNNEN", FÜR "sIcH DURCH-

sETzEN”‚ FÜR "FÜHRUNG AUCH UNTER SCHWIERIGEN

BEDINGUNGEN”, FÜR "RICHTIGE ERGEBNISSE".

3. ZU DIESEM MANN UND sEINER RICHTIGEN DARSTELLUNG

Muss DAs RICHTIGE REZEPT IN DER SACHE KOMMEN.

. DIEsEs REZEPT MUSS EIN NEUES POLITISCHES FENSTER ;

AUFSTOSSEN zu EINEM NEUEN JAHRZEHNT IN EINER VER-

ÄNDERTEN WELT. LAssEN SIE MICH EINIGE STRICHE

DIEsEs ZUKUNFTSBILDES zEIcHNEN‚ DAs‚wIE DIE ZUKUNFT

SELBST‚NlCHT VÖLLIG NEU SEIN KANN, ABER NEUE

AKZENTE SETZEN MUSS.

A) AM ANFANG STEHT UNSER UNBEDINGER WILLE. FREI

zu SEIN UND FREI zu BLEIBEN, NICHT NUR NACH

Q AussEN‚ soNDERN AUCH NACH INNEN.

Es MAG sEIN‚ DAss MAN AUCH IN ARMUT FREI SEIN

KANN, ABER DARAUF WOLLEN WIR ES NICHT ANKOMMEN

LAssEN‚UND VOR ALLEM woLLEN wIR DAs NICHT VON

STAATS WEGEN VERORDNEN. "STEINzEIT‚ NEIN DANKE.”

WIR WOLLEN EINE PoLITIK‚ DIE FREIHEIT MIT WOHL-

STAND FÜR ALLE ERMÖGLICHT.

_ _
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B) WoHLsTAND IST AUCH IN ZUKUNFT OHNE WIRTSCHAFTS-

wAcHsTUM NIcHT DENKBAR. ScHoN DAs ERHALTEN UNsE-

REs JETZIGEN WOHLSTANDES - wAs SEHR VIEL WÄRE —

VERLANGT MASSVOLLES WIRTscHAFTswAcHsTUM.

WACHSTUM wIRD ABER ANDERs sEIN ALS IN DEN FÜNFZIGER

UND SECHZIGER JAHREN. UNsER LAND IsT NICHT MEHR

zERsTöRT‚ Es MUSS NICHT MEHR AUFGEBAUT wERDEN‚

Es GILT, DAs ERREICHTE zu SICHERN UND FoRTzU—

FÜHREN. DESHALB WIRD WAcHsTUM SICH AUF ANDERES_

zu RICHTEN HABEN. Es WIRD NICHT NOCH MEHR WEGWERF-o

KoNsUM‚ soNDERN MEHR LEBENSQUALITÄT ERMÖGLICHEN

MÜSSEN.

- c) NIcHT NUR FÜR EIN MASSVOLLES WAcHsTUM‚ SONDERN

BUCHSTÄBLICH ZUM ÜBERLEBEN IST ENERGIESICHERUNG

DIE WICHTIGSTE VORAUSSETZUNG. DIE FRIEDLICHE

NUTZUNG DER KERNENERGIE ALS EINER DER NoTwENDI—

GEN WEGE Aus DER WELTWEITEN ÜLKRISE Muss DAHER

BESONNEN UND TATKRÄFTIG BESCHRITTEN wERDEN. Q

EDENso NOTWENDIG IsT ENERGIEEINSPARUNG. WIR WOLLEN

vERMEIDEN‚ DASS AM ENDE ZNANG STEHT. DIE STROM-

SPERRE GEHÖRT ZUM ERscHEINuNssDILD DES ANDEREN

DEUTSCHLAND. ZU UNs PASST Es ÜBERHAUPT NIcHT. WIR

WOLLEN DEN MARKTWIRTSCHAFTLICHEN WEG. DEN DER

STAAT ANREGT UND EöRDERT‚ ABER NICHT LENKT. AUE

UNsEREM ENERGIEKONGRESS IM FRÜHJAHR WERDEN wIR _

1

— 17 - '

\

E I



.

‚ _ 17 _ .

UNSERE SCHWERPUNKTE NENNEN. NICHT ALLES KANN

RUNDUM GEFÄLLIG sEIN. ABER NICHT NUR HIER.

soNDERN AUCH ANDERswo WERDEN VOM PDLITIKER DER

ZUKUNFT NICHT NUR GEFÄLLIGKEITSATTESTE AUSGEGEBEN

wERDEN KÖNNEN. '

. D) DIE LAGE MACHT Es AUCH UNMöGLICH‚ WEITERE RUND-

‘ UMVERSPRECHEN ZUM AUsBAU DEs SozIALsTAATEs ABZU-

GEBEN. HUNDERTSEITIGE WAHLPROGRAMME MIT "FÜR

JEDEN ETwAs” SIND IN EINEM ORDNER FÜR PARTEISTRA-

TEGISCHE VERGANGENHEIT ABZULEGEN. ICH BIN sICHER‚

DAss DAS GRUNDGEFUHL UNSERER MITBÜRGER HIER DEM

DEMOSKOPISCH GEPRÄGTEN THEMENDENKEN DER PARTEI-

HAUPTQUARTIERE LÄNGST VORAUS IsT. UNSERE ERSTE

AUFGABE BLEIBT DIE SICHERUNG DER sozIALEN GRUND-

FÜRSORGE IN IHREM HEUTIGEN BEsTAND FÜR ALTE,

KRANKE‚ ARBEITsLosE UND UNVERSCHULDET ARME sowIE

. DIE SoRGE FÜR DIE FAMILIEN‚ INSBESONDERE FÜR DIE

FAMILIEN MIT KINDERN. DARÜBER HINAUS GIBT Es vIE—

LEs‚ wAs wUNsCHENswERT‚ ABER NICHT MÖGLICH IST.

i

UNSERER JUGEND SOLLTEN WIR KLAR sAGEN‚ DASS SIE

sELBsT‚ DASS JEDER EINZELNE AUS sEINEM LEBEN

ETwAs MACHEN MUss‚ WENN ER WIRKLICH ZUFRIEDEN

sEIN wILL.NIR KÖNNEN CHANCEN BIETEN. MEHR NICHT.

NUTZEN MUSS s1E JEDER SELBST; DAS GEHT NICHT

oHNE WACHHEIT‚ FLEIss UND ANsTRENGUNG. GOTT sEI '

DANK, KANN ICH NUR SAGEN. 1

_ 1g _
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E) Zu EINER VERNÜNFTIGEN SITuATIoNssEscHREIDuNe

GEHÖRT AUCH DIE ERKENNTNIs‚ DAss WIR AUF MAN-

cHEN GEDIETEN EINE INFRASTRUKTUR GESCHAFFEN HABEN,

DIE NlCHT MEHR WEITER AUSGEBAUT WERDEN KANN UND

. DARF. WENN MAN DURCH EUROPA UND AMERIKA FÄHRT‚

sIEHT MAN SEHR BALD, DAss NIR uNs HIER EINE PAusE

DER VERNUNFT NICHT NUR LEISTEN KÖNNEN, SONDERN

SELBST VERORDNEN SOLLTEN.

F) DAzu GEHÖRT AucH DER ABBAU LIEBGEWORDENER Sus- .

vENTIoNsFRIEDHöFE‚ DIE EINEN UNERHÖRT HOHEN

ANTEIL ÖFFENTLICHER MITTEL KONSUMIEREN. DA DA-

VON SICHER AUCH ARDEITSRLÄTZE BETROFFEN sIND‚ GEHT

DAs NICHT IM HAu-RucK-VERFAHREN, SOLLTE ABER

EIN wEsENTLIcHER SCHWERPUNKT DER FINANZPOLITIK

EINER CDU/CSU-BUNDESREGIERUNG sEIN. MITTEL-

FRISTIG ANGELEGT‚ KANN DIEs SOGAR IN ADsPRAcHE

MIT DEN BETROFFENEN sELINGEN‚ DA DIE BISHERIGE

PRAxIs UNBEZAHLBAR IsT. .

G) WIR WERDEN EINEN GRÖSSEREN ANTEIL DES BRuTTo-

SOZIALPRODUKTES FÜR UNSERE SICHERHEIT. wAs NICHTS

ANDEREs ALS FRIEDEN UND FREIHEIT BEDEUTET‚ Aus-

GEBEN MUssEN. DAs IsT AUCH MÖGLICH. DAs BRuTTo-

SOZIALPRODUKT DER USA BETRÄGT 2.100 MILLIARDEN

DoLLAR‚ DAs DER NEUN EG-STAATEN 2.000 MILLIARDEN .

DoLLAR‚ DAs DER SONJETUNION 800 MILLARDEN DoLLAR.

_ 1g _
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DAss DER wEsTEN‚ DASS INSBESONDERE DAS FREIE

EURUFA ANGSTVOLL NAcH 0sTEN sTARREN Muss, IsT

ABSURD UND NICHTS ANDERES ALS EINE FoLGE POLI-

TIscHER FEHLEINSCHÄTZUNGEN UND FEHLENTscHEIDUNGEN.

H) UND SCHLIESSLICH Muss zu UNSEREM REZEPT FÜR DIE

ZUKUNFT GEHöREN‚ DAss MAN ALS MENSCH IN HEILEN

PERSÖNLICHEN VERHÄLTNISSEN LEBEN KANN. DIE FoLI—

. ' TISCHE ÜRDNUNG/ DIE SOZIALE UMWELT, DIE GLOBALE SI— i

TUATION KÖNNEN IM EINZELFALL UND AUCH IN GRUNDzU-

SAMMENHÄNGEN SEHR ANGEKRATZT UND BEDENKLICH sEIN.

DIE BEZIEHUNGEN DER MENSCHEN AM ARBEITsPLATz‚ IN

DER FAMILIE, IN DER SCHULE UND IM VEREIN WOLLEN WIR

DAVON FREI wIssEN. UNsERE MENSCHLICHEN BEZIEHUNGEN

SOLLEN EINANDER ZUGENEIGT UND NICHT "KAFUTT“ sEIN.

NIR woLLEN KEINE "KAPUTTE WELT"; WER DAS NILL ODER

L so sIEHT‚ GEHÖRT NICHT AN DIE SÖHALTHEBEL DER

. POLITIK. AN DIE ADREssE DEs POLITISCHEN GEGNERs

SEI DIE ANMERKUNG GERICHTET: WER ETwA GLAUDT‚

_ DAss UNS DER KAMPF UM EIN MENscHLIcHEs‚ KINDGE—

REcHTEs UND VIELGESTALTIGES ScHULwEsEN IN HEssEN —

NUR wEIL WIR IHN SEIT ZEHN JAHREN MIT RIESIGER

ANsTRENGuNG UND OFT GLEICHEN ARGUMENTEN FÜHREN

MÜSSEN - IRGENDWANN LANGWEILIG wüRDE‚ DER IRRT

sICH GENALTIG. SOLLTE ES DER KuLTUsMINIsTER wAGEN‚

sEINE FÖRDERSTUFENPROVOKATION GEGEN DEN WILLEN _

DER ELTERN UND DER SCHULTRÄGER AUszUwEITEN‚ WIRD

_ 2g _
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UNSERE ANTwoRT KNALLHART sEIN. WIR WERDEN sIE

ABGESTUFT GEBEN, JE NACH DEM GRAD DER KULTUS-

MINIsTERIELLEN ÜBERGRIFFE. SPD UND FDP MÜSSEN

LERNEN, DASS DIE DEMOKRATISCHEN STRUKTUREN IN

HEssEN HEUTE ANDERS sIND ALS VOR VIER JAHREN.

UND sIE soLLTEN sIcH NICHT EINEILDEN, DASS sICH

UNSERE voM VOLK GEWÄHLTEN KOMMUNALPARLAMENTE

_ ZUM BÜTTEL KULTURREVOLUTIONÄRER ARRDGANZ GE-

. wIssER POLITFUNKTIONÄRE MACHEN LASSEN. .

DIE SDRGE UM HEILE FAMILIEN, RÜCKSICHT AUF DIE

UNGEHEUREN LEIsTuNGEN DER FRAUEN, SCHULE, DIE

AUCH SPASS MACHT, UND EINE FREUNDLICHE UMWELT

sIND IMMER NICHTIGER NERDENDE BEITRÄGE GEGEN

DIE GRABESKÄLTE, DIE JENE ZUKUNFTSMACHER ERzEU—

GEN, DIE DEN MENsCHEN IHR BILD VON DER GEsELL-

SCHAFT AUFZWINGEN WOLLEN. HEILE UMWELT IsT

ZUERST EIN STÜCK ”HEILER MENSCH".

4. IM ÜBRIGEN MÜSSEN wIR SCHARF AUFPASSEN, DASS wIR .

DIE GRENzE zwIsCHEN ÖKDNDMIE UND UKoLoGIE, DIE ES

NATÜRLICH GIBT, NICHT zu ENG NACH REIN WIRTSCHAFTLICHEN

MASSTÄBEN zIEHEN. SDLCHE TATDEsTANDE BEGEGNEN UNS AUF

ALLEN EBENEN DER POLITIK, IN NÄCHTERGDACH, IN WEIL-

BURG, BEI DER ÜDENWALDAUTOBAHN, BEI DER AuswEIsuNG VON

GELDERN FÜR DEN DENKMALSSCHUTZ, DURCHAUS AUCH BEI

UNTERFÜHRUNGEN FÜR AMPHIBIEN UNTER SCHNELLsTRAssEN. -I

_ 21 _
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DA GIBT'S FÜR MICH NICHTS zu LACHEN; ICH FINDE

Es SEHR SYMPATHISCH‚ wENN MENSCHEN IHRE KRAFT IN

DIE UMWELTSCHUTZBEWEGUNG STECKEN. DASS MAN ALLES

ÜBERTREIBEN KANN, wIssEN NIR.

5. WENN MAN DAs "GRÜNE THEMA" IN DEN IHM ZUKOMMENDEN

GROSSEN ZUSAMMENHANG DER ”PRoTESTHALTuNGEN UNSERER

. GESELLSCHAFT" STELLT, GEwINNT Es AUCH DIE RICHTI-

GEN DIMENsIoNEN:

- Es IST GANZ FALsCH‚ UMWELTSCHUTZ ODER PRoTEsT—

DENKEN IN ERSTER LINIE AN DER KERNENERGIE FESTZU-

MACHEN. SIE IST LEDIGLICH DER — MEIST VON KOMMU-

NISTEN DRGANISIERTE - AKTIDNS-ANGELPUNKT. ICH

SAGE VORAUS: BINNEN KURZEM wIRD ER KEINE RoLLE

MEHR SPIELEN.

- DIE ”PRoTESTHALTuNG” IST AUCH NICHT IN ERSTER

. LINIE IM ENGEREN SINNE "GRÜN" BESTIMMT; BEREIT- l

SCHAFT ZUM LANDSCHAFTs—‚ DENKMALST LÄRM- UND

GEwÄssERSCHuTz IST HEUTE IM GRUNDE GENOMMEN BE- 5

REITS ALLGEMEINE BEwussTsEINsLAGE. UM DIESEN GRuND- 1

STOCK BRAUCHT GAR NICHT MEHR SCHRECKLICH GE-

KÄMPFT zu WERDEN. Ä

- DIE ”STEuERREBELLEN” PRÖTESTIEREN AUCH NICHT IN l

ERSTER LINIE WEGEN DER HöHE‚ soNDERN wEGEN DER

UNDRUCHSICHTIGKEIT DER ERHEBUNG UND DER VER— '

wENDuNG DEs AN DEN STAAT ABGELIEFERTEN GELDEs.

_ 22 _



IcH eLAUDE‚ DAss DIE "ALLGEMEINE PROTESTHALTUNG" EIN

STÜCK ”AuEsTAND DEs VERNALTETEN MENscHEN” GEGEN zu VIEL

ÜBRIGKElT‚ BEEEHLE‚ KOLLEKTIVE VERHALTENsMUsTER DAR-

STELLT. DIEsE HALTUNG PRÄGT SICH BISLANG IN WAHLEN

ERST UNVOLLSTÄNDIG Aus. SIE REICHT ABER VIEL WEITER

ÜBER DIE FREDERsDoRF—GRUPPE‚ DIE BROCKDORF-MARSCHIERER

ODER DEN ORGANISIERTEN VOGELSCHUTZ HINAUS. DIE ZAHL

DER ZUNÄCHST VERUNSICHERTEN UND DANN - ME1sTENs NUR

IM STILLEN - PROTESTIERENDEN NIMMT zu. DIE IN DER VER-

GANGENHEIT HÄUFIG EINGESETZTEN MITTEL DEs FLIcKENs .

AM KLEINEN SYMPToM‚ INDEM MAN DAs STEUERRECHT DURCH

DIE ÄBSCHAFFUNG DER S6HANKERLAUBNIssTEUER BEREINIGT

ODER DEN UMWELTSCHUTZVERBÄNDEN EIN KLAGERECHT VER-

SPRICHT‚ REICHEN NICHT Aus. SoLcHE "TRADITIONELLEN BE-

SCHWICHTIGUNGEN" HABEN EHER ZUR HERBEIFÜHRUNG DER UN-

ZUFRTEDENHEIT DEIeETRAeEN‚ DA sIE lHRE PUNKTUALITÄT

UND IHREN POLITISCHEN ÜPPORTUNISMUS WIE EIN KAINs—

ZEICHEN AUF DER STIRN TRGEN.

O

C.

NOTWENDIG IST ETwAs GANZ ANDERES: METHoDIK‚ DAR-

STELLUNG UND STIL DER POLITIK MüssEN SICH ÄNDERN.

WIR MÜSSEN EIN FENsTER AuEsTossEN‚ MEINE FREUNDE‚

DAMIT ALLES ENTWEICHEN KANN, wAs WIRKLICH ODER VER-

MEINLICH MIEFIG IST. WIR MÜSSEN ANDERs sEIN‚

UNRuND‚ UNTYP1SCH‚ WENIGER TAKTISCH‚ SEHR GERADEAUS. „

_ _
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ÜAS KANN MAN NICHT AN EINEM EINZlGEN POLITISCHEN

GEGENSTAND BEWEISEN. DAs ERGIBT sIcH NICHT AUS EINER

SAcHAussAeE. DAs IsT EINE HALTuNe‚ DIE FÜR ALLE

FELDER GILT. ABER ES IsT ENTscHEIDEND‚ DAss sIE

IN DER PRAxIs ANGEWENDET wIRD‚ AUCH wENN Es DEM '

EINEN ODER ANDEREN WEHTUN MAG. IcH NENNE EINIGE BEI-

SPIELE:

. l) NuTzLosE VDRSCHRIFTEN SIND EIN EBENSO GROSSES

ÜBEL WIE NuTzLosE BEHÖRDEN. WIR DÜRFEN sIE IN

DER KOMMUNALPOLITIK NICHT PRoDuzIEREN‚ UND wIR

MÜSSEN IHRE VERHINDERUNG ODER AUFHEBUNG AUCH DORT

BETREIBEN‚ wo WIR NICHT DIE MEHRHEIT HABEN.

Es IST DOCH ENTsETzLIcH. WENN ICH EINEM BE-

RICHTSANTRAG DER LANDTAGSFRAKTION ENTNEHMEN Muss.

DAss ETNA IM WETTERAUKREIS FÜR EINE BAuBGE-

NEHMIGUNG MEHR ALS DREISSIG PRIVATE UND ÖFFENT-

. LICHE DIENsTsTELLEN ZUSTIMMUNG. ABLEHNUNG. AN-

HöRuNe‚ BEDENKEN‚ VORSTELLUNGEN ETC. zu ÄUSSERN

HABEN. BEVOR DER KLEINE MANN BUAUEN KANN.

ODER WIE UNSINNIG IST DOCH DIE NEuERRIcHTuNs -

EINES DRITTEN REGIERUNGSPRÄSIDIUMS IN GIEssEN.

D€?6As AUF BETREIBEN EINER PARTEI eEscHIEHT‚ DIE

URSPRÜNGLICH ALLE REGIERUNGSPRÄSIDIEN ABSCHAFFEN

woLLTE uND«s4cH—M4T—EAHN—STADT UND ANDEREN AB-

SURDITÄTEN LÄNGST UM JEDEN KREDIT GEBRACHT HAT, .

_ -
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MACHT DIE SACHE NICHT BESSER. ICH RUFE SPD UND

FDP zu: VORSCHRIFTEN UND BEHÖRDEN ALS PoLITIKER-

SPIELZEUG SIND FÜR DEN BÜRGER zu LÄSTIG UND FÜR

DEN STEUERZAHLER zu KOSTSPIELIG.

2. "BEAuFTRAGTE” FÜR ALLES UND JEDES, FÜR FRAUEN-‚

JUGEND-‚ FLÜcHTLINGs-‚ ZoNENGRENz- UND soNsTIGE

FRAGEN sIND ZEICHEN FÜR UNGELösTE PROBLEME. MANCH-

MAL NICHT EINMAL DAS; ABER FÜR DIE LösuNG soLcHER

PROBLEME SIND DERARTIGE BEAUFTRAGTE ÜBERFLÜSSIG

wIE EIN KROPF. AusLAGERuNG SCHAFFT NIRRNARR, AB- .

sTIMMUNGsNoTwENDIGKEITEN‚ KosTEN‚ ZEITvERzöGERuNG‚

GEsCHwÄTz. WIR BRAUCHEN NICHT IMMER NEUE ÜMBUDS-

MÄNNER. ERWEITERTE PETITIoNsAusscHÜssE UND SPE-

zIALIsTEN IN ANHöRuNGEN‚ SONDERN ENTsCHEIDuNGsFREuDE‚

VOR ALLEM IN DER POLITISCHEN FÜHRUNG VON VERwAL-

TUNGEN. MIR IsT EIN FEHLER BEI EINER ENTscHEIDuNG

LIEBER ALS EIN ENDLOSER VORGANG. GEGEN FEHLER GIBT

Es NAHEzu LÜCKENLOSEN REcHTsscHuTz‚ GEGEN ENTSCHEI-

DUNGSSCHNÄCHE UND BÜROKRATIE HILFT NICHTS. C

3. WIR LEIDEN NICHT AN zuvIEL DEMoKRATIE‚ ABER AN zu-

VIEL DEMOKRATlSlERUNG UND DARAUS ERwAcHsENDER VER-

ANTwoRTuNGsscHEu. JEDER MAGISTRAT‚JEDER GEMEINDE-

voRsTAND‚ JEDER KREIsAUsscHuss UND JEDE VERWALTUNG

IM LANDE SOLLTEN so vIEL WIE MöGLIcH SELBST ENT-

sCHEIDEN‚ NATÜRLICH RICHTIG ENTscHEIDEN‚ ABER

.. _
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DAFÜR HAT MAN DANN EINZUSTEHEN, wENN MAN SELBST

ENTscHEIDET, UND NIcHT so OFT wIE MöGLICH UNLIEB-

SAME ENTsCHEIDuNGEN PARLAMENTARISCHEN GREMIEN zu-

SCHIEBEN, UM NIcHT MEHR SELBSTVERANTWORTLICH zu

SEIN. MEIN AuFRuF AN JEDEN, DER DAZU GEsETzLICH

BERUFEN IsT: DRUCK’ DICH NICHT, ENTSCHEIDE so

SCHNELL wIE MÖGLICH sELDsT!

. H. NICHT D A s STAATSRECHTLICHE SYSTEM IsT DAs

DEMOKRATISCHSTE, DAs DIE UMSTÄNDLICHSTEN ABLÄUFE

UND DIE MEISTEN DEMOKRATISCHEN GREMIEN PRODUZIERT.

a, EINE PARLAMENTsEBENE BEIM REGIERUNGSPRÄSIDENTEN

- ZUM BEISPIEL WÄRE EIN SCHRECKLICHER UNFUG, AUCH wENN

DIE DAMEN UND HERREN "MITGLIEDER DER PARLAMENTARI-

scHEN VERSAMMLUNG BEI DEM REGIERUNGSPRÄSIDENTEN IN

DARMSTADT" ZWEIFELSFREI GLEICH, GEHEIM UND DIREKT

. GEWÄHLT wURDEN.

6_ DIE NÜTZLICHKEIT VON ÜRTSBEIRÄTEN IN DEN INNEN-

sTÄDTEN, DEREN GRENZZIEHUNG sICH NACH GRADEN UND

UNGRADEN HAusNuMMERN VON STRAssENzüGEN RICHTET,

wAGE/ICH zu EEsTREITEN, wENN SIE ÜBER GELD NICHT VER-

FUGEN, HÄUFIG DoPPELERöRTERuNGEN ZUM STADTPARLA-

MENT AUSLÖSEN UND uND IHRE ENTscHEIDuNGsvoRscHLÄGE

VON DER VORGESETZTEN EDENE ÜBERGANGEN ODER KASSIERT

wERDEN KÖNNEN. , _
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c) UMFANGREICHE PARLAMENTARISCHE GREMIEN,

DIE IM GRUNDE NIcHTS zu ENTSCHEIDEN HABEN,

WIE DIE VERBANDSVERSAMMLUNGEN MIT IHREN ZAHL-

REICHEN AUsscHüSsEN BEI DEN HEUTIGEN REGIONALEN

PLANUNGSGEMEINSCHAFTEN MACHEN DIE PARLAMENTARI-

SCHE ÜEMOKRATIE ZUR KARIKATUR. FÜR MICH WAREN

DIESE PLANUNGSGEMEINSCHAFTEN DIE VORLÄUFER VON

VERWALTUNGSREGIONEN ALS EINZIGER MITTELINSTANZ

zwIscHEN GEMEINDEN UND LANDESREGIERUNG, DIE DEM

LAND EINE MODERNE, NACH ZENTRALÖRTLICHEN GEGE- .

BENHEITEN GEORDNETE VERWALTUNGSSTRUKTUR GEBEN

SOLLTEN. NACHDEM DIE REFORM WEGEN DER UNFÄHIG-

KEIT DER ZUR ZEIT REGIERENDEN AUF ABSEHBARE

ZEIT GESCHEITERT IST, DIE PLANUNSSGEMEINSCHAETEN

IHRE VORLÄUFERFUNKTION ALSO EINGEBÜSST HABEN,

BIN ICH ENTSCHIEDEN DAFÜR, DIE REGIONALPLANUNG

so zu ÄNDERN, DASS SIE MIT GERINGSTMÖGLICHEM

AUFWAND FLEXIBEL ARBEITEN KANN. DABEI IST zu

BEACHTEN, DASS DIE FACHPLANUNGEN RÄUMLICH SELTEN

DECKUNGSGLEICH SIND, IM KRANKENHAUSWESEN ZUM .

BEISPIEL EINEN ANDEREN RAUM BETREFFEN KÖNNEN ALS

IM VERKEHRSWESEN. UNTER DIESEN UMSTÄNDEN EMPFIEHLT

Es sIcH, DIE REGIONALPLANUNG WEITGEHEND DEN

KREISFREIEN STÄDTEN UND LANDKREISEN zu ÜBERLASSEN.

DAS IST DAS EFEEKTIVSTE UND SPARSAMSTE.

- 27 _
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5. DIE GRössE UNSERER PARLAMENTE Muss BEDENKLICH

STIMMEN, von ALLEM AUF KOMMUNALER EBENE. GLEIcHEs

GILT FÜR EINE LEDIGLICH VIERJÄHRIGE NAHLPERIODE.

Wo GESETZGEBER IN DER VERGANGENHEIT AUFGRUND IHRER

ERFAHRUNGEN MEINEN MocHTEN‚ DASS SEHR GRossE GRE-

MIEN MIT KURZEN NAHLZEITEN AM EHESTEN DAs DEMOKRA-

TISCHE ELEMENT vERKöRPERN‚ MüssEN WIR DIE ANFÄLLIG-

. KEIT DIEsER STRUKTUREN FÜR ENTscHEIDUNGsscHwÄcHE‚

- . SHow STATT SACHARBEIT UND ENORME INTERNE REIBUNGS- -

VERLUSTE ERKENNEN. ICH DEFüRwoRDE KLEINERE PARLA-

MENTE UND LÄNGERE LEGIsLATURPERIoDEN‚ VOR ALLEM IN

DER KOMMUNALPOLITIK‚ DIE ENTSCHIEDENERE SAGHARDEIT

ERMöGLIcHEN.

6. Es IST MIT NIEMANDEM ABGEsTIMMT‚ ABER ICH sAGE

Es TRoTzDEM: ICH BIN ENTscHIEDEN GEGEN DIE EIN-

FÜHRUNG NEUER KLAGEMÖGLICHKEITEN FÜR VERBÄNDE. DAss

‘‚ UMWELTSCHUTZVERBÄNDE SIE FoRDERN‚ IsT EIN ZEIcHEN

FÜR MANGELNDES PRoDLEMDEwUssTsEIN DER VERANTWORT-

LICHEN POLITIKER UND BEAMTEN IN DER VERGANGENHEIT.

VERSAGEN IN DER VERGANGENHEIT KANN ABER NICHT GRUND

sEIN‚ DEN IM RUCKZUG BEFINDLICHEN TEUFEL NOCH EIN-

MAL MIT EINEM DANN ERST ZUR HOCHFORM AUFLAUFENDEN

VERWALTUNGS- UND JUGTIZDEELZEDUD AUSZUTREIBEN. DEs-

, HALB: JA ZUR DEUTLICHEN BERücKsIcHTIGUNG DES UM-

WELTSCHUTZES IN ALLEN POLITISCHEN UND VERwALTuNGs- ‘

_ ENTscHEIDuNGEN. NEIN zu NEUER VERBANDSBÜROKRATIE‚

- -
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PRozEssLAwINEN‚ ENTscHEIDUNGsvERzöGERUNGEN UND

PROGRAMMIERUNG VON ENTSCHEIDUNGEN.

7. GANZ ABSTOSSEND NIRKT Es, wENN POLITISCHE PARTEIEN UM

NINZIGER EGoIsTIscHER VORTEILE WILLEN GEsETzE MA-

CHEN. ICH MEINE FÄLLE wIE DAs voM VERFASSUNGSGE-

RICHT AUFGEHOBENE FDP-MANDATsvERsCHAEFUNGsGEsETz

ODER DIE SICH ANBAHNENDE DEBATTE UM EINE VERÄNDE-

RUNG DES NAHLREcHTs voN D’HoNDT HIN zu HERRN NIE- .

MEYER. ALL DAS LÄSST POLITIK ALS SELBsTDEDIENUNGs-

LADEN FÜR PARTEIEN ERSCHEINEN. DA MACHEN WIR NICHT

MIT. DAs KANN Es NUR GEGEN UNS GEBEN.

8. WIR DÜRFEN DIE DEMOKRATIE NICHT ALS LÄPPISCH VOR

UNSEREM VOLK ERSCHEINEN LAssEN. KoMMUNIsTEN IM

STAATsDIENsT sIND NICHT NUR AN DEM PLATz‚ AN DEM

. sIE sTEHEN‚ UNERTRÄGLICH. SIE MACHEN — wAs SCHLIMMER

' IsT — DEN DEMOKRATISCHEN STAAT ALs GANZEN UNGLAUB- .

NURDIG. EIN STAAT‚ DER DIE ERKLÄRTEN GEGNER SEINER

VERFASSUNG MIT ÄMTERN UND PENSIONEN AUssTATTET‚

WIRKT NICHT ToLERANT‚ SONDERN LÄCHERLICH.

9. KLAGEBERGE AN HESSISCHEN GERICHTEN BEDEUTEN RECHTS-

VERWEIGERUNG UND FÜHREN DEN REcHTssTAAT AD ABSURDUM.

IM LANDTAGSWAHLPROGRAMM HATTEN wIR UNORTHODOXE WEGE

voRGEsCHLAGEN‚ UM SIE ABZUBAUEN UND DANN NIE WIEDER

_ 2g _ i
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ENTSTEHEN zu LAssEN. DER VORSCHLAG BLEIBT, DIE

TATEN FEHLEN. BEDAUERLICHE OPPosITIoNsERKENNTNIs‚

DASS MAN ES SELBST NICHT MACHEN KANN. ABER AN

ANDERER STELLE HABEN WIR GEHANDELT‚ GEGEN DAs

KLIscHEE: ETNA BEI DER LEHREREEUERNEHR. BEIM

KOMMUNALEN ScHULBAU— UND SRoRTsTÄTTENPRoeRAMM‚ IN

DER FÖRDERUNG DES FAMILIENwoHNHEIMBAUEs. DAs MÜSSEN

WIR zu UNSEREM MARKENZEICHEN MACHEN: "NICHT

. V DIE URALTE BÜROKRATENFRAGE ‘BIN ICH ZUSTÄNDIG’, IsT

' ENTscHEIDEND‚ SONDERN DIE MENscHENFRAGE‚ ’MAcHE ICH Es

RICHTIG.”

D.

NEUE ELEMENTE GEHÖREN IN DIE PoLITIK‚ NEIL EINE

NEUE GENERATION IN sIE ElNTRITT UND NEIL AUCH DIE

POLITISCHEN FRAGESTELLUNGEN SICH VERÄNDERT HABEN.

DESHALB WERDEN WIR DIE NÄCHSTE WAHL AUCH NICHT MIT

. DEN METHoDEN DER FÜNFZIGER: sECHzIGER ODER SIEBZIGER

JAHRE GENINNEN. ABER WIR WERDEN s1E GEwINNEN‚ WENN WIR

UNSEREN SPITZENMANN voR DAS VON UNS AUFGESTOSSENE

FENsTER EINER NEUEN PoLITIK UND VOR DAS FENsTER EINER

sIcH ERNEUERNDEN PARTEI sTELLEN‚UND WENN WIR IHN

so UNTYPIscH‚ so NEUEN FRAGESTELLUNGEN AUFGESCHLOSSEN

UND so VERANTWORTUNGSBEWUSST UND ENISHEIDUNGSFREUDIG

zEIGEN‚ WIE ER IsT. DARAUE KOMMT ES AN. NICHT NOT-

WENDIG IsT ES‚ DAss ER ALLEN HUNDERTPROZENTIG SYMPA- _ 5

THISCH UND GEFÄLLIG ERSCHEINT.

_ _



DIEsEM BILD DEs EREAHRENEN, ABER GANZ UND GAR AUF DIE

BEWÄLTIGUNG KOMMENDER FRACEsTELLuNeEN AUSGERICHTETEN

POLITIKERS IST EIN AMTIERENDER BUNDESKANZLER GEGENÜBERZU-

sTELLEN, DEN SEINE PARTEI IMMER wIEDER LÄHMT, EINE

PARTEI, DIE IHN ZWAR NICHT REDEUNFÄHIG MACHT - DAS

WÄRE BEI HELMUT SCHMIDT SCHWIERIG - ABER IHN - UND DAS

IST DAS ENTsCHEIDENDE - IN DEN ExIsTENzERAGEN DER

NATION WEITGEHEND HANDLUNGSUNFÄHIG MACHT. NICHT wEIL

SCHMIDT EIN TATENLOSER GREIs WÄRE ODER EIN LINKER .

ExTREMIsT - wAs ER BEIDES NICHT IST - MüssEN wIR IHN

AIsLösEN, SONDERN WEIL sEINE PARTEI IHM DIE NOTWENDIGEN

ENTSCHEIDUNGEN NICHT ERLAUBT, UM NICHT SELBST ENT-

SCHEIDEN zu MüssEN.

GÜNsTIesTENEALLs wüRDE DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

IN DEN NÄCHSTEN VIER JAHREN UNTER SCHMIDT EINEM ZU-

sTAND DER vERwALTETEN UN-

BEWEGLICHKEIT ENTGEGENGEHEN, UNEÄHIG, DAS SCHIEE DURCH .

EINE STÜRMISCHER wERDENDE SEE zu STEUERN. WER STRAUss

UND SCHMIDT FÜR GLEICH BEFÄHIGT HÄLT, DEN FORDERE ICH AUF,

sIcH DANN DESHALB FÜR STRAUss zu ENTSCHEIDEN, wEIL ER

DIE BESSERE MANNSCHAFT HAT. JA, DIE UNIoN IST SCHON

DESHALB BESSER, wEIL sIE IDEOLOGIEFRE], wEIL sIE NÜCHTERN

IsT, wEIL sIE Es Q QUALIFIZIERTEN POLXTIKERN ERMÖG-

LICHT, SACHGERECHT zu ANALYSIEREN, RECHTZEITIG zu ENT- .

— 31 - Ä
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SCHEIDEN UND PRAGMATISCH zu HANDELN, STATT DIE KRÄFTE

IM IDEoLoGENsTREIT UM UTOPIEN zu VERZETTELN. MEINE

FREUNDE, DER WAHLsIEG HÄNGT NICHT NUR VON FRANZ JosEF

STRAUSS AB, soNDERN AUCH VON UNs. NICHT NUR DAs BILD,

DAS ER, AUCH DAS BILD, DA; WIR GEBEN, IN DER KOMMUNAL-

POLITIK UND IN DER LANDESPOLITIK, ENTscHEIDET DARÜBER,

WEM DIE WÄHLER IN EINER KRITISCHER WERDENDEN ZEIT VER-

TRAUEN SCHENKEN.

. WIR sIND IN HESSEN Aus EINER KLEINEN PARTEI ZUR

GRössTEN DEs LANDEs GEwoRDEN. WIR sIND GUT, ABER NICHT

ÜBERALL GLEICH GUT. INsGEsAMT KÖNNTEN wIR DAHER BESSER

sEIN. DIEsER STACHEL MUSS UNS VOR SELBSTZUFRIEDENHEIT

BEWAHREN. GLEIcHzEITIG WISSEN WIR Aus ERFAHRUNG, wEL—

CHE WUNDER wIR BEWIRKEN KÖNNEN, WENN wIR UNS ANsTRENGEN

UND ZUSAMMENSTEHEN.

. Aus BEIDEN ERKENNTNISSEN UND ERFAHRUNGEN soLL UNSER

HEssIscHER BEITRAG ZUR DEUTSCHEN POLITIK ERwAcHsEN,

EIN UNVERWECHSELBARER BEITRAG, DER NICHT IN DIE GÄNGl-

GEN NoRD—SUD-SCHUBLADEN PASST. OFFENHEIT FÜR NEUE

FRAGEN, KAMERADscHAFT UNTEREINANDER UND DIENSTBEREIT-

SCHAFT FÜR DAs GANZE sIND DIE QUELLEN UNSERER KRAFT.

SETZEN WIR SIE EIN FÜR DEN WAHLKAMPF 1980, FÜR DIE

KANZLERSCHAFT VON FRANZ JosEF STRAUss‚ FÜR DIE ZU-

KUNFTSSICHERUNG UNsEREs VOLKES, FÜR DEUTscHLAND, UNSER

VATERLAND. -

22. JANUAR 1980

DR.DR/Ko



Pressemitteilung _ u

sicher

Bonn, den 28. Januar 1980

Der Sprecher der CDU, Günther Henrich, teilt mit:

Der Bundesvorstand der CDU trat unter der Leitung des Vorsitzenden

der CDU, Dr. Helmut Kohl, am 28. Januar 1980 in Bonn zusammen.

Wichtigster Gegenstand der Beratungen war die sowjetische Aggression

gegen Afghanistan und ihre Folgen für die Politik der Bundesrepublik

0 und ihrer westlichen Verbündeten. In einem detaillierten Lagebericht

stellte der CDU-Vorsitzende Dr. Kohl fest, dal3 der Einmarsch sowje-

tischer Truppen in Afghanistan das politische Klima in der Welt und

auch in der Bundesrepublik Deutschland tiefgreifend verändert hat.

Leichtfertige Hoffnungen auf Entspannung seien ebenso wie der ge-

fährliche Glaube an einen angeblich nur defensiven Charakter der 1

militärischen Anstrengungen der Sowjetunion von der neuen Welle 1

ihrer imperialen Politik zerschlagen worden. Der völkerrechtsver- ‘

letzende und menschenverachtende Charakter der sowjetischen Macht-

politik wurde auch durch die jüngsten Maßnahmen gegen Sacharow und ‘

viele andere Intellektuelle und Kritiker des kommunistischen Regimes

0 unter Beweis gestellt. Die sowjetische Führung hat hiermit erneut l

ihre Verachtung für auch von ihr unterzeichnete internationale Verein- i

barungen wie die Menschenrechtsdeklaration der UNO und die KSZE-

Schlußakte zum Ausdruck gebracht, Die CDU fordert die sowjetische

Führung auf, die Beschränkungen für Sacharow und alle anderen Dissi— l

denten aufzuheben und endlich entsprechend dem Geiste und dem Buch-

staben der KSZE-Schlußerklärung die unveräußerlichen Menschen-

rechte in ihrem Machtbereich zu verwirklichen.

Angesichts der gespannten Lage, in der die Bürger der Bundesrepublik

Deutschland wie die Menschen überall in der Welt um den Frieden

bangen, ist eine feste und gemeinschaftliche Haltung der westlichen

. - 2 _
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Bündnispartner und die Solidarität mit den Vereinigten Staaten von

elementarer Bedeutung. Es ist ein Erfordernis dieser Solidarität,

der Glaubwürdigkeit unserer moralischen Position und der geschicht-

lichen Lehre, die die internationale Aufwertung des Hitler-Regimes

durch die Olympiade 1936 erteilt hat, die Haltung des amerikanischen

Präsidenten und des amerikanischen Nationalen Olympischen Komitees

zu unterstützen, Die CDU fordert die Bundesregierung auf, auch im

Rahmen der NATO, der Europäischen Gemeinschaft und des Weltwirt-

schaftsgipfels bei unseren Verbündeten und Partnern für eine abge-

stimmte Politik einzutreten. Auch wenn die Maßnahmen gegen die

D politischen Folgen der sowjetischen Aggression in Afghanistan Opfer

kosten, hat die enge und unmißverständliche Partnerschaft und Freund-

schaft mit den USA Vorrang, weil nur so unsere Freiheit in Frieden

und Sicherheit gewahrt werden kann.

Der Bundesvorstand der CDU beschäftigte sich ebenfalls mit der

energiepolitischen Situation, die durch steigende Ölpreise und die

wachsende politische Instabilität in den Ölförderländern weiter ver-

schärft wurde. Deshalb kann es sich unser Land nicht länger leisten,

daß geplante Kraftwerksinvestitionen in Höhe von 35 Mrd. Mark durch

politische Unentschlossenheit und gesetzgeberische Untätigkeit der

. SPD [FDP-Koalition blockiert werden.

Der Bundesvorstand der CDU fordert die Bundesregierung auf, unver-

züglich ein Sofortprogramm zum Abbau investitionshemmender Vor-

schriften vorzulegen und eine durchgreifende Verbesserung der steuer-

lichen Anreize für die Entwicklung und Einführung neuer Technologien

zur Energieeinsparung herbeizuführen. Um die Kernenergie angemessen

zur Deckung unseres Energiebedarfs heranziehen zu können, muß

Bundeskanzler Schmidt endlich seine Rücksichtnahme auf die Gegner

der Kernenergie in der SPD aufgeben und wieder das Interesse der Ge-

samtheit unserer Bürger zum Maßstab seines Handelns machen.

_ 3 _
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CDU-Generalsekretär Dr. Heiner Geißler berichtete dem Bundes-

vorstand über die Vorbereitung der Bundestagswahl, deren Ausgangs-

lage günstig ist. In der deutschen Bevölkerung wächst in den letzten

Wochen und Monaten das Bewußtsein, daß die Bundesregierung sowohl

innenpolitisch als auch außenpolitisch ihre Substanz, ihre Ideen und

Programme verbraucht hat, Nach 10 Jahren Bundesregierung aus

SPD und FDP ist das Vertrauen der Bürger in die Leistungsfähigkeit

unseres demokratischen Staates und insbesondere in die Glaubwürdig-

keit der politischen Führung erschüttert.

0 Der Bundesvorstand der CDU begrüßt, daß in enger Zusammenarbeit

mit der CSU alle organisatorischen und werblichen Vorarbeiten des

Bundestagswahlkampfes abgeschlossen sind und der Vorwahlkampf

durch eine Vielzahl von Aktionen erfolgreich gestartet worden ist.

Die anstehenden Landtagswahlen in Baden-Württemberg, im Saar-

land und in Nordrhein-Westfalen werden als politische Herausforde-

rung und Aufgabe für die ganze CDU verstanden.

Die CDU-Mitglieder und —Anhänger wissen, daß die Union die besse-

ren Argumente und die bessere Mannschaft besitzt. Deshalb gehen

O sie mit großem Engagement und Optimismus in die Wahlkampfaus-

einandersetzung 1980.
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Bonn, den 2s. Januar 1980 Undffei

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

In der heutigen Ausgabe des "Deutschland-Union-Dienstes"

schreibt der Vorsitzende des Bundesfachausschusses Wirtschafts-

politik der CDU, Elmar Pieroth, MdB:

o Bundeswirtschaftsminister Graf Lambsdorff hat den Fauxpas be-

gangen, mitten in einer schwierigen tarifpolitischen Situation eine

Tariferhöhung von sieben Prozent anzukündigen. Damit hat er

weder den Gewerkschaften noch den Arbeitgebern einen stabili»

tätspolitischen Dienst erwiesen.

Lambsdorff wird erläutern müssen, warum er zu einem so eigen-

artigen Zeitpunkt von der bisherigen Übung abweicht, sich nicht

in Tarifverhandlungen einzumischen. Er muß klarstellen, warum ‘

er die Voraussage des Sachverständigenrates von sechs Prozent

so deutlich übertrifft, obgleich der Sachverständigenrat von einer ‘

0 höheren Wachstumsrate ausgeht als der Entwurf des Jahreswirt- ‘

schaftsberichtes.

Vor allem aber wird er erläutern müssen, ob jetzt die Bundesre—

gierung mit einer höheren Inflationsrate als fünf Prozent für 1980

rechnet, welchen Stellenwert die Stabilität für das Jahr 1980 noch

einnimmt und wie die Last der Ölpreissteigerungen verteilt werden

soll.
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der CDU, Dr. Helmut Kohl, am 28. Januar 1980 in Bonn zusammen.

Wichtigster Gegenstand der Beratungen war die sowjetische Aggression

gegen Afghanistan und ihre Folgen für die Politik der Bundesrepublik

0 und ihrer westlichen Verbündeten. In einem detaillierten Lagebericht

stellte der CDU-Vorsitzende Dr. Kohl fest, daß der Einmarsch sowje-

tischer Truppen in Afghanistan das politische Klima in der Welt und

auch in der Bundesrepublik Deutschland tiefgreifend verändert hat.

Leichtfertige Hoffnungen auf Entspannung seien ebenso wie der ge-

fährliche Glaube an einen angeblich nur defensiven Charakter der

militärischen Anstrengungen der Sowjetunion von der neuen Welle

ihrer imperialen Politik zerschlagen worden. Der Völker-rechtsver-

letzende und menschenverachtende Charakter der sowjetischen Macht-

politik wurde auch durch die jüngsten Maßnahmen gegen Sacharow und

viele andere Intellektuelle und Kritiker des kommunistischen Regimes

o unter Beweis gestellt. Die sowjetische Führung hat hiermit erneut

ihre Verachtung für auch von ihr unterzeichnete internationale Verein-

barungen wie die Menschenrechtsdeklaration der UNO und die KSZE-

Schlußakte zum Ausdruck gebracht. Die CDU fordert die sowjetische

Führung auf, die Beschränkungen für Sacharow und alle anderen Dissi-

denten aufzuheben und endlich entsprechend dem Geiste und dem Buch-

staben der KSZE-Schlußerklärung die unveräußerlichen Menschen-

rechte in ihrem Machtbereich zu verwirklichen,

Angesichts der gespannten Lage, in der die Bürger der Bundesrepublik

Deutschland wie die Menschen überall in der Welt um den Frieden

bangen, ist eine feste und gemeinschaftliche Haltung der westlichen
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Bündnispartner und die Solidarität mit den Vereinigten Staaten von

elementarer Bedeutung. Es ist ein Erfordernis dieser Solidarität,

der Glaubwürdigkeit unserer moralischen Position und der geschieht--

lichen Lehre, die die internationale Aufwertung des Hitler-Regimes

durch die Olympiade 1936 erteilt hat, die Haltung des amerikanischen

Präsidenten und des amerikanischen Nationalen Olympischen Komitees

zu unterstützen. Die CDU fordert die Bundesregierung auf, auch im

Rahmen der NATO, der Europäischen Gemeinschaft und des Weltwirt-

schaftsgipfels bei unseren Verbündeten und Partnern für eine abge-

o stimmte Politik einzutreten. Auch wenn die Maßnahmen gegen die

politischen Folgen der sowjetischen Aggression in Afghanistan Opfer

kosten, hat die enge und unmißverständliche Partnerschaft und Freund-

schaft mit den USA Vorrang, weil nur so unsere Freiheit in Frieden

und Sicherheit gewahrt werden kann.

Der Bundesvorstand der CDU beschäftigte sich ebenfalls mit der

energiepolitischen Situation, die durch steigende Ölpreise und die

wachsende politische Instabilität in den Ölförderländern weiter ver-

schärft wurde. Deshalb kann es sich unser Land nicht länger leisten,

daß geplante Kraftwerksinvestitionen in Höhe von 35 Mrd. Mark durch

politische Unentschlossenheit und gesetzgeberische Untätigkeit der

0 SPD /FDP—Koalition blockiert werden.

Der Bundesvorstand der CDU fordert die Bundesregierung auf, unver-

züglich ein Sofortprogramm zum Abbau investiticnshemmender Vor-

schriften vorzulegen und eine durchgreifende Verbesserung der steuer-

lichen Anreize für die Entwicklung und Einführung neuer Technologien

zur Energieeinsparung herheizuführen. Um die Kernenergie angemessen

zur Deckung unseres Energiebedarfs heranziehen zu können, muß

Bundeskanzler Schmidt endlich seine Rücksichtnahme auf die Gegner

der Kernenergie in der SPD aufgeben und wieder das Interesse der Ge-

samtheit unserer Bürger zum Maßstab seines Handelns machen.

- 3 -
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CDU-Generalsekretär Dr, Heiner Geißler berichtete dem Bundes»

vorstand über die Vorbereitung der Bundestagswahl, deren Ausgangs-

lage günstig ist. In der deutschen Bevölkerung wächst in den letzten

Wochen und Monaten das Bewußtsein, daß die Bundesregierung sowohl

innenpolitisch als auch außenpolitisch ihre Substanz, ihre Ideen und

Programme verbraucht hat. Nach l0 Jahren Bundesregierung aus

SPD und FDP ist das Vertrauen der Bürger in die Leistungsfähigkeit

unseres demokratischen Staates und insbesondere in die Glaubwürdig»

keit der politischen Führung erschüttert.

0 Der Bundesvorstand der CDU begrüßt, daß in enger Zusammenarbeit

mit der CSU alle organisatorischen und werblichen Vorarbeiten des

Bundestagswahlkampfes abgeschlossen sind und der Vorwahlkampf

durch eine Vielzahl von Aktionen erfolgreich gestartet worden ist. ,

Die anstehenden Landtagswahlen in Baden-Württemberg, im Saar-

land und in Nordrhein-Westfalen werden als politische Herausforde-

rung und Aufgabe für die ganze CDU verstanden.

Die CDU-Mitglieder und —Anhänger wissen, daß die Union die besse-

ren Argumente und die bessere Mannschaft besitzt. Deshalb gehen

. sie mit großem Engagement und Optimismus in die Wahlkampfaus-

einandersetzung 1980. 1
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Bonn, den 29. Januar 1980

Der Sprecher der CDU, Günther Henrich, teilt mit:

Der Vorsitzende der Christlich Demokratischen Union Deutsch-

lands, Dr. Helmut Kohl, und die Bundesvorsitzenden des Reichs-

bundes der Kriegsopfer, Behinderten, Sozialrentner und Hinter-

. bliebenen Hermann Meyer, Sophie Goetzke und Hermann Salomonson

trafen heute in Bonn zu einem Meinungsaustausch zusammen. In

dem Gespräch wurden aktuelle Fragen, vor allem auf sozialpoli-

tischem Gebiet, erörtert.

Die Gesprächspartner vereinbarten einen möglichst engen Kontakt

auch für die Zukunft zu halten, besonders vor dem Hintergrund der

notwendigen Neuordnung der Rentenversicherung.

Herausgeber: CDU-Bundesgeschässlelle - Redaktion: Gunther Heniich, Stellveni. Christoph Mülleileile 53 Bonn, Kumau-Adenaueni-iaus,

Teleton: Pressestelle 02221/544-521/22(Hennch| 544-51 1/12 (Mülleileile) Feinschreiber: 886604



Pressemitteilung _ u

slbher

lllsoziaL

. undfrel

Bonn, den 29. Januar 1980

Der Sprecher der CDU, güher Henrich, teilt mit:

Zu einem Gespräch über aktuelle Fragen der Wirtschafts- und Ge-

sellsehaftspolitik trafen am Montag, 28. Januar l980‚im Konrad-

Adenauer-Haus in Bonn führende Repräsentanten der CDU mit

dem Präsidium des Zentralverbands des Deutschen Handwerks

O (ZDH) zusammen.

Auf seiten der CDU nahmen unter Vorsitz von Generalsekretär

Dr. Heiner Geißler unter anderem die stellvertretenden Vorsitzen-

den Ministerpräsident Dr. Gerhard Stoltenberg, Dr. Alfred Dregger ‘

und Heinrich Köppler teil. Die Lage des Handwerks, seine Wünsche

und Forderungen an Staat und Politik legten unter anderem Hand- l

werkspräsident Paul Schnitker und ZDH-Generalsekretär Dr. Klaus-

Joachim Kühler umfassend dar.

Im Mittelpunkt des Meinungsaustausches, der auf Einladung der i

0 CDUKzustande kam, stand die wirtschafts- und konjunkturpoliti-

sche Lage. Im Einzelnen diskutierten die Gesprächsteilnehmer

über die konjunkturpolitischen Perspektiven für 1980, Probleme

der Beschäftigungs- und Ausbildungspolitik sowie über Fragen l

der Strukturpolitik. |

Die Sorgen des Handwerks über die sich abzeichnenden negativen

Auswirkungen der Energieverknappung und Verteuerung auf die

Konjunktur, die Notwendigkeit der Förderung alternativer Ener» _

giequellen wurden dabei ebenso angesprochen wie der Beitrag der

handwerklichen Berufsbildung zur Lösung langfristiger Beschäf»

tigungsprobleme, die Erfahrungen mit dem Berufsbildungsgesetz

und der Einsatz des Handwerks für die Erhaltung und den Ausbau

. 2 _
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des dualen Systems der beruflichen Bildung in Betrieb und Schule.

Die Entwicklungen bei Steuern und Finanzen, in der Renten- und

Familienpolitik, in der Medienpolitik sowie die ausufernde Büro»

kratisierung waren weitere Gegenstände des in dieser Form erst-

mals praktizierten Erfahrungs- und Meinungsaustausches. Er

brachte eine weitgehende Übereinstimmung in allen wichtigen Fra—

gen,

Der rund zweieinhalbstündige Meinungsaustausch fand in einer sehr

aufgeschlossenen und freundschaftlichen Atmosphäre statt. Die Teil- 0

nehmer kamen überein, den als nützlich empfundenen Kontakt in ab-

sehbarer Zeit fortzusetzen. Weiterhin wurde eine ständige Gesprächs-

runde auf Fachebene vereinbart.

O

x

x

l
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Bonn, den 30. Januar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Der Generalsekretär der CDU und sozialpolitische Sprecher des

CDU-Präsidiums, Dr. Heiner Geißler, erklärt zu der von seiten

der SPD erhobenen Forderung nach einer Nettolohnanpassung

O der Renten:

1978 haben SPD/FDP die bruttolohnbezogene Rente mit dem Ver-

sprechen außer Kraft gesetzt, 1982 wieder zur Bruttolohnrente

zurückzukehren. Nach der FDP stellen jetzt auch Teile der SPD

die bruttolohnbezogene Rente in Frage. Das Hin und Her in der

Koalition um die Rückkehr zur Bruttolohnrente gleicht einem

schlechten Politkrimi, dessen Opfer die Rentner sind.

Die CDU hat sich nach langer, gründlicher und ausführlicher Dis»

kussion für die Bruttolohnrente, damit für die Beibehaltung des

O 1957 von der Union geschaffenen Reformwerks entschieden.

- Allein die Bruttolohnrente entspricht dem Versicherungscharak-

ter der Rentenversicherung. Rente ist kein Almosen, sondern

ein durch eigene Leistung erworbener Anspruch. Die Beiträge

zur Rentenversicherung werden vom Bruttolohn erhoben - des-

halb haben die Rentner auch einen Anspruch, daß ihre Rente

der Bruttolohnentwicklung angepaßt wird.

— Die Bruttolohnrente schafft Verläßlichkeit. Sie ist der einzig

klare Maßstab der Rentenfestsetzung und Rentenanpassung.

Sie schützt vor Manipulation. Zum Beispiel wäre die Höhe der

Rente in Zukunft von der Steuerpolitik der jeweiligen Bundes»

regierung abhängig. ‘

Mit der Nettolohnrente wird der abschüssige Pfad zur Einheits-
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rente betreten. Dies zeigen die ergänzenden Nivellierungsüberle-

gungen, die im Zusammenhang mit dem Übergang zur Nettolohn’

rente von dem SPD-Sozialexperten sofort mit in die Diskussion

gebracht worden sind. Die CDU fordert die Wiedereinführung der

bruttolohnbezogenen, dynamischen Rente, Der Streit um die An-

passung der Renten an die Brutto- oder Nettolöhne ist für die

Union eine entscheidende Frage und kein taktischer Streit. Allein

die Bruttolohnrente garantiert den älteren Bürgern die gleichbe-

rechtigte Teilhabe am wirtschaftlichen Fortschritt.

O

O
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Bonn, den 30. Januar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

CDU-Generalsekretär Dr. Heiner Geißler erläuterte heute im

Bonner Konrad-Adenauer-Haus Mitgliedern des Bundesfachaus-

schusses Sport und des Arbeitskreises Leistungssport der CDU

den Beschluß des Präsidiums der Partei, auf die Teilnahme

einer Mannschaft der Bundesrepublik Deutschland an den Olym-

. pischen Spielen in Moskau zu verzichten, solange die Sowjet-

union mit Waffengewalt das afghanische Volk unterdrückt. Die

Sondersitzung leitete der Vorsitzende des Bundesfachausschus-

ses Sport der CDU, Dr. Wolfgang Schäuble‚ MdB.

Teilnehmer waren unter anderem die aktiven und ehemaligen

Spitzensportler Jutta Heine, Michael Sauer, Gerhard Wuche-

rer und Axel Mitbauer, der Präsident des Deutschen Leicht-

athletik-Verbandes, Professor Dr. August Kirsch und Vize-

präsidentin Ilse Bechthold.

Generalsekretär Geißler hob hervor, daß ein Verzicht auf die

. Teilnahme an den Olympischen Spielen ein großes Opfer für

die Sportler und für Millionen Anhänger des Sports in unserem

Lande ist. Wer aber nicht bereit sei, sich wehrlos und willen-

los der internationalen Aggression durch die Sowjetunion aus-

zuliefern‚ der müsse sich für entschlossene Gegenmaßnahmen ent-

scheiden. Dazu gehöre auch das Opfer, nicht nach Moskau zu

gehen. Geißler wörtlich: "Es ist eine Frage der Selbstachtung

von uns allen, ob der Westen die innere Kraft dazu besitzt,

gewaltfreien Widerstand gegen die sowjetische Aggression zu

leisten. Die CDU unterstützt den amerikanischen Präsidenten

und fordert die Bundesregierung und die Gremien des Deutschen

Sports zur Solidarität mit den Vereinigten Staaten auf."
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Die Gesprächsteilnehmer waren sich einig, daß die partner-

schaftliche Verbindung zwischen der CDU und dem Deutschen

Sport erhalten bleiben und sich auch in schwierigen Situa-

tionen bewähren müsse.

Dr. Geißler sagte zu, mit den Vertretern des Bundesfachaus—

schusses Sport in den nächsten Wochen in Kontakt zu bleiben.

- Eine weitere Zusammenkunft mit dem Generalsekretärder CDU wird

Voraussichtlich Ende Februar in Bonn stattfinden.
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Bonn, den 30. Januar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zur Vorlage des Jahreswirtschaftsberichtes erklärt der Vorsitzende

des Bundesfachausschusses ‘Wirtschaftspolitik der CDU, Elmar 1

Pieroth, MdB‚ heute im "Deutschland-Union-Dienst":

x

‘ Die Bundesregierung legt einen lückenhaften Bericht vor. Nicht

klar genug wird gesagt, welche Hypothek die leichtsinnige Staats-

verschuldung für unser Land darstellt. Die Handlungsfähigkeit

zur Bewältigung der Herausforderungen der 80er Jahre ist einge-

schränkt. Die Diskussion urn die Kürzung der geplanten Steuer-

erleichterung zeigt dies deutlich.

Die Bundesregierung versucht, selbst geschaffene Probleme - wie

den hausgemachten Anteil der Inflation, das Subventionsunwesen,

die Bürokratielast und die Energieabhängigkeit - herunterzuspie-

len oder zu kaschieren. A

0 Die Lösungsvorschläge sind nur zum Teil brauchbar, aktuelle Auf-

gaben werden einfach übersehen:

1. Es wird nicht geklärt, wie trotz des schwächeren Wachstums ein

deutlicher Anstieg der Arbeitslosigkeit verhindert werden kann.

Das Problem der Rentabilität von mehr Arbeitsplätzen wird

nur gestreift.

2. Die Kritik des Sachverständigenrates an den vom Europäischen

Währungssystem herrührenden lnflationsgefahren wird zu wenig

ernst genommen.

3. Das Problem möglicher Risiken und Abhängigkeiten im Osthandei

wird schlicht ausgespart.

4. Der andauernde Rückgang der Selbständigenzahlen wird nur in
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einem Nebensatz erwähnt. Das klägliche Scheitern des sogenann-

ten Eigenkapitalhilfeprogramms wird verschwiegen.

5. Zur Subventionspolitik gibt es zwar erfreuliche Bekenntnisse.

Vergessen wird jedoch, daß gerade in jüngster Zeit der Um-

fang der problematischen einzelbetrieblichen Forderung und

der Branchensubventionierung sprunghaft gestiegen ist.

6. Zu dünn ist die Antwort der Bundesregierung auf die Vor-

schläge des Sachverständigenrates zur Verbesserung der

Kapitalbildung. Die Vermögenspolitik wird im krassen Gegen-

satz zu noch jüngsten Ankündigungen mit keinem Wort erwähnt.

Dies beweist, daß sich die Bundesregierung auf diesem Gebiet 0

mit ihrer eigenen Erfolglosigkeit abfindet.

7. Unverständlich ist auch, warum nichts zum Verhältnis von

Umweltschutz und Wirtschaftswachstum gesagt wird. Gerade

auf diesem viele Menschen bewegenden Gebiet bedarf es klarer

Aussagen über einen ökologischen Ordnungsrahmen.

Erfreulicher dagegen ist, was zur Verstärkung und zum Kurs der

Entwicklungshilfe gefordert wird. Es wird zu prüfen sein, inwieweit

es sich hier um mehr als Lippenbekenntnisse handelt.

O

i

x

i
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Bonn, den 3U. Januar 1980

» Der Sprecher der CDU, Günther Henrich, teilt mit:

Der Vorsitzende der Christlich Demokratischen Union Deutschlands,

Dr. Helmut Kohl, traf heute zu einem einstündigen Vieraugenge-

O spräch mit dem früheren amerikanischen Außenminister, Dr.

Henry Kissinger zusammen. Im Mittelpunkt des Gespräches

stand ein intensiver Gedankenaustausch über die internationale

Lage nach der sowjetischen Intervention in Afghanistan, im be-

sonderen die Entwicklung im Mittleren Osten, die Fortentwick-

lung der Ost-West-Beziehungen und das Verhältnis der westlichen

Industrienationen zur Dritten Welt. Dr. Kohl wies in dem Gespräch

darauf hin, daß es gemeinsame Aufgabe der europäischen Staaten

und der Vereinigten Staaten von Amerika sei, alles zu unternehmen,

um das weltweite Gleichgewicht zu stabilisieren und durch erhöhte

Anstrengungen die Krise im Mittleren Osten zu entschärfen.

O
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Bonn, den 31. Januar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu der im Verlauf einer Kampagne für ein Verbot der Aussperrung

von Seiten des DGB geäußerten Kritik an deutschen Gerichten er- 1

klärt der Parteivorsitzende der CDU, Dr. Helmut Kohl:

l

Laut Presseberichten vom 28. Januar 1980 hat Rudolf Dressler,

0 Mitglied des Hauptvorstandes der IG Druck und Papier im Rahmen

einer vom DGB inszenierten Kampagne für das Verbot der Aussperrung

einen unglaublich rüden Angriff auf die Unabhängigkeit der deutschen

Gerichte gestartet.

Dressler sagte: "wir nehmen es nicht länger hin, daß sich eine

Richtergeneration im Beamtenstatus mit einem Interessenklüngel ver-

bindet, der Verfassungsgebote ignoriert, Gesetze mißachtet und einige

mit Steuermitteln ausgebildete Wissenschaftler zu Prostituierten der

Produktionsmittelbesitzer werden läßt, um mit wissenschaftlichem An-

spruch demokratische Grundsätze zu vergewaltigen."

Ich fordere den DGB, insbesondere seinen Vorsitzenden, H.0. Vetter

0 dazu auf, sich in aller Form von dieser Äußerung und der darin ent-

haltenen Verleumdung der deutschen Richterschaft zu distanzieren.

Diese Äußerung ist der offene Versuch, unabhängige Richter einzu-

' schüchtern. Nachdem in den letzten Jahren vor allem das Bundesver-

fassungsgericht Zielscheibe derartiger Pressionen war, sollen nun-

mehr die Arbeitsgerichte, an ihrer Spitze das Bundesarbeitsgericht

unter Druck gesetzt werden. Der Präsident des Bundesarbeitsgerichts,

Professor Müller, hat die vorbehaltlose Unterstützung der deutschen

Öffentlichkeit, wenn er in seinem Brief an den DGB Vorsitzenden Vetter

erklärt, er weise diese Äußerung im Interesse des Rechtsstaates, in

dessen Rahmen sich auch die Verbände zu bewegen haben, nachdrücklich

zurück.
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Der Deutsche Gewerkschaftsbund muß kIarsteHen, daß er die Unab-

hängigkeit der Richter und der Gerichte über die Machtinteressen

seines Verbandes stellt. Der Rechtsstaat würde schweren Schaden er-

‘leiden, wenn der DGB als die größte Interessenorganisation der

deutschen Arbeitnehmerschaft den Versuch machen würde, ein Verbot

der Aussperrung durch Druck auf die Gerichte und durch Ver1eumdung

von Richtern zu erzwingen.

Im Zusammenhang mit der aktueHen Diskussion zur Aussperrung 0

wiederho1e ich meine Aussage aus dem Jahre 1978, daß die Macht-

balance zwischen den Tarifparteien neben dem Streikrecht der

Gewerkschaften auch das Recht zur Aussperrung bedeutet.

O
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Bonn‚ 31. 1. 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Aktuelle Fragen der Steuer- und Familienpolitik sowie die durch

den sowjetischen Einmarsch in Afghanistan entstandene krisen-

hafte außenpolitische Entwicklung standen im Mittelpunkt eines

Gespräches zwischen den führenden Vertretern der Bundesvereini-

gung Katholischer Männergemeinschaften und Männerwerke und den

‘ CDU/CSU-Bundestagsabgeordneten Albrecht Hasinger, Dr . Aloi s

Mertes, Adolf Müller, Roswitha Verhülsdonk und Dr. Friedrich

Voss sowie Mitarbeitern der CDU—Bundesgeschäftsstelle, das

heute unter der Leitung des Bundesvorsitzenden der Bundes-

vereinigung Katholischer Männergemeinschaften und Männerwerke,

Günter Giesen‚ und des CDU-Bundesgeschäftsführers Ulf Fink ,

im Konrad-Adenauer-Haus stattfand. ‘

Die Gesprächspartner betonten übereinstimmend den untrennbaren

Zusammenhang zwischen wirtschafts— und Sozialpolitik. Gerade in

einer Zeit knapper Mittel habe sich die Sozialpolitik als soziale

Ordnungspolitik zu bewähren. übereinstimmend forderten die Ge-

sprächsteilnehmer eine entscheidende Verbesserung der Familien-

. po 1 i t i k .

Im Laufe der außenpolitischen Diskussion ergab sich völlige

Übereinstimmung in der Einschätzung, daß eine wirkliche und

dauerhafte Entspannung nur möglich ist, wenn die Ursachen

der Spannung beseitigt werden. Nur durch eine entschlossene

Haltung des Westens kann der von der Sowjetunion ausgehenden

Bedrohung des Friedens in der Welt entgegengewirkt und damit

_ die Voraussetzung für eine realistische Entspannungspolitik

wiederhergestellt werden.

— Die Gesprächspartner stimmten darin überein, daß es der

olympischen Idee widersprechen würde, an den Olympischen

Spielen im Aus tragungsort Moskau teilzunehmen, solange

sowjetische Soldaten in Afghanistan stehen.
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Bonn, 1. Februar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zur Flugblatt-Aktion der CDU "Olympia ist wichtig,

aber wichtiger sind Frieden und Freiheit" erklärt

0 der Bundesgeschäftsführer der CDU, Ulf Fink, heute im

Deutschland-Union-Dienst:

Die klare Haltung der Christlich Demokratischen Union

zu den Olympischen Spielen in Moskau trifft auf Ver-

ständnis und positive Reaktionen in der Bevölkerung.

Wie eine Umfrage der CDU-Bundesgeschäftsstelle bei 136

von 253 Kreisverbänden ergeben hat, ist das Flugblatt

innerhalb einer Woche von freiwilligen Helfern in

1.123.840 Exemplaren in Sonderaktionen vor werkstoren,

an Info-Ständen und durch Hauswurfsendungen verteilt

O worden. Die Flugblatt-Aktion wird fortgesetzt.

Ein Verzicht auf die Teilnahme an den Olympischen Spielen l

ist ein Opfer: für die Sportler, für den deutschen Sport, i

für die Millionen Anhänger der olympischen Idee in Deutsch-

land. Aber dieses Opfer hat einen Sinn, es ist ein Opfer

für Frieden und Freiheit. Die Bürger der Bundesrepublik \

Deutschland verstehen das. ä

l
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_ Die Pressestelle der CDU teilt Init:

Mit Unterstützung der Gerechtigkeitspartei (AP) des türkischen Ministerprä-

sidenten Demirel und der CDU wurde in Bonn ein "Freiheitlich türkisch-deut-

scher Freundschaftsverein (Hür TÜRK) e.V." gegründet. Hierzu erklärt Albrecht

Hasinger MdB, Vorsitzender der Arbeitsgruppe "Ausländische Arbeitnehmer" der

CDU/CSU-Bmdestagsfraktion, der auch Vorstandsmitglied des neugegründeten Ver-

eins ist:

"Der Verein hat das Ziel, Angehörige des türkischen und des deutschen Volkes

enger zusammenzuführen sowie das gegenseitige Verständnis zu wecken und zu

. vertiefen.

Der Verein will vor allem seinen türkischen Mitgliedern bei der Integration in

die deutsche Gesellschaft behilflich sein.

Dies soll insbesondere erreicht werden durch:

— Kontaktaufnahme und Zusammenarbeit mit Behörden und Betrieben,

- gezielte Öffentlichkeitsarbeit unter Zusammenarbeit mit den Medien,

— Einrichtung eines Informationszentrums, l

- Hilfeleistung und Beratung bei pädagogischen, schulischen und sozialen Pro- l

blemen, die sich insbesondere für die Jugendlichen unter den türkischen Mit- |
bürgern ergeben.

Auch soll die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutsch-

land und der Türkei vertieft und gefördert werden.
,

. Mit diesen Maßnahmen soll dem zunehmenden Links- und Rechtsextremismus unter den

türkischen Arbeitnehmern entgegengewirkt werden. Der Verein spricht die große

Mehrheit der türkischen Arbeitnehmer, die der politischen Mitte zugehören, an."

Die erste öffentliche Veranstaltung des Vereins findet statt:

am Sonntag, den O3. Febr., 15.00 Uhr, Leibniz-gxmnasium,

Brüderstraße, Remscheid.

U.a. werden sprechen:
1

Muamnner Atasoy — Erster Vorsitzender von Hür TÜRK

Ali Naili Erdem — Stellvertretender Vorsitzender der Gerechtigkeit:-

partei, früherer türkischer Arbeitsminister

Albrecht Hasinger M55

- . n :G' m H 'n‚s\ llverlrzchvislophMüllevleile6350M,KonrattAdenauer-Haus,
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Bonn, den 5. Februar 1980 undfnei

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Auf Einladung des Generalsekretärs der Türkischen Gerechtig-

keitspartei, Industrieminister Dr. Nuri Bayer, wird sich der

Generalsekretär der CDU. 21". Heiner Geißler, vom 6. bis

8. Februar in der Türkei aufhalten. Er wird vom Türkei-Ex-

perten der Partei, Staatsminister a. D. Heinz Schwarz, MdB,

0 und Mitgliedern der Bundesgeschäftsstelle begleitet.

Dr. Geißler und seine Begleitung werden mehrfach mit Minister-

präsident Suleiman Demirel, der auch Vorsitzender der Gerech-

tigkeitspartei ist, mit dem Parlamentspräsidenten und zahlrei-

chen Ministern zusammentreffen. sAn die Besprechungen in Ankara

am 6. und 7. Februar schließt sich ein Aufenthalt in Istanbul an.

Die Reise von Dr. Geißler stellt den Gegenbesuch zu einem Be-

such einer Delegation der Gerechtigkeitspartei unter Leitung von

Generalsekretär Dr. Bayar und der stellvertretenden Parteivor-

0 sitzenden Erdem und Küntay im September 1979 dar; dieser Be-

such fand kurz vor dem Sieg der Gerechtigkeitspartei in den Teil-

wahlen zum türkischen Parlament statt, die zur Regierungsübernah-

me durch Ministerpräsident Demirel geführt haben. Die Gespräche

‘ von Dr. Geißler sollen der Vertiefung der bilateralen Zusammen-

arbeit zwischen der CDU und der Gerechtigkeitspartei und einer

Abstimmung ihrer Tätigkeit in den internationalen Parteiorgani-

sationen dienen. Dr. Geißler beabsichtigt, sich umfassend über

die politische und wirtschaftliche Lage in der Türkei zu informie-

_ ren und zu erkunden, in welcher Form die Bundesrepublik Deutsch-

land gerade in der nach Afghanistan entstandenen Situation vermehrt

zur wirtschaftlichen und militärischen Zusammenarbeit mit diesem

wichtigen NATO-Partner beitragen kann,

°°"-::.::::?::::.s:::"zs:7:t::?;:32:::.:::;ß"s%2::3:;faa::::;:x°'::::„äs"stszr*°s"=uw-"ws-
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Bonn, 5. Februar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler, wird sich

vom 6. - 8. Februar 1980 auf Einladung der Türkischen Gerech-

tigungskeitspartei in der Türkei aufhalten. Aus diesem Anlaß

gab Dr. Geißler der "Rheinpfalz" Ludwigshafen für die Mittwoch-

. ausgabe nachfolgendes Interview;

(Der Text ist frei.)

Frage: Handelt es sich bei Ihren Gesprächen in der Türkei aus-

schließlich um parteipolitische Kontakte der CDU mit der Tür-

kischen Gerechtigkeitspartei? Oder sehen Sie darin auch eine

flankierende Maßnahme zur Türkei-Politik der Bundesregierung,

in deren Auftrag ja bereits vor einiger Zeit der CDU-Politiker

Walther Leisler Kiep in Ankara aktiv war?

Dr. Geißler: Die Einladung zu der Reise ist vom Generalsekretär

0 der Türkischen Gerechtigkeitspartei, Industrieminister Dr. Bayar,

ausgesprochen worden. Die deutsche Delegation ist gleichzeitig

Gast der türkischen Regierung, die von der Gerechtigkeitspartei

. getragen wird.

Der Besuch in der Türkei soll einmal die große Bedeutung unter-

streichen, die die CDU den deutsch-türkischen Beziehungen bei-

mißt. Gerade die CDU trägt für die Zusammenarbeit zwischen den

beiden Ländern eine besondere Verantwortung. Dabei reise ich

nicht im Regierungsauftrag, wie seinerzeit Walther Leisler Kiep.

* Die Reise ist aber mit der Bundesregierung abgestimmt und soll

zur Festigung der deutschäürkischen Beziehungen insbesondere

im Sinne einer möglichst wirksamen Unterstützung der Türkei

.. 2 ..
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durch unser Land das beitragen, was eine große demokratische

Partei aufgrund ihrer internationalen Kontakte beitragen kann.

Frage: Die Bundesrepublik will der Türkei angesichts der Krisen-

situaticn im Mittleren Osten künftig wesentlich mehr Hilfe geben. l

Welche Schwerpunkte sollten dabei gesetzt werden? i

l

Dr. Geißler. Eine wirksame und schnelle Verbesserung der wirt- ‘

schaftlichen Zusammenarbeit zwischen unseren Ländern dient

O auch den deutschen Interessen, denn erstens ist die Türkei der

Süd-Ost-Pfeiler der Atlantischen Allianz, dessen wirtschaftliche

Stabilität und Verteidigungsfähigkeit für unsere Sicherheit lebens-

wichtig ist. Zweitens ist die Türkei Vorposten der westlichen De-

mokratien an einer exponierten Stelle in Asien, Drittens hat die

Türkei eine bedeutende Mittlerfunktion zu den arabisch-islami-

schen Staaten. Wir dürfen nicht vergessen, daß die Türkei mit

ihrem weitaus größten Teil in Asien liegt.

Frage: werden Sie neben wirtschaftspolitischen Problemen auch

deutsch-türkische Gastarbeiterfragen, etwa Ausschreitungen tür-

b kischer Extremistenorganisationen hierzulande ansprechen?

Dr. Geißler: Die CDU wird überall dort, wo sie Verantwortung

trägt, dafür eintreten, daß die türkischen Arbeitnehmer mit ihren

' Familien am Arbeitsplatz und zum Beispiel in der Schule’ ihre

gleichberechtigten Chancen haben und sich bei uns wohlfühlen.

Wir halten es jedoch langfristig für humaner, sozialer und für

wirtschaftlich vernünftiger, dal3 wir mit Hilfe unserer Investi-

tionen Maschinen und Arbeitsplätze in die Türkei exportieren,

l statt Menschen zu importieren. Gemeinsam mit der Gerechtig-

keitspartei treten wir dafür ein, daß jeder politische Extremis-

mus auch bei uns bekämpft wird.

_ 3 _
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Frage: Die Türkei gehört einerseits zur islamischen WelLande-

rerseits ist sie schon wegen ihrer direkten Nachbarschaft zur

Sowjetunion ein wichtiges NATO-Mitglied. Ist aber die türki- i

sche Regierung wegen dieser Konstellation nicht zu besonders

vorsichtigem politischen Taktieren gezwungen? i

Pr. GeißlenEinen grundsätzlichen Gegensatz zwischen einer g

Zugehörigkeit zur freien Welt und einer Zugehörigkeit zur is-

0 lamischen Ländergruppe, wie lnre Frage ihn unterstellt, ver-

mag ich nicht zu erkennen. Die Türkei grenzt an den sowjeti-

schen Machtbereich und ist ein NATO-Land. Diese Ausgangs-

lage teilt sie mit uns. Dies veranlaßt uns nicht zu vorsichtigem

politischen Taktieren, sondern zur Festigung unseres Bünd-

nisses und zur Verstärkung unserer wirtschaftlichen, sozialen

und militärischen Zusammenarbeit.

O
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Bonn, 6. 2. 1980

\

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

\

O hiermit lade ich Sie ein zu einer

PRESSEKONFERENZ

mit dem Vorsitzenden des Bundesfachausschusses Agrarpolitik

der CDU, Qr. Burkhard Ritz‚ MdB und dem Vorsitzenden des

Landesausschusses für Agrarpolitik der CSU, Ignaz Kiechle‚ Mdß

am Dienstag, 12. Februar 1980 um 10.30 Uhr im Konrad—Adenauer-

Haus in Bonn, Kleiner Saal.

Themen:

1. Vorstellung des Agrarpolitischen Programms der Union

0 2. Stand der Vorbereitungen zum Bauernkongreß der CDU am

21./22. Februar 1980 in Oldenburg.

. Mit freundlichen Grüßen

Qfe H. P '14—\

Günther Henrich

(Sprecher der CDU)
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Bonn, 7. 2. 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu einem der regelmäßigen Fachgespräche mit wichtigen

Verbänden und Organisationen trafen heute leitende Mit-

arbeiter der CDU-Bundesgeschäftsstelle mit den Abtei-

lungsleitern und Referenten des Bundesverbandes der

Deutschen Industrie im Konrad-Adenauer-Haus in Bonn zu-

‘‚ sammen.

Im Mittelpunkt des Gespräches der beiden Delegationen, die

vom Leiter der Hauptabteilung "Allgemeine Wirtschafts-,

Wettbewerbs- und Unternehmensfragen" des BDI‚ Jens-Peter

Petersen‚ und vom Bundesgeschäftsführer der CDU, Ulf Fink, ‘

geführt wurden, standen die wirtschafts- und konjunktur-

politischen Perspektiven für 1980.

Im einzelnen diskutierten die Gesprächsteilnehmer den ‘

Jahreswirtschaftsbericht 1980, Fragen der Umwelt- und der

Energiepolitik, Probleme der Strukturpolitik in der EG

sowie die Folgen der zunehmenden administrativen Belastungen

. für Wachstum und Beschäftigung.

Es wurde vereinbart, das Gespräch fortzuführen.
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Bonn, den 11. Februar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Überschrift "Wirtschaftssanktionen gegenüber der

Sowjetunion koordinieren" schreibt der Vorsitzende des Bundes-

fachausschusses Wirtschaftspolitik der CDU, Elmar Pieroth, MdB‚

O heute im "Deutschland-Union-Dienst":

Die Bundesregierung muß endlich in der Frage der Wirtschafts-

Sanktionen den zwiespältigen Eindruck korrigieren, den die

Koalitionsparteien und die federführenden Ministerien bieten. Sie

darf nicht weiterhin herumlavieren und jedermanns Liebling sein

wollen. In der Krise kommt es vor allem darauf an, zu den Freun-

den zu halten. Unser Platz muß deshalb klar an der Seite der USA

sein. Wir dürfen nicht den Eindruck bestehen lassen, als müten

die USA die Last von Wirtschaftssanktionen allein tragen, während

wir Vorteile aus der Krise ziehen.

0 Denn in der Sache haben die Amerikaner völlig recht. Der sowjeti-

schen Führung muß gezeigt werden, dal3 sie nicht beides zugleich

haben kann: einerseits eigene militärische Expansion, andererseits

_ fremde Wirtschafts- und Finanzhilfe, die ihren Spielraum für mili-

tärische Rüstung vergrößert und zugleich dazu dient, die Schwächen

des eigenen sozialistischen Wirtschaftssystems zu überdecken.

Wenn die Sowjetunion in Afghanistan nicht einlenkt, ist eine gründ-

liche Überprüfung des Ost-West-Handels, der Kreditvergabe an

' die Sowjetunion und der Tätigkeit sowjetischer Staatsfirmen in der

Bundesrepublik Deutschland, zum Beispiel auf dem Transportsektorl

notwendig.

Die Bundesregierung hat jetzt drei Aufgaben:
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- Mit unseren Bündnispartnern abzuklären, welche spürbaren

Maßnahmen erfolgen können;

— auf politischem Wege sicherzustellen, daß Sanktionen nicht

international unterlaufen werden;

— unbürokratische, befristete Hilfsmaßnahmen für einzelne Wirt-

schaftszweige oder Einzelbetriehe bei echten Härtefällen vorzu-

bereiten.

l

O

O

1

x
x

l
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Bonn, den I2. Februar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Anläßlich der Vorstellung des Agrarpolitischen Programms

0 der Union erklärten heute der Vorsitzende des Bundes-

fachausschusses Agrarpolitik der CDU, Dr. Burkhard Ritz, MdB‚

und der Vorsitzende des Landesausschusses für Agrarpolitik

der CSU, Ignaz Kiechle, MdB, vor der Presse in Bonn:
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"Landwirtschaft in einer freie: Gesellschaft" ist der unveränderte Ieitge- \

danke des agrarpolitiscrxea Prograntns der Union.

Dieses Progranm Milde in sorgfältiger Kleinarbeit in de: Kreisagrarausschüssen,

de’: landesfachaussclssen und dem Bmdesfachausschuß für Agrarpolitik be-

raten und verabschiedet.

Das Progranm hält sich badußt in der Kmtinuität des 1976 verabschiedeten ,

Agrar-pnograumvs. Die mionsparteien bekennen sich nachdrücklich zur bäuerlichen

Iarüwirtschaft, den Haupt- und Nebenerwerbsbetriebm. Wir machen ausdrücklich

darauf aufmerksam, daß nur eine breit gestreute bäuerliche Agrarstruktur in

der Lage ist, a: Aufgabe der Nahrungsmittelsiclenng, der Besiedelmxgsdimte

. und demrfondetnissa: der Irxfrastrukmr im ländliche: Raum, der Erhaltung ‘

einer Erholungs- und Kulturlandschaft gerecht zu werden. Die Landwirtschaft

sichert nach wie vor 20 % aller Arbeitsplätze im Bereich der Erzeugung, Zulie-

fenmg, Versorgung und Emährungsarjxtsdmft. Die Fortschreibung des Agrar—

prograrms legt einen auf eine mweltfremxiliclve Produktion vcn

Rohstoffe‘: und Energieträgern. CDU urxd CSU unterstreichen, daß im kommender:

Jahrzehnt die Bedeutung der t für die Energie- und Rohstoffer-

zeugurxqer: weiter zurehmen wird.

Besaerä Augenmerk wird auch den Schutze der Verbraucher gewidmet, nden

gefordert wird, daß der Einsatz vm Pflanzexschutnnitteln verstärkt auf

gesundheitliche lmbedmklichkeit überprüft werden muß, daß die mterstzckxungs-

nethode zur Feststellung von Frendstaffe: verbessert und in allen EG-Iändem

0 einheitlich überwacht werden Missen.

Das Programn bekam; sich zu den verschiedmen Forme: der Iandbeuvirisdxafnmg,

darunter auch zu der des sog. alternativen Landhaus. Es unterstreicht allerdings

dentlich, daß eine ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit hochwertige:

Nahrungsmitteln zu angemessmen Preisen jedoch dme die Anwendung moderner Pro-

d4k nicht nöqlich ist. 5

Bezüglich der etxxopäisdm Marktorwdmlng halten CDU und CSU grundsätzlich i

an der bestehender: Marktordnmg fest. Sie sind jedoch davon überzeugt, dal3 |

Angebot und Nachfrage gerade auf den Milchmarkt der m wieder ins Gleichge- i

wicht gäaracht werde’: müssen. Die lmionsparteierx verfolgen eine gezielte

. Politik zur Marktanpassung auf den Milchmarktsektor und schlagen u.a. V01 ‚ ,

_ 2 _. ‘
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— angemessene Prämien für die Nichtvemarktmg von Milch und die Umstellung

vm Fleischerzexxgumg

— Absatzförderung von Milch und Milcherzeugrxissen kontinuierlich gerade mit

den Mitteln der Mitveiantworhmgsabgale zu verstärken

— und die Milchprodukte für das weltemährungsprograrnn und für karitative

Zwecke bereitzustellen.

Für Getreidesubstitute sollte ein Abschöpfmgsqstem verbundex mit zollfreien

Inporcmtjngerxtexa eingeführt werden. Darüber hinaus fordert die mim die

O Herbeiführung von einheitlichem Produkticnszielerx in anderen Iändem der EG;

weil smst die gemeinsam Instrumente der Marktordxmung immer sizärker ausge-

htihlt werden.

_ 3 -
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1
Erläuterungen zum Bauernkongeß der CIIJ am 21 . und 22. Februar 1980

in Oldenburg

Es ist bereits Tradition:

Zum fünften Male im vierjährigen Turnus hält die CDU einen Bauernkongreß

ab, der diesnal unter den Leitgedanken "Landwirtschaft in einer freien

Gesellschaft" steht.

Der Standort Oldenburg ist den zahlreichen Teilnehmern eines solchen

Kongresses veruauter denn je; wir treten mit unserem Aqrarprogralnn

und Lmsereq agrarpolitischen Anliegen aber auch mit unseren politi-

schen Wünschen zu den Landtagswahlen dieses Jahres und zur i

0 B1mdestagswahl 1980 zum dritten Male in Oldenburg vor die Öffentlichkeit. i

Die aus den Prograntn ersichtliche Anzahl anwesender hervorragender Per— ä

sönlichkeiten der Unionsparteien in Oldenburg bedeutet: l

- bei der C115 und der CSU sind die Anliegen der berechtigten Belange x

unserer heimischen Landwirtschaft in den richtigen Händen, 1

. x

- m: werden auf Landes- und Bundesebene die vielfältigen notwendigen ‘

Maßnahmen für die Landwirtschaft in den Parlamenten weiter vertre-

V ten und durdxzusetzen versuchen, daß unsere deutsche Landwirtschaft

xmddieinihrarbeitendenMenschenixmernehrindieErfolgederGe-

sammirtsdxaft integriert werden;

‘ - die Abschlußkuxxdgebung mit dem Kanzlerkandidaten der CDU und CSU, Mini-

sterpräsident Dr. Franz-Josef Strauß, bedeutet zudan, daß eine von

der Union getragene Btmdesregierung unverändert für unsere Bauern und

Bäuerinnen, ihre Familien und allen in der Landwirtschaft Mithelfenden

verlangt: Entscheidungen mit unternehmerischer Freiheit zur sicheren

' Erhaltung der eigenen Existenz, zur Erhaltung eines breit gestreuten

Bodeneigentums, zur Bewahrung unserer natürlichen Umwelt und zur Er-

haltung unserer freiheitlichen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung,

die in bäuerlichen Familien voll und ganz anerkannt wird.

Der Bauernkmgreß der CDU in Oldenburg ist trotzden nicht eine ausschließ- l

- lich parteipolitisch begründete Veranstaltung. \

wir wagen r

- die Auseinandersetzung mit agrarpolitisch aktuellen Tagesfragerx und

haben in Professor Meinhold einen namhaften Wissenschaftler, der seine

1 W ‚i ‚ ‚ ‚ ‚ „ i„„„ ‚ ‚i, ‚ ‚ ‚ „ „ „jii
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Gedanken unter dem Thema "Landwirtschaft im Spannungsfeld von Wirt-

schaft und Gesellschaft" vortragen wird.

— Im Podiumsgespräch befassen wir uns mit den wirtschafts- und agrar-

politischen Fragen, die von Fachleuten mit den Besuchern dieses Kon-

cpesses diskutiert werden müssen, in einer Zeit, in der durch den

vorgelegten Agrarbericht und die unzureichenden Preisvorschläge der

EG die Sorgen unserer Landwirte klar geworden sind, vor allem im

Bereich der Vermarktung und der Versorgung mit Energie; für uns ist

es dabei selbstverständlich, daß wir auch einen Vertreter der Arbeits-

O getreinschaft der Verbraucherverbände mit am Podimnstisch sitzen haben.

In den Arbeitskreisen I, II und III:

"Verbraucher- und tmweltschutz"

"Einkamerxs- und Strukturpolitik in der Landwirtschaft"

"Bildung und Ausbildung im ländlichen Raml“

kamen durch bdcannte Referenten und Berichterstatter Probleme auf

den Tisch, die auch vom Deutschen Bauemverbänd, also der berufsständi-

sehen Vertretung unserer Landwirtschaft, überall zur Zeit in

Großkundgdaungen behandelt werden.

wir können selbstverständlich die Ergebnisse dieser Beratungen nicht

voraussagen, wir sind aber sicher, daß ein Großteil der vorgetragenen

O Meinungen und der in der Diskussion darüber ge-voxmenen Erkenntnisse

sich in unserem vorgelegten Agrarprogramn widerspiegeln, denn: die auf

breitester demokratischer Ebene erarbeiteten Grundsätze der Agrarpoli-

tJLk der Union sind kein Warenhauskatalog, sondern gehen auch im Detail

auf alle Fragen der Landwirtschaft ein.

Die öffentliche Kundgebung gibt auch einem Vertreter der Gewerkschaften,

und zwar den Vorsitzenden der Gewerkschaft Gartenbau, Land- ur Forst-

Wirtschaft, Willi Iojewski, Gelegenheit, für die in der Landwirtschaft

tätigen Arbeitnehmer im Angestellten- und Arbeiter-Verhältnis zu sprechen.

Wir wollen damit zeigen, da13 für uns als Union der [Vkensdx im Mittelpunkt

I aller unserer politischen Bemühungen steht. Es geht darum, den Menschen

Zukunftsängste zu nehmen und ihre Existenz sicherer zu machen.



13.00 Uhr

Mittwoch, 20. Februar 1980 m;

 14.30 Uhr Mittagspause

15.00 Uhr Eundesiachausschu und Landesfachausschuß

Agrarpolitik, Hotel Heide

14.30 Uhr Arbeitskreise

AK I „Verbraucher- und Umweltschutz"

Leiter: Harte-Peter Sehmiiz MdB

Referent: lgnaz Klechlo MdB

Berichterstatter: Gnrhnrd Weiser MdL

 Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt

Die Christlich Demokratische Union Donnerstag, 21. Februar 1980 (Baden-Württemberg)

Deutschlands veranstaltet am 21. und 22.  

Febm’ 193° '" Oldmbl!‘9 '- 9- W9‘! _ AK II „Einkommens- und Strukturpolitik in der

Bauernkongreß, zu dem ich Sie herzlich 9.30 Uhr Eroffnung Landwirmhaiv

eirade‘ D" aurklmqnlu MdB Leiter: Egon Susut MdB

T°9“"°s°'äs‘°e"' Referent‘ Karl Eigen
„Landwirtschaft in einer freien Gesellschaft" Gerhard Glup MdL ßerichzgrstaner; Gümgy Figgmgr MdL

ist das Thema des neu erarbeiteten Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Mimsm, m, gnahmngy Landvwnschgft „m; Forst“

Agrarprogramms von CDU und CSU. das auf des Landes Niedersachsen iscy.|eswig+|o|sge‚„;

diesem Kongreß vorgestellt werden wird.

Unser Anliegen ist es _ f n h _m_ h AK IiI „Bildung und Ausbildung im ländlichen Raum“

i9'"9°3°""°9 L't: DJIIMrdM an MdB
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LH7 fä
Bonn, 14. Februar 1980

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

hiermit lade ich Sie ein zu einer Pressekonferenz mit

0 dem Vorsitzenden des Bundesarbeitskreises Christlich-

Demokratischer Juristen (BACDJ)‚ Friedrich Vogel, MdB‚

dem Vorsitzenden des Arbeitskreises der Juristen der

CSU, Dr. Alfred Seidl‚ MdL‚ und dem Justizminister des

Landes Baden-Württemberg, Dr. Heinz Exrich‚

am Donnerstag, 21. Februar 1980

’ um 17.00 Uhr in Karlsruhe,

Parkhotel, Ettlinger Straße.

Thema: Vorstellung der "Karlsruher Erklärung zur Rechts-

politik". Diese gemeinsame Erklärung von CDU und CSU wird

von der Mitgliederversammlung des BACDJ am gleichen Tag

0 in Karlsruhe verabschiedet .

Mit freundlichen Grüßen

\ /
/

Christoph Müllerleile

stellv. Sprecher der CDU
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Bonn, den 14. Februar 1980 undfrei

Der Bundesgeschäftsführer der CDU, Ulf Fink, teilt mit:

Die für 1980 vorgesehene zentrale Jugendveranstaltung der

l

CDU findet nunmehr am

31. Mai 1980 in Mainz

O statt. An der Veranstaltung in Mainz werden unter anderem

Helmut Kohl, Heiner Geißler und Franz Josef Strauß teilnehmen.

Die zentrale Jugendveranstaltung ist Auftakt einer umfassenden

Jugend-Informationskampagne der Union im Bundestagswahlkampf

1980, mit der die Jugend mit den Inhalten und Zielen der Politik

der Christlich Demokratischen Union vertraut gemacht werden

soll. Untersuchungen haben hier erhebliche Informationsdefizite

gezeigt.
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Bonn, 15. Februar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu einem Meinungsaustausch über aktuelle politische Fragen

von beiderseitigem Interesse kamen am Donnerstagabend unter

Leitung von CDU-Bundesgeschäftsführer Ulf Fink und von

Botschaftsrat Marten H.A. van Heuven Mitarbeiter der CDU-

‘ Bundesgeschäftsstelle und der Politischen Abteilung der

Bonner Botschaft der Vereinigten Staaten von Amerika im

Konrad-Adenauer—Haus in Bonn zusammen. ‘

Von CDU—Seite wurde im Laufe des rund zweieinhalbstündigen

Gesprächs betont, daß die Solidarität der Bundesrepublik

_ Deutschland mit den Vereinigten Staaten sich nicht in Lippen-

bekenntnissen erschöpfen dürfe, sondern gemeinsames Handeln

erfordere. Für die CDU ergebe sich dies aus der von Konrad

Adenauer begründeten Politik.

Eingehend informierten die leitenden Mitarbeiter der CDU-

Bundesgeschäftsstelle ihre Gäste über die Vorbereitungen ‘

0 zum Bundestagswahlkampf 1980. ‘

Beide Seiten vereinbarten, daß das Gespräch in regelmäßigen

Abständen fortgesetzt werden soll.

' i

i
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Bonn, 15. 2. 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu den Rentenplänen der SPD erklärt der Generalsekretär

der CDU, Dr. Heiner Geißler:

0 Die SPD hat den Schleier ihrer Rentenpläne gelüftet. Sie

offenbaren tiefgreifende Unterschiede zur rentenpoliti-

sehen Konzeption der CDU. Nahezu unverhüllt geht die SPD

den weg in die Einheitsrente. Diese Tatsache erfordert

eine grundsätzliche Auseinandersetzung über die'Renten-

politik und die zukünftige Ausgestaltung ihrer Prinzipien.

Die Union wird deshalb die Rentenpläne der SPD zu einem

zentralen Thema des Bundestagswahlkampfes machen.

Die CDU wird alles daran setzen, einen neuen Rentenbetrug

zu verhindern. Nach dem Rentenbetrug von 1976, nach Wort-

bruch und Außerkraftsetzung der bruttolohnbezogenen, dyna-

0 mischen Rente sind Klarheit und Wahrheit in der Rentenpo-

litik unverzichtbar.

- Mit der Mindestrente gibt die SPD den Betrug zu Beitrag

_ und Leistung in der Rentenversicherung auf. Der Versiche-

rungscharakter der Renten wird ausgehöhlt. Anerkennung

der persönlichen Beitragsleistung wird durch Bedürftig-

keitsmaßstäbe ersetzt. Statt Beitragsleistung würden

Bedürftigkeitsprüfungen über die Höhe der Renten ent-

scheiden.

- Für die von der SPD vorgesehene zwangsweise Einbeziehung

aller Selbständigen und Freiberufler in die Rentenversi-

cherung besteht weder eine sachliche noch eine eine poli-

tische Notwendigkeit. Die Unterschiede in den Lebens— und

Herausgeber: CDU-Bundesgeschasslelle Redaktion: Gunther Hennch. Sleblverlv ; Christoph MuIIerIeiIe v 53 Bonn. KonradMenauer-Haus,
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‘ Versorgungsbedingungen würden nicht berücksichtigt.

I

- Mit der "Maschinensteuer“‚ nach der die Beiträge zur

Sozialversicherung sich nicht mehr am Lohn, sondern an

der "Wertschöpfung" der Betriebe orientieren sollen, .

untergräbt die SPD das System der lohnbezogenen Renten

und treibt damit einen zusätzlichen Keil in das lei-

stungs- und beitragsbezogene Rentensystem.

- Mit ihrer Begründung zur Einführung eines Krankenversiche-

rungsbeitrages der Rentner bedient sich die SPD der glei-

chen Ar"Umente, die für eine Rentenbesteuerung angeführt

werden. Dies macht die rentenpolitischen Bekenntnisse der

SPD zusätzlich unglaubwürdig.

Die Rückkehr zur bruttolohnbezogenen Rente und ihre Aufrecht-

. erhaltung ist kein technisches Problem, sondern eine ordnungs-

und sozialpolitische Frage ersten Ranges. Bruttolohnbezogene

Rente heißt in erster Linie Sicherung der Leistungsbezogenheit

und des Versicherungscharakters der gesetzlichen Rentenver-

sicherung. Die Rente ist kein staatliches Geschenk, kein A1-

mosen‚ sondern selbsterarbeitete Versicherungsleistung.

Mehr als enttäuschend ist die Antwort der Sozialdemokraten

auf die Aufgabe, die Gleichberechtigung der Frau im Sozial-

versicherungsrecht und insbesondere im Rentenrecht durchzu-

setzen. Statt Gleichberechtigung hat die SPD ihre alten

Klassenbilder festgeschrieben. Die Tätigkeit der Hausfrau

und Mutter bleibt gegenüber der Erwerbstätigkeit massiv dis-

O kriminiert. Leitbild ist und bleibt für die Sozialdemokraten

die außerhäuslich erwerbstätige Frau. Geburt und Erziehung

eines Kindes werden als "Betriebsurlaub" angesehen. Dies

zeigt sich in der Tatsache, daß die Sozialdemokraten der

Frau nur ein Erziehungsjahr pro Kind bei der Rente anrech-

nen wollen. Wie soll eine Frau, die Kinder zur Welt bringt

und sich der Erziehung ihrer Kinder widmet, auf dieser Grund-

lage in der Lage sein, sich einen eigenständigen Rentenanspruch

aufzubauen?

Die Leistungsbezogenheit der Renten zu sichern und der Dis-

kriminierung der Hausfrauen und Mütter ein Ende zu setzen,

ist das Ziel der Rentenpolitik der Union. Damit sind die

Unterschiede und Alternativen zwischen CDU und SPD in

der Gesellschafts- und Sozialpolitik klar umschrieben.

(Diese Erklärung erscheint heute auch im "Deutschland-

Union-Dienst".)
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Bonn, den 15.Februar 1980

x
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In der heute verbreiteten Erklärung von CDU-Generalsekretär

Dr.Heiner Geißler zu den Rentenplänen der SPD muß es auf

der ersten Seite im dritten Absatz erste Zeile richtig

heißen:

- Mit der Mindestrente gibt die SPD den Bezug zu Beitrag

und Leistung in der Rentenversicherung auf.
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter dem Leitthema "Landwirtschaft in einer freien Gesell-

schaft" findet am Donnerstag/Freitag, 21./22. Februar 1980 \

in der Oldenburger Weser-Ems-Halle der Bauernkongreß der i

CDU statt. Im Mittelpunkt der Veranstaltung stehen Reden

des CDU-Vorsitzenden Dr. Helmut Kohl und des Kanzlerkandi- ‘

O daten der Union, Franz Josef Strauß. ‘

l

Im wissenschaftlichen Einführungsreferat des Kongresses

befaßt sich Professor Dr. Kurt Meinhold vom Institut für l

Betriebswirtschaft der Bundesforschungsanstalt für Land- ‘

Wirtschaft in Braunschweig mit dem Problem der "Landwirt- ä

schaft im Spannungsfeld von Wirtschaft und Gesellschaft". {

"lit diesem Thema und mit Fragen des Verbraucher- und Um— ‘

weltschutzes, der Einkommens- und Strukturpolitik in der

Landwirtschaft und der Bildung und Ausbildung im ländlichen

Raum befassen sich jeweils Diskussionsrunden aus Agrarpoli-

tikern und anderen Landwirtschaftsexperten. Im Laufe der

Veranstaltung werden mehrere Fachminister der Länder

O und Vertreter des Deutschen Bauernverbandes, der Verbraucher-

verbände und der Gewerkschaften zu Wort kommen.

Tagungspräsident ist der Vorsitzende des Bundesfachausschus-

ses Agrarpolitik der CDU, Dr. Burkhard Ritz, MdB. Teilnehmer

des Kongresses sind Landwirte, Agrarexperten sowie Vertreter

von landwirtschaftlichen Verbänden, aller Kammerbereiche und

der Industrie. Alle Veranstaltungen des Kongresses sind öffent-

lich.
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Bonn, den l9. Februar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu der heute in Rom stattfindenen Außenministerkonferenz der

EG-Stasten erklärt der Vorsitzende der CDU, Dr. Helmut Kohl,

‘ im "Deutschland-Union—-Dienst":

Die CDU begrüßt, daß der Abstimmungsprozeß innerhalb der

Europäischen Gemeinschaft über eine gemeinsame Antwort auf

die sowjetische Aggression in Afghanistan voranschreitet.

Zwei Monate sind nach der sowjetischen Intervention verstrichen.

In dieser Zeit haben die westlichen Allianzpartner mehr über-

einander als miteinander gesprochen.

Die CDU verlangt keine Unif ormität des westlichen Bündnisses

im Handeln. Aber die Maßnahmen der jeweiligen Bündnispartner

O dürfen auch nicht gegenseitig unterlaufen oder durch offensicht—

liche Kritik entwertet werden. Es mufi auch verhindert werden,

daß einzelne Mitgliedstaaten in die politische Isolierung geraten

und neues Mißtrauen untereinander entstehen kann. Deshalb

verlangen wir eine partnerschaftliche, gleichberechtigte Zusam-

menarbeit und Arbeitsteilung zwischen den europäischen Bünd-

nispartnern und innerhalb der Nordatlantischen Gemeinschaft.

Dies setzt aber voraus, daß alle Bündnispartner auf der Grund-

lage gemeinsamer Überlegungen und gemeinsamer politischer

Ziele handeln und ihre Maßnahmen abstimmen. Dafür ist bereits

viel wertvolle Zeit verloren gegangen.
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Um die “Zukunft Deutschlands" geht es beim Deutschland-

politischen Kongreß 1980 der Union der Vertriebenen und

Flüchtlinge in der CDU/CSU — Ost- und Mitteldeutsche Ver-

einigung —, der am Freitag/Samstag, 22./23. Februar 1980

' im Mannheimer Rosengarten stattfindet. Hauptredner der Ver- ‘

anstaltung sind der CDU-Vorsitzende Dr. Helmut Kohl, der

Kanzlerkandidat der Union, Ministerpräsident Franz Josef

Strauß, und der Landesvorsitzende der CDU-Baden-Württem-

berg, Ministerpräsident Lothar Späth. Alle drei sprechen

auf einer Kundgebung am Samstagvormittag um 11.00 Uhr. i

Der Kongreß wird am Freitagnachmittag um 15.00 Uhr vom

Vorsitzenden der Union der Vertriebenen und Flüchtlinge

in der CDU/CSU, Dr. Herbert Hupka, MdB, eröffnet. Der

baden-württembergische Kultusminister, Professor Dr.

. Roman Herzog, schließt sich an mit einem Referat zum Thema

"Deutschland in der Schule". Dr. Hupka spricht über "Deutsch-

land zwischen Teilung und Wiedervereinigung".

In Arbeitskreisen befassen sich die rund 500 Delegierten

und Teilnehmer des Kongresses abschließend mit der "Jugend

und Deutschland", mit den "Grundlagen der Deutschlandpoli-

tik" und mit dem Problem "Europa und die Deutsche Frage".

Referenten in den Arbeitskreisen sind

der deutschlandnolitische Sprecher der CDU/CSU-Eundestags-

fraktion, Professor Dr. Manfred Abelein, MdB,

der Präsident des Bundes der Vertriebenen, Dr. Herbert '

Czaja, MdB

der Sprecher der Landsmannschaft Ostpreußen, Dr. Ottfried

Hennig, MdE,
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der Vorsitzende der Fraktion der Europäischen Volksparteien,

Dr. Egon Alfred Klepsch, MdB, MdEP‚

der parlamentarische Geschäftsführer der CDU/CSU—Bundes-

tagsfraktion‚ Gerhard Kunz‚ MdB

der Landesvorsitzende der Jungen Union Baden-Württemberg,

Dr. Gerd Langguth‚

der Vorsitzende des Außen- und Deutschlandpolitischen Arbeits-

kreises der CDU/CSU-Bundestagsfraktion‚ Dr. Werner Marx, MdB‚

der sicherheitspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestags-

fraktion, Staatssekretär a.D. Dr. Alois Mertes‚ MdB,

der stellvertretende Vorsitzende der Ost- und Mitteldeutschen

Vereinigung der CDU/CSU. 0

Dem Leitthema des Kongresses "Die Zukunft Deutschlands" ist

abends eine Podiumsdiskussion mit Politikern und Journalisten

gewidmet.

Die Berichte aus den Arbeitskreisen werden am Samstagvor-

mittag vor der Schlußkundgebung erstattet.

O

l
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Bonn, 20. 2. 1980

Zu dem heute vorab veröffentlichten Interview mit SPD-

Bundesgeschäftsführer Egon Bahr in der Illustrierten ‘

"Quick", in dem heftige Kritik am Verhalten des Westens

in Sachen Afghanistan geübt wurde, erklärt der Sprecher

der CDU, Günther Henrich:

In einer abenteuerlichen Verdrehung der Tatsachen weist

der SPD-Bundesgeschäftsführer Bahr dem Westen und hier

. insbesondere den USA die Schuld am sowjetischen Einmarsch

in Afghanistan zu. Mit diesen unverantwortlichen Äußerungen

richtet Bahr innerhalb des westlichen Bündnisses schweren

Schaden an und leitet, vorsätzlich oder nicht, Wasser auf

die Argumentationsmühlen Moskaus.

Es fragt sich, wie lange noch Bundeskanzler Schmidt und

Außenminister Genscher zu den fortwährenden‚von Vorurtei-

len getragenen, und Mißtrauen erzeugenden törichten Rede-

reien des SPD-Bundesgeschäftsführers schweigen wollen.

Ein deutliches Wort an die Adresse Bahrs ist jetzt unver-

züglich am Platze, bevor der Scherbenhaufen, den der

0 SPD-Bundesgeschäftsführer mit seinen außenpolitischen

Seitensprüngen anrichtet, noch größer wird.
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Bonn, den 20. Februar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu Äußerungen des FDP—Präsidiumsmitgliedes Josef Ertl

über seine Partei und die Reaktion der Freien Demo-

kraten schreibt der Sprecher der CDU‚Günther Henrich‚

heute im “Deutschland-Union-Dienst":

O

Das Dementi war mehr eine Bestätigung: "Eine Mischung

aus Dichtung und Wahrheit", erklärte die Bonner FDP eilends‚

als man im Bonner Thomas-Dehler-Haus am Wochenende lesen

mußte, was einer von den "vier, auf die es ankommt" an

harter Kritik über Wahlprogramm und wahltaktik der Drei-

punktpartei vom Stapel gelassen hatte. Josef Ertl spielt

mit dem Gedanken, die Brocken hinzuwerfen. Er hat für die

Wahlaussage der FDP nur noch ätzende Verachtung übrig.

Verheugens Methode, die FDP als Partei der exquisiten

Minderheiten zu empfehlen, um sich so Promille für Pro-

mille zusammenzusuchen‚ bis der Sprung über die Fünf-Pro-

o zent-Hürde gelingt, bewertet der grantige Agrarminister

mit liberalem Einschlag so: "Wir können nicht nur ein

Programm für Minderheiten, Homosexuelle und Rauschgift-

süchtige machen." Fürwahr‚ deftiger ist einer Partei ihre

Wahlaussage noch nie um die Ohren geschlagen worden. So

wichtig war dem Bundeslandwirtschaftsminister die Schelte,

daß er sich sogar aus dem fernen Lake Placid zu Wort mel-

dete. Er hält es für den "schwersten Fehler", daß sich

die FDP schon vor der Wahl wieder eindeutig auf ein Bünd-

nis mit der SPD festlegen will. wie lang hat es gedauert,

bis jedenfalls einer aus der FDP-Führungsriege begriffen

hat, was das auf Gedeih und Verderb mit der SPD in Bonn

geschlossene Blockbündnis für den kleineren Partner auf

Dauer bedeutet. Die anderen haben es allerdings nicht ge-

hört. Der Lärm, mit dem sie mit dem Wählersuchgerät alle

vier Jahre wieder übers Land ziehen, übertönt alles. Noch.

°°"'fä°.‚i’„’l°äfä;i"ää‘.f;'ägE3?7äili?;äÜ227L2f3;ET;3?2I‘i7J;32332355i?“E122;i?bi‘l"äsäääz""""°"“°"”’““
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Bonn, den 20. Februar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit: 1

In der Donnerstagausgabe der "Nordwest-Zeitung" schreibt

der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler‚anläßlich

des Bauernkongresses der CDU in Oldenburg folgenden Bei-

O trag:

(Der Text ist freiJ

Oldenburg ist für die Agrarpolitik der CDU, ähnlich der

landwirtschaftlichen Qualitätszeichen‚ zu einem Marken-

begriff geworden. Der Bauernkongreß tagt jetzt zum drit-

ten Mal in dieser Stadt, in einem Kernland moderner land- ,

wirtschaftlicher Betriebe. Vorgestellt wird das fortge— ‘

schriebene Agrarpolitische Programm der Union. Es ist

das Ergebnis eingehender Beratungen in den Kreisagrar- ‘

ausschüssen‚ Landesfachausschüssen‚ im Bundesfachaus-

schuß Agrarpolitik der CDU sowie im Landesfachausschuß 1

der CSU. 1

O 1
Das Leitthema des Programms und des Bauernkongresses:

‘Landwirtschaft in einer freien Gesellschaft‘‚verdeutlicht,

daß eine leistungs- und wettbewerbsfähige Landwirtschaft

für die CDU ein wichtiger Pfeiler unserer Wirtschafts- und

Gesellschaftsordnung ist. Es ist deshalb auch eine Aufgabe

der Wirtschafts—‚ Finanz- und Agrarpolitik, die Landwirt-

schaft in die Lage zu versetzen, gesunde, hochwertige Nah-

rungsmittel zu produzieren und die gleichmäßige Versorgung

der Bevölkerung sicherzustellen.

Die Agrarpolitik der Union wird flankiert durch eine zu-

kunftsweisende Gesellschaftspolitik. Die Sicherung der

Lebensfähigkeit und Vitalität ländlicher Räume erfordert

Chancengerechtigkeit zwischen Stadt und Land und gleich—
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wertige Lebensverhältnisse in ländlichen Räumen. Länd-

liche Gcbivlu dUr|«u||\h1|| Vv|Üd1uH :xh\\lH|Xnn nnm Hwl

spiel in der Bildungs- und Ausbildungspolitik‚ in der

Verkehrspolitik oder Medienpolitik nicht länger vernach-

lässigt werden. Die Politik der Bundesregierung bietet

der Vernachlässigung ländlicher Räume keinen Einhalt. Sie

trägt vielmehr dazu bei, die Lebensverhältnisse auf dem

Land zu verschlechtern, beispielsweise durch die Strecken-

stillegungen der Deutschen Bundesbahn. Ziel der Union ist

die Sicherung und Verbesserung der Lebensfähigkeit länd- 0

licher Räume; sie müssen zugleich als Raum der Erholung

für die Menschen aus den industriellen Ballungsgebieten

erhalten und bedarfsgerecht so ausgebaut werden, daß ihr

landschaftlicher Reiz und ihre Eigenart nicht verloren-

gehen.

Die berechtigten Anliegen der Bauern, der Arbeitnehmer

im Bereich der Landwirtschaft und der Bürger in den länd-

lichen Gemeinden liegen bei der CDU in guten Händen.

O
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter dem Leitthema "Landwirtschaft in einer freien Gesell-

schaft" findet am Donnerstag/Freitag, 21./22. Februar 1980

in der Oldenburger Weser-Ems-Halle der Bauernkongreß der

CDU statt. Im Mittelpunkt der Veranstaltung stehen Reden

des CDU-Vorsitzenden Dr. Helmut Kohl und des Kanzlerkandi-

0 daten der Union, Franz Josef Strauß.

Im wissenschaftlichen Einführungsreferat des Kongresses

befaßt sich Professor Dr. Kurt Meinhold vom Institut für l

Betriebswirtschaft der Bundesforschungsanstalt für Land- l

Wirtschaft in Braunschweig mit dem Problem der "Landwirt- ‘

. schaft im Spannungsfeld Von Wirtschaft und Gesellschaft".

"Iit diesem Thema und mit Fragen des Verbraucher-— und Um- ‘

weltschutzes, der Einkommens- und Strukturpolitik in der ‘

Landwirtschaft und der Bildung und Ausbildung im ländlichen

Raum befassen sich jeweils Diskussionsrunden aus Agrarpoli-

tikern und anderen Landwirtschaftsexperten. Im Laufe der

Veranstaltung werden mehrere Fachminister der Länder

O und Vertreter des Deutschen Bauernverbandes, der Verbraucher-

verbände und der Gewerkschaften zu Wort kommen.

Tagungspräsident ist der Vorsitzende des Bundesfachausschus-

ses Agrarpolitik der CDU, Dr. Burkhard Ritz, MdB. Teilnehmer

des Kongresses sind Landwirte, Agrarexperten sowie Vertreter

von landwirtschaftlichen Verbänden, aller Kammerbereiche und

der Industrie. Alle Veranstaltungen des Kongresses sind öffent-

lich.
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Bonn, den 21. Februar 1980

Der Sprecher der CDU, Günther Henrich, teilt mit:

Unter Leitung des Parteivorsitzenden 21“. Helmut Kohl kommt

der erweiterte Bundesvorstand der CDU am Montag, 25. Februar,

O 10. 00 Uhr im Bonner Konrad-Adenauer-Haus zusammen.

Nach einer Aussprache über die innen- und außenpolitische Lage

wird sich das Führung sgremium der CDU mit dem Stand der

Vorbereitungen zum Bundestagswahlkampf 1980 beschäftigen.
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Bonn, den 21. Februar 1980

Sgerrfrist: Donnerstag, 21.2.1980, 15.00 Uhr

Auf dem 2. Kongreß der Europäischen Union Christlich-

Demokratischer Arbeitnehmer am 21./22.2.198O in Straß-

burg hielt der Präsident der EUCDA und stellvertreten-

de Vorsitzende der Christlich-Demokratischen Union

Deutschlands, Hans Katzer, nachfolgende Rede:
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Im Oktober 1977 fand in Brüssel unser 1. Kongreß statt. Mit diesem

Kongreß hatte sich die "Europäische Union Christlich-Demokratischer

Arbeitnehmer“ voll konstituiert; sie hatte ihre Statuten aufgestellt,

ihren ersten Vorstand gewählt und ein Programm verabschiedet. Lassen

Sie mich zurückblickend die politische Bedeutung dieses ersten

Kongresses in drei Punkten festhalten:

1. Die Gründung der EUCDA war und ist geleitet von der Erkenntnis,

daß es ein freies und starkes Europa nicht ohne oder gegen die

Arbeitnehmer geben kann. Mit dieser Gründung ist die christlich-

soziale Idee auf den Weg gebracht worden. In diesem Geiste wollen

wir Europa vorantreiben und für diese Idee bei zukünftigen Wahlen

zum Europäischen Parlament eine Mehrheitschance erlangen.

e ä
Z. Mit der EUCDA haben wir die Chance ergriffen, die Europäische

Volkspartei mit einer Zielsetzung zu prägen, die für breite Schichten

der Arbeitnehmer die Faszination der christlich—sozialen Idee spür-

bar werden läßt und die auf die ungelösten Fragen in Europa im

Interesse der Arbeitnehmer konkrete Antworten gibt. Ohne eine

starke Arbeitnehmervertretung wäre die EVP keine kraftvolle

Volkspartei.

Und drittens: „

Ohne eine christliche Volkspartei, die alle Schichten der Völker

o Europas umfaßt und die im Dialog steht mit allen sozialen Gruppen,

auch mit den Gewerkschaften, ohne diese Europäische Volkspartei

wäre Europa ärmer. Es wäre nicht das freiheitliche und solidarische

Europa, wie wir es wollen. Wir haben immer gesagt: Europa muß sozial

sein, damit es nicht sozialistisch wird.

Der Erfolg der christlichen Demokraten bei der 1. Europäischen

Direktwahl hat uns recht gegeben. Millionen von Arbeitnehmern haben

uns ihre Stimme gegeben. Sie haben den Sozialisten und Kommunisten

in Europa eine Abfuhr erteilt. Die Völker Europas haben entschieden:

Sie wollen kein sozialistisches Europa! Sei wollen ein Europa der

Freiheit und der sozialen Partnerschaft! i

Zi
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Dieser Erfolg sollte uns Mut geben, in unserer Arbeit zielstrebig

fortzufahren!

Die Aufgaben, die wir zu bewältigen haben, sind auf dem Brüsseler

Kongreß klar gesteckt worden. Lassen Sie mich dazu einige wenige

politische Anmerkungen machen:

Es gehört zum Selbstverständnis der EUCDA‚ den Dialog zwischen den

Arbeitnehmern, ihren Repräsentanten, den Gewerkschaften und der

Europäischen Volkspartei zu ermöglichen. Ohne diesen Dialog ist

ein Verständnis für die Probleme der Arbeitnehmer nicht möglich.

Ohne diesen Dialog werden aber auch die Arbeitnehmer und ihre Ge-

werkschaften die Verantwortung nicht verstehen, die die Parteien

an einer pluralistischen Gesellschaft zu tragen haben. Europa

kann nicht nur ein Europa der Arbeitnehmer sein! Europa der

sozialen Partnerschaft heißt auch: Alle sozialen Schichten und

Berufe müssen ihren Platz in Europa finden!

Dieser Dialog mit den Gewerkschaften hat stattgefunden. Wir haben

erste Gespräche mit dem Europäischen Gewerkschaftsbund geführt.

Ich meine, diese Gespräche waren sehr fruchtbar, für beide Seiten.

Ich kann nur die Empfehlung aussprechen, diesen Dialog fortzusetzen.

Unsere Offenheit gegenüber den Gewerkschaften kann keine Einbahn-

straße sein. Wir erwarten auch Offenheit der Gewerkschaften uns

egenüber. Gewerkschaften verlieren ihre Unabhängigkeit und ihren

iinfluß, wenn sie sich einseitig in das politische Fahrwasser

von bestimmten Parteien begeben. In diesem Sinne hat die Kandidatur

von Vorsitzenden des Deutschen Gewerkschaftsbundes auf der Liste

der Sozialdemokraten bei den Europawahlen den Interessen der Arbeit-

nehmer und der Idee der Einheitsgewerkschaft Schaden zugefügt. Dieser

Schaden ist um so größer, da Eugen Loderer und Karl Hauenschild

bereits nach knapp einem halben Jahr ihr Europa-Mandat - wie sie

sagen — aus Zeitgründen aufgegeben haben. Sie können sagen, was

sie wollen: Es bleibt eine grobe Irreführung der Wähler! Und der

Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes‚ Heinz-Oskar Vetter,

wird jetzt erklären müssen, wie er sein Amt mit einem Europa-Mandat

zeitlich vereinbaren kann.

In den zukünftig zu führenden Gesprächen mit dem Europäischen

Gewerkschaftsbund sollten zwei Themen im Vordergrund stehen:

Die Frage der Abgrenzung von Tarifgebieten für eine europäische

Tarifpolitik und das Problem der hohen Arbeitslosigkeit in Europa.

w. . m. „„„„_‚L}_;
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Beide Themen sind eng miteinander verknüpft. Je stärker die

nationalen Volkswirtschaften miteinander verbunden und voneinander

abhängig sind, um so mehr werden die Gewerkschaften auch tarif-

politisch und arbeitsmarktpolitisch europäisch denken müssen. Das

gilt ebenso für Fragen der Mitbestimmung und der Gewinn— und Kapital-

beteiligung der Arbeitnehmer, die wir in einem neuen Unternehmensrecht

zusammenfassen müssen; das gilt insbesondere für eine Politik der

Vollbeschäftigung, um der Herausforderung von 6 Mio. Arbeitslosen

in Europa wirksam begegnen zu können. In diesem Bemühen ist es

nicht damit getan, eine staatlich reglementierte Arbeitszeitver-

kürzung zu fordern. Die Geschichte der Arbeiterbewegung war immer

t auch die Geschichte der Arbeitszeitverkürzung. Dies wird auch in

Zukunft so bleiben. Aber bisher haben wir es als ein Zeichen frei-

heitlich verfasster Gesellschaftsordnungen angesehen, wenn die

Arbeitsbedingungen im Rahmen der Tarifautonomie gestaltet werden

konnten. Dabei sollten wir es auch heute belassen. Der Staat ist

der falsche Adressat, wenn Gewerkschaften etwas selbst in die

Hand nehmen können.

Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit haben wir als EUCDA konkrete

Vorschläge gemacht und diese in die Arbeit der EVP eingebracht.

Ich will diese Vorschläge im Detail hier nicht wiederholen. Ich

möchte hier nur noch einmal den übergreifenden Zusammenhang auf-

zeigen, in dem die Beschäftigungspolitik mit der Familien— und mit

0 der Bildungspolitik steht.

Es sind u.a. Jugendliche und wenig qualifizierte Erwerbstätige,

die von der Arbeitslosigkeit besonders zahlreich betroffen sind.

Zu einer qualifizierten Ausbildung und zu einer geeigneten Lebens-

führung sind aber nachweislich Kinder und Jugendliche besser be-

fähigt, die in intakten Familien aufwachsen, in Familien, die ihre

Erziehungsaufgabe auch wahrnehmen können. Auch von dieser beschäf-

tigungspolitischen Dimension her wird unsere Auffassung bestätigt,

daß der Familie in der Gesellschaft eine herausgehobene Stellung

zukommt. Wir müssen deshalb alles tun, damit die Familien ihre

Aufgaben auch wahrnehmen können. Und neben der Familienpolitik

muß die Bildungspolitik die Menschen dazu befähigen, den Anforde-

rungen des wirtschaftlichen und sozialen Wandels entsprechen zu

können. Dies ist in einer modernen Industriegesellschaft kein ein-

maliger Vorgang; Bildung muß als lebensbegleitende Aufgabe verstanden

werden. Heute haben wir die Situation — sie wird sich in den nächsten

‚ ‚„ „‚„‚ - 4 -
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Jahren noch verschärfen -‚ daß wir neben der hohen Arbeitslosigkeit

gleichzeitig einen hohen Mangel an Facharbeitern beklagen. Um so

mehr benötigen wir europaweit ein Ausbildungsförderungsgesetz‚ das

durch Weiterbildung, Umschulung und Fortbildung die Menschen ständig

in die Lage versetzt, den Anforderungen des Beschäftigungssystems

gerecht zu werden. Was wir also zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 3

in Europa brauchen, ist eine mehrdimensionale Beschäftigungspolitik. 3

In dieser umfassenden Ausprägung trägt sie gleichzeitig zur sozia- 5

len Gestaltung Europas bei.

Seit Beginn dieses Jahres haben sich die Bedingungen europäischer

Innenpolitik völlig verändert. Es ist noch nicht in das breite

. Bewußtsein der Öffentlichkeit gedrungen: Nach dem Einmarsch sow-

jetischer Truppen in Afghanistan hat sich nicht nur die außen-

politische Landschaft gewandelt. Mit Afghanistan hat sich der ‘

Ost-West-Konflikt verschärft. Die Entspannungspolitik muß in

einem anderen Licht gesehen werden. Wer geglaubt hat, die Macht-

balance zwischen den Großmächten vernachlässigen zu können, ist

auf den Boden der Tatsachen zurückgeholt worden. Dies feststellen

zu müssen, darf nicht heißen, in das andere Extrem zu fallen.

Gerade wir Europäer sollten stets daran denken, daß Europa nicht

am "Eisernen Vorhang" endet, sondern eine abendländische Kultur,

ein abendländisches Freiheitsverständnis das gesamte Europa ver-

bindet. Diese Gemeinsamkeit sollten wir nicht verschütten.

o Afghanistan ist aber nicht nur Symbol eines verschärften Ost-West-

Konflikts. Die damit verbundene Energiefrage und die Notwendigkeit,

unterentwickelte Staaten gegenüber weiteren sowjetischen Eingriffen

zu Stärken, macht die Krise um Afghanistan gleichzeitig als Kreuzungs—

punkt eines verschärften Nord-Süd-Konfliktes sichtbar. Deshalb

werden wir eines neu begreifen müssen: So wie in den westlichen

Industriestaaten die Sozialpolitik den sozialen Frieden gesichert

hat, so werden wir zukünftig eine Weltsozialpolitik benötigen,

um die weltweiten sozialen Spannungen zu vermeiden.

Von diesen Veränderungen der außenpolitischen Landschaft wird

eine europäische Sozialpolitik, wird eine europäische Familien-,

Bildungs- und Beschäftigungspolitik‚ wie ich sie vorhin skizziert

habe, nicht unberührt bleiben. In Zukunft wird Europa die weltweite

Verantwortung für das Gleichgewicht der Kräfte und für den Frieden

_ 5 _
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in der Welt stärker als bisher selbst mittragen müssen. Wir

werden unsere Anstrengungen für die Verteidigung, unsere Hilfen

für die Entwicklungsländer und unsere Bemühungen um die Einsparung

von Energie und Rohstoffen drastisch verstärken müssen. Wir werden

die Prioritäten nach anderen Dringlichkeiten neu zu ordnen haben.

Bei allen sozialen Gruppen wird das Einschränkungen mitsichbringen.

Von diesen Einschränkungen wird - und damit komme ich zu einer

entscheidenden Frage für die Zukunft der Europäischen Gemeinschaft

- der europäische Agrarmarkt nicht auszuschließen sein. wenn wir

nicht auf eine weitere Integration Europas verzichten wollen - und

i wir wollen nicht darauf verzichten! -‚ dann ist eine Neuordnung

der Agrarmarktpolitik unumgänglich. Damit keine Mißverständnisse

aufkommen: Niemand will, daß den Bauern, vor allem den kleinen

Landwirten, die Einkommensmöglichkeiten genommen werden. Aber wir

können uns nicht länger Subventionen in Milliardenhöhe für eine

Überschuß-Produktion leisten, die - wie jüngst selbst zwei Mitglieder

des wissenschaftlichen Beirats beim deutschen Landwirtschaftsministe-

rium feststellten (s. Welt vom 15.2.80) - mit einer Politik der

Ernährungssicherung nichts zu tun haben; schon gar nichts mit einer

am Markt orientierten Preispolitik. Die Entwicklung der Agrarausgaben

droht inzwischen, das gesamte Finanzierungssystem der EG zu sprengen. Ä

Die Behandlung der Agrarpolitik wird damit auch zu einem entscheiden- ,

den Maßstab, ob sich das Europäische Parlament bewähren wird.

0 Es ist zur Zeit noch zu früh, über die Arbeit des Europäischen Parla- i

ments eine Bilanz zu ziehen. Aber soviel lässt sich bereits jetzt ‘

schon sagen: Entgegen aller Pessimisten; das Europäische Parlament 1

hat einen guten Start gehabt! Es hat sich in wichtigen Fragen zu

klaren Entscheidungen durchringen können. Und es hat bereits jetzt w

den deutlichen Willen bekundet, als neue politische Kraft den zukünf-

tigen Weg Europas mitbestimmen zu wollen. Dieses Parlament wird sich

seine Rechte erkämpfen; an ihm werden in Zukunft nationale Regierungen

nicht mehr vorbeigehen können.

Nach der Mitsprache über den Gemeinschafts-Haushalt wird es vor allem

darum gehen,

'

- die EG—Kommissare nach Vorschlägen der Regierungen durch das Parla—

ment wählen zu lassen;

i;
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- bei zukünftigen Beitrittsverhandlungen neuer Mitgliedsländer

das Parlament zu beteiligen;

- das Parlament zu einer für Europa verfassungsgebenden Versammlung

zu machen;

- und für die nächste Direktwahl ein gemeinsames Wahlrecht zu er-

arbeiten.

Das Europäische Parlament wird der Garant dafür sein, daß die

Interessen der Bürger stärker als bisher in Europa berücksichtigt

werden. Allen nationalen Regierungen werden wir deshalb den Prüfstein

vorlegen, wie ernst meint ihr es mit Europa! Die ersten Direktwahlen

haben gezeigt: Unsere Bürger wollen ein starkes und geeintes Europa!

0 Und wir werden alles tun, dieses Europa christlich-sozial zu prägen.

Das ist die Aufgabe der EUCDA!

O
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Bonn, 21. Februar 1980

Zu den vom Präsidium der SPD bestätigten Rentenplänen der

Wehner-Kommission zur "Rentenreform 1984” erklärt der

Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler:

0 I . Von der Öffentl ichkeit zunächs t noch wenig beachtet ‚ V01 l zieht

die SPD mit ihren Plänen nunmehr einen entscheidenden Schritt

zur Veränderung des leistungsbezogenen Rentensystems.

Die SPD-Pläne sind vor allem deshalb gefährlich, weil sie

aus einer schwer durchschaubaren Mischung von zum Teil

diskussionswürdigen, aber wenig konkreten und nachprüfbaren

Aussagen und einer Reihe begrüßenswerter Vorschläge, wie

die Wiedereinführung der bruttolohnbezogenen dynamischen

Rente, die dann aber durch eine nettolohnbezogene Begründung

wieder entwertet wird, bestehen, die geeignet ist, die eigent-

liche Brisanz der SPD—P1äne zu verharmlosen, nämlich die Tat-

’ sache , daß die SPD nahe zu unverhül 1 t die Schwe 11e zur Ein-

heitsrente überschritten hat.

Mit der Mindestrente - die klar von der Rente nach Mindestein-

. kommen unterschieden werden muß - begibt sich die SPD auf den

abschüssigen Pfad der Einheitsrente. Während im Bericht der

Wehner-Kommission an den Bundesparteitag der SPD noch Mindest-

rente und Rente nach Mindesteinkommen alternativ diskutiert und

dargestellt wurden, werden beide jetzt zu Instrumenten einer

Einheitsrente zusammengeschweißt.

- Mit der Mindestrente gibt die SPD den Zusammenhang von

leistungsbezogenem Beitrag und Rente in der Rentenversicherung

auf.

- Z -
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- Mit der Maschinensteuer wird der personale Beitrag als

Grundlage für die persönlich erworbene Rente abgelöst

durch einen anonymen Beitrag, mit der Folge, daß die

leistungsbezogene Rente zusätzlich untergraben wird.

- Mit der zwangsweisen Einbeziehung aller Selbständigen und

Freiberufler in die gesetzliche Rentenversicherung werden

unterschiedliche Lebens- und Versorgungsbedingungen negiert‚

ohne daß dafür eine sachliche oder politische Notwendigkeit

besteht.

0 Mit der heute von der CDU-Bundesgeschäftsstelle und der

CDU/CSU—Bundestagsfraktion gemeinsam erarbeiteten Dokumentation

zum Thema "SPD und Einheitsrente” wird detailliert nachgewiesen,

daß die SPD von Anfang an dem von der CDU/CSU durchgesetzten

leistungsbezogenen‚ dynamischen Alterssicherungssystem (Renten-

reform 1957] immer"skeptisch gegenübergestanden hat. Immer

wieder hat die SPD - zum Teil in massiver Form - versucht, den

Charakter der leistungsbezogenen, dynamischen Rente zu ver- 1

ändern und den Bezug von Beitrag und Leistung aufzugeben. 1

II. Mehr als enttäuschend ist die Antwort der Sozialdemokraten auf

die Kernaufgabe der Rentenreform 1984, die Gleichberechtigung

von Mann und Frau im Rentenrecht. Leitbild ist und bleibt für

O die Sozialdemokraten die außerhalb der Familie erwerbstätige

Frau. Ein einziges Jahr will die SPD Müttern bei der Rente an-

. rechnen. Damit kann ein eigenständiger Rentenanspruch nicht auf-

gebaut werden. Die Aufgabe, Mutterarbeit und Erwerbsarbeit sozial-

versicherungsrechtlich gleichzustellen, ist von der SPD noch

nicht einmal im Ansatz gelöst. Geburt und Erziehung eines Kindes

gelten für die SPD als Unterbrechung der Erwerbstätigkeit,

die dafür notwendige Zeit wird als "Betriebsurlaub” angesehen.

III. So begrüßenswert das in der SPD lange strittige Bekenntnis zur

bruttolohnbezogenen, dynamischen Rente ist, so nährt die Begrün-

' dung dieses Bekenntnisses erhebliche Zweifel an seiner Ernst-

haftigkeit. Im Gegensatz zu den Vorschlägen der Union zur Ein-

führung eines sozial gestaffelten Krankenversicherungsbeitrags

der Rentner begründet die SPD ihren Vorschlag mit den gleichen

Argumenten, die z. B. von dem Sozialexperten der SPD, Egon Lutz,

W W;„_W__ __;4_ ’ 3 —
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zur Begründung einer Nettolohnrente angeführt werden. Hinzu

kommt, daß der Koalitionspartner der SPD, die FDP, für eine

Nettolohnrente eintritt. Nach dem Rentenbetrug von SPD/FDP 1976

sind Eindeutigkeit, Klarheit und Unmißverständlichkeit jedoch

unabdingbar.

Die spärlichen Kostenangaben der SPD zu ihren Rentenplänen ver-

stärken die Zweifel an der tatsächlichen, künftigen Rentenpolitik

der SPD. Die CDU-Bundesgeschäftsstelle hat die Kosten der Renten-

pläne der SPD errechnet; sie schwanken je nach Ausgestaltung

zwischen Z6 und 34 Milliarden DM jährlich, wobei lediglich

12,5 bis 15 Milliarden unter den Finanzierungsvorbehalt gestellt

0 sind. Die gesetzlich vorgesehene Erhöhung des Beitragssatzes zur

gesetzlichen Rentenversicherung von 18 auf 18,5 % zum 1.1.1981

erbringt nur eine Einnahmesteigerung von 3 Milliarden DM jährlich.

Trotz dieser immensen Kosten leisten die Vorschläge der SPD keinen

‘ wirksamen Beitrag zur dauerhaften Sicherung des Generationen-

Vertrages.

IV. Die Union steht zu den bewährten Prinzipien der Rentenreform

1957. Die wichtigen Eckpfeiler der Rentenpolitik sind in der

Union völlig unstrittig:

1. Wir wollen die Rückkehr zur bruttolohnbezogenen‚ dynamischen

Rente. Die Rückkehr zur bruttolohnbezogenen Rente ist kein ,

technisches Problem, sondern eine ordnungs- und sozial-

O politische Frage ersten Ranges. Durch die bruttolohnbezogene

Rente wird die Leistungsbezogenheit und der Versicherungs-

charakter der gesetzlichen Rentenversicherung garantiert.

Die Rente ist kein staatliches Geschenk, kein Almosen, sondern

selbst erarbeitete Versicherungsleistung.

2. Das Festhalten an der bruttolohnbezogenen Rente ermöglicht

die Einführung eines nach den Grundsätzen der sozialen Ge-

rechtigkeit gestaffelten Krankenversicherungsbeitrages der

Rentner.hH systemgerechten und ordnungspolitisch abge-

sicherten Abdeckung von Finanzierungsdefiziten in der Renten-

versicherung hat die Union bereits 1977 einen detaillierten

Gesetzesvorschlag vorgelegt.

3. Die Union fordert die Gleichberechtigung von Mann und Frau

_ 4 _
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im Hinterbliebenenrecht. Ziel der Union ist, daß der in

der Familie tätige Ehepartner durch die Anerkennung von

Familienleistungen im Rentenrecht einen eigenständigen

Rentenanspruch erwerben kann. Deshalb sollen fünf Erziehungs-

jahre je Kind rentensteigernd anerkannt werden.

l

1
Familien- und Rentenpolitik stehen in unauflöslichem Zusammen-

hang. Kinder sind die Beitragszahler von morgen. Bestand kann

der Generationenvertrag nur haben, wenn sich die Menschen heute

o darauf verlassen können, daß die nachfolgende Generation ihnen

morgen die Altersversorgung sichert. Die verantwortliche Ge-

staltung des Zusammenhangs zwischen Familienpolitik und Renten-

politik ist Verpflichtung einer zukunftsorientierten Politik

und Fundament der Reformvorstellungen der Union. Wer heute i

‘ nicht bereit ist, in die Familie zu investieren, handelt 1

sozial ungerecht und wirtschaftlich kurzsichtig, da er eine

weitere dramatische Verschlechterung des Verhältnisses der

Zahl der Rentner zur Zahl der Beitragszahler in Kauf nimmt,

mit der Folge, daß entweder die nachfolgende Generation den

Generationenvertrag aufkündigt oder dieser Generation eine nicht

mehr tragbare Belastung zugemutet werden muß.

C
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Bonn, den 22. Februar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Die Union hat die "Karlsruher Erklärung zur Rechtspolitik" verabschiedet.

Dazu erklären der Vorsitzende des Eundesarbeitskreises Christlich-Demokra-

tischer Juristen, Friedrich ygggl MdB‚ der Vorsitzende des Arbeitskreises

Juristen der CSU, Dr. Alfred Seidl, MdL, und der Justizminister des Landes

Baden-Württemberg, Qr. Heinz Exrich:

. Der Bundesarbeitskreis Christlich-Demokratischer Juristen und der Arbeits-

kreis Juristen der CSU haben auf ihrer gemeinsamen Mitgliederversammlung

am 21. Februar 1980 die "Karlsruher Erklärung zur Rechtspolitik" verab-

schiedet, die 1o Schwerpunkte für die Rechtspolitik der Ünion in den kommen-

den Jahren festlegt. Die Erklärung knüpft an die Rechtspolitischen Kongresse

an, die die Union in den Jahren 1975 und 1978 unter dem Leitthema "Recht

sichert die Freiheit" durchgeführt hat. Wir betonen, daß Freiheitssicherung

durch Recht zukunftsweisende Hauptaufgabe unserer Rechtspolitik bleibt.

Im Oktober des vergangenen Jahres hat die Union eine kritische Bilanz zu

zehn Jahren SPD-Rechtspolitik vorgelegt. Zugleich hat sie die Ergebnisse

und Initiativen ihrer eigenen Rechtspolitik in der Regierung und in der

Opposition seit Begründung der Bundesrepublik Deutschland vorgestellt. Diese

. Bilanz zeigt: Es war die Union, die die Fundamente für eine tragfähige Rechts-

politik gelegt hat.

Mit der "Karlsruher Erklärung zur Rechtspolitik" setzt die Union ihre von

Kontinuität und Maß bestimmte Rechtspolitik fort. Die Beschränkung auf

Schwerpunkte ist ein Signal: Die Normalisierung der Gesetzgebung ist die

vordringliche Aufgabe der kommenden Jahre. Klarheit, Überschaubarkeit und

Verständlichkeit des Rechts sind wiederherzustellen. Die Eervorbringung

möglichst vieler Gesetze ist ebensowenig Maßstab für eine lebendige Ge-

setzgebung, wie der unaufhaltsame Strom von Verordnungen und Erlassen

Kennzeichen einer funktionierenden Verwaltung ist. Nach unserem Verständ-

l nis von Rechtspolitik für den mündigen Bürger muß Recht den gesellschaftlichen

Wandel begleiten, es‘ darf ihn nicht erzwingen‚

_ 2 -
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Die "Karlsruher Erklärung zur Rechtspolitik" setzt im einzelnen die folgen-

den Schwerpunkte:

1. Der Freiraum Ehe und Familie ist zu sichern. Die grundgesetzliche Ver-

pflichtung des Staates, sich bewahrend und fördernd für Ehe und Familie

einzusetzen, verbietet ein ständiges Hineinregieren. Das Familienrecht ,

darf nicht länger zur Gesellschaftsveränderung mißbraucht werden. Wenn

mehr Erfahrungen der gerichtlichen Praxis vorliegen, ist auf eine Ver-

besserung des Eherechts hinzuwirken. Insbesondere sind beim Scheidungs-

folgenrecht die Voraussetzungen für mehr Einzelfallgerechtigkeit zu

. schaffen.

2. Der Schutz des ungeborenen Lebens ist durch nachhaltige familien-—‚

sozial- und gesundheitspolitische Maßnahmen sicherzustellen. Denn es

verkehrt die gesetzliche Neuregelung des 5 218 StGB in ihrem Sinn, wenn

2/3 der Schwangerschaftsabbrüche mit der sogenannten sozialen Indikation

begründet werden.

3. Die Einheit des Bürgerlichen Rechts ist zu wahren. Ausgegliederte Rechts-

materien müssen in das BGB zurückgeführt, neue Rechtsgebiete — soweit von

dauerhafter Bedeutung — eingefügt werden. In den privaten Beziehungen der

Bürger untereinander muß am Grundsatz der Vertragsfreiheit festgehalten

werden.

4. Die Sicherung der Privatsphäre durch Datenschutz wird auf der Grundlage

. des Entwurfs angestrebt, den die Union im Bundestag zur Änderung des

Datenschutzgesetzes eingebracht hat.

5. Ein gerechtes und wirksames Strafrecht erfordert:

— Die lebenslange Freiheitsstrafe ist beizubehalten, weil sie die schuld-

angemessene Antwort auf die vorsätzliche Vernichtung menschlichen Lebens

durch die Hand des Mörders ist. Bei der gesetzlichen Regelung der Aus-

setzung der lebenslangen Freiheitsstrafe zur Bewährung ist unabdingbar,

daß die Mindestverbüßungsdauer deutlich höher sein muß als die höchste

zeitstrafe von 15 Jahren.

- Die Antiterrorismus—Gesetzgebeung hat sich als notwendig und zweckmäßig

erwiesen. In Übereinstimmung mit dem Generalbundesanwalt und dem

Deutschen Richtertag 1979 wendet sich die Union entschieden gegen einen

Abbau.

_ 3 -
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— vordringlich ist d ‚e Bekämpfung der Rauschmittelkriminalität durch

strafrechtliche, aber auch durch außerstrafrechtliche Maßnahmen. Die

Vorschläge der Union liegen dem Bundestag vor.

6. Der steigenden Krimir alität ist - zusätzlich zu den Maßnahmen des

Strafrechts und des Strafvollzuges — mit den Mitteln präventiver

Kriminalpolitik zu begegnen.

Die Opfer von Straftaten bedürfen unserer besonderen Hilfe. Deshalb be-

fürwortet die Union über das geltende Entschädigungsrecht hinaus den

Ausbau der Opferhilfe, z. B. durch Schaffung von Härtefonds.

7. Die Jugendkriminalität ist ein Warnzeichen. Ihr gilt deshalb die beson-

‘ dere Aufmerksamkeit der Union. Das geltende Jugendstrafrecht hat sich

weithin bewährt, die durch das Jugendgerichtsgesetz eröffneten Möglich-

‘ keiten sind konsequent auszuschöpfen. Dagegen bedarf es einer eingehen—

den Regelung des Jugendstrafvollzugs.

8. Flexibilität im Straßenverkehrsrecht soll dafür sorgen, daß die Maßnahmen

gegen Verkehrsvexstöße einerseits einer Verbesserung der Verkehrssicher-

heit dienen, andererseits bei dem Kraftfahrer die Einsichtsfähigkeit in

die Folgen seines Verhaltens erhöhen. Rücksichtslose Kraftfahrer sind

mit der angemessenen Strenge zu bestrafen. übertriebene Kriminalisierung

ist jedoch zu vermeiden, die Zahl der Bußgeldverfahren muß verringert

werden.

9. Die Effektivität der Rechtspflege ist durch Beschleunigung der gericht-

. lichen Verfahren zu steigern. Die heute oft unerträglich lange Dauer der

Prozesse in den öffentlich-rechtlichen Gerichtsbarkeiten ist abzukürzen.

Die Einführung der öffentlich-rechtlichen Verbandsklage wird abgelehnt.

Das Armenrecht ist zu einem modernen System der Prozeßkostenhilfe fort-

zuentwickeln. Die außergerichtliche Rechtsberatung von Bürgern mit ge-

ringem Einkommen durch sachkundige Rechtsanwälte ist für alle Rechtsge-

biete, also auch für das Arbeits- und Sozialrecht, und einheitlich im

ganzen Bundesgebiet zu regeln.

1o. Schließlich muß Ziel der Rechtspolitik ein bürgernahes Europarecht sein.

Die parlamentarische Kontrolle durch das direkt gewählte Europäische

Parlament ist zu verstärken, seine Kompetenzen sind zu erweitern. Dazu

gehört eine verantwortliche Mitwirkung bei der Gesetzgebung der Europäi-

schen Gemeinschaften.
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Der Sprecher der CDU, Günther Henrich, schreibt in der heutigen

Ausgabe des "Deutschland-Union-Dienstes":

x

Bremer Staatsmusikanten
‘

Die Forderung der Bremer SPD nach Rücktritt des SPD-Inten- l

. danten Schröder von Radio Bremen ist ein bemerkenswerter Eingriff

der Regierungspartei in die Freiheit des Rundfunks. Soeben erst

hat die Bremer SPD ein Rundfunkgesetz durchgepeitscht, das sie

als Musterbeispiel für Modernität und Liberalität hinstellte. Nach

den ersten, voraussehbaren Pannen mit den neuen Gremien und

nach einer von diesen getroffenen, offenbar mißliebigen Personal- ‘

entscheidung scheuten sich Bremer Regierungspartei und Bremer 1

Regierung nicht, in die Rechte der Rundfunkgremien einzugreifen l

und die Entlassung des SPD-Intendanten Schröder zu fordern. 3

Schröder, der schon beim NDR scheiterte, ist gewiß kein be-

sonders erfolgreicher Intendant, aber seine Abberufung ist nicht

. Sache der Bremer StaatsparteLsondern der Rundfunkgremien.

Gerade diejenigen, die bei anderen Gelegenheiten vor dem so-

genannten Staatsfunk warnen, sollten sich in Bremen an die eigene

Nase packen. Die Bremer Staatsmusikanten, deren Töne anderen

schon immer schrill in den Ohren klangen, haben sich erneut im

Takt vertan.
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Bonn, den 25. Februar 1980

Zu den vom SPD-Parteivorstand an den Rentenplänen der Wehner-

Kommission vorgenommenen "Abstrichen" erklärt der Generalsekre-

tär der CDU, Dr. Reiner Geißler:

i

Mit Ausnahme der Aufgabe der Forderung nach zwangsweiser Einbe-

0 Ziehung aller Selbständigen und Freiberufler in die gesetzliche ‘

Rentenversicherung und der Forderung zur Höhe des Bundeszuschus- ä

ses hat der SPD-Bundesvorstand an den ordnungs- und finanzpoli "

tisch verfehlten Vorstellungen der sog. Wehner-Kommis- 1

sich lediglich verbale Retuschen vorgenommen.

Es bleibt dabei:

1. Die SPD befindet sich auf dem abschüssigen Pfad zur Einheits- l

rente.
\

2. Die SPD-Vorschläge kosten immense Summen, ohne einen wirksamen

Beitrag zur dauerhaften Sicherung des Generationenvertrages

O zu leisten. l

3. Die Aufgabe, Mu tterarbeit und Erwerbsarbeit sozialversicherungs-

rechtlich gleichzustellen, ist von der SPD noch nicht einmal im

Ansatz gelöst. Geburt und Erziehung eines Kindes gelten für

die SPD als Unterbrechung der Erwerbstätigkeit, die dafür not-

wendige Zeit wird als "Betriebsurlaub" angesehen.

Nach dem Rentenbetrug der SPD von 1976 wird die CDU eine erneute

Täuschung der Beitragszahler und Rentner durch umfassende Infor-

V mation über die Absichten der SPD verhindern. Die Haltung der

Union ist klar: wir wollen die Rückkehr zur bruttolohnbezogenen,

dynamischen Rente und wir wissen, daß Familien- und Rentenpolitik

in unauflöslichem Zusammenhang stehen. Wer heute nicht bereit

ist, in die Familie zu investieren, handelt sozial ungerecht und

wirtschaftlich kurzsichtig.
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Bonn, 25. Februar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zur Ankündigung eines sogenannten Sozialistenkongresses im Juni

in Hannover, an dem auch das SPD-Vorstandsmitglied Peter von

Oertzen teilnehmen will, schreibt der Sprecher der CDU, Günther

Henrich, heute im "Deutschland»Union-Dienst":

O

Daß zwischen Theorie und Praxis oftmals und in Sonderheit bei den

Sozialdemokraten ein großer Unterschied liegt, macht eine Meldung

vom gestrigen Sonntag erneut deutlich. Da wollen sich im Juni

Sozialisten, Kommunisten, trotzkistische Organisationen und

alternative Gruppen in Hannover im trauten Verein mit Sozial-

demokraten treffen und darüber diskutieren, wie sich "die zersplit-

terte Linke wieder zum Dialog finden" könnte. Eingeladen hat dazu

Rudolf Bahro ‚und mit von der Partie ist das SPD-Vorstandsmitglied

Peter von Oertzen. Der Mann aus der SPD-Führung weiß, daß der

Kommunistische Bund (KB)\ und die Kommunistische Partei Deutsch-

. lands (KPD) mit ihm gemeinsam in Hannover darüber nachdenken

wollen, wie, so wörtlich "der Zerfallsprozeß der Linken theoretiscq

und praktisch" aufgefangen werden soll. Nun denn, auf die Ergeb-

nisse dieser "Arbeitskonferenz" darf man gespannt sein. Wenn die

Proletarier aller Bundesländer sich endlich vereinigen, wird auch

Peter von Oertzen nicht fehlen dürfen. In der Theorie gibt es ubri—

gens noch den Abgrenzungsbeschluß der SPD zu Kommunisten, aber

in der Praxis. . . 7
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Bonn, 25. Februar 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Am 20. November 1979 veranstaltete die Christlich

Demokratische Union ein Symposien über "Die offene

deutsche Frage". Die Teilnehmer diskutierten alle

Aspekte der Deutschlandpolitik und ihrer Auswirkungen,

die Rolle der DDR im Ostblock, die Achtung der Menschen—

O rechte in Deutschland ‚ die deutschlandpolitischen Mo-

delle und das Verhältnis der Regierung in Ost—Berlin zur

eigenen Bevölkerung. Die wichtigsten Beiträge von Wissen-

schaftlern, Journalisten und Politikern und die auf dem

Symposion vorgelegten Gutachten liegen nunmehr in der

zweiten deutschlandgolitischen Broschüre der CDU unter

dem Titel "Die offene deutsche Frage" vor. Exemplare 3

der Broschüre können in der CDU-Bundesgeschäftsstelle 1

unter der Telefon - Nr. 02221/544-477 angefordert werden. 1

i

W

Q 1
« x

\
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Bonn, den 25. Februar 1980

Der Sprecher der CDU, Günther Henrich, teilt mit:
i

i

Unter Leitung des Parteivorsitzenden Dr. Helmut Kohl hat der

0 Bundesvorstand der CDU folgende Erklärung verabschiedet:

Die CDU fordert die Bundesregierung auf, endlich ihre Politik des

Wartens, Verzögerns und des Lavierens aufzugeben und sich un-

zweideutig für den amerikanischen Boykott der Olympischen Spiele

in Moskau auszusprechen. Ein weiteres Verschleppen dieser Ent-

scheidung muß die Bundesregierung in den Verdacht bringen, sie 1

wolle es zulassen, daß unsere Sportler unter dem Symbol der Fr-ie-

denstaube in das Moskauer Olympiastadion einmarschieren, während

in Afghanistan Besetzung und Krieg andauern.

Die Ausflüchte der Bundesregierung beweisen, daß die Bundesre-

0 publik Deutschland an einer schweren politischen Führungskrise

leidet, für die Bundeskanzler Schmidt die Hauptverantwortung trägt.

Durch seine vor der SPD-Bundestagsfraktion geäußerte unbesonnene

Kritik am amerikanischen Präsidenten hat Schmidt die Gefahr einer

tiefgreifenden Entfremdung zwischen uns und unserem wichtigsten

Verbündeten verstärkt. Durch ihre Politik des hinhaltenden Wider-

standes gegenüber den von Präsident Carter vorgeschlagenen Maß-

nahmen verletzt die Bundesregierung ihre Verantwortung gegenüber

der deutschen Bevölkerung und trägt Unsicherheit in das westliche

Bündnis. Zwei Monate nach der Besetzung Afghanistans genügt es

V nicht mehr über die Notwendigkeit eines Gesamtkonzepts des Westens

zu sprechen, dringend erforderlich ist jetzt vielmehr eine verbind-

liche Stellungnahme über einen angemessenen deutschen Beitrag zur
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Sicherheit in Europa, zur Stabilität des Mittleren und Nahen Ostens

und zum Olympia-Boykott.

x

+ + +

Der Bundesvorstand der CDU betonte seine Entschlossenheit, die i

Rentenpläne der SPD zur "Rentenreform 1984" zu einem zentralen l

0 Thema der Wahlauseinandersetzung zu machen. Nach dem Renten-

betrug der SPD von 1976 wird die CDU eine erneute Täuschung der

Beitragszahler und Rentner durch umfassende Informationen über

die Absichten der SPD verhindern. Dies um so mehr, als die SPD 1

mit ihren Plänen nunmehr einen entscheidenden Schritt zur Aushöh— ‘

lung des leistungsbezogenen Rentensystems in Richtung auf eine

Einheitsrente vollzogen hat.

Vor allem Hausfrauen und Mutter werden von der SPD völlig im „

Stich gelassen. Die Tatsache, daß die SPD vor der Kernaufgabe l

der Rentenreform 1984, die Gleichberechtigung von Mann und l

0 Frau im Rentenrecht herbeizuführen, versagt, gibt gleichermaßen l

Einblick in die Regierungsunfähigkeit der SPD und Anlaß zur Sorge

über die Zukunft des Rentensystems.
1

Die CDU steht zu den bewährten Prinzipien der Rentenreform von g

1957. Sie will die Rückkehr zur bruttolohnbezogenen, dynamischen l

Rente, weil sie leistungsbezogen ist und vor staatlicher Willkür

schützt.

Die CDU will Gleichberechtigung für Mann und Frau im Rentenrecht.

Deshalb fordern wir, daß der in der Familie tätige Ehepartner durch

> die Anerkennung von Familienleistungen im Rentenrecht einen eigen-

ständigen Rentenanspruch erwerben kann. Die Sorge für die Familie

und die Kindererziehung darf nicht geringer eingeschätzt werden

als die Erwerbstätigkeit.

+ + +



. 3 -

Der Bundesvorstand der CDU beriet unter Leitung des Parteivorsitzen-

den Dr. Helmut Kohl ausführlich den Entwurf eines Wahlprogramms

der Union für die Bundestagswahl 1980. Er begrüßte einmütig den

von den Generalsekretären Dr. Geiler und Dr. Stoiber, Minister-

’ präsident Dr. Albrecht und Landesgruppenvorsitzenden Dr. Zimmer-

mann ausgearbeiteten Entwurf und empfahl seine Annahme durch

die gemeinsame Wahlkampfkommission von CDU und CSU. Der Ent-

Wurf des Wahlprogramms macht deutlich, welche politischen Priori-

täten die Union setzt und wie sie den Herausforderungen der 80er

0 Jahre begegnen will. Die vorrangigen Themen der Union in der Aus-

einandersetzung des Wahlj ahres 1980 sind: Die Außen-‚ Deutschland-

und Sicherheitspolitik, die Politik zur Bewältigung der Zukunftsproble-

me unter besonderer Berücksichtigung der Familienpolitik, der Poli-

tik für eine größere Wahlfreiheit der Frauen, der Energiesicherung

und der konsequenten Sicherung der Sozialen Marktwirtschaft. Ein

besonderes Augenmerk wird der Umweltproblematik gelten. Der

Entwurf des Wahlprogramms verzichtet bewußt auf Wahlversprechen.

Er enthält ausschließlich Zielsetzungen und Aufgaben, deren Finan- ‘

zierung durch eine Bundesregierung der Union gesichert ist. l

i

O Generalsekretär Dr. Geißler berichtete über den Stand der Vorberei- l

tungen für die Bundestagswahl und insbesondere über die Bemühun-

gen, ein Fairneß-Abkommen der im Bundestag vertretenen Parteien

zu erreichen, die weit fortgeschritten sind. Der Bundesvorstand der

CDU begrüßt und unterstützt ausdrücklich den Abschluß eines solchen

Abkommens. Er verbindet damit seine Erwartung eines fairen Wahl-

kampfes der Sachargumente.
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Bonn, 26. Februar 1980

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

0 hiermit lade ich Sie ein zu einer Pressekonferenz mit ‘

dem Leiter der Arbeitsgruppe für Reservistenfragen im

Bundesfachausschuß Sicherheitspolitik der CDU, Markus

' Berger, MCIB, dem Berichterstatter für Reservistenfragen

in der Arbeitsgruppe Verteidigung der CDU/CSU-Bundestags-

fraktion, Paul Löher, Mdß, und dem Vorsitzenden des Wehr-

politischen Arbeitskreises der CSU, Ekkehard Voigt, MdB

am Mittwoch,

27. Februar 1980, um 10.30 Uhr

im Bundeshaus, Vorstandszimmer

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion.

Thema: Überlegungen von CDU und CSU zu einer geänderten

0 Reservistenkonzeption.

Mi f und chen Gr ße

\

\

ristoph Müllerleile
l

(stellv. Sprecher der CDU)
‘
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Bonn, den 2e. Februar 1980 303’? .
undfre:

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu der in der Tageszeitung DIE WELT wiedergegebenen Äußerung des stellver-

tretenden Fraktionsvorsitzenden der SPD, Prof. Horst Ehmke, der General-

sekretär der CSU, Dr. Edmund Stoiber, sei ein "Schwein", erklärt CDU-General-

sekretär Dr. Heiner Geißler:

Es ist zu bedauern, daß das wahlkampfabkommen, das am 19. März unterzeich-

net werden soll, noch nicht wirksam ist. Horst Ehmke müßte dann als erster

C Politiker vor das Schiedsgericht gebracht werden. Seine beleidigende

Äußerung über den Generalsekretär der CSU wiegt um so schwerer, als es

sich hier nicht um eine unmittelbare Replik im verständlichen und be-

rechtigten Zorn handelt, sondern um eine kalt überlegte und absichtlich

formulierte persönliche Verunglimpfung eines für die SPD und ihre Helfer

unangenehmen politischen Gegners.

Diese Äußerung ist in ihrer Scheinheiligkeit und Bosheit ein übler Auf-

takt des SPD-Wahlkampfes. Ich fordere die Sozialdemokraten auf, sich

von diesem Verstoß gegen die einfachsten Regeln des menschlichen Anstan-

des zu distanzieren. Die CDU wird sich durch eine solche Provokation

nicht davon abbringen lassen, einen fairen Wahlkampf der Sachargumente

O zu führen. .
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undfrei

Zur Diskussion um eine angebliche Vermittlerrolle des SPD-

Vorsitzenden Willy Brandt im Ost-West-Konflikt schreibt

der Sprecher der CDU, Günther Henrich; heute im Deutschland-

Union—Dienst: '

Verwirrung und zugleich auch Klarheit haben die an Pein1ich—

keit kaum noch zu überbietenden Vorgänge um eine angebliche

Vermittlerrolle des SPD—Vorsitzenden Willy Brandt im Konflikt

zwischen Washington und Moskau gebracht.

Verwirrung, weil die gestern in reicher Zahl von der SPD—Zen—

o trale und der Bundesregierung abgegebenen, sich widersprechen-

den Erklärungen zunächst einen nahezu undurchdringlichen Nebel

um das tatsächlich Geplante und das nur Gewünschte gelegt haben.

Klarheit, weil wieder einmal deutlich wurde, wie stark mittler-

weile die SPD auf Gegenkurs zur Bundesregierung und zu Helmut

Schmidt gegangen ist.

Drahtzieher des Unternehmens war Egon Bahr. Seine von anfäng-

lichen Glücksgefühlen ob neuer außenpolitischer Spielwiesen

durchströmten Äußerungen des gestrigen Tages sind lesenswert.

was ihm nur fehlte, war eine Einladung für den Chef aus Moskau.

0 Doch jäh wurde dem SPD-Bundesgeschäftsführer die Argumentations-

basis völlig weggezogen. Washington erklärte kühl, eine Bitte

um eine Vermittlungsaktion habe es nicht gegeben und trotz

halbstündlicher Kontrolle der Eingangspost traf in der SPD-

Zentrale auch kein Einladungsschreiben aus dem Kreml ein. Als

dann auch noch die Bundesregierung offiziell mitteilen ließ,

was sie von dem im Bahr—Team ausgeheckten Plan hielt, nämlich

nichts, war eine Kehrtwendung des "Meisterstrategen" unumgänglich

geworden. So ließ sich Bahr am Abend im Deutschen Fernsehen in

dem Sinne vernehmen, Präsident Carter habe Willy Brandt nicht

zu einer Aktion aufgefordert; an einer Vermittlerrolle für

Willy Brandt im 0st—West—Konf1ikt sei nichts dran. Originalton

Bahr: "Überhaupt nichts, wirklich überhaupt nichts!" Ganz so-

weit war der SPD—nahe Parlamentarisch—Politische-Pressedienst

noch nicht, der zur gleichen Zeit meldete: Carter habe sich

„..„.ge.e‚%8„ää:’„„.2:’.€ä„.:33; „Etat.äazrgwsatitrgdsst:
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herstellung gebeten.

Dieser Riesenwirrwarr wirkt sich voll zu Lasten der außen-

politischen Reputation der Bundesrepublik Deutschland aus.

Offenbar hat Bundeskanzler Helmut Schmidt nicht mehr die

Kraft, den ständigen Quertreibereien der SPD-Zentrale um

Willy Brandt und Egon Bahr ein Ende zu bereiten. Es ist

eine wahrhaft üble Situation, wenn Bahr wieder Gelegenheit

gegeben wird, an einem Tag mehr politisches Porzellan zu

zerschlagen, als in langen Wochen danach unter den Augen

eines amüsierten Auslandes zu kitten ist. Willy Brandt und

Helmut Schmidt hüllen sich in Schweigen. Hans—Dietrich

Genscher schaut betreten weg. Sie schaffen Freiraum für O

außenpolitische Spielereien der “zweiten Reihe", die in

der gegenwärtigen weltpolitischen Krisenlage als verantwor—

tungslos zu bezeichnen sind. Die Union wird diesen unerträg-

lichen Zustand in der außenpolitischen Debatte klar ansprechen,

die auf Drängen der Opposition in dieser Woche im Deutschen

Bundestag stattfindet.

. O

x
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Bonn, den 27. Februar 1980

Der Sprecher der CDU, Günther Henrich, teilt mit:

Der CDU-Vorsitzende Dr. Helmut Kohl hat heute in Bonn

eine Delegation der niederländischen Christlichen

G Demokraten (CDA) empfangen.

Auf seiten der Gäste nahmen an dem Gespräch unter an-

derem der Vorsitzende der Anti-Revolutionären Partei,

de Boer,und der CDA-Fraktionsvorsitzende im niederlän-

dischen Parlament, Lubbers, teil. Im Verlauf des inten-

siven Meinungsaustausches wurden Fragen der europäischen

Einigung, des westlichen Verteidigungsbündnisses und

die internationale Lage nach dem sowjetischen Einmarsch

in Afghanistan diskutiert.

Das Gespräch fand in einer herzlichen und freundschaft-

0 lichen Atmosphäre statt. . ’
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Dann. den 29. Februar 1980 undfrei

sie Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter dem Leitthema “Frieden in Freiheit sichern" ver-

anstaltet die CDU am 4. und 5. März 1980 im Konrad-Ade-

nauer—Haus in Bonn eine wissenschaftliche Fachtagung zur

Außenpolitik. Bei der Veranstaltung, zu der mehr als 700

Teilnehmer erwartet werden, analysieren Wissenschaftler,

Experten und Politiker die Grundlagen, Ziele und Perspek—

0 tiven der deutschen und internationalen Politik in einer

veränderten Welt. Die zu behandelnden Themen gewinnen

durch die aktuelle außen- und sicherheitspolitische Lage

besondere Bedeutung. Der Vorsitzende der CDU, Dr. Helmut

gghl, wird am Mittwoch eine Rede zum Thema "Perspektiven

deutscher Außenpolitik für die 80er Jahre" halten. CDU-

Generalsekretär Dr. Heiner Geißler eröffnet die Tagung

am Dienstagvormittag mit einer Einleitung zur aktuellen

außenpolitischen Problematik.

Die Thematik der Fachtagung ist in vier Bereiche einge-

teilt: Entwicklung der weltpolitischen Strukturen, Frie-

de und Gleichgewicht, Entwicklung - Entspannung - Frieden

O und Perspektiven europäischer Außenpolitik.

Hauptredner am ersten Veranstaltungstag sind der frühere

Chefberater des amerikanischen Außenministers, gglmut

Sonnenfeldt‚ der Professor der Politikwissenschaft am

Massachusetts Institut of Technology, william E. Griffith,

der Direktor der Arbeitsstelle Politik Chinas und Ostasiens

an der Universität des Saarlandes, Professor Dr. Jürgen

Domes, der frühere deutsche Botschafter in Washington,

Tokio und bei der NATO, Professor Dr. Wilhelm Grewe, der

Direktor des Internationalen Instituts für Strategische

Studien in London, Dr. Christogh_Bertram,und der Nahost-

experte und Journalist D;;_Aggglgwggtinger, Zürich/Madrid.

Diskussionsleiter des ersten Kongreßtages sind das CDU-

_ 2 _
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Präsidiumsmitglied Walther Leisler Kieg und der CDU-

Bundestagsabgeordnete Dr. Alois Mertes.

Diskussionsleiter des zweiten Veranstaltungstages sind

das CDU-Präsidiumsmitglied Dr. Richard von Weizsäcker‚

und der Vorsitzende des Bundesfachausschusses Außenpolitik

der CDU, Dr. Werner Marx. Hauptredner sind am Vormittag

der Professor an der HarVard—Universität und Direktor des

Internationalen Instituts für Vergleichende Gesellschafts-

forschung in Berlin, Professor Dr. Karl W. Deutsch, und

der Direktor des Arnold-Bergstraesser-Instituts für Kul-

turwissenschaftliche Forschung in Freiburg und Leiter der 0

Abteilung Soziologie am Deutschen Institut für Internatio-

nale Pädagogische Forschung in Frankfurt, Professor Dr.

Theodor Hanf.

Am Mittwochnachmittag spricht der Ministerpräsident der

Niederlande, Andries van Agt‚ über "Die Verantwortung und

die Aufgaben des freien Europa für die Welt". Die Fachta-

gung schließt mit der Grundsatzrede von Dr. Kohl.

. O

W

x

l



Pressemitteilung _ u

lllslbher

sozial

undfrei

Bonn, den 29. Februar 1980

Die Pressestellen der CDU und des Deutschen Bundes-

jugendrings teilen mit:

Zu einem Gespräch über aktuelle und grundsätzlich jugend—

politische Fragen kamen am Donnerstagabend (28.2.) im

Konrad-Adenauer—Haus in Bonn der Vorstand des Deutschen

Bundesjugendrings unter der Leitung seines Vorsitzenden

. Josef Hcmberg und der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner

Geißler,zusammen.

l
Weitere Teilnehmer auf Seiten der CDU waren der Vorsitzen-

de des Rings Christlich-Demokratischer Studenten (RCDS)‚

Stephan Eisel‚ der Vorsitzende des Bundesfachausschusses

Jugendpolitik der CDU, Hermann Kroll-Schlüter‚ MdB‚ das

Mitglied des Bundesfachausschusses Hans Schlottmann‚ MdL‚

der Vorsitzende der Jungen Union Deutschlands, Matthias 1

Wissmann, MdB‚ und der Bundessprecher der Schüler Union, ‘

Christian Wulff.

0 Den Deutschen Bundesjugendring vertraten neben dem Vor-

sitzenden die beiden stellvertretenden Vorsitzenden Gerhild ‘

Frasch und Wolfgang Röhmisch und der Bundesgeschäftsführer i

Erik Bettermann.

Im Mittelpunkt des Gesprächs standen die heutige Situation

der Kinder und Jugendlichen in der Bundesrepublik Deutsch-

land und ihre Zukunftsperspektiven. Im einzelnen diskutier- \

ten die Teilnehmer über die Reform des Jugendhilferechts,

über die Bildungsplanung und die Förderung der Jugendar— ‘

beit auf Bundesebene.

Beide Seiten waren sich einig, daß eine Verabschiedung

des Jugendhilfegesetzes noch in dieser Legislaturperiode

_ 2 _
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anzustreben ist. Für die CDU betonte Dr. Geißler, es

müsse sichergestellt sein, daß das Jugendhilfegesetz

Subsidiarität und Elternrecht gewährleiste‚ Die Ver-

treter des Bundesjugendringes unterstrichen nachdrück-

lich, daß durch das Jugendhilfegesetz ein partnerschaft-

liches Zusammenwirken zwischen freien und öffentlichen

Trägern im Sinne der Gleichrangigkeit gewährleistet wer-

den sollte.

Die Vertreter des Bundesjugendringes wiesen ferner

darauf hin, daß die Zuwachsraten für die allgemeine För-o

derung der Jugendarbeit aus dem Bundesjugendplan in den

letzten Jahren zu gering gewesen seien. Dr. Geißler sagte

dem Bundesjugendring die Unterstützung der CDU bei der

Durchsetzung dieses Anliegens zu.

Das dreistündige Gespräch verlief in einer sachlichen und

offenen Atmosphäre. Der Dialog soll fortgesetzt werden.

O

x
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

In einem an den CDU-Vorsitzenden Dr. Helmut Kohl ge-

richteten Offenen Brief hat der Vorsitzende des Bei-

rates der Aktiven im Bundesausschuß für Leistungs-

sport des Deutschen Sportbundes, Thomas Bach, den Be-

schluß der Sprecher der Olympischen Sommer-Fachver-

bände, der sich gegen einen Boykott der Olympischen

0 Spiele 1980 in Moskau wendet, erläutert und unter-

stützt. Dr. Helmut Kohl hat dem Vorsitzenden des Bei-

rates jetzt wie folgt geantwortet:

An den

Vorsitzenden des Beirats der

Aktiven im BA-L des DSB

Herrn Thomas Bach

8706 Höchberg

Bonn, den 27. Februar 1980

Sehr geehrter Herr Bach,

für Ihren Offenen Brief vom 16. Februar 1980, in dem

O Sie über eine Stellungnahme der Aktivensprecher der

an den Olympischen Sommerspielen beteiligten Fachver-

bände gegen einen Boykott der Olympischen Spiele 1980

in Moskau unterrichten, danke ich Ihnen. Die CDU Deutsch-

lands hat großes Verständnis für die Motive, insbeson-

dere der betroffenen Sportler, und wir haben allen Re-

spekt für Ihren Wunsch, nach jahrelangen intensiven Vor-

bereitungen an Olympischen Spielen teilzunehmen. Gleich-

wohl sind wir der Überzeugung, daß unter den gegenwär-

tigen Umständen eine Teilnahme an Olympischen Spielen

in Moskau nicht empfehlenswert ist, und wir sind uns da-

bei bewußt, daß wir damit den Aktiven ein großes Opfer

auferlegen.

_ 2 _
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Im Gegensatz zu der von Ihnen angegebenen Begründung

deuten alle aus der Sowjetunion vorliegenden Infor-

mationen darauf hin, daß eine Nichtteilnahme der Sport-

ler aus den Ländern des freien Westens an den Olympi-

schen Spielen in Moskau für die Führung im Kreml außer-

ordentlich unangenehm wäre‚ weil damit der Wert der

Spiele in Moskau auch in den Augen der Bevölkerung der

Sowjetunion entscheidend herabgemindert würde.

l
Im übrigen geht es uns gerade darum, zu verhindern, daß

die Spiele in Moskau zu einem Instrument der sowjeti-

. schen Politik werden, dergestalt, daß die Olympischen i

Spiele dem Kreml erlauben, die Weltöffentlichkeit den

sowjetischen Überfall auf Afghanistan wieder vergessen

zu lassen. Vor allem unsere älteren Mitbürger erinnern

sich noch sehr gut daran, wie Hitler durch die Olympi-

schen Spiele 1936 unter Teilnahme der Sportler aus aller

Welt auf seinem Weg bestärkt wurde, der im Zweiten Welt-

krieg endete. Dies darf sich nicht wiederholen. Die Sowjet-

union muß begreifen, daß sie nicht gleichzeitig Krieg füh-

ren und Olympische Spiele des Friedens veranstalten kann.

Wenn wir - auch durch die Teilnahme an den Olympischen

Spielen in Moskau - mehr oder weniger resignierend über

. Afghanistan hinweg zur Tagesordnung übergehen - machen

wir die nächste sowjetische Aggression wahrscheinlicher.

Deshalb muß der Westen energisch und solidarisch auf Af-

ghanistan reagieren. Dabei versteht sich, daß ein Boykott

der Olympischen Spiele allein eine unzureichende und dann

ungeeignete Reaktion wäre; eingebettet in ein Bündel von

weiteren politischen und wirtschaftlichen Maßnahmen ge-

winnt indes auch eine Nichtteilnahme an Olympischen Spie-

len in Moskau eine wesentliche Bedeutung zur Sicherung

des Friedens.

Wir hoffen noch immer, daß die Sowjetunion durch einen

Rückzug ihrer Truppen aus Afghanistan die Voraussetzung

für eine Teilnahme auch unserer Sportler an den Olympi-

schen Spielen in Moskau schafft. wir hoffen außerdem, daß

_ 3 ..
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die für die olympische Bewegung Verantwortlichen andern-

falls sich für eine Verlegung der Spiele von Moskau in

eine andere Stadt in einem Land, das nicht Krieg führt,

entscheiden.

Wenn ich Ihnen versichere, daß wir Ihre Betroffenheit |

sehr ernst nehmen, so bitte ich zugleich um Verständnis 1

dafür, daß die CDU Deutschlands aus, wie wir glauben, ‘

höherrangigen Gesichtspunkten bei der derzeitigen Sach-

lage eine Teilnahme an den Spielen in Moskau nicht be-

O fürworten kann. Dies ändert nichts an unserer stets be-

wiesenen Überzeugung, daß der Sport möglichst unabhän-

gig sein muß‚und daß gerade die Leistungssportler auch

der Unterstützung durch die Öffentlichkeit bedürfen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Helmut Kohl

O
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Bonn, den 3. März 1980

. Liebe Kolleginnen und Kollegen,

l

hiermit lade ich Sie ein zu einer 1

PRESSEKONFERENZ ‘

mit dem Präsidenten des Rassemblement National des 1

Independants (RNI) von Marokko, Ahmed Osman, 1

am Freitag, 7. März 1980 um 10.00 Uhr

im Konrad-Adenauer-Haus in Bonn, Sitzungszimmer 1/2. ‘

Herr Osman, der sich vom 5. - 8. März mit einer Dele- ‘

o gation des RNI in der Bundesrepublik Deutschland auf- ‘

hält, wird die deutsch-marokkanischen Beziehungen aus

seiner Sicht erläutern, eine aktuelle Darstellung der

Haltung Marokkos zum Westsahara—Problem geben und über

seine Gespräche in Bonn berichten.

Der RNI ist der größte Partner in der marokkanischen

Regierungskoalition. Herr Osman war marokkanischer Bot-

schafter in Bonn und danach von 1972 — 1979 Minister-

präsident seines Landes.

Mit fr und ichen üssen

\‚

C ristoph Müllerleile

(stellv. Sprecher der CDU)
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu einem Werkstatt-Gespräch mit dem Thema "Das Museum

als ästhetische Erziehungsanstalt?" hat die CDU für

Mittwoch, 5. März 1980 namhafte Museumsfachleute nach

Bonn eingeladen. Im Mittelpunkt des Gespräches, das

vom Vorsitzenden des Gesprächskreises Kunst und Kultur-

‘ politik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ‚ Dr . Volkmar

Köhler‚ MdB‚ und dem Vorsitzenden des Bundesfachaus-

schusses Kulturpolitik der CDU, Minister a.D. Werner

Scherer, geleitet wird, steht die Diskussion über die

heutige Aufgabenstellung des Museums, über die Formen

der Unterstützung zeitgenössischer Kunst und über Probleme

der Museumsneubauten.

Das Gespräch ist das zweite in einer Reihe von Werk-

statt-Gesprächen‚ die den Dialog zwischen Künstlern und

Politikern vertiefen sollen. Das erste Gespräch hatte

am 4. Oktober Vergangenen Jahres Probleme des heutigen

0 Theaters zum Thema .
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Der Sprecher der CDU, Günther Henrich, teilt mit:

Zu einem Spitzengespräch über aktuelle wirtschafts— und

gesellschaftspolitische Fragen trafen am Montag, dem

3. März 1980, der Bundesvorstand der Deutschen Angestellten

Gewerkschaft (DAG) und das Präsidium der CDU Deutschlands

zusammen. Das Gespräch, das auf Einladung der CDU zustande

kam, fand unter Leitung des DAG-Vorsitzenden Hermann Brandt

und des Bundesvorsitzenden der CDU, Dr. Helmut Kohl, im

Bonner Konrad-Adenauer—Haus‚statt.

O Im Mittelpunkt des Gesprächs standen die sozialpolitischen

und steuerpolitischen Erfordernisse der 80er Jahre.

CDU und DAG sprachen sich übereinstimmend für die Rückkehr

zur bruttolohnbezogenen dynamischen Rente aus, die leistungs-

bezogen ist und vor staatlicher Willkür schützt. Überein-

stimmung bestand auch in der Forderung nach einer ausreichen-

den Berücksichtigung der Zeiten der Kindererziehung im Rahmen

der 84er Reform und in der Ablehnung einer Mindestrente mit

Bedürftigkeitsprüfung.

Ausführlich diskutierten die Gesprächspartner die notwendigen

0 steuerpolitischen Maßnahmen. Sowohl CDU als auch DAG , die

beide den Abbau der heimlichen Steuererhöhungen schon für

1980 gefordert hatten, betonten die Notwendigkeit einer lei-

stungs- und familienpolitischen Steuerpolitik, um den Heraus-

forderungen der Zukunft gerecht zu werden.

Fragen der Vermögensbildung, der Betriebsverfassung und der

Ladenschlußgesetzgebung waren weitere Themen des in sehr

aufgeschlossener und sachlicher Atmosphäre geführten Erfah-

V rungs— und Meinungsaustausches.

Beide Seiten sind sich darin einig, daß keine Veranlassung

besteht, die geltende Regelung des Ladenschlußgesetzes zu

verändern.

Es wurde vereinbart, die Gespräche fortzusetzen.

Herausgeber: CDU-Bundssgeschähsslella- Redaktion. Gimlher Henrich. Stellvertr : Christoph MülIevleiIe - 5e Bonn, Konrad-Adenauer-Haus,

Telebn: Pressestelle 02221 /544»521/22 (Hennen) 544-5|1/|2(Mu4Ier1eIIe) v Femschreiber: 995304



Pressemitteilung _ ug

sicher ‘

lllsozial

undfrei

Bonn, 3. 3. 1980 l

Zur heutigen Pressekonferenz der Deutschen Jungdemokraten

erklärt der stellvertretende Sprecher der CDU, ChristoEh l

O Müllerleilfi
l

'

w

Die Deutschen Jungdemokraten schlagen ihre Partei, die ‘

FDP, wo immer sie sie treffen können. Die Forderung nach ‘

einer eigenen Staatsbürgerschaft für die Bevölkerung 1

in der DDR kommt einer Anerkennung der deutschen Teilung 1

und damit einem Verstoß gegen das Grundgesetz gleich.

Es ist abwegig, wenn sich die FDP-Jugendorganisation in die— l

sem Zusammenhang Gedanken über eine entsprechende Grund-

gesetzänderung macht. Die Verfassungsväter haben festge-

legt, daß das Wiedervereinigungsgebot des Grundgesetzes

unabänderlich ist. ‘

O
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Bonn, 6. März 1980

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

hiermit lade ich Sie ein zu einer Pressekonferenz mit

der Vorsitzenden der Frauenvereinigunq der CDU, .

. Dr. Helga Wex, Mdß, am
‘

Dienstag, 11. März 1980

um 11 .00 Uhr

im Konrad-Adenauer-Haus

in Bonn, Sitzungszimmer 1/2.

Thema: Beginn der Ausschreibung und Vorstellung der Wett-

bewerbsbedingungen für den Kintertheater-Preis der Frauen-

vereinigung der CDU.

x

O Mit f eundl'chen Grü n

x l 2

ristoph Müllerleile

(stellv. Sprecher der CDU)

Hevausgebev: CDU-Bundesgeschältsstelle > Redaktion Günlhev Hennen, Steltvenv; Chrisluph Mülterlenle 53 Bonn, KonvacHxdenauev-Haus.
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Bonn, den 6. März 1980 undel

Auszüge der Rede des Generalsekretärs der CDU

. —- Dr. Heiner Geißler —- bei dem Öffentlichen

Gespräch der List-Gesellschaft heute in Augsburg.

\

\
x

Der Text ist frei

\
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Auszüge der Rede des Generalsekretärs der CDU, Dr, Heiner Geißler‚

vor der List Gesellschaft in Augsburg am 6. März 1980

I. Benachteiligung der Hausfrau‘ung_Hutter

Eine Hauptursache des Bevölkerungsrückgangs liegt darin,

daß die rechtliche Gleichberechtigung der Frau zwar Fort-

schritte gemacht hat, daß es aber immer noch außerordent—

lich gravierende rechtliche und tatsächliche Benachteili—

gungen gibt, mit denen die Frauen immer weniger bereit

0 sind, sich abzufinden.

Obwohl die Wertschöpfung in den privaten Haushalten auf mehr

als 40 % der in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung aus-

gewiesenen Wertschöpfung beziffert wird [so der amerikanische

Ökonom Colin Clark)‚ nimmt das S02ialversicherungssystem von

den Leistungen der Frau als Hausfrau und Mutter praktisch

kaum Notiz.

Wir wollen, daß die Frauen endlich ohne wirtschaftliche Zwangs-

lage frei entscheiden können, was sie wollen: Berufstätigkeit

oder Familie oder eine Verbindung von beidem. Es gab eine Zeit,

in der die Frau in Ausbildung und Berufstätigkeit besonders

O benachteiligt war. Auch heute noch bestehen Diskriminierungen.

Aber das Schwergewicht der Diskriminierung liegt heute bei

der Hausfrau und Mutter.

II. Zusammenhang zwischen Familienpglitik_und Bevölkerungspglitik

Es wäre naiv, zu glauben, daß es zwischen Bevölkerungspolitik

und Familienpolitik keinen Zusammenhang gibt. Der Geburten-

rückgang ist nicht in erster Linie die Folge des Wunsches

nach weniger Kindern, sondern er ist Ergebnis der ideellen ‘

und materiellen Benachteiligung der Familien mit Kindern.

Die Rahmenbedingungen, unter denen sich Eltern heute für ein

Kind entscheiden können, haben sich erheblich verschlechtert.

Diese Rahmenbedingungen können nur durch eine aktive Familien-
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politik verbessert werden, die die materielle Basis der

Familie stärkt und die ihr durch ideelle Anerkennung

wieder den Platz in der Gesellschaft cinräumt, der ihr

gebührt. Hier gibt es nicht die künstliche Alternative

der Bundesregierung Bevölkerungspolitik oder Familien-

politik.

Ein Freund von mir, ein bekannter Mediziner, hat mir kürz-

lich in einem Brief einen ganz konkreten Fall aus seinem

Institut geschildert: Die junge Frau, eine qualifizierte

O Fachkraft, erwartet ein Kind, dessen Erziehung sie sich

widmen will. Sie gibt deshalb ihre Berufstätigkeit auf.

Zuvor hat sie wie ihr Mann entsprechend dem BAT Vc monat-

lich DM 1.390,- verdient. Das Ehepaar verfügte zusammen

somit nach Abzug der Kosten für Wohnung und Strom in Höhe

von ca. DM 850,- über ein Einkommen von monatlich DM 1.930,-.

Nach dem Ausscheiden der jungen Frau aus dem Erwerbsleben

sieht die Rechnung für die nunmehr 3-Personen—Familie wie

folgt aus:

DM 1.390,- als Einkünfte des Vaters

O plus DM 80,- zusätzlicher Ortszuschlag

plus DM 50,- Kindergeld

gleich DM 1.530,-

Nach Abzug der festen Ausgaben bleibt dann der Familie zum

Wirtschaften nur noch ein Einkommen von DM 680,-. Davon

müssen nun 3 Personen leben, wobei z.B. höhere Miet- und

Fixkosten, die durch das Kind erforderlich werden, ebenso-

wenig berücksichtigt sind wie die geringe steuerliche Ent-

Ä lastung - eine einschneidende Veränderung die gegenwärtig

zum familienpolitischen Alltag in der Bundesrepublik Deutsch-

land gehört.

‚ 3 _
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Ist es erstaunlich, wenn sich_der Wunsch junger Ehepaare,

die sich nach der Statistik mehr als zwei Kinder wünschen,

nach der Geburt des ersten Kindes - ebenfalls nach der

Statistik - auf weniger als zwei Kinder reduziert?

III. Vom Generationenvertrag zum Generationenkonflikt

Eine Politik, die jetzt an der Familie spart, wird uns alle

teuer zu stehen kommen. Fami1ien- und Rentenpolitik

stehen in unauflöslichem Zusammenhang. Kinder sind die

Beitragszahler von morgen. Bestand kann der Generationen-

O Vertrag nur haben, wenn sich die Menschen heute darauf

verlassen können, daß die nachfolgende Generation ihnen

morgen die Altersversorgungsichert. Dies ist gegenwärtig

nicht der Fall.

Heute finanzieren drei Beitragszahler einen Rentner. Nach !

dem Jahr Zooo werden im ungünstigsten Fall fünf Beitrags-

zahler die Rente für vier Rentner verdienen müssen. Fast

jeder Beitragszahler hätte dann für einen Rentner zu sor-

gen, mit der Folge, daß die Beitragssätze in der Rentenver- f

Sicherung bis auf 40 % angehoben werden müßten. Auch im ‘

günstigsten Fall müßten aufgrund der demografischen Ent- 1

0 Wicklung die Beitragssätze in der Rentenversicherung auf l

knapp So % angehoben werden, und zwar unabhängig vom Pro— 1

duktivitätsfortschritt ‚ weil Löhne und Renten ja mit

Recht aneinander gekoppelt sind.

Lassen Sie mich noch ein Wort zu der These sagen, man könne

die steigenden Alterslasten durch die Ersparnisse finanzieren,

die durch sinkende Kinderlasten entstehen. Das stimmt weder

für den Staat, noch für die Familie.

Die Wahrscheinlichkeit einer sinkenden Steuerbelastung bei

schrumpfender Bevölkerung widerspricht aller Erfahrung. Viel

wahrscheinlicher ist, daß die aufgrund sinkender Kinderzahl

_ 4 _
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eingesparten Mittel in andere Bereiche oder z.B. zur i

Verbesserung des Eildungsangobotes eingesetzt werden,

etwa zur Verbesserung der Schüler-Lehrer-Relation.

Denn wir stellen ja heute Lehrer, Polizisten, Regierungs-

räte ein, die als Beamte auf Lebenszeit bezahlt werden

müssen. Wir haben eine öffentliche Infrastruktur aufge- ‘

baut, die unterhalten werden muß. Wir haben einen Wett- ‘

bewerb der Gruppen und Verbände, die auch in Zukunft ihre i

Besitzstände verteidigen werden.

0 Bei‘ dieser Ausgangslage ist eine steigende Abgabenbelastung

die einzig realistische Perspektive. Wenn sich die Familie

diesen steigenden Abgabenbelastungen ausgesetzt sieht,

bleibt ihr als einziger Ausweg, die Zahl der Kinder gering-

zuhalten‚ um durch eine Verringerung der Kosten für Kinder

einen Ausgleich gegen die aufgebürdeten zusätzlichen

staatlichen Abgaben zu schaffen. Damit ist auch zu befürch-

ten, daß der Prezeß rückläufiger Bevölkerung sich eher

verfestigt mit kumulativer Wirkung für nachfolgende Gene-

rationen, wenn nicht eine wirksame Familienpolitik recht-

zeitig in geeigneter Weise eingreift.

O IV. Gefordert ist eine neuLSLiallglitik

150 Jahre lang, seit Beginn der Industrialisierung, stand

die Gesellschaftspolitik im Bann des Konflikts zwischen

Kapital und Arbeit. Ihre Dimension war bestimmt und begrenzt

durch die alte soziale Frage.

Diese Sozial- und Gesellschaftspolitik war - alles in

allem - sehr erfolgreich. Inzwischen haben sich jedoch

neue soziale Fragen, ungelöste Konflikte, veränderte Inte-

ressenlagen in den Vordergrund geschoben. Diese ergeben sidiins

besondere aus der Spannung zwischen organisierbaren und nicht organisierharen
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Interessen und aus der strukturellen Benach-

teiligung der letzteren, also der nicht organisierbaren

Interessen. Sie sind unterpriviligiert im pluralistischen

Austausch und führen deshalb zu einer neuen Armut. Wir

haben freilich nie gesagt, daß die Neue Soziale Frage

nur auf Minderheiten und Randgruppen verweist. Die

strukturell Benachteiligten sind durchaus auch Mehrheits-

interessen. Dies wird nirgendwo deutlicher als bei jener

Folge der Neuen Sozialen Frage, die wir hier diskutieren:

dem Generationenkonflikt.

O In den fünfziger Jahren haben wir durch zwei Reformen,

die diesen Namen verdienen, die gesellschaftlichen Bezie-

hungen von Grund auf verändert - und den sozialen Frieden

für Zo Jahre verbürgt:

— Wir haben die alte soziale Frage, den Konflikt zwischen

Kapital und Arbeit durch Tarifautonomie, Mitbestimmung,

Betriebsverfassung, Sozialgesetzgebung usw. entschärft

und institutionell gelöst.

- Dieser Ausgleich zwischen den sozialen Klassen ist mit

der dynamischen Rentenversicherung durch einen Ausgleich

zwischen den Aktiven und der Generation der Älteren ergänzt

0 werden. _

Dieser Generationenvertrag ist nun schon in naher Zukunft

deswegen in Gefahr, weil der Generationenvertrag zugunsten

der nach uns kommenden Generation nicht mehr erfüllt wird.

An die Stelle des Konfliktes zwischen Klassen tritt immer

mehr, wenn auch noch unbemerkt, aber mit eingebauter Zeit-

zündung, der Konflikt zwischen allen Generationen. Nicht

mehr die eine Klasse lebt auf Kosten der anderen, sondern

die gegenwärtige Generation lebt auf Kosten der künftigen.

Dies ist eine dramatische Entwicklung.

_ 5 -
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Die Politik hat das Gleichgewicht zwischen den Ansprüchen

der Gegenwart und den Erfordernissen der Zukunft verloren.

Über Jahre wird nun schon eine eindimensionale Politik

betrieben. Die Dimension Gegenwart wurde berücksichtigt,

die notwendige zweite Dimension Zukunft vernachlässigt.

Der Generationenvertrag beruht darauf, daß jede Generation

nicht nur für sich selbst sorgt, nicht nur an sich selbst

denkt, sondern auch Opfer für die Zukunft bringt, konkret:

daß sie auf möglichen Konsum verzichtet, um für die Zukunft,

0 für die nachfolgende (‘xeneration zu investieren.

Wenn wir unsere Zukunft in Freiheit und sozialer Gerechtig-

keit sichern wollen, dann müssen wir heute zu Anstrengungen

bereit sein und wieder zu einer Solidarität der gesellschaft-

lichen und sozialen Gruppen und der Generaüoncn finden.

Nur so werden wir die Herausforderungen von Gegenwart und

Zukunft bewältigen.

Gefordert ist heute eine neue Sozialpolitik. Wir müssen weg-

kommen von einem horizontalen Denken, von einem Denken,

das in den Verteilungsspielräumen der Gegenwart verhaftet

bleibt, aber die vertikale Dimension, die Dimension Zukunft,

0 vernachlässigt. Das bedeutet, daß vor allem an einer aktiven,

zukunftsorientierten Familienpolitik kein Weg vorbei geht.

Sonst werden, wie die Gutachter zum dritten Familienbericht

der Bundesregierung feststellen, die Probleme der Familien

"rasch wachsen und Menschen werden unnötig an ihnen zu leiden

haben und die Kosten des Patienten Familie werden steigen,

bis, durch diese Nöte gezwungen, der Familie mehr Bedeutung

in der Politik geschenkt werden wird". Ich befürchte, daß

wir keine Zeit mehr haben. So kann am Verhältnis von Rentnern

zu Beitragszahlern bis zur Jahrhundertwende schon heute

nichts mehr geändert werden. Jedes Jahr‚das wir titenlos

- 7 .



‚ — / —

_ zuwarten, wird den Generationenvertrag unwiderruflich

gefährden und einen Generationenkonflikt um so sicherer

vorprogrammieren.

Unsere Vorschläge einer zukunftsorientierten Familien-

politik: -

- Einführung eines Erziehungsgeldes bis zum vollendeten

dritten Lebensjahr des Kindes von - sagen wir rund 400,- DM

monatlich -,

- Beseitigung der Diskriminierung der nicht erwerbstätigen

Mütter beim Mutterschaftsge1d‚

- Anerkennung von Familienleistung der Frau als Beitrag zum

O Generationenvertrag in Höhe von 5 Erziehungsjahren bei

der Rente.

Die Investition in die Familie ist nicht nur humaner, sondern

auch ökonomischer. Wir müssen uns angewöhnen, finanzpolitisch

über den Tellerrand von l oder 2 Jahreshaushalten hinauszu-

denken.

Das Programm der SPD für die Reform der Rentenversicherung

leistet bei einem jährlichen Kostenaufwand von — je nach

Ausgestaltung - Z4 bis 36 Milliarden DM, allenfalls

2 Milliarden DM als Beitrag zur Sicherung des Generationen-

. Vertrages. Das entspricht einem Verhältnis von l z 12 bzw.

l : 18 zugunsten der Gegenwart und zu Lasten der Zukunft.

Wir wissen: die Erhaltung des Generationenvertrages kann i

in einer Demokratie nicht erzwungen werden. Er lebt von

der positiv geförderten Überzeugung der Bürger. Diese

Überzeugung stellt sich nicht automatisch ein. Ich meine,

es ist unsere moralische und politische Pflicht, gerade ange-

sichts des Problems ”Bevölkerungsentwicklung und Generationen-

vertrag” nicht nur an uns selbst, sondern auch an

unsere Kinder und Enkel zu denken. Denn das Gemein-

wesen, für das wir uns einsetzen, ist mehr als nur ‘

eine Gegenwartsgesellschaft mit beschränkter Haftung.

Es ist — mit einem Wort Edmund Burkes - eine Gemeinschaft

der Lebenden, der Toten und der Nach-Uns-Kommenden.

Deshalb gilt es, jetzt eine moralische und politische

Offensive für die Familie zu starten.



Pressemitteilung _ u

sI'cher

llßozial _

Bonn, s. März 1980 unde’

Zu der heute von den Jungsozialisten in Bonn propa-

gierten Legalisierung der sogenannten weichen Droge

erklärt der stellvertretende Sprecher der CDU,

Christoph Müllerleile:

Die Verharmlosung des Drogenkonsums geht weiter. Nach

. den Jungdemokraten plädiert nun auch die SPD—Jugend-

organisation auf der Grundlage von wenig repräsentativen

wissenschaftlichen Gutachten dafür, jungen Leuten den

Einstieg in den Drogenkonsum so leicht wie möglich zu

machen. Erfahrene Jugendpädagogen weisen immer wieder

darauf hin, daß der internationale Drogenhandel sich mit

sogenannten weichen Drogen Zugang zu jungen Leuten ver—

schafft, um sie leichter an gefährliche Suchtmittel heran-

führen zu können. Als ob Hunderte von Drogentoten pro

Jahr noch nicht ausreichten‚ biedern sich die Jungsozia-

listen bei der Jugend damit an, daß sie ihnen ungetrübten Q

Genuß in Aussicht stellen. Die CDU wird alles tun, gewissen- }

losen Dealern das Handwerk zu legen und die Bevölkerung 1

. über Drogengefahren aufzuklären. Eine Freigabe von Drogen

ist indiskutabel.

Telelon: Pressestelleozzm xw-szc/zz (Henrich) 544-51 1/12 (Müllerleile) - Fernschrecbev: 886804
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lllm’.Bonn, den 6. März 1980 Undfß’

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Auf Einladung von Dr. Volkmar Köhler. MdB‚ Vorsitzender

des Gesprächskreises Kunst und Kulturpolitik der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion fand gestern abend (5. März) in Bonn

das zweite Werkstattgespräch der CDU statt. Thema war

0 "Das Museum als ästhetische Erziehungsanstalt? ".Neben

Dr. Köhler diskutierten von CDU-Seite die Bundestagsabge-

ordneten Anton Pfeifer und Volker Rübe unter anderem mit

dem stellvertretenden Direktor des Wallraff-Richartz-Museums

Dr. Rainer Budde‚ dem Direktor des Städtischen Museums ‘

Mönchengladbach Dr. Johannes Cladders, dem Direktor der Neuen 1

Galerie Aachen Dr. Wolfgang Becker, dem Direktor des l

Rheinischen Landesmuseums Bonn Dr. Christoph B. Rüger ‘

und dem Direktor des Städtischen Kunstmuseums Bonn ‘

Dr. Dirk Stemmler. ‘

l

. Im Mittelpunkt der lebhaften Diskussion standen Fragen nach 1

den Aufgabenstellungen des Museums heute und der Zu-

sammenarbeit zwischen den Kulturausschüssen der Kommunen

und den Museumsleitungen, unter besonderer Berücksichtigung

der Ankaufspolitik. Die Gesprächspartner betonten überein-

stimmend, daß es nicht vorrangig Aufgabe des Staates sein

könne, als Kunstankäuier aufzutreten, sondern der Staat i

habe vielmehr die Aufgabe, die Voraussetzung für eine bes-

sere Förderung privater Sammlertätigkeit zu schaffen. Über-

einstimmend begrüßt wurde der von der CDU/CSU-Bundestags-

fraktion vorgelegte Gesetzentwurf zur Änderung des Einkommen-

steuergesetzes und des Bewertungsgesetzes(Künstlerhilfe), der

„ 2 _
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in dieser Woche in der ersten Lesung im Bundestag beraten

wird. Durch die Erhöhung des Abzugssatzes für Spenden für

kulturelle Zwecke sowie die Vermögenssteuerbefreiung beim

Erwerb von Kunstgegenständen soll eir verstärkter Anreiz zur

privaten Sammlertätigkeit gegeben werden.

Einig war man sich auch darüber, daß das Museum heute die

vier Dimensionen des Sammelns, Bewahrens, der Erforschung

und der Vermittlung von Kunst gleichwertig nebeneinander zu

erfüllen habe. Alle Gesprächsteilnehmer sprachen sich dafür 0

aus, den sehr offenen und informativen Dialog fortzusetzen,

Das erste Werkstattgespräch der CDU hatte am 4. Oktober 1979

zum Thema "Theater heute" mit namhaften Fachleuten aus dem

Theaterbereich stattgefunden.

t o



\

Pressemitteilung _ u_

lll"'°”°’ l30213/

undfrei

Bonn, den 7. März 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Eine Delegation der britischen Konservativen unter Leitung

von Staatsminister a. D. Anthony Buck, M. P. ‚ des Vorsitzen- ‘

den des Verteidigungsausschusses im House of Commons,

0 hielt sich auf Einladung der CDU vom 3. bis 6. März 1980

in Bonn auf. Der Delegation gehörten außerdem die Abgeord- i

neten Tom Normanton und John Biggs Davison sowie zwei l

Verteidigungsexperten des Conservative Research Department ;

an.
i

Die britische Delegation nahm an der Außenpolitischen Fach-

tagung der CDU teil; am 6. März traf sie im Konrad-Adenauer- „

Haus mit leitenden Mitarbeitern der CDU-Bundesgeschäftsstelle

und anschließend mit Bundestagsabgeordneten der Union unter

Leitung des verteidigungspolitischen Sprechers der CDU, Dr. 5

O Manfred Wörner, zu außen- und verteidigungspolitischen Ge-

sprächen zusammen.

Der Besuch der britischen Delegation fand im Rahmen der regel-

mäßigen Fachgespräche statt, die die CDU und die britischen

Konservativen seit zwei Jahren führen.

Herausgeber: CDU-Bundesgeschäftsstelle - Redaktion: Gunther Hennch, Slellverln. Chnsloph Mullerlelle - 53 Bonn, Konrad—Adenauer—Haus‚
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Bonn, 7. März 1980 '

i

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

GEMEINSAMES FOHYWUXJIQUF‘. l

i

. Auf Einladung des CDU-Vorsitzenden Dr. Helmut Kohl hielt i

sich vom 5. bis 8. März 1980 eine Delegation der größten marok-

kanischen Regierunqspartei, des Rassemblement National des

Independants, unter Leitung ihres Vorsitzenden, Ministerpräsident

a.D. Ahmed Osman‚ in Bonn auf. Der Delegation gehörten im weite-

ren die Abgeordneten des marokkanischen Parlaments, Ahmed Benkirane,

Ahmed Belhadj und Alami Tazi an.

Die marokkanische Delegation traf mit dem Vorsitzenden der CDU

und Vorsitzenden der CDU/CFU-Fraktion, Dr. Helmut Kohl, mit dem

stellvertretenden CDU—Vorsitzenden Dr. Alfred Dregger, mit dem Vor-

sitzenden des Außenpolitischen Arbeitskreises der CDU/CSU-Fraktion,

Dr. Werner Marx, sowie den Abgeordneten Dr. ‘s/‘olkmar Köhler, Peter

0 von der Heydt, Gerhard Reddemann und Hans Graf Huyn (CSU) sowie dem

Leiter des Büros für Auswärtige Beziehungen der CDU, Dr. Henning

wegener, zusammen. Die Delegation hatte außerdem einen Meinungsaus-

tausch mit Mitgliedern des Puswärtigen Ausschusses unter Leitung

von Bundesminister a.D. Dr. Gerhard Schröder. Die Delegation wurde

in Anwesenheit S.E. des marokkanischen Botschafters, Herrn Abdelhakim

Iraqui, von Bundespräsident Karl Carstens und dem Vizepräsidenten

des Deutschen Bundestages, Dr. Richard Freiherrn von Weizsäcker, em-

pfangen. In den Gesprächen wurde festgestellt, da13 zwischen dem Ras-

semblement National des Independants und der CDU Übereinstimmung in

wesentlichen Grundfragen der Außen- und Verteidigungspolitik,

Herausgeber: CDU-Bundesgeschäftsstelle - Redaktion’ Günther Hennen, sceuvenn: Chnstoph Mullerlelle - 5a Bonn, Konrad-Adenauer-Haus,

Telelon: Pressestelle 0222| /544‚521/22 (Hennen) 544-51 1/12 (Muneneue) Femschrelber" 555504



1

der Notwendigkeit der Durchsetzung von Menschen- und Frei-

heitsrechten in aller Welt, der Anerkennung der Unabhängigkeit

der Staaten und ihrer territorialen Integrität sowie des Prin-

zips der Nichteinmischung und, bei Berücksichtigung der verfas-

sungsrechtlichen und wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den

beiden Ländern, in der Auffassung von der Demokratie und der

Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik besteht. In einer Zeit,

in der die Freiheit der Völker vom Vordringen atheistischer und

materialistischer Ideologien bedroht ist, stellten die Gesprächs-

partner die Notwendigkeit zur engen Zusammenarbeit der von den

großen monotheistischen Religionen Christentum und Islam‘ inspi-

O rierten politischen Parteien fest. ;

Es wurde vereinbart, daß zwischen dem Rassemblement National des

Indäpendants und der CDU künftig ein regelmäßigerer und stetige-

rer Kontakt auch zu wichtigen Fachfragen stattfinden soll. Der

Informationsaustausch soll Verbessert werden, es sollen noch

häufiger als bisher Politikerbesuche ausgetauscht werden. Herr

Dr. Kohl nahm eine Einladung von Präsident Osman zum Besuch Marok-

kos an. Die Zusammenarbeit der Parteien soll sich auch auf das

Gebiet der Parteiorganisation und die Förderung der Ausbildung

von Organisationsfachleuten beziehen.

Bei den außen- und sicberheitspolitischen Erörterungen kamen die

. Vertreter beider Parteien zu einer weitgehend übereinstimmenden

Einschätzung der globalen hegemonialen Bedrohung und der Gefahren,

die sich nach der Besetzung Afghanistans durch die Sowjetunion

für die Freiheit der Völker, besonders diejenigen der Dritten Welt,

ergeben. Aus dieser Einschätzung wurde die Notwendigkeit zu einem

engeren Zusammenwirken aller dem Frieden und der Freiheit ver-

pflichteten Nationen in der Welt abgeleitet. Die Gesprächspartner

waren der Auffassung, daß der Stabilität des Maghreb und der fried-

lichen Regelung aller dort bestehenden Streitfälle eine hohe Be-

deutung für die freie Welt zukommt. Sie sprachen sich deshalb ge-

gen alle Versuche einer Destabilisierung und äußeren Einmischung

in dieser Region aus und vertraten die Überzeugung, daß die gegen-

wärtigen Konflikte baldmöglichst auf dem Verhandlungswege gelöst

werden müssen.



M cnuPressemitteilung _

Die Pressestelle der CDU teilt mit: L”n1t#

Der CDU—Vorsitzende Dr. Helmut Kohl hat Professor Dr. Oswald

von Nell—Breuning‚ SJ ‚ zur Vollendung des 90. Lebensjahres

in einem Schreiben herzlich gratuliert. Der Brief hat fol-

genden Wortlaut:

Sehr verehrter Herr Professor von Ne1l—Breuning‚

zu Ihrem 90. Geburtstag übersende ich Ihnen meine herzlichsten

Glückwünsche.

0 Dieser Tag ist für Wissenschaft und Politik Anlaß‚ Ihnen für

Ihre grundlegenden Arbeiten zur katholischen Soziallehre und

Ihren kritischen Rat zu lebenswichtigen Fragen der Gesell-

schaftspolitik zu danken. Sie haben sich von keiner Seite

vereinnahmen lassen; nicht zuletzt deshalb hören alle Seiten

so aufmerksam auf Ihren Rat. Sie haben sich nie gescheut‚.

auch unbequeme Wahrheiten auszusprechen. Ihre Sachkunde und

Ihre unbestechliche Logik begründen Ihr hohes Ansehen bei den

Parteien und den Sozialpartnern.

Zu den Fragen der Einheitsgewerkschaft‚ der Mitbestimmung, der

Vermögenspolitik und der sozialen Sicherung verdanken wir

Ihnen scharfsinnige Analysen. Aus der letzten Zeit möchte

O ich Ihre Arbeiten zum Generationenvertrag und zur Problematik

der Aussperrung als besonders wichtige Beiträge zur Versach—

lichung der politischen Auseinandersetzung herausstellen.

Sie haben wesentlich zur verstärkten Ausformung des sozialen

Gedankens in der Marktwirtschaft beigetragen und deutlich

gemacht, daß die katholische Soziallehre auch unter verän-

derten gesellschaftlichen Bedingungen ihre volle Gültig-

keit behält. Sie haben damit vielen ein Beispiel gegeben,

aus der rein pragmatischen Behandlung der Probleme wieder

zu stärkeren geistigen Grundlagen zurückzufinden.

Mit dem Dank für Ihre Arbeiten verbindet sich die Hoffnung,

daß Sie auch in Zukunft mit Ihrem wissen und Ihrem Rat zu

einer besseren Politik beitragen werden. Dazu wünsche ich

Ihnen gute Gesundheit. _

Herausgeber: CDU-Bundesgeschäftsstelle - Redaktion: GünlherHenrich. Slellverlr : Christoph Mullevlelle 53 Bonn, Konrad-Adenauev-Haus.

Telefon: Pressestelle 02221 /544A521/22 (Hennch) 544-51 m 2 (Mullenelle) Femschrecbev: 886804



Pressemitteilung __ u

sicher

Bonn, den 10. 3. 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zum Bild-Interview von Bundeskanzler Helmut Schmidt

erklärt CDU-Sprecher Günther Henrich heute im

Deutschland-Union-Dienst:

Die von Bundeskanzler Helmut Schmidt an den Tag gelegte

Arroganz gerät zunehmend außer Kontrolle. Die heutigen

Interviewäußerungen über die Terminplanung des Spitzen-

0 kandidaten der CDU/CSU‚Franz Josef Straußür Auslands-

reisen zeugen in bemerkenswerter Weise vom schlechten

Stil, der Schmidt nicht erst seit heute eigen ist, wenn

er sich mit dem politischen Gegner beschäftigt. Welch

ein Maß muß die Selbstüberschätzung erreicht haben, wenn

der amtierende Regierungschef dem CSU-Vorsitzenden unter-

stellt, er richte seine Auslandskontakte nach den Regie-

rungsterminen aus. Schmidt will offenbar mit diesen Sei-

tenschlägen vergessen machen, daß seine Gesprächsergeb-

nisse in Washington, die vorgeblich die große Überein-

stimmung zwischen Washington und Bonn manifestiert haben,

von Tag zu Tag auf ihren tatsächlichen Gehalt zurecht-

gestutzt werden müssen. Besonders hervor tut sich dabei

. wieder einmal der innerparteiliche Widersacher des Kanzlers,

Willy Brandt, der mit Fleiß und nicht ohne Hintersinn am

Wochenende im Südwestfunk die Unterschiede zwischen den

USA und der Bundesrepublik, mit ihren "spezifischen Inte-

ressen", beschrieb. Da zerfleddert schnell der Strahlen-

glanz des Amerikareisenden. Seine Hybris sucht sich andere

Gebiete - wie zum Beispiel die Terminpläne des Herausfor-

derers. Ein wenig armselig das Ganze, wie mir scheint.

l
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Bonn‚den 11. März 1980 ' i

Der Sprecher der CDU, Günther Henrich, teilt mit:

Die CDU hat vier Werbeagenturen mit der werblichen Gestaltung

w ihres Bundestagswahlkampies 1980 beauftragt. Unter Leitung

c

t0 des Generalsekretärs Dr. Heiner Geißler und des Bundesgeschäfts-

Iührers Ulf Fink steuert eine Wahlkampfkommission im Konrad-

. Adenauer-Haus sämtliche Wahlkampfmaßnahmen der CDU.

An den Aufgabenstellungen des Wahlkampfes arbeiten die folgen-

den Werbeagenturen mit:

. - von Mannstein Werbeagentur GmbH, ‘Solingen ‘

Konzeption und Entwicklung der Bundestagswahlkampf - ‘

Werbelinie in Gestaltung und Verbalisierung; Mitglieder-

mobilisierung; Kandidatenservice.

- Admenting Werbeagentur, Frankfurt/Main l

"' Zielgruppenkampagnen. ‘

i

- Universal Media Service GmbH, Frankfurt/Main ‘

Mediaplanung und Streuung

- Industrie-Werbung Dr. Wilkens wpt‚ Hamburg

y Einstimmungsaktion und institutionelle Werbung

Die Agenturen sind mit den oben angegebenen festen Aufgaben-

stellungen betraut und werden sich darüber hinaus für einige

. Aufgaben des Hauptwahlkampfes in Konkurrenzpräsentation be-

werben. V '

Die Auswahl der Agenturen erfolgte insbesondere nach dem

. 2 .
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Gesichtspunkt, daß sie bereits in vorangegangenen Bundes-

oder Landtagswahlkämpfen, sowie im Europawahlkampf für

die CDU erfolgreich tätig waren und eine vertrauensvolle

Zusammenarbeit mit der CDU begründet haben.

i

i
i

y

i:
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lllääiä’ lBonn, 11. Marz 1980 undfre’.

Zur Ausschreibung eines Preises der Frauenvereinigung der

CDU für Kindertheaterstücke erklärte die Vorsitzende der

Vereinigung, Dr. Helga Wex, MdB‚ heute in Bonn:

Die Frauenvereinigung der CDU stiftet einen Preis für

Kindertheaterstücke, verbunden mit einer Aufführungsga-

rantie.

Trotz der erneut in Gang gekomenen Diskussion um das

Kindertheater Ende der 60er Jahre besteht weiter ein großer

. Bedarf an geeigneten Stücken. Dies war auch die Meinung

der Teilnehmer an der von der Frauenvereinigung der CDU

veranstalteten Podiumsdiskussion am 25. Oktober 1979 in

Mühlheim/Ruhr zum Thema "Kindertheater - Theater für Kin-

der?". Es muß verhindert werden, daß "Dornröschen wieder

einschläft"‚ wie es ein Theaterkritiker formuliert hat.

Kindertheater soll von der Persönlichkeit des Kindes aus-

gehen und darf nicht als Mittel für ideologische Zwecke

l gleich welcher Richtung mißbraucht werden. Es soll den

Kindern Freude machen, Heiterkeit vermitteln und ihnen

in kindgemäßer Form bei der Lösung ihrer Probleme und Be-

0 wältigung ihrer Konflikte helfen. Im Jahrhundert des Kin-

des sind den Kindern zwar die Erwachsenenkleider ausge-

zogen worden, dafür werden ihnen oft Erwachsenenprobleme

angezogen.

Kindertheater ist vielfach immer noch Anhängsel des "großen"

Theaters meistens ohne eigenes Ensemble und ohne eigenen

Etat. Kindertheater muß einen eigenen Stellenwert haben. Es

muß gleichrangig neben dem anderen Theater bestehen können.

Dies ist auch ein wichtiger Beitrag für mehr Kinderfreund-

lichkeit unserer Gesellschaft.

Interessierte Autoren können die Ausschreibungsunterlagen

abrufen bei der Frauenvereinigung der CDU, Konrad—Adenauer—

Haus, Friedrich-Ebert—Al1ee 73-75, S300 Bonn 1.
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Bonn‚den 11. Ivlärz 1980 ' V

Der Sprecher der CDU, Günther Henrich, teilt mit: ‚

_ Die CDU hat vier Werbeagenturen mit der werblichen Gestaltung v

ihres Bundestagswehlkampies 1980 beauftragt. Unter Leitung

a ' des Generalsekretärs Dr. Heiner Geißler und des Bundesgeschäfts-

führers Ulf Fink steuert eine Wanlkampfkoznmission im Konrad-

_ ' Adenauer-Haus sämtliche Wahlkampfmaßnahmen der CDU.

An den Aufgabenstellungen des Wahlkampfes arbeiten die folgen- l

den Werbeagenturen mit: .

. -_von Mann-Stein Werbeagentur GmbH, "Solingen '

Konzeption und Entwicklung der Bundestagswahlkampf —

Werbelinie in Gestaltung und Verbalisierung; Mitglieder-

mobiliisierung; Kandidatenservice.

- Admenting Werbeagentur, Frankfurt/Main _ ‘

Zielgruppenkampagnen . ' ' l

- Universal Media Service GmbH, Frankfurt/Main 5

Mediaplanung und Streuung

- Industrie-Werbung Dr. Wilkens wpt, Hamburg l

' Einstimmungsaktion und institutionelle Werbung 3

Die Agenturen sind mit den oben angegebenen festen Aufgaben- l

stellungen betraut und werden sich darüber hinaus für einige

. Aufgaben des Hauptwahlkampfes in Konkurrenzpräsentation be-

V werben. '

Die Auswahl der Agenturen erfolgte insbesondere nach dem ‚

- 2 - i
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Bonn, den 12. März 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler, empfing

am Dienstag, 11. März, im Konrad-Adenauer-Haus in Bonn

Edward Seaga, den Vorsitzenden der Jamaican Labonr Party

und Oppositionsführer in Jamaika. Seaga hält sich auf Ein-

. ladung der Konrad-Adenauer-Stiftung vom 10. bis l3. März

in Bonn auf. Die Einladung geht auf eine Initiative des CDU-

Bundestagsabgeordneten Peter Petersen zurück.

Während seines Aufenthalts führte Edward Seaga auch Ge-

spräche mit den Abgeordneten Petersen, Dr. Hennig,

Dr. Hüsch und dem Leiter des Büros für Auswärtige Bezie-

hungen der CDU, Dr. Wegener.

Die Jamaican Labour Party ist ungeachtet ihres an die briti-

schen Sozialisten erinnernden Namens eine nicht- sozialisti-

O sehe Partei der Mitte. Sie hat zwanzig Jahre lang die Regie-

rung Jamaikas gestellt und bereitet sich zur Zeit nach sieben

Jahren in der Opposition erneut auf die Regierungsübernahme

V01‘.
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Bonn, den 13. März 1980

Der Sprecher der CDU, Günther Henrich, teilt mit:

Unter Leitung des Parteivorsitzenden Dr. Helmut Kohl tritt

am Montag, dem 174 März, l1, 00 Uhr im Bonner Konrad-

. Adenauer-Haus der erweiterte Bundesvorstand der CDU zu-

sammen.

An den Beratungen nehmen auch die Ministerpräsidenten

der von der CDU regierten Bundesländer, die Vorsitzenden

der Landesverbände sowie der Parteivereinigungen teil.

Auf der Tagesordnung stehen unter anderem eine Diskussion

über die politische Lage nach der Landtagswahl in Baden-

Württemberg sowie die Vorbereitung des 28. Bundespartei-

tages, der vom 18. — 20. Mai in Berlin stattfinden wird.

Vor der Sitzung des Bundesvorstandes finden Beratungen

O des CDU-Präsidiums statt.
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Bonn, den l3. März 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit: ;

Zum Welttag der Behinderten am 15. März 1980 schreibt der „

Vorsitzende der CDU, Dr. Helmut Kohl, heute im "Deutsch-

land-Union-Dienst": ‘

6 Der Z1. Welttag der Behinderten steht in diesem Jahr unter dem l

- Motto "Mehr Lebensquelität für Behinderte". Wie berechtigt i

diese Forderung ist, zeigen die erschreckenden Zahlen über

die Arbeitslosigkeit Behinderter in den vergangenen Jahren.

Ende Januar 1980 waren nahezu 68. 000 Schwerbehinderte er— ‘

werbslos, 10, l Prozent mehr als im Januar 1979. 3

Gerade für Schwerbehinderte sind die Probleme, die durch die

Arbeitslosigkeit hervorgerufen werden, sehr groß. Auch für

Behinderte ist Arbeit ein wichtiger Teil der Lebensqualität.

Auch für Behinderte ist Arbeit nicht nur Broterwerb, sondern ‘

O eine Form der Selbstverwirklichung und kann durch keine noch

so hohe Arbeitslosenunterstützung aufgewogen werden. i

Wir alle sind aufgefordert, neben einer Verbesserung der

Vorsorge, Früherkennungs- und Frühbehandlungsmaßnahmen

für Behinderte vor allem die berufliche Rehabilitation Behinder-

ter durch Bildungs-‚ Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen

weiter auszubauen, um eine bessere Eingliederung der Behinder-

ten in der Gesellschaft zu erreichen. . ’

Die CDU fordert in ihrem Grundsatzprogramm: "Der soziale

Rechtsstaat muß allen Behinderten eine ihren Möglichkeiten

entsprechende Chance geben, sich in Beruf und Gesellschaft

- 2 -
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zu entfalten. Behinderte sind keine Betreuungsobjekte, sie

sind Partner. "

Das selbstverständliche Miteinander von Behinderten und

Niehtbehinderten muß in allen Bereichen gefördert werden.

Wenn es uns nicht gelingt, immer wieder feststellbare Vor-

urteile gegenüber diesem Personenkreis so weit wie mög-

lich abzubauen oder zu beseitigen, dann sind alle Bemühungen,

die beruflichen, sozialen und gesellschaftlichen Bedingungen

für Behinderte zu verbessern, vergeblich. O

O

l

l
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Pressegespräch fand am Abend

des l1 . März i980 statt

Bonn, 13. März 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu den Vorbereitungen der CDU auf den Bundestagswahlkampf 1980

gab der Bundesgeschäftsführer der CDU, Ulf Fink, heute bei einem

Pressegespräch im Bonner Konrad-Adenauer-Haus folgende Erläuterungen:

Die CDU-Bundespartei wird nach der Serie der Landtagswahlen ab Ende Mai

in enger Zusamnenarbeit mit ihren Vereinigungen eine umfassende Ziel-

gruppenkampagne starten. Der Schwerpunkt der Kampagne liegt in der Zeit

der Sommerferien. Angesprochen werden sollen vor allem

- die 6 Millionen wahlberechtigten Jungler im Alter von 18 bis Z4 Jahren

. - die Z3 Millionen wahlberechtigten Frauen sowie

- die Z0 Millionen wahlberechtigten Arbeitnehmer,

besonders die über S Millionen gewerEschTaIthcH organisierten.

O Weitere Sonderaktionen sind im Bereich des Mittelstandes, der städtischen

und ländlichen Bevölkerung vorgesehen.

Mit dieser umfassend angelegten, methodisch und demskopisch sorgfältig

vorbereiteten Zielgmppenkanpagne schlägt die CDU ein neues Kapitel in

der Geschichte der Bundestagswahlkämpfe auf. Die Zielgmppenkarnpagne er-

gänzt die Basiskampagrle. Ihnen liegt dasselbe Programm zugrunde. Die Ziel-

gmppenkampagxie gibt aber im Unterschied zur Basiskanmagne die Möglichkeit,

detaillierter auf die jeweils besonders interessierenden Probleme einzugehen.

Darüber hinaus kann dem unterschiedlichen Kommunikationsverhalten der Bevöl-

kerung besser Rechnung getragen werden. Die differenzierten Präferenz- und

Nbbilitätsstnkturen der verschiedenen Bevölkenmgsgruppen können berücksich-

tigt werden.

_ 2 _
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Der Zeitraum der Kampagne ist schwerpunktmäßig in die Zeit der Sonxmer-

monate gelegt worden, um die Präsenz der CDU in der für eine Oppositions-

partei schwierigen Zeit der Parlamentsferien sicherzustellen.

Die Zielgruppenkampagne gibt den über 700.000 Mitgliedern der CDU und

ihrer Vereinigtmgen die Möglichkeit, sich in besonderer Weise für die

Ziele der Union zu engagieren. Neben Großveranstaltungen, neuen mobilen

Veranstaltungsfonnen, Texten für Zielgruppenbriefe, Erkennungszeichen,

Servicepaketen, Aktionshandbüchem, Flugblättern usw. stellt die (DU-

Bundespartei den Kandidaten und den Vereinigungen besonders hohe Auf-

O lagen an kostenloser Gnmdausstattung von gezieltem Informationsmaterial

zur Verfügung. Ergänzt wird die Kampagne durch eine bundesweite Anzeigen-

kampagne in zielgmppenspezifischen Medien. Die Anzeigenschaltung ist wie

folgt angelegt: Angesprochen werden, und zwar etwa viermal,

- rd. 70 % der Jugend in allen Teilen der Bundesrepublik

sowie in allen Ortsgrößen, auch auf dem Lande

- rd. 50 ä der Frauen,

die Frauen im Alter zwischen 20 bis 29 Jahren sogar zu rd. 70 ‘ä

- rd. 50 % der Arbeitnehmer, besonders die jüngeren. 1

x

Die Kampagnen im einzelnen: ‘

JUGEND

O Bei der Btmdestagswahl wird es rund 6 Millionen Jungwähler im Alter von ‘

18 bis 24 Jahren geben. Davon werden ca. 3,6 Millionen zum ersten Mal an 1

einer Bundestagswahl teilnehmen können. Schwerpunkt der Kampagne werden

Anzeigen sein, die in Form und Sprache den Lesegewohnheiten der Jugend

entsprechen. Die Themen bewegen sich im Rahmen des allgemeinen Wahlpro-

granms der CIIJ, versuchen aber, die für junge Menschen besonders wichtigen i

Punkte hervorzuheben. Eine Wahlkampagne, die sich ausschließlich an die \

junge Generation richtet, hat zu berücksichtigen, daß nach vorliegenden

Untersuchungen lediglich 20 Prozent der Jungwähler starkes Interesse an i

der Politik haben. Diese Tatsache verlangt von einer Partei die Entwicklung

neuer Ansprechformen. So wird gegenwärtig ein Jugendmagazin produziert, das
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in aufgelockerter Fonn politische Themen mit Unterhaltung und allgemeinen

Informationen kombiniert. Auftakt der Jugendkampagne wird eine zentrale

Jugendveranstaltung der Union in Mainz am 31. Mai sein. Im Juni folgt

dann der Deutschlandtag der Jungen Union.

Spezielle Aufmerksamkeit widmet die CDU der Arbeit des Ringes Christlich

Denokratischer Studenten (RCDS) an den Universitäten. Sie unterstützt

den RCDS bei der Herausgabe von Dokumentationen und Broschüren. ‘

FRAUEN

Die Probleme der erwerbstätigen Hausfrauen und der Hausfrauen, die Fordermg

0 nach einen Erzienungsgeld und die Alterssicherung sind Themen-Beispiele im

Rahmen der CIXJ-Frauenkampagne. Mit Anzeigen, vor allem in Frauenzeitschriften,

wird die CDU auf ihre Politik für die Frauen hinweisen und ihre Lösungsvor-

schläge darlegen. Von den insgesamt 23,2 Millionen wahlberechtigten Frauen

sind es vor allen die jüngeren bis zum Alter von 2S Jahren und alleinstehende

berufstätige Frauen, die der CIlJ nicht mit der sonst üblichen Aufgeschlossen-

heit gegenüberstehen. An sie wendet sich die Kanxpagne vor allen Dingen.

Insgesamt gibt es in der Bundesrepublik Deutschland 7,7 Millionen erwerbstätige

Frauen bis zum Alter von 60 Jahren und 7,3 Millionen Hausfrauen (ebenfalls

bis zum Alter von 60 Jahren).

ARBElTNEI-MER

0 Von den insgesamt 23,5 Millionen wahlberechtigten Erwerbstätigen in der

Bxmdesrepublik werden 20,5 Millionen zur Zielgruppe der Arbeitnehmer gerech-

net. Die Arbeitnehner unterteilen sich wiederum in 10,6 Millionen Angestellte

und Beamte sowie 9,9 Millionen Arbeiter. Untersuchungen haben ergeben, daß

die weitverbreitete Enttäuschung über das Versagen der "klassischen" Arbeit-

nehmerpartei SPD noch nicht überall eine HinwendLmg zur CDU zur Folge hatte.

Vor allem Gewerkschaftsmitglieder unter der Arbeitnehmerschaft weisen keine

ausgeprägten CDU/CSU-Präferenzen auf. Mit den Mitteln einer Anzeigenkanlpagne

in der Gewerkschaftspresse und in der Boulevardpresse wird die CDU die in

der Arbeitnehmerschaft besonders relevanten Themen ansprechen. Das sind

unter anderem:

Vollbeschäftigung,

Energieversorgung,

Rente und

Fannilie. _ 4 _
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MITTELSTAND

Die CDU-Wahlkampagne für den hlittolstamxl hat vor allem ein Ziel:

Der "klassische Mittelstand". das’ rund m1‘ allem div

selbständig Gewerbetreibenden und die freien Berufe,

fühlt sich mehrheitlich von der Union repräsentiert. ‘

Die Freunde der CDU sollen deshalb besonders für den ‘

Wahlkampf mobilisiert werden. Dazu dienen vor allem 1
x

Anzeigen in den Fachpublikationen sowie die direkte ‘

Ansprache durch die Btmdestagskandidaten. l

O i
STÄUTISÜ-IE BMLKERUNG ‘

l
In enger Zusammenarbeit mit der Konnmmalpolitischen Vereinigung der ä

CDU/CSU (KPV) wird ein Urbanitätsprospekt herausgegeben. Damit wird ‘

gezeigt, daß die CDU die führende Kommmalpartei nicht nur auf dem

flachen Lande, sondern auch in den großen Städten ist. Die Union»

stellt in vielen Großstädten den Oberbürgermeister. |

i
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Pressemitteilung _
sicher

sozial _

Bonn, den 13. März 1980
unde’

Der Bunde sgeschäftsführer der CDU, Ulf Fink, teilt mit:

Für die kommenden Wahlkampfauseinandersetzungen hat die

CDU-Bundesgeschäftsstelle, Hauptabteilung Politik ein

"Handbuch für die innenpolitische Argumentation"

 

fertiggestellt. Die Broschüre enthält eine Analyse der innen-

0 politischen Probleme der Bundesrepublik Deutschland, zieht

Bilanz der SPD/FDP-Politik und zeigt die Alternativen der

CDU auf.

Unsere Gesellschaft ist mit einer Vielzahl von schwerwiegen- i

den, gleichzeitig auftretenden Problemen konfrontiert, die l

jeweils für sich genommen die ganze Kraft und Aufmerksam- ‘

keit der Politik beanspruchen. Ein Problenberg ist entstanden. i

Die Studie unternimmt den Versuch, diesen Problemberg in

seiner Größe und Komplexität zu erfassen. Zugleich werden

die alternativen Lösungsstrategien aufgezeigt, mit denen Re- ‘

. gierung und Opposition die Probleme angehen wollen. Dabei ‘

treten entscheidend e Unterschiede in der Problemsicht und

—einsch'a'tzung zutage.
l

l

l
Der Inhalt des Handbuchs ist in zwei Teile gegliedert. Der i

erste Teil "Politik für die Zukunft" enthält analytische Aus-

sagen zur Familienpolitik, Chancengleichheit für die Frau, ‘

Sozialen Marktwirtschaft, Energiepolitik, Arbeitslosigkeit,

_ 2 .

- . ‚v ' M"II I'I 5350 ‚Konrad-Adenauevaus,

"emßgebe" °°“'‚a“efg‘‚’j‚f?fjs';"sf'ä2:52 Iferrlsinreuner-ngeeam
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zum Generationenvertrag, zu den Staatsfinanzen und zu Recht

und Freiheit; der zweite Teil "Politik für eine menschli-

che Gesellschaft" befaßt sich mit der Verantwortung für die

Jugend, Bildungspolitik, der Neuen Sozialen Frage, dem Ab—

bau von Bürokratisierung und dem Umweltschutz.

Das Handbuch wird in diesen Tagen an die Parteibasis ausge-

O liefert.

Hinweis für die Kollegen: ‘

Falls Sie die Broschüre haben möchten, genügt ein Anruf

bei der CDU-Bundesgeschäftsstelle, Abteilung Öffentlich-

keitsarbeit, Telefon: O2221/544-466/467 oder ein Telex

an 0886804 bcdu oder die Rücksendung des untenstehenden

Abschnitts mit Ihrer Anschrift. \

In Anlage finden Sie das Vorwort zum Handbuch.

CDU—Bundesgeschäftsstelle, Abteilung Öffentlichkeitsarbeit,

Postfach 1380, 5300 Bonn 1

Bitte senden Sie das "Handbuch für die innenpolitische

Argumentation" an folgende Anschrift:



Klassenkampfvorstellungen, die Verschärfung des Generationenkonflikt:

VOFWOH durch gemeinschattszerstdrehde Bildungslnhalte, die verketzerung von Be-
völkerungsgruppen durch Maßnahmen wie die Aktion „Gelber Punkt". die

‚ Kampagnen zur Kontrolle wirtschaftlicher lnvestitionen und der bewußte Abbau

des Leistungsgedankens haben die Widerstandskraft der Gesellschaft und ihre

Fähigkeit gemindert, den großen Herausforderungen der Gegenwart und

Zukunft zu entsprechen.“

1. vor den Herausforderungen des Problembergs „lrn Bereich der Wirtschaft ist es der Koalition nicht gelungen, die Ziele des

Staat, Gesellschaft und Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland stehen vor Stabiiitätsgesetzes zu verwirklichen; Ihr Verhältnis zur Sozialen Marktwirtschaft

einerernsten und tiefgreifenden Bewährungsprobe. Herausforderungen sind zu ist eebrddhep- Die Angriffe der Fiesierurigskoelitiorl auf die private Wirtschaits»

bewältigen, die in Bedeutung und Gewicht der Aufgabe des Wiederaufbaus Verfassuriqiehrrieh die unternehmerische Initiative; Vertehite und gescheiterte

nach dem Krieg nahekommen. Erneut ist unsere Gesellschaft mit einer Vielzahl
Ftelorminitlatlven im Bereich der Gesellschaftspolitlkfuhrten zu ordnungspolltl-

schwerwiegender Probleme gleichzeitig konfrontiert, die jeweils für sich 39ml U"5'°he'h9"-

genommen schon die ganze Kraft und Aufmerksamkeit der» Politik beanspru- Die Ubertorderung der Leistungsfähigkeit der Wirtschaft schwächte ihre Inve-

chen wurden. Ein Problemberg ist entstanden, der in seiner Größenordnung wie stitionskraft. Die wirtschaftliche Entwicklung ist gegenwärtig im inneren durch

in seinen Wirkungen und Folgen kaum bezwingbar scheint. Noch werden die zunehmende strukturelle Spannungen gekennzeichnet, während sich gleich-

Probleme weitgehend isoliert erfahren. Entsprechend fehlen Wissen und Be- zeitig aus der veränderten internationalen Wirtschaftslage erhöhte Anforderun-

wußtsein um die Problemlülle, um die es geht. gen an die Leistungskraft unserer Wirtschaft ergeben. Nachhaltige Storungen in

Die vorliegende Studie ist der Versuch, den Probtemberg in seiner Größe und den Wirtschaftsablaufen sind die Folge. Die Koalition hat sich als unfähig

Komplexität zu erfassen. Zugleich werden die alternativen Lösungsstrategien “Wiese” Wachsmm “m W'"5°“5""°h9 DYriamik z“ 9mm“-

aufgezeigt, mit denen die Parteien bzw. Regierungskoalition und Opposition die Die Menschen halten anderes. Besseres erwartet.

Probleme angehen wollen, Mit den Lösungssärategien werden ärhetgiche _ systematisch haben spD und gop Hotrmmgen auf eme „euey nassem

Unterschiede in der Problemsicht und —einsc ätzung sowie in er rage Gesenschan eneu ‘ „m1 enähm

deutlich. wie und nch welchen Prinzipien Staat und Gesellschaft in Zukunft 7 unablässig haben SPD u": FDP beim Büige, und in der Öffenmchkenden

995mm" we'd“ 5° 9"’ . , .. . . Eindruck erweckt, dal3 mit den Mitteln ihrer Politik nahezu alle Probleme
Trotz ihres Umfangs beansprucht die Studie keine Vollstanglgkeit. so wurde auf behemchba, wämm

innenpolitischen Probleme ist zugleich ein Beitrag zur „Maßstabsdiskussion“ in Prableme" konflonher“ Zuglewh “alle? S“; fes" das es der 359km“ “U” der l

der Bundesrepublik Deutschland so wichtig außenpolitische Probleme sind — SPD/FDP‘K°"""°" 5°W°"' ä" Peßpemve" um’ °’d““"95i’°_""3°" abgemhe" i

sie dürfen nicht vom innenpolitlsch Möglichen und Notwendigen ablenken. Die ‘e’? Qmmmen der P':_°b|em.|°s“"9 als auch a" der "mwendge" Geschmssen’ .

häufig von der SPD/FDP angewandten internationalen Vergleiche zur Situation
heil und Handlungsfahlgkelt mangelt. l

in der Bundesrepublik Deutschland sind ein Hilfsmaßstab mit nurbeschränkter ‘

Aussagekraft. Der korrekte Maßstab ist das Problem selbst. 3_ Dilemma de. Bundesregmung und de‘ sPD/HMLKOIIHIO“

Die Macht von Bundesregierung und Koalition beruht auf der schmalen Basis

2. Ursachen des Problembergs und Voraussetzungen seiner Überwindung einer ‘außerst knappen Mehrheit im Parlament, SPD und FDP verfügen zusam-

Die Dimension des Problembergs wirtt die Frage nach seinen Ursachen und ‘"9" Übe’ 264 Mama“? lMaPdaw de’ 3P'‚3_"i"5‚_°h"eß"°" 5945"?‘ Abgewdele

der Verantwortung für sein Entstehen auf. Sicher reicht eine globale Schu|d- 2?‘? m9 de’ FDP ‘wli d” U"'°" “|5 0pp°5"‚'9" “b” 253 Mmdale- 03m" “rm3”

zuweisung an die Bundesregierung und die Koalition aus SPD und FDP nicht m” “z?” 559"?’ Ab99°”’"e‘? de‘ K°5""°" dm?“ ""9 Qensflmme die

aus. Dennoch tragen sieeine zurechenbare Verantwortung. Die CDU hat diesin M°"“'h?" m’ “je ‚Re9"‚’”_”’9 ‘"5 Warm?" b’"‘9e"- Da‘? “'93 ‘"0" "u" 9in9

ihrer Mannheimer Erklärung umfassend analysiert und begründet. Zwei Zitate ‘"°°'9"s°"° M°9"°"k9" ‘Sh "am" be“ meme” Absmlmuiige" gezeigt.

aus der Mannheimer Erklärung werfen Schlaglichter auf die Mitverantwortung Die Bundesregierung befindet sich in einem tiefen Dilemma. Ihre knappe

und geben Aufschluß uber einige politisch bestimmte Ursachen: Mehrheit berechtigt sie einerseits zur Ausübung der Regierungsmacht. Die

„Die Entwicklung der letzten Jahre ist schließlich durch die spürbare Beein- ’°""5'°" Vmeussezuhgef‘ d“ Regietehs 5th” 9999W‘- Der Kehziet ietvori der

trächtigung der inneren Stabilität und äußeren Sicherheit unseres Gemein- Pa"3m°“‘5"“%""_“9"_9e""3""i de’ 3uhdeeheiisheit_ kam " Weil“ auch um"

wesens gekennzeichnet. Die allgemeinen weltpolitischen Veränderungen und 9'039" 5°h""_""9ke"?" — '"„eh'h?""_°h V9'3b5°h'°d9‘ ‘"_9"d9“- Arideießeiis

die verfehlte Politik von SPD und FDP, wie die Neuauflage historisch überholter feh" de’ Regiemg J°d°°h ‘h Wichtige" Sächhetfeh ‘die Parlamentarische
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. .. . _ möglich ist. Unterstellt wird also die Möglichkeit, daß sich Marxismus und
Mehrheit. damii d"? illilaiiiic" P°im5°h9 Vmmsseiwng zur" Reweie” [M5595 marxistische Theorie mit anderen Theorien, Philosophien und ethischen Hal-
Üllcmm hat Scnwelwtegende K°"3e°”5"z9”- tungen zu einer gemeinsamen Grundlage der Politik verschmelzen lassen. Eine
v Die Regierung wird abhängig vom Machtkalkül und politischen Wollen im marxlslischen Sinn veränderte Welt schließt ledoch andere Politikentwurfe,

einer kleinen Zahl von Abgeordneten der Koalitlon. Sie muß sich vor jeder Philosophien und Wertsysteme ebenso aus wie umgekehrt auch ollene Systeme

Entscheidung Ihrer Mehrheit versichern, sich auf langwierige koalitions- des Denkens und der Philosophie in ausdrücklichem Widerspruch zum Denk-

interne Verhandlungen einlassen und jede Opposition in der Koalition system und zu den Handlungsanweisungen des Marxismus und seinem Modell

beruckslchligen einer geschlossenen Gesellschaft stehen. Damit sind prinzipielle Konflikte in

— Dementsprechend verzögern sich Entscheidungen, Handlungen unterblei- de’ SPÜ Vorpmgfmmlen-

ben oder erfolgen zum lalschen Zeitpunkt. An sich richtige Maßnahmen Der Orientierungsrahmen '85 der SPD sowie ihr Europawahlprogramm doku-

werden aus ideologischen Gründen zerstuckelt. bevor Ihnen im bürokrati< mentieren, da6 zunehmend die marxlstisch und sozialistisch gepragte Position
sehen Vollzug endgültig die beabsichtigte Wirkung genommen wird. Ein das programmatische Profil der SPD bestimmt. Marxismus ist ein okonomisch

BEiSPlEi Üaii” Sind die Miiiialde". die ZU’ Wilischaiisbeiebulig 3U59999b9" determiniertes Programm, das Denken und Perspektive an wirtschaftliche

wurden. aber lade durcnschiagende Wirkung vcriehli haben. Prozesse bindet; die Utopie des Marxismus ist die Utopie einer von wirtschaft<

Die Folge ist politischer Stillstand oder eine kontraproduktive Politik. Iichen Sacnzwängen oelreiten Gesellschaft. Das Vordringen marxislischer
. . , . h‘ d B I. hk "d rRe i n wimd ‚Ch Positionen in der SPD wird dementsprechend insbesondereln den wirtschafts-

Dm 9“°”““”“'k9° El’fe'"‘ga°‘ ‚istmg efweg sisoneer im‘ 9&5; gnm e"; e politischen Entschließungen deutlich. Auch der Berliner Parteitag vom Dezem-
Wemge’ wie" u" '99 es. T“ mnf" ' “"9 a h 9mm ‘H n a ‘mm e?‘ bei 1979 hat diese Tendenzen noch einmal bestatlgt. In zentralen Fragen wieder
Maßmhme" Wgrde" 9a’ "'° e: ßerwoge” z‘ FC b9 k. a ‘"5’ ä i n n 5d Sicherung der Energieversorgung pladierte die SPD lur Dirigismus und Bewirk

ruppieru .

wechselseitiger Selbstblockaden gerät Regieren zum Verwalten der Krise. Wann immer die SPD sich programmatisch mit Wirtschaft und Wirtschaftsord-
Macht und Machterhalt verlieren ihren politisch-lnhaltlichsn Bezug und werden nung belaßt, stets soll Freiheit beschnitten und regiementiert, sollen autonome
zum Selbstzweck. Probleme können nicht mehr vorbeugend verhindert. son- wirtschaftliche Entwicklungen dem Raster staatlicher und syndikalistischer
dem in ihren Auswirkungen nur noch gedämpft werden. Wirtschaftsplanung (durch Wirtschatts- und Sozialrate. strukturrate usw.)
Die Problemtülle, mit der wir heute konfrontiert sind. Iäßt bloßes Verwalten untjevvogen w:rt"l‚;en.rlrr‘i Ergebätig fütlrirtheiäeljscxflche Politrik äu wenige; Freizeit

' doch "Cht mehr zu. ES besteht die Gefahr, daß jetzt noch mögliche und Un O “an . 3C 5 Um U" Ü‘ 3C i‘ i 3 i" 1U "i9 l eVolmun “"9 9T

ieerfolgverrisprechende Lösungsansätze verschuttet und die Leistungskraft von Arbeitnehmer. Verbraucher und Unternehmer durch Planer und Verbände. zu
Gesellschaft, Wirtschaft und Bürger überlordert werden. sirtktaizider Effizienz und steigender lnflexibilität von Wirtschaft und Gesell-

Notwendig sind richtungweisende politische Entscheidungen und eine Iangfriv 5° a '
stig angelegte Strategie der Problemlösung, damit Perspektive im politischen In ihrem Europawahlprogramm bekennt sich die SPD unverhiilltzu Sozialismus

Handeln. von einer Bundesregierung, deren Kraft vom ständigen Ringen um und Planungswirtschalt. Die SPD WI|| „elne Änderung der Wirtschafts- und

den Zusammenhalt und die Machlsicherung in der Koalition absorbiert wird, ist Gesellschaftsstruktur in unseren Ländern“, Gefordert werden u. a.:

dies kaum zu smarten. Ein Konsens uberdie Perspektiven politischen Handelns e einschneidende Eingriffe des Staates in Wirtschaft und Gesellschaft bis hln
lehlt ebenso wie die Einlgkeit über die Wege und Mittel einerzukunftsorientier- zu, Ve‚sraatiich„„g_

3TB F:‘gifi-e‘iffglfggjf’iäzälf:iü:ä";;gh‘iä'häPäiiffgggzgggfiä: 33:53:: — offentliche Investitionsplanung hir privatwirtschaftliche Investitionen und
. . . , ' ’ —M Id t II ,

konnte, die mehr ist als eine Politik auf kleinstem gemeinsamen Nenner. '"Y°S""°"’ e es e e"

v Wirtschaftsplanung und Strukturrate,

— Verstaatlichung der beruflichen Bildung usw.

a‘ Urnche" und H|"i°'9'ü"de m‘"9°mde' aewegnchkd‘ Keines der tief in unsere Wirtschaftsordnung eingreifenden Instrumente istund Handlungnlähigkelt der SPD/FDP-Koalltlon . r - - v - - v
jedoch geeignet, mehr Freiheit zu venmrkllchen oder Investitionsschwache und

4.1. Die SPD In der Zerreißnrobe Arbeitslosigkeit zu beseitigen.

wie seit langem nicht mehr sind in der SPD Grundlagen und Grundfragen der
Zur Begrundung ihrer Forderungen verzerrt die SPD unsere Wirklichkeit zuPolitik umstritten. Der ideologische Konflikt als Ursache der Zwietracht ist in eine, Monsmrwe“, in der es von Muma Mormpmen und Ohgopown wimme"

“i” mgffme: de’ SPD a"9°'°9‘- D55 G°d°5b9'9°' ”'°9'5'"_'“ 99",‘ im Die Rolle des monstertotenden Flitters spielt bei der SPD das Kollektiv — dasie nac ogen en Programme der SPD f davzn ausE dal3 eine „irledllqhe
Kollektiv der Bürokraten und Funktionare. Am Ende steht eine syndikalistischeoexlstenz marklstlsc er und _ nichtmarklstlso ber T eorlesatzo, Elegrun-
Gesellschaft als moderne Form eines neuzeitlichen Feudalismus: Politische unddungszusammenhange und Ableitungen iur politisches Handeln in der SPD

' s
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wirtschaftliche Macht ll’| einer Hand vereint — eine Zukunltspeispektive, die 5' "‘f“”°""'*‘„k°"°'"°’ wachse.’ In d" neg'e'ungsve'an‘w°nu"g

schaudern macht. De‘; Burdger spurt, dasß rdieuieltzigebßundeäregierug und die SPD/FDP-Koalition

maß der Mama" anvdas Wmschaun we er ie eigene c wac e u erwln ‚en noc der Probleme Herr werden

gisedigrtlrlillliäig der SPCD-Plane droht. Daß die SPD gilieeätläsfghzatjtglllfirec; ":'Sf:„‘:_'° fbx": “f5? B“"3e"°9'°'“"9 ‘"9"’ “"5 "iet"
Zeitpunkt mit umfangreichen Planen zur sozialistischen Umgestaltung von zamer und Untemehmir B .' äs rTe‘ 2e T“ f‚'."'a“°“e'-.5Pa'°'x5‘°9°"

Wirtschaft und Gesellschaft an die Offentlichkeit tritt. in dem Unternehmer und mehr auszuschneß n d ‘ß f,‘ e?“ m‘ e; “S5” Yese’ E""""°"'“"9 5,9m?"
Arbeitnehmer wieder Vertrauen in die Zukunftfassen sollemzeugtdavomdaß es Schuh: wweße e ‘d a 'e um?’ 1P"? man‘! nwh’ de’ sche" Pmmk d“?

der sozialistischen Mehrheit in der SPD mehr um die Verwirklichung ihrer n‘ so" am unserer remelmche" Ordnung Vemage" anlasw“

sozialistischen Utopien als um die Überwindung von Arbeitslosigkeit, Inflation ln unserer demokratischen Ordnung bestimmt der Bundeskanzler die Richt-

und wirtschaftlicher Stagnation geht» tinien der Politik, seine Glaubwürdigkeit und Verlaßlichkeit sind mitentschei-

Da sich die gemäßigten Sozialdemokraten und der Heglerungsflugel aus der dem! tiägdie Glaubwürdigkeit dieser Ordnung. Die Bürger haben Grund. an der

Programm- und Perspektivdiskiission der SPD weitgehend ausgeblendet Glaubwurdigkeit und Verläfilichkeitdes Bundeskanzlers zu zweifeln. Zu oft sind

haben, fehlen ihnen programmatisch abgesicherte Begründungen iur airer. sie durch Versprechen und Ankündigungen ll'l ihren Hoffnungen und Erwartun-

„aiiue vgrhandjungspgsiqnen_ Damit geräi die poiirische Qesiaiiimgsamgabe gen getauscht und enttauscht worden. Die Kette falscher Kanzler-Versprechun-

zunehmend in den Sog sozialistischer Inhalte und Veränderungen. Ein Beleg 99"'51|a"93de’Bundeäkanllefhät-insbesonderevcrWahIen—immerwieder

dafür isi wiederum das Eurgpawahjprogramm de, SPD Cuisfhwung. Vliaggsturräund Vollbeschäftigung als unmittelbar bevorstehende,

Während die Eumkommunßten im Spmwahl m ramm m“ w mw l urz ris ig erreic are iele dargestellt. Das gebrochene Wort zur Anpassung

Sympathie behandelt werden, werden Christlich: Demokralenounetiietrtjltif: ggfiareäfftzäng ‚Eer Reg“? ““‘h?“°“ (“e Gmubwurdigkei‘ des Kanne“ i”

diffamiert. Sie sind „Hauptgegner“ der SPD — die Kommunisten jedoch nur p so e" rage" ‚e ersc „n?“

"Gegner" Nichts spricht dafur, neuen Ankündigungen und Versprechen dieses Bundes-

läanzlegs hexe; Vertrauen zu schenken. Dieses Vertrauensdefizit verschärft die

rlse. s sc a tein Klima der Unsicherheit und derpolitischen Resignation, Die

*2 Die FDP: au‘ labile,“ Kurs gkenntnis wachst, daß bei diesen Voraussetzungen ein Neuanfang unmöglich

Die „Geschichte liberaler Parteien ist nicht zuiallig eine Geschichte von '

spaiiungen und Wendungen“ (Rau Dahrenaonr Das giir in bgsondeyem Maße Die Politik von Bundeskanzler Schmidt und der SPD/FDP bedeutet angesichts

für die deutschen Liberalen, Der deutsche Liberalismus war fast von Anfang an der Hetöuslüietunäe" des Ptoblembergs Rückschritt. Kanzler und Koalition

in zwei Stromungen gespalten: in eine links-liberale und eine eher gemäßigt- 99m9‘ 95 Weh‘- die Gegenwa" SKÜV POHUSC" ZU 995mm?" Und den Menschen
liberale stromung. Diese Spaltung lebt m der FDP weiter sie im die p5p zugleich eine zuverlässige Orientierung für die Zukunft zu geben, statt dessen

mehrfach in Existenzkrisen gestürzt: etwa 195e, als 1s Abgeordneie gie werden Kapital und Ressourcen fehlgeleitet oder vergeudeLdie zur Sicherung

Bundestagsfraktion der FDP verließen und eine eigene Freie Volkspartei (pi/p) unserer Zukunft unentbehrlich sind. lnvestitionskrise und Überalterung des

gründeten; oder 1969 bis 1972, als viele Abgeordnete und Miigiieder sich Produktionspotentials sind wie das passiv hingenommene Geburtendefizit ein

außerstande sahen, den Kurswechsel der FDP mitzuvoljzieherL Beleg mangelnder Zukunltsvorsorge; die weitgehend konsumptiv begründete

Das heutige Problem der FDP ist: Es ist ihran der Seite der SPD nicht gelungen, und. ‚m9 zuvor ermmme staatsveßchuhmw 9"‘ B599 Zukunftbelstender ‘

ein eigenständiges, liberales Profil zu gewinnen. Zunehmend werden die Polmk‘ l

Mißerfolge der SPD/FDP-Koalition auch und gerade der FDP an elastet. Die ' ' _ -- -

Folgen sind offenkundig: Wähler und Mitglieder wenden sich von dgr FDP ab. In
55:22?13:33:52rilbleugjgegzgiäg‘:n12?gärtrurxtssgguafnläse529T"

Hamburg und Niedersachsen mußte die FDP vernichtende Wahlniederlagen Schmidt plünderl jedoch um tagespolitischer Erfolge willgn die ä: es antz e’
hinnehmen, Zwischen 1969 und 1976 haben 30 U00 Mitgliederdie FDPverlassen; Lasten unserer Zukunft aus. Die Folgen dieser Politik sind selten cl‘ grinwarbzu
„die Abwanderungsquote war in den Jahren 1975/76 mit 8500 Austritten weit meistens zeigen sie sich erst nach zehn Jahren Dieser Zeitäugktsigtnieztazrt
hoher als zu Beginn der sozlaHiberaIen Partnerschaft“ (Projektgruppe Partei- gekommen ’

reform der FDP). . j j

DieFDF droht ihrer Strategie des Machterhalts um jeden Preisund ihrereiganen D.” S°musse| z." F"°b'°"‘°°‘{“"'9""9 ".93" '" am“ Veränderung der Pmmk‘ l
politischen Konturenlosigkeit zum Opferzu fallen. Ihren Bundestagswahlkampf s"? gnmde" am?" Wachse’ '," de’ H99'9'“"95V3'a"""’°"“"9r Die CDU hat i
will die FDP unter die plakative Formel stellen: „Mut zur Freiheit w Mut zur bewmsen‘ daß “e zukumweßende L°5.“"9e" dmchselze” “n”? i" Regie-

Verantwortung." Solange die Partei sich selbst der Freiheit begibt, des Block- '“"95",°."’"'W°"“"9 "s 9°5""e”°°. P°""S°“° 5“" “es Wiedeiaibausi i"
bündnis mit den Sozialisten zu verlassen, kann sie ihrer Verantwortung für °”°°‘!‘!°" a.” kqsmmve Amamtlve n" He9'°"“"9< OPWW” die CDU als
„ememiche poimk auerdings „m“ gemcm werden‘ Opposition nicht uber den umfangreichen Apparat des Kanzleramtes und der i

l

o ° 1° o i
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Bundesministerien verfugt, hat sie in nahezu allen wichtigen Fragen der Stwerpohm‘ g _ _

nationalen wie internationalen Politik eigene Vorschlage und Alternativen zur - Die CDU Vemi“ ais Pmel de’ 503m9" M3'k‘W’"5Ch3" I" der Sleuefpühllk

Regierungspolitik erarbeitet. einen klaren Kurs; sie wiil den Marsch in den Steuer- und Abgabanstaat

beenden und setzt sich lur einen dauerhaften Abbau der Ieistungsfeindlichen

und investitionshemmenden Uberbesteuerung der Bürger und Betriebe ein,

Die CDU- und CSU-regierten Länder sind auch dann für Steuererleichterun-

gen eingetreten, wenn ihnen dadurch kurzfristig Steuermehreinnahmen

Familienpolitik: °"*9a"99" 5"“-

— Die CDU hat ihren Kompetenzvorsprung in der Jugend- und Familienpoli- "mm9 Smherhe":

tik weiter ausgebaut. Mit ihren Leitsätzen zur Familienpolitik sowie ihrer — Die CDU hat die Diskussion über die innere Sicherheit bestimmt, Mitihren

Entschließung zum Internationalen Jahr des Kindes vom 11. Dezember 1978 Initiativen zur Verbesserung der polizeilichen Arbeit. ihren Vorschlagen zur

verfügt sie über ein tragfähiges Programm zur Stärkung der Familie, ihrer Änderung des Strafrechts sowie zur Beschleunigung von Strafverfahren ist

Erziehungslähigkeit und materiellen Sicherheit. Mit der Einführung des die CDU entschlossen für die Sicherung des Hechtsstaates und die Sicher-

Familiengeldes wollen CDU und CSU die finanziellen Voraussetzungen heit des Bürgers eingetreten, lhr vielbeachteter wissenschaftlicher Kongreß

schaffen, damit Eltern wieder mehr Zeit für die Kinder haben. Angesichts zum Thema Terrorismus hat zudem gezeigt, da6 die CDU nicht nur die

bedrohlich werdender Geburtenrückgange kann nurdie Politik der CDU der Bekämpfung des Terrorismus mit polizeilichen und gesetzgeberischen

Familie ihre Bedeutung für die Zukunft unserer Gesellschaft zurückgeben Mitteln ernst nimmt. sondern sich auch intensiv mit seinen geistigen und

und die erforderlichen politischen Konsequenzen daraus ziehen. r gesellschaftlichen Ursachen auseinandersetzt. -

Energiepolitik: - Diese Beispiele unterstreichen: Die CDU verfügt über Alternativen und Vor-

‚ Die CDU hat ein umfassend angsiegiss und sbgssichenes Konzgpi zu, Schläge zur Überwindung der Krise, l_n der CDU besteht ein breiter, gefestigter

Emwieponrik Vsrgeiegt Anders s|s SPD und Fnpvenrmdie CDU gradiinig Konsens über die Grundlagen und _Ziele christlich-demokratischer Politik "Die

„m; kmsequem eme pomik de, E„e‚gies‚c„e‚„„g ms V°‚a„sse‘z„„g V0„ Soziale Marktwirtschaft steht als Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung vollig

Vonbeschäigung und Wachstum „Ch m, die Z„k„„„; ome dabei die außer Zweifel. Dieser Konsens istdie entscheidende Vcraussetzungaktuellen

Notwendigkeit für eine lebenswerte Umwelt aus den Augen zu verlieren Erfordernissen und langfristigen Herausforderungen der Politik gerecht zu

Bewaltigung der Arbeitslosigkeit: werden‘ v _

— Die CDU hat mit der Vorlage ihres Vollbeschäftigungsprogrammes konkrete i 33121:: d5:Eällfhgäfääääseegsrgäfn Probleme des Fmblembergs

Vorschlags zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit gemacht. Im Bundestag und _ _ g _ ‘

im Bundesrat hat die Union wichtige steuerliche Teile des Programms Sie i5‘ i" ZWE‘ Befelche Qeghftde"?

umgesetzt. Mit ihrem Gesetzentwurf zur Herabsetzung der flexiblen Alters- A Der Teil l behandelt die großen Herausforderungen an eine zukunftsorien-

grenze hat die 0DU/CSU-Bundestagsfraktion für Schwerbehinderte von 62 tierte Politik; hierzu zählen die fundamentalen Mängel in der Familienpolitik

auf 60 Jahre eine weitere Initiative zur Verwirklichung des Programms und die fehlenden Entfaltungschancen für die Frau ebenso wie die zentralen

ergriffen. Weiter hat sie in einem Programm zur Sicherung und weiterent- Fragen der Wirtschaftsz Finanz- und Sozialpolitik; die absehbaren Folgen

wicklung des Ausbildungsplatzangebots und zur Verbreitung der Arbeits- stagnierender Investitionstatigkeit der Wirtschaft und ruckiäufiger Bevölke-

moglichkeiten für Jugendliche das Berufsgrundbildungsjahr gefordert. In rungsentwicklung. die Schwierigkeiten in der Energieversorgung, die Ge-

den CDU-geführten Bundesländern wurden entsprechende Maßnahmen fahrdung des Generationenvertrages und die zunehmende Steuer- und

ergriffen. Mlt der Verabschiedung des wirtschaftspolitischen Programms hat Abgabenlast.

m9 CDU m dwsem wmrmge" Berewh mre Pmgrammarbe" mngeseut- — Der Teil II befaßt sich mit den Voraussetzungen und Hemmnissen für die

Rentenpolitik: Entfaltung des einzelnen in der Gesellschaft: analysiert werden die fehiende

— Die Union hatin den rentenpolitischen Auseinandersetzungeneindeutig und VOTSOFQ‘? für die ZUkHNf de] JUQSIIF- die Ufsafifle" de’ "€099 502535"

alternativ zu den Gegetzesmänen der SPD/FDP stenung bezogen Die Frage, die Probleme einer burokratisierten Gesellschaft sowie die Gefahr-

Alternative der Union steht in der Kontinuität ihrer bisherigen bewährten dm!) Unsefe" Umwe‘?

Rentenpolitik. Sie zielt insbesondere gegen Willkür, Wort- und Vertrags- ‘

bruch, wie sie im 21. Rentenanpassungsgesetz mit den stimmen der I

SPD/FDP sanktioniert wurden. Der Union geht es namlich um Stabilität, i

Vertrauen und soziale Gerechtigkeit des Generationenvertrages, der vielfäl-

tige Belastungen verträgt. aber nicht seiner eigentlichen Grundlage beraubt

. werden darf: des Vertrauens.

v o n *2 o J
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Pressemitteilung _ u

sicher

lllsozial _

undfre:

Bonn, den 14. März 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Überschrift "Baden-Württemberg wird Signal setzen"

schreibt der Ministerpräsident von Bademwürttemberg, Lothar

nal, heute im "Deutschland-Union—Dienst":

O Die Chancen der CDU‚bei der Landtagswahl in Baden-Württemberg

am 16. März erneut die absolute Mehrheit zu erringen und die

in acht Jahren Alleinregierung bewahrte Uninnspolitik fortzusetzen,

sind sehr gut. Die SPD hat es nicht vermocht, das bundesweit ver-

breitete Image ihres Landesvorsitzenden Eppler als Polarisations-

g und Symbolfigur der Linken in der SPD zu vertuschen — auch nicht

mit Hilfe des Bundeskanzlers, der erst sehr spät und dann offen-

kundig halbherzig in den Wahlkampf eingegriffen hat.

Die Differenzen zwischen Schmidt und Eppler auf energiepolitischem

und sicherheitspolitischem Gebiet sind unüberbrückbar. Darüber

O darf sich der Wähler nicht täuschen lassen. Der Kanzler braucht

zur Durchsetzung seiner energiepolitischen Vorstellungen die Un.

terstützung der Ministerpräsidenten der unionsregierten Länder.

Er braucht sie nicht zuletzt, um sich in der eigenen Partei gegen

illusionäre und ideologieverhaftete Kernkraftkritiker wie Erhard

Eppler durchsetzen zu können.

Die FDP und die Grünen können kein klares, alternatives Konzept

gegenüber der Politik der CDU-Landesregierung vorweisen. Libera-

lität hat in Baden-Württemberg, dem Stammland der Liberalen, ihre

' politische Heimat bei der CDU gefunden - der einzigen Partei, die

in ihrem Programm wie in ihrem politischen Handeln Leistung,

_ z _
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Chancengerechtigkeit und sozialen Ausgleich überzeugend zu ver-

binden weiß.

Dem Umweltschutz wurde durch die CDU in Baden-Württemberg

bereits ein hohes Maß an Aufmerksamkeit gewidmet, als es weder

die Grünen noch ein ausgeprägtes ökologisches Problembewußtsein

gab. Weil unsere Politik langfristig konzipiert und ebenso flexibel

wie geradlinig in wirtschaftlichen, sozialen und bildungspolitischen

O Grundsatzfragen ist, steht Baden-Württemberg in vielen Bereichen

an der Spitze.

l

Wenn die CDU am 16. März vom Wähler erneut das Vertrauen er-

hält, allein die Regierung zu bilden, wird sie unter meiner Führung

einige klare Schwerpunkte setzen:

- eine Familienpolitik, die der vor allem durch bundespolitische

Versäumnisse der SPD/FDP hervorgerufenen jahrelangen Be-

nachteiligung der Familien mit Kindern endlich ein Ende setzen

muß;

- eine langfristige Konzeption zur Sicherung der Energieversorgung

O zu tragbaren Preisen durch eine kombinierte Strategie des Ener-

giesparens, der verstärkten Förderung alternativer Energiequel-

len, des Ausbaus von Kohlekraftwerken und des Zubaues von Kern-

kraftwerken in Baden-Württemberg;

- eine verstärkte wirtschaftliche Unterstützung vor allem des Mit-

telstands durch flankierende staatliche Maßnahmen, um unserer

Wirtschaft die wachsenden Belastungen durch den Kostendruck,

strukturelle technologische Veränderungen und die schärfer wer-

dende Konkurrenzsituation auf den Weltmärkten erträglicher zu

machen. ‘

Beim Umweltschutz, bei der Erneuerung unserer Städte und Dörfer

und im Verkehrswegebau kommt es zunehmend auf eine sorgfältige,

. 3 .
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praxisgerechte Abstimmung ökonomischer und technischer Not-

wendigkeiten einerseits und ökologischer Werte andererseits an.

Und schließlich werden alle - Bund, Länder und Gemeinden gleicher-

maßen - ihre Haushalts- und Ausgabenpolitik einer strengen Prüfung

auf die Grenzen des Finanzierbaren hin unterziehen müssen. Mehr

Staat bedeutet unausweichlich mehr Steuerbelastung für den Bürger;

dem muß ein Riegel vorgeschoben werden.

0 Über den landespolitischen Rahmen hinaus kann ein gutes Abschnei-

den der CDU in Baden-Württemberg ein Signal setzen für die Erwar-

tungen, die der Bürger an eine seriöse, ebenso zukunftsorientierte

‘ wie in freiheitlichen Traditionen festverankerte Politik setzt. Diese

Erwartungen vermag nur die Union zu erfüllen. Ein Sieg der CDU

wird für viele Bürger in der Bundesrepublik Bestätigung und Hoff-

nung zugleich sein.

O



Pressemitteilung_ u_

Bonn, 14. Marz 1980

undei

Zu außenpolitischen Differenzen zwischen SPD und FDP schreibt

der stellvertretende Sprecher der CDU, ghristogh Müllerleile‚

heute im"Deutschland-Union-DienstW

Die Zeit der Signale ist angebrochen. Da die Sowjets keine

Anstalten machen, sich aus Afghanistan zurückzuziehen, hoffen

die Illusionisten der Entspannung auf Zeichen aus dem Kreml,

um ihr Gesicht wahren zu können. Was bis jetzt kam, ist ange-

0 sichts weiterer Truppenverstärkungen in Mittelasien und

fortgesetzter Napalmangriffe auf angeblich rebellenverseuchte

Dörfer ziemlich dürftig. Auch Breschnews jüngste Botschaft

an den Kanzler läßt an Unklarheit kaum zu wünschen übrig.

Panik macht sich breit um Brandt, Wehner und Bahr. Sie lauschen

angestrengt gen Osten. Doch die Töne sind so leise, daß sich

die SPD-Strategen leicht verhören. So vernahm Brandt sowjeti-

sche Zustimmung zu einem Vermitt1ungsauftrag‚ den er gerne

erhalten hätte. Bahr wollte den Sowjets fortgesetzte Frieden-

liebe nicht absprechen, und Wehner meinte sogar, ihm sei über

seine Relaisstation in Ost-Berlin der Wunsch Breschnews zu einem

Treffen mit Bundeskanzler Schmidt zugetragen worden.

v Soviel Hellhörigkeit hat nunmehr die FDP verstimmt. Der FDP-

Abgeordnete Möllemann artikulierte den Unmut über die von

der gemeinsamen Linie der Koalitionsparteien abweichenden

außenpolitischen Initiativen deutlicher, als es Außenminister

Genscher gegenwärtig lieb sein mag. Aber verheimlichen läßt

sich die Verstimmung zwischen SPD und FDP über den Kurs der

deutschen Außenpolitik schon seit langem nicht mehr. Das

Dementi eines FDP-Sprechers, Möllemann habe lediglich seine

eigene Meinung wiaügegeben, esnmßwohl eher als Bestätigung

von Genschers Smyenüber die Sonderkontakte der Moskau—er-

fahrenen Genossen gewertet werden.

Auf die weitere Entwicklung darf man gespannt sein. Mit dem

Herannahen der Olympiade werden sich die Signale häufen; ob

sie deutlicher ausfallen, ist zu bezweifeln. Scmn jetzt
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aber istgabzusehen, daß es nicht an Versuchen hoher Interpre-

Lationskunst aus dem SPD-Lager fehlen wird, die das Wort schon

für die Tatnehmen. Genscher wird sich dann selber an die

Roalitionsfront bemühen müssen, um der Auszehrung außenpoli-

tischer Kompetenz entgegenzutreten.

O

O
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IIIBonn, 17. 3. 1980 302,3]

undfrei

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu einem ersten Ateliergespräch bei einem Wuppertaler Maler

hat die CDU für den 19. März 1980 Künstler und Kulturpoliti-

ker eingeladen.

0 An diesem Gespräch unter Leitung des Vorsitzenden des Ge-

sprächskreises Kunst— und Kulturpolitik der CDU/CSU—Bun-

destagsfraktion‚ Dr. Volkmar Köhler, MdB‚ werden unter anderem

die Bundesvorsitzende der Frauenvereinigung der CDU, Dr. Helga

Wex‚ der Intendant der Wuppertaler Bühnen, Dr. Hellmuth Matiasek‚

und der Düsseldorfer Bildhauer Professor Norbert Kricke teil»

nehmen.

\

Das Gespräch ist das erste in einer Reihe von geplanten Atelier-

gesprächen‚ die durch die besonders persönliche Atmosphäre in

der "Werkstatt" eines Künstlers zu dem angestrebten verstärkten

Dialog ZwlSChenKunstlernuniP.tkernbetrigens.en 

O
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undfrei

Bonn, den 17. März 1980

0 Liebe Kollegen und Kolleginnen,

zu einer

PRESSEKONFERENZ ‘

l
w

nach der Sitzung des CDU-Bundesvorstandes mit dem Partei-

vorsitzenden Dr. Helmut Kohl und dem Ministerpräsidenten

von Baden-Württemberg, Lothar Sgäth, lade ich Sie herzlich

für

. heute, Montag, den 17. März 1980, 13.00 Uhr

in das Bonner Konrad-Adenauer-Haus, Großer Saal, ein.

Mit freundlichem Gruß

Ihr

gs; 1k. F‘ ..- .4

( Günther Henrich )

Sprecher der CDU
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Pressemitteilung _

sicher

sozial _
Bonn, den 17. März 1980 undfre]

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zur strikten Ablehnung der Stationierung von nuklearen Mittel-

streckenwaffen in der Bundesrepublik Deutschland durch den

SPD—Fraktionsvorsitzenden Herbert Wehner erklärte der l

Partei-Vorsitzende Dr. Helmut Kohl heute vor dem Bundes- ‘

vorstand der CDU in Bonn:

Die NATO hat am 12. Dezember 1979 mit der Zustimmung der l

Bundesregierung klare Beschlüsse über die Produktion und

Stationierung von atomaren Mittelstreckenwaffen in Europa

gefaßt. Sie hat gleichzeitig den Warschauer-Pakt-Staaten

konkrete Verhandlungsangebote für Abrüstung und Rüstungs- l

kontrolle unterbreitet.

Das war die gemeinsame Antwort der NATO-Staaten auf die

forcierte sowjetische Aufrüstung in den letzten zehn Jahren,

die sowohl das weltweite Gleichgewicht wie das Kräfteverhält-

0 nie in Europa und damit den Frieden gefährdet. Das Verhand-

lungsangebot war der überzeugende Beweis dafür, daß die

NATO kein Wettrüsten will, sondern ein Gleichgewicht auf

einer niedrigeren Stufe anstrebt.

Die Richtigkeit beziehungsweise Notwendigkeit dieser NATO-

Beschlüsse ist durch die sowjetische Aggression gegen Afghani-

stan nur zwei Wochen später bestätigt worden. Der deutsche

Außenminister hat darauf öffentlich aufmerksam gemacht.

Darüber hinaus hat die Sowjetunion bis heute mehrfach das

Verhandlungsangebot der NATO über Abrüstung und Rüstungskon-

_ 2 _
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trolle entschieden abgelehnt und die Aussetzung der NATO-Be-

schlüsse über die Mittelstreckenwaffen gefordert.

Während also die Sowjetunion neue Bedingungen stellt und General-

sekretär Breschnew sie noch in der letzten Woche in seinem Brief

an den Bundeskanzler einfordert und damit unmißverständlich

deutlich werden läßt, daß die Sowjetunion an ihrer Politik der

Aufrüstung, Aggression und der Friedensgefährdung festhält,

in diesem Augenblick stellt Herbert Wehner die NATO-Beschlüs-

se öffentlich in Frage.

Herbert Wehner fällt damit dem ganzen westlichen Bündnis in

den Rücken. Er stellt sich nicht nur gegen die Beschlüsse der

NATO, sondern gegen die erklärte Politik der Bundesregierung. O

Herbert Wehner liefert der Sowjetunion in dem Augenblick politi-

sche Entlastung, in dem die sowjetische Führung selbst dabei

ist, die Voraussetzungen für eine Politik des Friedens, der Ent-

spannung und Abrüstung zu zerstören.

Die CDU fordert deshalb den Bundeskanzler und den Außenminister

als Vorsitzenden der FDP auf, deutlich zu machen, ob die Bundes-

regierung auch zukünftig ihre Politik auf der Grundlage der NATO-

Beschlüsse vom 12. Dezember 1979 fortsetzen will oder ob sie

Herrn Wehner folgen will.

O
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Die Pressestellender CDU und des CGB teilen mit:

Zu einem Meinungsaustausch über aktuelle wirtschafts- und

gesellschaftspolitische Fragen trafen gestern abend im ‘

Konrad-Adenauer-Haus in Bonn das Präsidium der CDU Deutsch-

lands und der Bundesvorstand des Christlichen Gewerkschafts— ä

bundes (CGB) zusammen. j

Das Gespräch fand unter Leitung des CDU-Vorsitzenden Dr. Helmut

Kohl und des Bundesvorsitzenden des CGB, Günter Volmer‚ MdB‚

O statt. weitere Teilnehmer waren auf Seiten des CGB die stell-

vertretenden Vorsitzenden Martin Schetter‚ MdB‚ und Siegfried

Rahammer, die Vorstandsmitglieder Heinz Langner, Jörg Hebsacker‚

Frau Dr. Matthaes, Peter Hahn und Werner Paulsen sowie General-

sekretär Dr. Bernhard Koch. Die CDU war außerdem vertreten

durch Generalsekretär Dr. Heiner Geiß1er‚ den Vorsitzenden der

Sozialausschüsse der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmer-

schaft (CDA), Dr. Norbert Blüm, MdE‚ den Vorsitzenden des Bun-

desfachausschusses Sozialpolitik der CDU, Adolf Müller (Rem-

scheid), MdB, CDU-Bundesgeschäftsführer Ulf Fink und den Haupt-

geschäftsführer der Sozialausschüsse‚ Heribert Scharrenbroich.

Im Mittelpunkt des Gespräches, das auf Einladung der CDU zustande-

. kam, standen Fragen der Betriebsverfassung, der Renten- und Fami-

lienpolitik sowie der Steuer— und Vermögenspolitik.

Die Vertreter des CGB erläuterten die Forderungen des CGB zum ver-

besserten Minderheitenschutz im Rahmen des Betriebsverfassungs-‚

des Bundespersonalvertretungsv und des Mitbestimmunqsgesetzes.

Übereinstimmend sprachen sich die Gesprächspartner für eine

Stärkung der Rechtsstellung des einzelnen Arbeitnehmers und einen

verbesserten Minderheitenschutz bei der Vertretung in den Gremien

des Betriebsrates aus, wie dies die CDU/CSU-Bundestagsfraktion be-

reits bei der Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes 1972

gefordert hatte.

_ 2 _
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Bei dem in guter Atmosphäre geführten Gespräch wurde grundsätz-

lich über das Verhältnis der Parteien zu den Gewerkschaften dis-

kutiert. Beide Seiten betonten das sich aus der Koa1itionsfrei-

heit ergebende Recht des Arbeitnehmers zur Mitarbeit in der Gewerk-

schaft seiner Wahl.

In den besprochenen Sachfragen wurde weitgehende Übereinstimmung

erzielt. CDU und CGB fordern die Rückkehr zur bruttolohnbezogenen

dynamischen Rente und betonen den unauflöslichen Zusammenhang von

Familien- und Rentenpolitik. Übereinstimmung besteht insbesondere

in der Forderung nach einem Erziehungsgeld‚ einem ausreichenden

Familienlastenausgleich und der rentenwirksamen Anerkennung der

Erziehungsjahre.

Grundsätzliche Übereinstimmung besteht auch in den Fragen der

Steuer- und Vermögenspolitik. Von Seiten des CGB wurde der von der o

CDU/CSU-Bundestagsfraktion eingebrachte Entwurf eines Steuer-

und Familienlastengesetzes 1981 grundsätzlich begrüßt ‚ da er die

wesentlichen Forderungen zum Abbau der Progression und zur ver-

stärkten steuerlichen Entlastung für Familien mit Kindern berück-

sichtigt.

Der ausführliche Meinungsaustausch wurde von allen Gesprächstei1—

nehmern als außerordentlich wichtig für die sachliche Zusammen-

arbeit bewertet. Es wurde vereinbart, die Gespräche fortzuführen.

O
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zum Entwurf des SPD-Vorstandes für ein Wahlprogramm der

SPD 1980 erklärt der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner

Geißler, heute im Deutschland—Union-Dienst in einer ersten

Stellungnahme:

Die SPD will den Herausforderungen der Zukunft mit einer

O Mischung aus unberechtigter Selbstzufriedenheit und Krisen-

management begegnen. Die drei großen Lebensfragen - Siche-

rung des Friedens in Freiheit, Gewährleistung der wirtschaft-

lichen und sozialen Zukunft, Verwirklichung des Fortschritts

mit menschlichem Gesicht — bleiben dabei unbeantwortet.

— Die vollmundigen Bekenntnisse zur atlantischen Solidarität

werden durch die tatsächliche Haltung der SPD vollständig

entwertet. Bundeskanzler Schmidt verweigert weiterhin die

Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland am amerikanischen

Boykott der Olympischen Spiele in Moskau. Herbert Wehner

spricht sich gegen eine Stationierung von Mitte1strecken-

raketen auf deutschem Boden aus und unterläuft damit den

0 gemeinsamen Beschluß der NATO-Staaten vom 12. 12. 1979.

Dies zeigt deutlich, daß die SPD an ihren Entspannungs-

illusionen festhält, das Vertrauen in die Zuverlässigkeit

der Bundesrepublik Deutschland als Bündnispartner gefährdet

und die deutschen Sicherheitsinteressen vernachlässigt.

- Die SPD verweigert weiter eine klare Auskunft, wie sie den

Energiebedarf mittel— und langfristig sichern will. Sie

schreibt den energiepolitlschen Stillstand fest, den sie

selbst durch jahrelange Versäumnisse von Partei und Regie-

rung verschuldet hat. Ihre Energiebeschlüsse sind vieldeutig

und deshalb wertlos. Sie laufen zudem auf eine weitere Aus-

_ 2 _
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’ dehnung staatlicher Eingriffe, also auf die Zunahme schwer-

fäl1iger‚ ineffizienter Bürokratien hinaus. Daher tragen sie

nicht zur Lösung der Energieversorgung bei, sondern bewir-

ken eine weitere Aushöhlung der Sozialen Marktwirtschaft.

Die Folgen werden alle Bürger treffen.

- Die SPD kündigt den weiteren Ausbau des sozialen Rechtsstaates

an, aber sie opfert in Wirklichkeit die Belange künftiger

Generationen der Gegenwart. Sie leugnet die Zerrüttung der

Staatsfinanzen und verweigert Aussagen, wie sie die Staats-

verschuldung und die überhöhte Staatsquote abbauen will.

Statt die leistungsgerechte, bruttolohnbezogene Rente wirklich

zu sichern, beschäftigt sie sich mit Plänen, eine Einheitsrente

einzuführen. Der dramatische Geburtenrückgang in Deutschland

‘ ist auch die Folge einer verfehlten Familien- und Gesellschafts-

politik. Durch den Geburtenrückgang wird die Zukunft unseres

Systems der sozialen Sicherung gefährdet. Doch die SPD ist

nicht bereit, Benachteiligungen der Familie zu beseitigen.

Im ersten Teil des Programmentwurfs zieht die SPD eine Bilanz

ihrer zehnjährigen Regierungstätigkeit, die in krassem Gegen-

satz zur Wirklichkeit in der Bundesrepublik Deutschland steht:

In der Regierungszeit der SPD ist der Frieden unsicherer ge-

worden, das System der sozialen Sicherheit ist gefährdet,

wichtige Zukunftsinvestiticnen sind unterblieben.

0 Der Programmentwurf zeigt, daß die SPD aus Mangel an einver-

nehmlich getragenen Perspektiven für die Zukunft auch in die-

sem Bundestagswahlkampf wieder auf Demagogie gegen die Union

setzt. Offenbar glaubt die SPD, ihre Chancen durch Polari-

sierung und "Holzen" erhöhen zu müssen. Die Union wird sich

dadurch jedoch nicht davon abbringen lassen, einen Wahlkampf

der Sacharqumente zu führen.

w
Die Union steht für Frieden in Freiheit. Die Union garantiert 1

die wirtschaftliche und soziale Leistungsfähigkeit auf der ;

Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft. Sie steht für einen 1

Fortschritt mit menschlichem Gesichtspunkt.

Die Union ist einig.

Es bleibt abzuwarten, wie sich der SPD-Wahlparteitag am
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Bonn, 18, März 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu einem Gespräch über aktuelle hochschulpolitische Fragen trafen

' gestern, 17‚3_‚ in Bonn das Präsidium der Westdeutschen Rektoren-

konferenz unter Leitung des Präsidenten Prof. George Turner, und

Mitglieder des Bundesvorstandes und des Bundesfachausschusses „

Kulturpolitik der CDU unter Leitung der stellvertretenden Vor— ä

0 sitzenden der CDU, Dr. Hanna-Renate Laurien, zusammen.

Die Vertreter von CDU und WRK befaßten sich eingehend mit dem l

Verhältnis zwischen Hochschule und Gesellschaft. Vor dem Hinter— ‘

grund der Bedeutung der Hochschulen für die Zukunftssicherung

und Weiterentwicklung der Bundesrepublik Deutschland halten sie

es für erforderlich, alles zu unternehmen, damit es in den Be-

ziehungen zwischen Hochschule und Gesellschaft nicht zu unüber-

brückbaren Spannungen kommt. Dies setze ein vorurteilsfreies

Verhalten aller Beteiligten voraus. l

Im Mittelpunkt des Gespräches standen Fragen der überregionalen ‘

Studienreform. Die Gesprächspartner stixmnten darin überein, die l

O Studienreformarbeit auf sachlicher Grundlage weiterzuführen. Dabei ‘

sollte - wie im Hochschulrahmengesetz vorgesehen — lediglich ein ‘

von den einzelnen Hochschulen auszufüllender Rahmen vorgegeben

werden. Dabei wurde als besonders schwierig die Beantwortung der

Frage angesehen, wie der für eine wissenschaftliche Ausbildung

notwendige Lehrstoff in einem zeitlich sinnvollen Rahmen unter

Beachtung einer späteren beruflichen Tätigkeit vermittelt werden

kann. Dies setze nach Meinung von WRK und CDU auch eine genaue

Definition des Begriffes "Praxisbezug" Voraus.

CDU und WRK bekräftigten ihren Standpunkt, daß in Zukunft der

Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses eine besondere

Priorität einzurämnen ist. In den letzten Jahren hätten sich

die Chancen für Nachwuchswissenschaftler deutlich verringert,
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eine angemessene Stellung im Wissenschaftsbereich zu erhalten. Ver-

stärkte Nachwuchsförderung sei notwendig geworden, um die befürchteten

Konsequenzen für die Innovationsfähigkeit der Hochschulen und für

die Anstellungschancen im Wissenschaftsbereich zu mildern. Eine

Förderung in verstärktem Umfange sei vor allem für die erste Phase

zwischen Hochschulabschluß und Promotion notwendig. Auch für die

Phase von der Habilitation bis zur Erlangung einer Daueranstellung

in Wissenschaft und Forschung müßten Sonderprogramme - wie etwa

der von der WRK vorgelegte Fiebiger-Plan - verwirklicht werden.

Hierbei komme der Förderung von Spitzenleistungen besonderes Ge-

wicht zu.

Die Gesprächspartner waren sich schließlich darin einig, den Aufgaben- O

bereich der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen [ZVS) in

Dortrmand nicht auszuweiten. Es nüsse verhindert werden, daß eine zur

Lösung von Übergangsproblemen geschaffene Behörde über die Erfüllung

ihres ursprünglichen Auftrages hinaus fortbestehe.

Die Gesprächspartner vereinbarten, den Meinungsaustausch alsbald fort-

zusetzen.

“ O

l
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Bonn, 19. März 1980

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

hiermit lade ich sie ein zu einer Pressekonferenz mit dem

Vorsitzenden des Bundesfachausschusses Sozialpolitik der

CDU, Adolf Müller (Remscheid), Mdß, und Ministerialdirektor

a a.D. Manfred Baden

am Freitag! 21. März 1980

um 11.00 Uhr

im Konrad-Adenauer-Haus

in Bonn, Sitzungszimmer 1/2.

Thema: Empfehlungen des Bundesfachausschusses Sozialpolitik

der CDU zur Weiterentwicklung des Arbeitsförderungsge-

setzes.

O Mi fre ndlic n Grüßen

\_‚ l

C ristoph Müllerleile

(stellv. Sprecher der CDU)
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Bonn, den 19.03.1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Der Vorsitzende des Bundesfachausschusses Innenpolitik der CDU, m

Schwarz, Mdß, erk Lärt zum heutigen Beschluß des Bundeskabinetts zur

Hilfe für ausländische Kinder und Jugendliche:

Die CDU begrüßt es, daß die Bundesregierung endlich mit praktischen Hil-

fen für die rd. 1 Mio ausländischer Jugendlicher unter 16 Jahren, die in

. der Bundesrepublik Deutschland leben, Ernst machen will. Die SPD/FDP-Bun-

desregierung hat bislang in sträflicher Weise ihre Verantwortung für die

in der Bundesrepublik geborenen und lebenden ausländischen Jugendlichen,

die zweite Ausländergeneracion, vernachlässigt. Obwohl unter der Bundes-

regierung die Zahl der ausländischen Arbeitnehmer in dem kurzen Zeitraum

von 1969 bis 1973 von 1,5 Mio um 1 Mio auf 2,5 Mio hochgeschnellt ist,

haben SPD und FDP vor den daraus erwachsenden Problemen bis heute den

Kopf in den Sand gesteckt. Das Konzept der CDU zur Integration der aus-

ländischen Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen liegt seit 1977 auf

dem Tisch. Mehrfach hat auch die CDU/CSU-Bundestagsfraktion die Bundesre-

gierung aufgefordert, die Verbesserung der Zukunftschancen der Kinder aus-

ländischer Arbeitnehmer zu einem Schwerpunkt ihrer Politik zu machen. Die 1

. CDU fordert die Bundesregierung auf, ihre Integrationsmaßnahmen zügig in ‘

die Tat umzusetzexh Die darüber hinaus vorgeschlagenen Maßnahmen zur Ver-

einfachung des Einbürgerungsverfahrens bedürfen sorgfältiger Prüfung.
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Bonn, den 20. März 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Leitung des Vorsitzenden des Gesprächskreises Kunst

und Kulturpolitik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Volkmar

Köhler, MdB, fand gestern (l9. 3.) das erste einer Reihe von

Ateliergesprächen der CDU in der "Werkstatt" des Wuppertaler

0 Malers Karl Hermann Ueberholz statt.

l

Gesprächspartner waren auf Seiten der Politiker neben Dr. Köhler,

die Vorsitzende der Frauenvereinigung der CDU, Dr. Helga Wex,

MdB, und der Wuppertaler CDU-Bundestagsabgeordnete Manfred

Schmidt. Von Künstler Seite beteiligten sich Professor Dieter

Bülter-Marell, Regisseur an der Folkwangschule Essen, Professor

Rolf M. Koller von der Fachhochschule für Kunst und Design Köln,

der Direktor der Düsseldorfer Kunstakademie, Professor Norbert

Kricke, der Intendant der Wuppertaler Bühnen, Dr. Hellmuth

Matiaselgund der Gastgeber.

0 Schwerpunkte des Gesprächs bildeten unter anderem die Frage

nach den Beurteilungskriterien von Kunst und das Problem der

notwendigen Subjektivität der Kunst.

-W9ite1"e Diskussionspunkte waren die starke Abhängigkeit der

Lehre an den Kunsthochschulen von den Kultus-Bürokratien und

die Schwierigkeiten von Künstlern, sich in der Öffentlichkeit

zur CDU zu bekennen. Beklagt wurde, daß die politischen Phäno-

mene der Unterdrückung und Ausbeutung, die in sozialistischen

Systemen auftreten, kaum künstlerisch umgesetzt werden.

Außerdem behandelten die Teilnehmer Fragen des Stiftungsrechts,

Die in den USA geübte Praxis wurde als beispielhaft bezeichnet. i

l
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Übereinstimmend forderten die Gesprächspartner eine größere

Liberalität und Offenheit sowohl von Seiten der Politiker als

auch von Seiten der Künstler als Voraussetzung für einen echten

Dialog zwischen Künstlern und Politikern.

Alle Teilnehmer empfanden die Zusammenkunft in der persön-

lichen Atmosphäre eines Künstlerateliers als sehr ergiebig und

sprachen sich für eine baldige Fortsetzung der Ateliergespräche

B113.

l
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Bonn, den ZO. März 1980

Die Pressestelle der cou teilt mit: Q

1

Zu den Vorschlägen der Bundesregierung zur Integration der Aus-

länderkinder schreibt der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner

Geißler, heute im Deutschland-Union-Dienst:

Endlich hat die SPD/FDP—Regierung ein Konzept zur verstärkten

Integration ausländischer Jugendlicher vorgelegt. Unabhängig

O davon, ob die im einzelnen vorgeschlagenen Maßnahmen zur vor-

schulischen und schulischen Integration, zur Berufsvorbereitung

und beruflichen Förderung in jedem Fall das Optimum sind, un-

terstützt die Union alle Bemühungen, die darauf abzielen, den

sozialen Sprengstoff, der sich insbesondere in den Ballungs-

zentren unter den ausländischen Jugendlichen angehäuft hat, zu

entschärfen. Wir dürfen nicht vergessen, daß immer noch gut 40

Prozent dieser Jugendlichen nicht den Hauptschulabschluß errei-

chen und nur ein sehr geringer Prozentsatz eine berufliche Leh-

re abschließt.

Ich kann der Bundesregierung aber nicht den Vorwurf ersparen,

daß sie zu lange aus taktischen Gründen die Ausländerproblema-

tik vor sich hergeschoben hat. In Zeiten der wirtschaftlichen

Hochkonjunktur hat die Bundesregierung die Zahl der ausländi-

schen Arbeitnehmer in dem kurzen Zeitraum von 1969 bis 1973

von 1,5 Millionen um eine Million auf 2,5 Millionen hochschne1—

len lassen, ohne die Folgen zu bedenken und daraus die not-

0 wendigen politischen Konsequenzen zu ziehen. In den Folgejah-

ren war die Regierung anscheinend der Ansicht, daß mit dem

Anwerbestop für ausländische Arbeitnehmer aus Nicht—EG-Staaten

sich mit der allmählichen Rückkehr dieser Menschen das Problem

von selbst erledige. Diese Regierung, die sich immer ihrer so-

zialen Verantwortung für die Arbeitnehmer rühmt, hat gegenüber

unseren ausländischen Mitbürgern schmählich versagt. Hier ist

eine Neue Soziale Frage entstanden.

Heute versucht die Bundesregierung über ihr jahrelanges Nichts-

tun hinwegzutäuschen‚ indem sie den ausländischen Jugendlichen

das scheinbar großzügige Angebot einer "beschleunigten Einbür-

gerung" offeriert. Ich bedaure sehr, daß Minister Ehrenberg

die Einbürgerungserleichterung zum Hauptprogrammpunkt des vor-

gestellten Konzepts erklärt hat. Die politische Diskussion wird

.2 -
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damit in Wirklichkeit auf einen Nebenschauplatz gelenkt, im

Vordergrund aller Bestrebungen um die zweite Ausländergenera-

tion müssen die konkreten Einzelmaßnahmen stehen. Die auslän-

dischen Jugendlichen wollen Ausbildung, Arbeit, soziale An-

erkennung, einen deutschen Paß wünschen die wenigsten von ih-

nen. Das Angebot der Einbürgerung muß am Ende eines Integra-

tionsweges stehen.

Aus ihrem christlichen Menschenbild heraus und der Grundwerte-

bindung ihrer Politik hat die CDU bereits im Herbst 1977 ein

Konzept zur Ausländerpolitik beschlossen. In diesem hat sich

die CDU für die soziale Integration der ausländischen Arbeit-

nehmer und ihrer Familien entschieden. Die CDU strebt folgende

Ziele an:

- Soziale Eingliederung der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer

Familienangehörigen in die deutsche Gesellschaft und Zuer- .

kennung aller Rechte, die von der Verfassung nicht ausdrück-

lich deutschen staatsbürgern vorbehalten sind;

- Chancengerechtigkeit für die hier aufwachsenden Kinder der

Ausländer; diese Kinder müssen durch die Vermittlung eines

Mindestmaßes an Kenntnissen der deutschen Sprache und einer

hinreichenden Schul- und Berufsausbildung alle Möglichkeiten

zur personalen Entfaltung in der deutschen Gesellschaft er-

halten;

- Bewahrung der Identität der Ausländer durch Förderung eigener

kultureller Betätigung und ihrer Kontakte mit dem Heimatland;

- Unterstützung von Maßnahmen, die die freiwillige Rückkehr

erleichtern.

Entscheidend ist, das die positive Einstellung zum Aufenthalt

der Ausländer in unserer Bevölkerung entwickelt wird. Dabei

wird die CDU den Gedanken der Solidarität besonders hervorhe- O

ben. Ohne diese Voraussetzung läßt sich das Grundproblem der

Ausländer, ihre Unsicherheit, in einer fremden Gesellschaft zu _

leben, nicht überwinden. Das für die Zukunft so wichtige europäi-

sche zusammengehörigkeitsgefühl muß gestärkt werden.

l

\
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Unter der Leitung des Vorsitzenden des Gesprächskreises Kunst

und Kulturpolitik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion‚ Dr. Volkmar

Köhler, MdB, fand gestern (l9. 3.) das erste einer Reihe von

Ateliergesprächen der CDU in der "Werkstatt" des Wuppertaler

. Malers Karl Hermann Ueberholz statt.

Gesprächspartner waren auf Seiten der Politiker neben Dr. Köhler,

die Vorsitzende der Frauenvereinigung der CDU, Dr. Helga Wex,

MdB‚ und der Wuppertaler CDU-Bundestagsabgeordnete Manfred

Schmidt. Von Künstler Seite beteiligten sich Professor Dieter ‘

Bülter-Marell, Regisseur an der Folkwangschule Essen, Professor

Rolf M. Koller von der Fachhochschule für Kunst und Design Köln, „

der Direktor der Düsseldorfer Kunstakademie, Professor Norbert j

Kricke, der Intendant der Wuppertaler Bühnen, Dr. Hellmuth i

Matiasek‚und der Gastgeber. ‘

. Schwerpunkte des Gesprächs bildeten unter anderem die Frage

nach den Beurteilungskriterien von Kunst und das Problem der

notwendigen Subjektivität der Kunst.

»WeiteI‘e Diskussionspunkte waren die starke Abhängigkeit der

Lehre an den Kunsthochschulen von den Kultus-Bürokratien und

die Schwierigkeiten von Künstlern, sich in der Öffentlichkeit

zur CDU zu bekennen. Beklagt wurde, daß die politischen Phäno- „

mene der Unterdrückung und Ausbeutung, die in sozialistischen

Systemen auftreten, kaum künstlerisch umgesetzt werden.

Außerdem behandelten die Teilnehmer Fragen des Stiftungsrechts,

Die in den USA geübte Praxis wurde als beispielhaft bezeichnet.
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übereinstimmend forderten die Gesprächspartner eine größere

Liberalität und Offenheit sowohl von Seiten der Politiker als

auch von Seiten der Künstler als Voraussetzung für einen echten

Dialog zwischen Künstlern und Politikern.

Alle Teilnehmer empfanden die Zusammenkunft in der persön-

lichen Atmosphäre eines Künstlerateliers als sehr ergiebig und

sprachen sich für eine baldige Fortsetzung der Ateliergespräche

811S.
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Bonn, den 20. März 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Zu den Vorschlägen der Bundesregierung zur Integration der Aus"

länderkinder schreibt der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner

Geißler, heute im Deutschland-Union-Dienst:
._„_____

Endlich hat die SPD/FDP-Regierung ein Konzept zur verstärkten

Integration ausländischer Jugendlicher vorgelegt. Unabhängig

0 davon, ob die im einzelnen vorgeschlagenen Maßnahmen zur vor-

schulischen und schulischen Integration, zur Berufsvorbereitung

und beruflichen Förderung in jedem Fall das Optimum sind, un-

terstützt die Union alle Bemühungen, die darauf abzielen‚ den

sozialen Sprengstoff, der sich insbesondere in den Ba11ungs—

zentren unter den ausländischen Jugendlichen angehäuft hat, zu

entschärfen. Wir dürfen nicht vergessen, daß immer noch gut 40

Prozent dieser Jugendlichen nicht den Hauptschulabschluß errei-

chen und nur ein sehr geringer Prozentsatz eine berufliche Leh-

re abschließt.

Ich kann der Bundesregierung aber nicht den Vorwurf ersparen,

daß sie zu lange aus taktischen Gründen die Aus1änderproblema—

tik vor sich hergeschoben hat. In Zeiten der wirtschaftlichen

Hochkonjunktur hat die Bundesregierung die Zahl der ausländi-

schen Arbeitnehmer in dem kurzen Zeitraum von 1969 bis 1973

von 1,5 Millionen um eine Million auf 2,5 Millionen hochschnel-

len lassen, ohne die Folgen zu bedenken und daraus die not-

0 wendigen politischen Konsequenzen zu ziehen. In den Folgejah-

ren war die Regierung anscheinend der Ansicht, daß mit dem

Anwerbestop für ausländische Arbeitnehmer aus Nicht-EG-Staaten

sich mit der allmählichen Rückkehr dieser Menschen das Problem

von selbst erledige. Diese Regierung, die sich immer ihrer so-

zialen Verantwortung für die Arbeitnehmer rühmt, hat gegenüber

unseren ausländischen Mitbürgern schmählich versagt. Hier ist

eine Neue Soziale Frage entstanden.

Heute versucht die Bundesregierung über ihr jahrelanges Nichts-

tun hinwegzutäuschen, indem sie den ausländischen Jugendlichen

das scheinbar großzügige Angebot einer “beschleunigten Einbür-

gerung" offeriert. Ich bedaure sehr, daß Minister Ehrenberg

die Einbürgerungserleichterung zum Hauptprogrammpunkt des vor-

gestellten Konzepts erklärt hat. Die politische Diskussion wird

.2 .
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damit in Wirklichkeit auf einen Nebenschauplatz gelenkt, im

Vordergrund aller Bestrebungen um die zweite Ausländergenera-

tion müssen die konkreten Einzelmaßnahmen stehen. Die auslän-

dischen Jugendlichen wollen Ausbildung, Arbeit, soziale An-

erkennung, einen deutschen Paß wünschen die wenigsten von ih-

nen. Das Angebot der Einbürgerung muß am Ende eines Integra-

tionsweges stehen. .

Aus ihrem christlichen Menschenbild heraus und der Grundwerte-

bindung ihrer Politik hat die CDU bereits im Herbst 1977 ein

Konzept zur Ausländerpolitik beschlossen. In diesem hat sich

die CDU für die soziale Integration der ausländischen Arbeit-

nehmer und ihrer Familien entschieden. Die CDU strebt folgende

Ziele an:

- Soziale Eingliederung der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer

Familienangehörigen in die deutsche Gesellschaft und Zuer- 0

kennung aller Rechte, die von der Verfassung nicht ausdrück-

lich deutschen Staatsbürgern vorbehalten sind;

- Chancengerechtigkeit für die hier aufwachsenden Kinder der

Ausländer; diese Kinder müssen durch die Vermittlung eines

Mindestmaßes an Kenntnissen der deutschen Sprache und einer

hinreichenden Schu1- und Berufsausbildung alle Möglichkeiten

zur personalen Entfaltung in der deutschen Gesellschaft er-

halten;

- Bewahrung der Identität der Ausländer durch Förderung eigener

kultureller Betätigung und ihrer Kontakte mit dem Heimatland;

- Unterstützung von Maßnahmen, die die freiwillige Rückkehr

erleichtern.

Entscheidend ist, daß die positive Einstellung zum Aufenthalt

der Ausländer in unserer Bevölkerung entwickelt wird. Dabei

wird die CDU den Gedanken der Solidarität besonders hervorhe- “

ben. Ohne diese Voraussetzung läßt sich das Grundproblem der

Ausländer, ihre Unsicherheit, in einer fremden Gesellschaft zu ‚

leben, nicht überwinden. Das für die Zukunft so wichtige europäi-

sche Zusammengehörigkeitsgefühl muß gestärkt werden.

l

W

l

l
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Bonn, den 21, März 1980

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die für Freitagvormittag angekündigte Pressekonferenz fällt aus.

Wir laden Sie stattdessen zu einer

PRESSEKONFERENZ

mit dem Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler, dem Vor-

0 sitzenden des Bundesfachausschusses Sozialpolitik der CDU, Adolf

Müller (Remscheid), MdB‚ und Ministerialdirektor a. D. Manfred

Baden für

Dienstag, 25. März 1980, 10. 00 Uhr

im Bonner Konrad-Adenauer-Haus, Kleiner Saal, ein.

Thema: Wiedergewinnung der Vollbeschäftigung. Empfehlungen

des Bundesfachausschusses Sozialpolitik der CDU.

Mit freundlichen Grüssen

0g]- 1 k H k. ‘Ä

( G nther Henrich )

Sprecher der CDU

Herausgeber" CDU-Bundesgeschässlelle Reaaknen:Gunmemenncn,stenvem. Christoph Mulrerleile s3 Bonn,KonradeAdenauer—Haus‚

Telefon‘ Pressestelle 02221/5447521/22 tHennch) 544511/12 tMullevlene) Fevnschreiber" 886804



Pressemitteilung _ _

sicher *

sozial _

undfrel

Bonn, den 21. März 1980 ‘
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die für Freitagvormittag angekündigte Pressekonferenz fällt aus.

Wit- laden Sie stattdessen zu einer

PRESSEKONFERENZ ‘

mit dem Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner Geißler, dem Vor- l

O sitzenden des Bundesfachausschusses Sozialpolitik der CDU, Adolf ‘

Müller (Remscheid), MdB‚ und Ministerialdirektor a. D. Manfred l

Dienstag, 25. März 1980, 10.00 Uhr

im Bonner Konrad-Adenauer-Haus, Kleiner Saal, ein. ‘

Thema: Wiedergewinnung der Vollbeschäftigung. Empfehlungen

des Bundesfachausschusses Sozialpolitik der CDU.

Mit freundlichen Grüssen

Qe 1 K. F K ‘Ä

( Gunther Henrich )

Sprecher der CDU
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

In der jüngsten Ausgabe des SPD-Organs "Vorwärts" wird heftige

Kritik an den Freien Demokraten geübt und mitgeteilt, der außen-

politische FDP-Bundesfachausschuß setze sich für eine eigene

Staatsbürgerschaft für Einwohner der DDR ein. Dazu schreibt l

CDU-Sprecher Günther Henrich heute im "Deutschland-Union-Dienst":

o l
Eine spöttelnde Bewertung ihrer Suche nach dem liberalen Wähler

haben die Freien Demokraten durch ihren Koalitionspartner SPD

dieser Tage erfahren müssen. In der jüngsten Ausgabe des Par-

teiorgans "Vorwärts" ist es zu lesen: "Die Freien Demokraten

irren wie weiland Diogenes mit ihrer blau-gelben Fahne durch

die Nebellandschaft des vermeintlichen Wählerwillens. " Der

Blockpartner SPD meint, daß die Probleme der Jugend die FDP

kaum berührten. "Sie - die FDP - beschränke sich darauf, ihre

Regierungsbeteiligung in Bund, Ländern und Gemeinden aufrecht-

zuerhalten und das dafür notwendige Personal bereitzustellen."

O Grund für diese Schelte, die im übrigen im penetranten Ton des i

Besserwissers vorgetragen wird und einen weiteren Beweis für ‘

die erdrückende Dominanz der SPD im Regierungslager liefert,

ist der kontrollierte Streit zwischen FDP-Führung und den Jung-

demokraten wegen deren deutschlandpolitischen Tollheiten auf ‘

dem Judo-Bundeskongreß Anfang März. Bei der Zensur dieses ‘

Disputs legt sich die SPD-Gouvernante keine Zurückhaltung auf.

Hier Kostproben aus dem "Vorwärts": Programmatische Arbeit

der FDP gerät ins Hintertreffen — Seit 1972 keine programmati-

sche Fortentwicklung bei den Freien Demokraten mehr - Die

Karrieristen passen sich noch weiter an — Naives Wohlstands-

denken - usw. Auch Parteichef Genscher kommt nicht ungescho-

ren davon. Er versucht laut "Vorwärts", den eigenen Parteinach-

"Wer'-°°“*?;:‘:::9::;:'::::':2::521:::v2:i:.:::;mf:?:::7:ga:3:22:22?P12:2;21%?":t::::’*°’*""““"”“*
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wuchs ruhig zu stellen und solle die Schuld zunächst einmal bei

sich selbst suchen.

Ein Punkt aus der "Vorwärts"—Rüge verdient besondere Aufmerk-

samkeit. Das Blatt berichtet, die Mitglieder des außenpolitischen

Bundesfachausschusses der FDP seien bereit, eine eigene Staats-

bürgerschaft für DDR-Bürger “in Respektierung der bestehenden

realen politischen Verhältnisse in Mitteleuropa " anerkennen zu

wollen. Damit rückt die SPD die Freien Demokraten vorsätzlich

in die Nähe der deutschlandpolitischen Beschlüsse der Judos, die O

doch Gegenstand der Kontroverse zwischen Jungdemokraten und

Mutterpartei waren. Die FDP sollte sich schleunigst durch eine

klare Stellungnahme aus dem Zwielicht entfernen, in das sie

ihr Koalitionspartner mit Bedacht gebracht hat. Bisher war der

Standpunkt der FDP in der Staatsbürgerschaftsfrage unzweideu-

tig. Die Partei kann sich bei den Sozialdemokraten dafür bedan-

ken, daß dies mit Erscheinen des SPD-Organs "Vorwärts",

Nr. 13 nicht mehr so ist. Solange nicht, bis die Freien Demo-

kraten den Koalitions-"Freunden" das fällige Dementi ins Haus

geschickt haben. ‘

O



Frauenverelnlgung der
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Bonn, den 21. März 1980 Deu|sch|ands

CDU V5300 Bonn v Konrad-Adenauev-Haus 5300 Bonn ‚

Die Pressestelle der Frauenvereinigung der CDU teilt mit:

Anläßlich der Sitzung des Bundesvorstandes der Frauenvereinigung

der CDU in Saarbrücken erklärte die Vorsitzende Dr. Helga Wex, MdB‚

zu aktuellen Themen und Entwicklungen der Gesellschaftspolitik:

. 1. Mit der Absage der IG-Metall zu der Aufforderung der Frauen-

Vereinigung an die pluralen gesellschaftlichen Gruppen, auf

freiwilliger Basis durch die Bildung eines Gleichberechtigungs-

rates die weitere Durchsetzung der Gleichberechtigung der

; Frau voranzutreiben, vergibt die Gewerkschaft die Möglichkeit

der Einflußnahme auf die gesellschaftspolitische Gestaltung

unserer Zukunft. Offensichtlich wird in der IG-Metall die Frei-

heitsminderung durch die zunehmende Verrechtlichung unseres

Zusammenlebens, die damit zwangsläufig verbundene Verbüro-

kratisierung und die relative Wirkungslosigkeit immer neuer

Gesetze weiterhin übersehen. Die Gewerkschaften sollten die

o gebotenen Chancen zur freiwilligen Durchsetzung der Gleich-

berechtigung aus sozialer Verantwortung nutzen. ‘

Die Durchsetzung der Gleichberechtigung der Frau stellt sich

immer mehr als Problem der Veränderung des gesellschaft-

lichen Bewußtseins dar. Diese Veränderung ist zunächst nicht

durch neue Gesetze, sondern vielmehr in einem freiheitlichen

Rechtsstaat mit sozial verpflichteter Marktwirtschaft eine Auf-

gabe, der sich die pluralen gesellschaftlichen Gruppen annehmen

sollten. Diese freiheitliche Alternative ist der wesentlich schnel-

lere und effektvollere Weg zur Durchsetzung der Gleichberech-

_ 2 _
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tigung der Frau als neue Gesetze und Bürokratien.

2. Frauen und Familien haben von der zukünftigen Gesellschafts»

politik der SPD nichts zu erwarten. Wie der jetzt bekanntge—

wordene Entwurf des Wahlprogrammes der SPD verdeutlicht,

werden von der SPD in den nächsten Jahren weder neue Impulse

ausgehen noch nachhaltige Verbesserungen der Lage der Frauen

und Familien in Angriff genommen werden. Zu den zentralen zu-

künftigen gesellschaftspolitischen Aufgaben der weiteren Durch-

setzung der Gleichberechtigung der Frau und einer Neuorientie-

rung der Familienpolitik vermag die SPD in ihrem jetzigen Zu- .

stand außer einigen wenigen Allgemeinplätzen keine Lösungen

anzubieten. Auch gesellschaftspolitisch geht es ihr nur um die

Erhaltung der Macht,

Einmal mehr wird im Entwurf des Wahlprogrammes deutlich,

daß die SPD nur noch die Durchsetzung des einseitigen Modells

der beiden berufstätigen Eltern vorantreiben will und die Auf-

gaben der Fraue n, die sich auch im Interesse der Gesellschaft

ganz der Familie widmen wollen, nicht einmal erwähnt werden.

Auch werden keine Konsequenzen aus dem für die Bundesregie»

rung wenig schneichelhaften 3. Familienbericht, der eine Neu— .

Orientierung der Familienpolitik der Bundesrepublik fordert,

gezogen. Dies zeigt sich auch daran, daß in der bis 1984 fälli-

gen Neuorientierung der Hinterbliebenenversorgung nach den

Vorstellungen der SPD Kindererziehung nur mit einem Jahr

rentenrechtlich anerkannt werden soll. v

Im Wahlprogramm der SPD zeigt sich einmal mehr, daß in der

aktuellen gesellschaftspolitischen Lage in der Bundesrepublik

Deutschland nur noch die Union wesentliche Impulse für eine Neu-

Orientierung geben kann.
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Die Pressestelle der CDU teilt mit:

l

Zu den Ergebnissen des Programmparteitages der "Grünen" in

Saarbrücken erklärt der Generalsekretär der CDU, Dr. Heiner

‘ Geißler:

i Mit den Beschlüssen ihres Saarbrückener Programmparteitages

’ sind die "Grünen" der Fehleinschätzung erlegen, sie könnten durch

eine sozialistische Veränderung unserer Wirtschafts- und Gesell-

schaftsordnung den Anliegen des Umweltschutzes dienen. Wie falsch

dieser Grundansatz ist, zeigt ein Blick in die sozialistischen Staaten

des Ostblocks, in denen die Bürger unter besonders starken Umwelt-

problemen zu leiden haben.

Umweltschutz ist im Rahmen der Sozialen Marktwirtschaft am ehesten

zu verwirklichen. Die CDU hat in ihrem Grundsatzprogramm die

Sicherung der ökologischen Zukunft unseres Gemeinwesens g1eich—

rangig neben die vier klassischen Ziele ihrer Wirtschaftspolitik ge-

0 stellt: Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und stetiges Wachstum

bei außenwirtschaftlichem Gleichgewicht. Mit diesen fünf Zielen

schaffen wir langfristig zuverlässige Rahmenbedingungen für eine

ausgewogene, umweltschonende wirtschaftliche Entwicklung.

Das ursprüngliche Anliegen der "Grünen" ist jedenfalls bei der CDU

besser aufgehoben als bei einer in sich zerstrittenen Splitter-partei,

die die Gesellschaftsveränderung höher stellt als den Umweltschutz.

°°“‘5‘:‚2S’5:°:f:!;2i:7f;‘ä25Sä’i‘:fiikäil‘ä‘ft‘ääääß"säiläi7:2füzfßäi?“'LZ!“:2Z„.ii‚i‘:":g2ä8ia°"‘°°“’“e"”“""
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\
Die Pressestelle der CDU teilt mit: x

Aus Anlaß des Gespräches des Ad—hoc-Ausschusses "Rechte

der Frau" des Europäischen Parlaments mit dem Deutschen 1

Frauenrat erklärt die Vorsitzende des Ausschusses, Marlene

Lenz, MdEP:

. Von Anbeginn der Arbeit des Ad-hoc-Ausschusses hat sich

die EVP dafür eingesetzt, daß die Information auf umfas-

sender Grundlage erfolgt, die Arbeit des Ad—hoc—Ausschus—

ses aber in möglichst konkreten Vorschlägen ihren Ausdruck

findet. wichtigster Ansatz für die Arbeit des Ausschusses

ist die Vorbereitung einer Plenar-Debatte im Sommer dieses

Jahres.

Schon die ersten Arbeitssitzungen haben gezeigt, daß nur

eine Einbeziehung in die allgemeine Parlamentsarbeit den

Frauenfragen nützen kann. Die Arbeiten des Ad—hoc—Ausschus-

ses zeigen schon heute die für Frauenausschüsse so typischen

Anzeichen: Die Sitzungen finden grundsätzlich parallel zu

anderen Ausschuß—Arbeiten statt, d.h. die Mitglieder des

0 Ad-hoc-Ausschusses können an den Sitzungen ihrer eigent-

lichen Fachausschüsse nicht teilnehmen. Die männlichen

Kollegen lassen sich nur zu gerne von den Frauen ihrer

Fraktion vertreten.

Das kann nicht Sinn eines Ausschusses für die Rechte der

Frau sein.

Der Ausschuß hat nichtsdestoweniger mit einer Reihe kon-

kreter Ansätze begonnen. Die Generalberichterstatterin

der EVP hat mehrere Arbeitsdokumente vorgelegt über die

bisherigen Arbeiten der EG auf diesem Gebiet, über den

Rechtsstatus der Frauen in der EG und über einen Vergleich

mit der im Dezember 1979 unterzeichneten UNO—Konvention

gegen die Diskriminierung der Frauen.
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weitere Arbeitsvorschläge folgen.

Ein anderer Ansatz ist ein Fragebogen an die nationalen Presse-

verbände. Die EVP-Fraktion hat dazu ihrerseits Vorschläge vor-

gelegt.

Parallel zu den Arbeiten des Ausschusses hat die EVP einen

Initiativantrag eingebracht, in dem der Ministerrat aufgefordert

wird, die Mitgliedsländer zu veranlassen, die UNO—Konvention

gegen die Diskriminierung der Frauen baldmöglichst zu unter- _

‘ zeichnen. Diese Entschließung wurde mit Unterstützung der

anderen Fraktionen inzwischen vom Plenum des Europäischen '

Parlaments angenommen. weiterer konkreter Erfolg einer gemein-

samen Aktion ist die Einbringung eines Antrages, daß in der

Ende dieses Jahres neu zu benennenden europäischen Kommission

Frauen benannt werden sollen.

Der dazu im Plenum eingebrachte Antrag wurde ebenfalls von

Vertretern aller Fraktionen unterstützt.

Die Diskussion machte allerdings deutlich, daß es nicht darum

gehen kann, Quoten einzuführen, sondern das die Mitglieder des

Europäischen Parlaments der Auffassung sind, daß unter den zur

Verfügung stehenden Persönlichkeiten für die neue Kommission

auch Frauen zu finden sind.

. O
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Bonn, den 25. März 1980 unde’

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

\

I

Zu den heutigen Erklärungen des Juniorenkreises der Deutschen ‘

Wirtschaft und des Bundesverbandes Junger Unternehmer zu ihren „

Erfahrungen in der Subventionspraxis erklärt der Vorsitzende

des Bundesfachausschusses Wirtschaftspolitik der CDU,

O Elmar Pieroth MdB:

Auf ihrer heutigen Pressekonferenz stellcender Juniorenkreis

der Deutschen Wirtschaft und der Bundesverband Junger Unter-

nehmer ihre Erfahrungen mit der Subventionspraxis vor.

Augrund einer Unternehmensumfrage kamen sie zu dem Ergebnis,

daß Subventionen keine Initialzündung für unternehmerische

Entscheidungen sind und Deutschlands Jungunternehmer bereit

sind, auf Subventionen zu verzichten.

Ich begrüße diese Initiative der Jungen Unternehmer, die nicht

um die Gunst der Subventionsgeber konkurrieren wollen. Ich

0 hoffe, daß die Politik dieses Signal richtig versteht und

endlich ein Programm zur Kurskorrektur in der Subventions-

Politik erarbeitet wird.
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Bonn, den 25. Marz 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Der Vorsitzende des Bundesfachausschusses Sozialpolitik der CDU,

Adolf Müller (Remscheid), MdB, und Ministerialdirektor a. D. Man-

’ fred Baden, erklärten bei der Vorstellung der Empfehlungen des

Bundesfachausschusses Sozialpolitik der CDU zur Arbeitsmarktpolitik

heute vor Journalisten in Bonn.

Um die Arbeitslosigkeit abzubauen brauchten wir ein Wirtschaftswachstum von

über 4 i6.

0 Für 1980 wird von den Wirtschaftsforschungsinstituten aber allenfalls ein

Wirtschaftswachstum von 2,5 Prozent erwartet. Angesichts der Tatsache, daß

das Erwerbspotential i980 aufgrund der demographischen Entwicklung um 134 000

auf 24,9 Millionen ansteigt, reicht dieses Wachstum bestenfalls, um die

Arbeitslosenzahlen bei der Millionenmarke zu stabilisieren.

Die letzten Meldungen aus Nürnberg verstärken eher noch diese negative Arbeits-

marktperspektive für 1980, denn für die zweite Jahreshälfte 1980 erwartet

die Bundesanstalt für Arbeit einen deutlichen Anstieg der Arbeitslosenzahlen.

Wir müssen demnach davon ausgehen, daß 1980 das sechste Jahr sein wird, in dem

bei uns eine Million Menschen ohne Arbeit sein werden.

Unter der Verantwortung von SPD und FDP haben sich in der Bundesrepublik Voll-

beschäftigung in Millionenarbeitslosigkeit verkehrt. Eine klägliche Bilanz für

SPD und FDP. Die Koalitionsparteien haben sich an Millionenarbeitslosigkeit

gewöhnt und finden sich auf dem Rücken der Betroffenen damit ab.

Die Union hat sich dagegen nie mit Arbeitslosigkeit abgefunden. Die Union hat l

in zwanzigjähriger Regierungsverantwortung bewiesen, daß sie die Vollbeschäf-

tigung sichern kann. Es war die CDU, die 1969 mit dem Arbeitsförderungsgesetz

. das politische Instrumentarium für eine vorausschauende Arbeitsmarkt- und Be-

schäftigungspolitik geschaffen hat.

Eine Detaildiagnose des Arbeitsmarktes zeigt viele scheinbar gegensätzliche

Elemente: Trotz annähernd 1 Million Arbeitslosen sind 312.000 offene Stellen

gemeldet und über Facharbeitermangel wird allenthalben geklagt. Von 146 Ar-

beitsämtern verzeichnen 18 eine Arbeitslosenquote unter 2 % — 21 Arbeitsämter

dagegen eine Quote über 5 ‘l2. Aus der Detaildiagnose ergibt sich auch, daß „

besondere Vermittlungsschwierigkeiten bei älteren, behinderten, langfristig

Arbeitslosen sowie Frauen gegeben sind.

Eine Politik. die sich nicht mit Millionenarbeitslosigkeit abfindet und die ‘

Betroffenen nicht sich einfach selbst überläßt, muß deshalb die arbeitsmarkt-

politischen Maßnahmen auf eine Förderung der beruflichen und regionalen Mobi-

lität und eine Verbesserung der Vermittlungschancen ausrichten.

Der Bundesfachausschuß Sozialpolitik der CDU gibt deshalb in Ergänzung des

wirtschaftspolitischen Programms der CDU folgende Empfehlungen zur Weiterent-

wicklung des Arbeitsförderungsgesetzes:

-2-
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Neben einem modernen Ausbau der halboffenen und computerunterstützten Ver-

mittlung empfiehlt die CDU deshalb:

l. Zur Steigerung der beruflichen Mobilität die Übernahme der die berufliche

Fortbi dung und llmschu ung fordernden Sonderprogramme ins Arbeitsförderungs:

gesetz (AFG), soweit sie nicht nur vorübergehend von Bedeutung sind.

2. Zur Hilfe für die Familien Erhöhung des Unterhaltsgeldes von derzeit 80 ‘i.

des Netto ohnes auf 90- 00 5%, wenn der Arbeitnehmer allein für den Lebens-

unterhalt seiner Familie zu sorgen hat.

3. Zur Unterstützung der Frauenerwerbstätigkeit Gewährung eines Unterhalts-

geldes von EU 5.5 des Netto ohnes an Hausfrauen, die nach Erfüllung der

Erziehungsaufgabe gegenüber ihren Kindern wieder ins Erwerbsleben eintreten

wollen. Dabei darf es nicht mehr darauf ankommen, zu diesem Wiedereintritt

"gezwungen" zu sein; der Wunsch nach Aufnahme einer Beschäftigung wegen

dieser Veränderung der persönlichen Verhältnisse muß genügen.

4. Zur Hilfe für in unterwertige Beschäftigun abgestiegene Arbeitnehmer Ge-

o währung eines lnterha tsge des von Ei 347 des Netto ohnes auch dann, wenn

eine berufliche Fortbildung oder Umschulung lediglich zweckmäßig erscheint,

um dem Arbeitnehmer das Zurückwechseln von einer unterwertigen in eine ange-

messene Beschäftigung zu erleichtern.

5. Zur Verbesserun der Verwendungsfähi keit die Verlagerung des Schwerge-

wichts von der ging iederungsbeihi fe, die von keinen besonderen Voraus-

setzungen abhängig ist, auf die Einarbeitungszuschüsse, weil diese durch

Anlernen und Einarbeitung die berufliche Stabilität des Arbeitnehmers

stärken. Hierzu wird die Anhebung der Einarbeitungszuschüsse von 80 % auf

90 % des tariflichen oder ortsüblichen Lohnes vorgeschlagen.

6. Zur Stärkung und Unterstützung der — oft vorhandenen Bereitschaft zu

regiona er Mobilität das AnhebeTFder Höchstbeträge für die Erstattung der

Bewer ungs osten, er Familienheimfahrten und der Einrichtungsbeihilfe.

7. Zur verbesserten Vermittlungsaussicht für Schwerbehinderte die Institutio-

nalisierung der Schwerbehindertenprogramme durch Übernahme ins AFG unter

weiterer Finanzierung über die Ausgleichsabgabe.

8. Zur Hilfe für lan fristi Arbeitslose die Anhebung der Lohnkostenzuschüsse

O bei den Ärßeitsbescaffungsmaänamen bis zu 100 i6 des Lohnes für länger

als ein Jahr arbeitslose Arbeitnehmer,

9. Zur Förderung der Teilzeitarbeit - insbesondere zugunsten der Frauen - ‘

-die ausschließliche Verwendung der “verstärkten Förderung aus Bundesmitteln"

bei Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen gem. 5 96 AFG für Teilzeitarbeitsplätze.

Außerdem sollten Darlehen zur Einrichtung von Teilzeitarbeitsplätzen ge- l

währt werden. ‘

lD.Zur Förderung der zusätzlichen Beschäftigung von älteren Arbeitnehmern die l

Anhebung des Rege satzes der Lohnkostenzuschusse von 50 Z auf E0 i des i

Lohnes nach 5 97 AFG. Dabei sollte für Ausnahmefälle die Höchstgrenze auf ,

90 1 angehoben werden.

l

Diese Maßnahmen verursachen zusätzliche Kosten, die von der Union in einem

finanziellen Gesamtrahmen eingepaßt werden. Die Höhe der Kosten hängt davon i

ab, in welchem Umfange von den verbesserten Möglichkeiten Gebrauch gemacht

wird. Selbst bei größter Inanspruchnahme stehen der Bundesanstalt für Arbeit i

die hierfür erforderlichen Mittel zur Verfügung, weil sie gem. ää 188, 240 l

AFG ab l. Januar l98l von der anstaltsfremden Last der Arbeitslosenhilfe- i

Zahlung befreit ist, die sie z.B. 1978 mit 1,3 Mrd. DM belastet hat. ,

l
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Pressemitteilung _ u

lllsicher

sozral

Bonn, 2s. März 1930 "ndei

Die Pressestelle der CDU teilt mit:
‘

CDU—Genera1sekretär Dr. Heiner Geißler erklärte heute in 1

Bonn vor Journalisten zum Thema Arbeitslosigkeit:

l
Seit Jahren ist die Arbeitslosigkeit ein finanziell beson-

ders schwerwiegendes und menschlich unerträgliches Problem.

O Die Zahl der Arbeitslosen verharrt nun schon seit Jahren ‘

bei 1 Million. Die wirtschaftlichen und demographischen

Daten geben zu der Sorge Anlaß‚ daß - wenn nichts geschieht -

die Arbeitslosigkeit auch in der Zukunft ein Dauerproblem bleibt.

l

Die CDU findet sich mit der Arbeitslosigkeit nicht ab. Die

Arbeitslosen in der Bundesrepublik Deutschland dürfen nicht

zu einer vergessenen Million werden. Die Arbeitslosigkeit

kostet Jahr für Jahr Staat und Sozialversicherungsträger

über 20 Milliarden DM, nicht gerechnet den Produktionsaus—

fall. Schwerer wiegt: hinter diesen nüchternen Zahlen ver-

birgt sich millionenfaches menschliches Leid. Arbeitslosig-

keit bedeutet heute für viele sozialen Abstieg, familiäre

. O Belastung, soziale Isolierung und das Gefühl individuellen

Versagens. Die Belastungen und Kosten, die daraus für den

Einzelnen und die Gesellschaft entstehen, werden in der

öffentlichen Diskussion kaum berücksichtigt.

Das Wahlprogramm der SPD nimmt die Arbeitslosigkeit und

die daraus resultierenden wirtschaftlichen und menschlichen

Schäden nicht zur Kenntnis. Die angebliche Partei der Ar— l

beitnehmer hat die Arbeitslosen vergessen. Die Bundesregie- ‘

rung richtet sich darauf ein, mit der Millionenarbeitslosig-

keit zu leben.

chrelbev 886804
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Die CDU ist der Überzeugung, daß die Arbeitslosigkeit kein

unabwendbares Schicksal, sondern eine wirtschaftliche und

soziale Herausforderung ist, die gemeistert werden kann.

Die Instrumente zur Wiederherstellung der Vollbeschäfti-

gung sind bekannt. Die CDU hat zur Wiederherstellung der

Vollbeschäftigung wie auf keinem anderen Gebiet immer

wieder Initiativen ergriffen, z. B.:

- Die CDU hat 1977 ein Programm zur wiedergewinnung der

Vollbeschäftigung vorgelegt. I

O - Die CDU hat 1978 detaillierte Vorschläge zur Verringerung

der Frauenarbeitslosigkeit erarbeitet.

- Die CDU hat in ihrem Grundsatzprogramm das Freiheitsrecht

auf Arbeit und den hohen gesellschaftspolitischen Rang der

Vollbeschäftigung normativ begründet.

- Die CDU hat 1979 in einer Studie eindringlich auf die Le-

benssituation Arbeitsloser und die sozialen Folgekosten

der Arbeitslosigkeit hingewiesen.

- Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat in einer Fülle konkre-

ter Einzelinitiativen Vorschläge zur Vollbeschäftigung

0 und zur Beseitigung bestehender Arbeitslosigkeit unterbrei-

tet.

- Die CDU hat ebenfalls im letzten Jahr ein Wirtschaftspoli-

tisches Programm verabschiedet, dessen Kernamiegen “Arbeit

für alle" ist.

Mit der heute vorgelegten Initiative des Bundesfachausschusses

Sozialpolitik der CDU zur Neiterentwicklung des Arbeitsför-

derungsgesetztes werden Vorschläge gemacht, die auf eine Qua- 3

l
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lifizierung der Arbeitslosen und auf eine Erhöhung der

Mobilität der Arbeitslosen abzielen. Mit diesen Vorschlä-

gen trägt die CDU der Tatsache Rechnung, daß auf der einen

Seite Arbeitskräfte gesucht und auf der anderen Seite keine

Arbeitsplätze gefunden werden.

Ein wesentlicher Grund für die strukturelle Arbeitslosig—

keit, vor allem die Arbeitslosigkeit von weniger qualifi-

zierten Arbeitnehmern, jugendlichen Arbeitslosen ohne qua-

lifizierten Abschluß und von Frauen ohne Ausbildung ist

darin zu sehen, daß durch eine nivellierende Tarifpolitik

der weniger qualifizierte Arbeitsplatz im Verhältnis zu

. der erbrachten Leistung betriebswirtschaftlich zu teuer

geworden ist. Angeblich "soziale" Sockelbeträge führen zu

unsozialen Konsequenzen und schaden denen, denen sie eigent-

I lich helfen sollen. Arbeitnehmergruppen‚ deren relative

Einkommenssituation sich in den vergangenen Jahren dadurch

besonders verbessert hat, sind inzwischen in besonderem

Maße von der Arbeitslosigkeit betroffen. Für diese Ent-

wicklung tragen zwar vordergründig die Tarifparteien die

Verantwortung, in Wirklichkeit aber die Bundesregierung,

die ihrer sozialen Verantwortung für die sekundäre Ein-

kommensverteilung‚ nämlich für die Sozialeinkommen nicht ‚

gerecht geworden ist. Dieses soziale Defizit hat die Ge- ‘

_ 0 werkschaften in den Zugzwang gebracht, mit ihren, dafür

nicht geeigneten Instrumenten der Tarifpolitik das von

der Bundesregierung verursachte soziale Defizit auszu-

gleichen.

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit bleibt eine soziale ‚

und wirtschaftspolitische Aufgaben ersten Ranges. Es ist

nicht nur humaner, sondern auch ökonomischer und finanz-

politisch sinnvoller, die Arbeitslosigkeit zu beseitigen

anstatt sie zu verwalten und zu finanzieren.
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Pressemitteilung _

sicher

sozial _

undfrel

Bonn, den 26. März 1980

Die Pressestelle der CDU teilt mit:

Vor der Bundespressekonferenz erklärte der stellvertretende

Bundesvorsitzende der CDU, Ministerpräsident Dr, Gerhard

Stoltenberg, am Mittwoch, dem 26. März 1980, in Bonn:

O In den letzten Wochen sind finanzpolitische Grundsatzfragen in

den Mittelpunkt der öffentlichen Debatte gerückt:

— Die weiter sprunghaft steigende Verschuldung der öffent-

lichen Hände begegnet zunehmender Kritik;

- Bundeskanzler Schmidt und Bundesfinanzminister Matthöfer

haben mehrfach nachdrücklich die Forderung nach einer

Steuerneuverteilung zu Gunsten des Bundes und damit zu

Lasten der Länder erhoben;

O - in der Öffentlichkeit und auch innerhalb der Bonner Regie»

rungsparteien wird der Zweifel laut, ob angesichts der

wachsenden Deckungslücke und der neuen außenpolitischen

Verpflichtungen die Mehrausgaben und die geplanten Steuer-

senkungen in dem vorgesehenen Umfang verwirklicht wer-

den können.

Die bedrohlich zunehmenden Fehlbeträge belasten die öffent-

lichen Hände gleichermaßen. Die politische Hauptverantwor-

tung für eine verfehlte Finanzpolitik der siebziger Jahre trägt

die Bonner Regierungskoalition. Es ist deshalb im Ansatz

falsch, wenn die Bundesregierung die selbst verschuldete

Finanzkrise jetzt auf Kosten der Länder und Gemeinden lösen
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will. Vielmehr muß in Bonn endlich ein finanzpolitischer Kurs—

wechsel zur strengen Sparsamkeit und zur Solidität eingelei-

tet werden. Nur so können die Voraussetzungen für eine Be-

grenzung und die schrittweise Rückführung des Schuldenstan-

des geschaffen werden. Nur so kann auch der Spielraum für

verantwortbare Steuersenkungen erhalten bleiben.

Die seit Jahren verlorengegangene Übereinstimmung von Sach-

O und Finanzplanung ist wiederherzustellen. Von unrealistischen

Wachstumserwartungen für die achtziger Jahre sollte auch in

der Finanzplanung Abstand {genommen werden. Es gibt keinen

anderen Weg: Die Zunahme der Ausgaben muß deutlich verlang-

samt werden. Die zahlreichen von der Bundesregierung oder der

Mehrheit des Bundestages angekündigten neuen Programme oder

Gesetzesbeschlüsse sind nicht in der vorliegenden Form zu

finanzieren, weil sonst die Zukunftsprobleme unlösbar werden.

Die jährliche Nettokreditaufnahme von Bund, Ländern und Ge- l

meinden (ohne Bahn und Post) belief sich 1970 auf 6, 1 Milliarden ‘

0 Mark, 1979 auf 42, 3 Milliarden Mark. Sie steigt 1980 voraus- l

sichtlich auf 47, 5 Milliarden Mark an, ‘

i

Die Gesamtschulden der öffentlichen Hände wuchsen Seit 1970 i

von 123, l Milliarden Mark bis Ende 1979 auf 409 Milliarden 1

Mark, Ende 1980 werden sie voraussichtlich 450 Milliarden

Mark deutlich überschreiten.

Am bedenklichsten ist die Zunahme der jährlichen Zinsausgaben

von 5, 87 Milliarden Mark 1970 auf wahrscheinlich rund 30 Milliar-

den Mark 1980. Beim Bund ist in dieser Zeit ein Anstieg von

2, 46 Milliarden Mark auf über 13, 5 Milliarden Mark zu ver-

zeichnen, bei den Ländern von 1, 49 auf mehr als 9, 5 Milliar-

den Mark. Diese parallele Entwicklung begründet keinen An-

. 3 .
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spruch auf eine Steuerneuverteilung zu Gunsten des Bundes.

Die 1970 vergleichsweise am stärksten verschuldeten Gemein-

den hatten damals jährliche Zinszahlungen von 2, 4 Milliarden

Mark zu leisten; 1980 werden es über 6, 2 Milliarden Mark

sein. Die Bundesregierung beging einen schweren, vielleicht

nicht mehr korrigierbaren Fehler, als sie die wirtschaftlich

relativ günstigen Jahre 1976 bis 1979 nicht zu einer wirksamen

Konsolidierungspolitik für die öffentlichen Finanzen nutzte.

O Sollte der von vielen Wirtschaftswissenschaftlern vorherge-

sagte starke Konjunktureinbruch 198l Wirklichkeit werden,

so würde der extrem hohe Schuldenstand die Finanzpolitik

fast völlig aktionsunfähig machen. Bei stagnierenden oder

rückläuiigen Steuereinnahmen müßten hohe Kredite benutzt

werden, um die jetzigen Ausgaben einigermaßen zu sichern.

Der Spielraum für konjunkturfördernde steuerliche Entlastun-

gen oder zusätzliche Ausgaben wäre nicht mehr gegeben.

Bis 1974 lag die Deckungsquote (Verhältnis der Einnahmen

ohne Kredite zu den Ausgaben) beim Bund deutlich über der

0 von Ländern und Gemeinden. Seit 1975 hat sich diese Relation

verändert. Aber ab 1977 gibt es wieder eine Annäherung der

Kurven. 1979 und 1980 ist nach den Berechnungen der Länder-

finanzminister die Situation für den Bund wieder günstiger

‘ als bei den Ländern.

Artikel 106 Absatz 3 des Grundgesetzes sagt, daß "der Bund

und die Länder gleichmäßig Anspruch auf Deckung ihrer not-

wendigen Ausgaben haben". Wir erkennen an, daß der Bund

durch die internationalen Krisen seine Aufwendungen für die

Verteidigung und die Auswärtige Politik verstärken muß.

Die Bundesregierung hat es jedoch bis jetzt versäumt,

- 4 _
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- die Größenordnungen für die künftigen Jahre offen darzulegen

und in eine neue Aufgaben- und Finanzplanung einzubeziehen;

- die unvermeidlichen Einsparungen in anderen Bereichen über

das Jahr 1980 hinaus zu bestimmen und

- die erforderlichen Folgerungen für die laufende finanzwirk-

same Gesetzgebung zu ziehen.

0 Der Bundeskanzler redet in den letzten Wochen zwar häufig von

"Opfern", aber niemand weiß bis jetzt, was dies konkret für die

Finanzpolitik der Bundesregierung bedeutet.

Es fehlt deshalb in Bonn an einer glaubwürdigen und berechen-

baren Innenpolitik. Während Schmidt und Matthöfer die Einnahmen

der Länder und Gemeinden drastisch verringern wollen, propa-

gieren andere Bundesminister neue Milliarden-Vorhaben auf un-

sere Kosten, bei der Bildungsplanung, durch Umweltschutzgesetze,

bei der Jugendhilfe, in der Rechtspolitik und in zahlreichen ande-

ren Bereichen.

Der Bund sollte zunächst im eigenen Zuständigkeitsbereich sparen.

Er muß darüber hinaus aufhören, in verfassungsmäßige Aufgaben

der Länder und Gemeinden durch unkoordinierte Haushaltsansätze,

Planungen und Programme einzugreifen.

Die meisten Bundesländer sind nicht für die Beseitigung aller 3

Gemeinschaftsaufgaben. Aber nach den Erfahrungen der letzten

zehn Jahre ist eine "Flurbereinigung" notwendig geworden. Eine l

Reihe von Mischfinanzierungen führen zu einem unvertretbaren

Verwaltungsaufwand und beträchtlichen Reibungsverlusten.

Wir werden deshalb neuen "Modellvorhaben" des Bundes in unse-

_ 5 .
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rem Verantwortungsbereich nicht mehr zustimmen; mehrere

Haushaltstitel außerhalb der Zuständigkeit des Bundes sollten

gestrichen werden. Falls die verstärkten internationalen Ver-

pflichtungen des Bundes es unabweisbar machen, sind wir

bereit, i.hn bei einigen Mischfinanzierungen finanziell zu ent-

lasten, zum Beispiel bei der Stadtentwicklung oder dem

Krankenhausbau.

Voraussetzung hierfür sind eine neue, aufgabengerechte und

D sparsame Finanzplanung und der Verzicht auf eine weitere

nachhaltige Belastung der Länder und kommunalen Selbstver-

waltung durch die Bonner Gesetzgebung.

Die Steuerentlastungen haben in dieser Wahlperiode Vorrang I,

vor neuen finanzwirksamen Gesetzen. Es ist deshalb zu er-

warten, daß der Bundesrat auch in seinen kommenden Sitzun-

gen bei mehreren besonders kostspieligen Vorlagen den Ver-

mittlungsausschuß anruft, um Einsparungen zu erzielen.

Wir erwarten, daß die Regierungsparteien an dieser Politik

. der Begrenzung der Ausgaben konstruktiv mitarbeiten. An-

dernfalls wären harte Eingriffe in die Leistungsgesetzgebung

in der nächsten Wahlperiode unvermeidlich. i

Vor der Bundestagswahl müssen die Bücher offengelegt und ‘

die unvermeidlichen Einschränkungen ehrlich vertreten wer- i

den, sonst würde die Glaubwürdigkeit der jetzigen Regierungs- l

parteien schweren Schaden nehmen. ‘


